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In Memoriam Gilbert Ziebura (1924 - 2013) 


Zur Aktualität einer Analyse struktureller 
Bestimmungsfaktoren politischer Handlungskorridore 


Gilbert Ziebura ist am 21. Februar 2013 gestorben. Einige von uns hat er während 
seiner Tätigkeit an der FU Berlin (1964-1974), der Universität Konstanz (1974- 
1978) und schließlich der TU Braunschweig (1978-1992) nachhaltig geprägt. 
Legendär sind seine Vorlesungen, die das Zusammenwirken von (welt-)ökonomi- 
schen, gesellschaftlichen und politischen Verhältnissen den Studierenden bildlich 
werden ließen.! Ohne mit oberlehrerbehaftetem Habitus an der Begründungeiner 
eigenen ‘Schule’ interessiert zu sein, haben sich an allen Orten seines Wirkens „Zie- 
buristen“ herausgebildet. Ob diese Titulierung seiner ‘Schüler’ als Anerkennung 
oder als Schimpfwort gemeint war, habe ich bis heute nicht verstanden. Gilbert 
verwendete solche Termini kaum. „Oberlehrerhymnen“ brachten ihn cher - wie 
es in F.J. Degenhardts „Adieu Kumpanen“ heißt - „zum Kotzen“. Viele seiner 
‘Schüler’ haben sich im Laufe der Zeit von ihm emanzipiert, eigene Positionen 
entwickelt - ich natürlich auch. Er hatte Respekt davor, arbeitete sogar daraufhin, 
über ihn hinauszudenken. Er akzeptierte uns, wie wir waren - mit unseren Fehlern, 
Unzulänglichkeiten, Unkenntnissen, die er wohl immer wieder wahrnehmen 
musste. Für viele von uns wurde er genau deshalb zu einem schr guten Freund. 


Unsere wissenschaftliche Zusammenarbeit begann nach dem Abschluss mei- 
nes Studiums in Berlin, Braunschweig und Hamburg Ende der 1980er Jahre. 
An der TU Braunschweig galt er - seinen eigenen Worten zufolge - als „roter 
Professor’, gleichbedeutend mit Störenfried, der es darauf anlegte, die von einer 
Professorenoligarchie kontrollierten Machtverhältnisse zu durchkreuzen“ (2009: 


l Gemeinsam mit Michael Bonder beabsichtige ich seine an der TU Braunschweiggehaltene 
2-semestrige Vorlesung „Grundmuster der Weltpolitik und Weltwirtschaft nach 1945“ 
herauszugeben. Seine handschriftlichen Aufzeichnungen dazu liegen uns vor. 
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300)”. Seine Isolierung im akademischen Betrieb und sein Rückzug in einen 
„Dienst nach Vorschrift“ (ebd.) hinderten ihn allerdings nicht, intensiv mit den 
Studierenden zu arbeiten. Mit einigen von ihnen entstand 1989 die Idee, einen 
Forschungsprojektantrag zu formulieren. Schon diese erste Zusammenarbeit 
bildete nicht nur eine Lehrstunde in akribischer Forschung; sie vermittelte durch 
lebhafte Debatten, die wir führten, und das gemeinsame Ringen um Fragestellung 
und Forschungsdesign auch echte Freude an wissenschaftlicher Arbeit. 

Das Projekt befasste sich mit dem Wechselverhältnis von zunehmend globaler 
Kapitalverflechtung, fortschreitender regionaler Integration und andauernder 
Restrukturierung nationalstaatlicher Politik. Wir vermuteten einen unauflösba- 
ren Zusammenhang zwischen diesen Prozessen, fragten nach Bedingungen und 
Spielräumen eigenständiger europäischer Antworten. In gewisser Weise sollte das 
Projekt eine Fortsetzung des von der DFG geförderten Projektes „Internationa- 
lisierungsprozess, Staatsinterventionismus und gesellschaftliche Entwicklung in 
Europa“ bilden, das Gilbert in den Jahren 1976-78 an der Universität Konstanz 
leitete und nach Veränderungen der „Staatsapparate durch die Internationali- 
sierung nicht nur von außen; sondern auch von ‘innen”“ fragte, letztlich, wie 
die Internationalisierung des Kapitals die „Auflösung und Neuformierung von 
Klassenbündnissen“ bewirkt (1979: 258). Der Antragwurde von den Gutachtern 
der DFG mit der Begründung abgelehnt, die Fragestellung sei wissenschaftlich 
irrelevant, theoretisch zu aufgeladen. Von einer gesamtgesellschaftlichen Analyse, 
die „nach der Dialektik von strukturellen Bedingungen und konkretem außenpo- 
litischem Entscheidungsprozess“ fragte und das „Mischverhältnis“ von „externen 
und internen Bestimmungsfaktoren des gesellschaftlichen Wandels“ thematisierte 
(1990a: 90 bzw. 101) wollte man dort offensichtlich nichts mehr wissen. 

Nur kurze Zeit später begannen jene, die dem Antrag Irrelevanz attestierten, von 
“Varieties of Capitalism’ zu schwafeln - nun aber weitgehend auf der Grundlage 
„impressionistischer Deskription und im juristischen steckenbleibender Analyse“ 
(1973: 293), um die Stabilität der institutionalisierten Kapitalismustypen auch in 
Zeiten von Umbrüchen der kapitalistischen Weltökonomie verkünden zu können. 
Genau diesen Blödsinn glaubten wir schon damals nicht: weder, dass politische 
Institutionen aus sich selbst heraus erklärt werden können und dass Strukturen der 
Weltökonomie nicht im Innern der politischen Regulationsverhältnisse walteten 
(Ziebura sprach davon, dass eine Politische Wissenschaft „durch systematische 
Vernachlässigung“ der immer gewichtiger werdenden Weltökonomie, notwendig 
„verkümmere“, 1978: 76), noch dass angesichts „der Fülle des historischen Stoffes 
[...] jeder Versuch der Theoriebildung zerschellen“ müsse (1989: 432). 


2 Allefolgenden Zitate und Verweise aus den im Literaturverzeichnis aufgeführten Texten 
von Gilbert Ziebura. 
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Einem inneren Zwang zum Widerspruch gehorchend schrieben Gilbert, 
Michael Bonder und ich 1992 das Buch Deutschland in einer neuen Weltära, 
um der zur Institutionenlehre verkümmerten Politischen Wissenschaften die 
Erklärungskraft eines ‘holistischen’ Erklärungsansatzes vorzuführen. Schließ- 
lich hatten sich mit der Implosion des sozialistischen Weltsystems nicht nur die 
globalen Verwertungsbedingungen des Kapitals nochmals gründlich verändert; 
auch die verkündete „neue Weltordnung“ unter den Imperativen des kapitalisti- 
schen Weltsystems begann mit dem Golfkriegals „Missgeburt“ (1991). Die reife’ 
Politikwissenschaft schien uns denkbar ungeeignet, den inneren Zusammenhang 
zwischen neuer kapitalistischer Expansion, Umwälzungen in der internationa- 
len Politik, der europäischen Integration und der Restrukturierung innerge- 
sellschaftlicher Regulation überhaupt zu erfassen. Wir wurden ‘Kumpanen’ in 
einem immer widriger werdenden Wissenschaftsbetrieb. Wir diskutierten die 
Textfragmente zu diesem Buch in harten inhaltlichen Auseinandersetzungen in 
Gilberts Universitätsbüro - teilweise bis zu 12 Stunden lang. Während Michael 
Bonder und ich nach diesen Debatten kurz vor der kompletten Erschöpfung 
standen, lebte Gilbert darin auf. Nach seiner Emeritierung - im Anschluss an 
seine letzte Vorlesungüberreichten ihm Studierende rote Rosen und roten Wein, 
Vertreter der Universität fehlten - setzten sich diese Debatten in der von ihm 
„Katakomben“ genannten privaten Arbeits- und Schreibstube fort. Und auch 
hier folgte den Debatten immer ein Ausklang bei gutem Essen und Wein. In 
seiner Autobiographie beschreibt Gilbert die Buchproduktion so: 

„Parallel zu den Ereignissen, die 1991 über die weltpolitische Bühne gingen, geschah etwas 

im akademischen Leben ganz und gar Außergewöhnliches. Genährt von gemeinsamer 

Arbeit in den Seminaren entwickelte sich spontan zwischen mir und meinen beiden 

wichtigsten Mitarbeitern und Doktoranden, Michael Bonder und Bernd Röttger, eine 

intensive, leidenschaftliche, fast fiebrige Debatte, mit der wir als Wissenschaftler der in- 
ternationalen Beziehungen zu verstehen versuchten, was wir hautnah an Veränderungen 
erlebten. Dann tauchte die Idee auf, unsere Reflexionen in einem Buch zu verarbeiten, die 
einzelnen Partikelder Wirklichkeit zu einem Puzzle in der Hoffnung zusammenzusetzen, 


Umrisse einer Gesamtschau zu bieten. Das zwang uns, unsere Analysen und Interpreta- 
tionen auf den Punkt zu bringen und klar und verständlich zu formulieren.“ (2009, 360) 


Gilbert Ziebura war so ein Mann derklaren, geschliffenen Formulierung, Und das 
in einem Forschungsfeld, in dem komplexe Wechselverhältnisse von Ökonomie, 
Gesellschaft und Politik sowie das Zusammenspiel von Weltmarkt und inner- 
gesellschaftlicher Entwicklung - und das auch noch in historischer Perspektive 
- im Zentrum standen. In der Regel dominiert in diesem Feld unverständliches 
wissenschaftliches Gestammel. Kurt Tucholsky hat das in seinem Kurzen Abriss 
der Nationalökonomie (veröffentlicht in: Die Weltbühne, 15. September 1931) 
vorgeführt. Er beginnt mit klaren Worten: „Nationalökonomie ist, wenn die 
Leute sich wundern, warum sie kein Geld haben“ - und er endet, weil er den 
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Stand wissenschaftlicher Erkenntnis referieren möchte, in einem Gestammel, 
weilder Weltmarkt die Dinge irgendwie komplizierter mache: „Der Wohlstand 
eines Landes“ basiere nun „aufseineraktiven und passiven Handelsbilanz [...], auf 
seinen innern und äußern Anleihen sowie auf dem Unterschied zwischen dem 
Giro des Wechselagios und dem Zinsfluss der Lombardkredite“. „Bei Regenwet- 
ter“ sei das aber „umgekehrt“. Zudem zeige die Empirie, dass „jeden Morgen“ bei 
Staatsbanken „der sog. ‘Diskont’ ohnehin ausgewürfelt“ werde. Seine Analyse 
endet im Gipfel wissenschaftlicher Erkenntnis der Zeit: „Was die Weltwirtschaft 
angeht, so ist sie verflochten.“ 

In gewisser Weise - nun aber ohne jeden Hauch von Ironie - hat die reife 
Politikwissenschaft diese Erkenntnis Tucholskys immer wieder reproduziert. 
Verflechtung hieß nun Interdependenz - und das Wundern der Menschen, war- 
um sie unter welchen Verhältnissen über kein Geld verfügten hatte sich natürlich 
vollständig aus den wissenschaftlichen Fragestellungen verflüchtigt. 

Bei Gilbert Ziebura liest man es ganz anders: ökonomische Verflechtungs- 
Prozesse interpretierte er immer schon als Dynamiken, die „mit einer Entde- 
mokratisierung“ einhergehen, „was nichts anders heißt, als dass sie auf Kosten 
der ökonomische und sozial Schwachen stattfinden“ (1973: 299). Eine Politische 
Wissenschaft, die Demokratie ohne Gesellschaftsbegriff, Gesellschaft ohne Herr- 
schaft und ohne einen Begriff kapitalistischer Produktionsweise, und nationale 
Entwicklung ohne einen Begriff des Weltmarkts denkt, musste ihren Gegenstand 
notwendig verfehlen. Interdependenz als Folge kapitalistischer Weltmarktbe- 
wegung verlaufe „asymmetrisch“ und schaffe „neue Dominanz- und Abhängig- 
keitsverhältnisse“ (1976: 2). Sein Erkenntnisinteresse richtete sich folglich auf die 
„heimtückischen Nackenschläge der Interdependenz“ (1988a: 19), die bestimmte 
politische Handlungsspielräume immer wieder limitieren. In brillanten Analysen 
der französischen Gesellschaftsformation hat Gilbert den Zusammenhang zwi- 
schen der Stellung des französischen Produktionsapparats in der Hierarchie der 
Weltarbeitsteilung und der Verhinderung politischer Alternativen dort, immer 
wieder deutlich gemacht. Kurzum: Weltmarkt war für ihn - wieerin Anlehnung 
an Francois Perroux formulierte - immer nur das „Kampfleld ungleicher Gruppen 
und Staaten, auf dem der Stärkere dem Schwächeren sein Gesetz auferlegt“ (1973: 
297). Klartext. Und wie die "Weltmarktgesetze’ jenseits abstrakter Kapitallogik 
im Innern der Gesellschaftsformationen walten, hat er schon früh als Mechanis- 
men einer „transnationalen Herrschaftssynthese“ identifiziert: als Formen einer 
„relativ stabilen Konfiguration von Gruppen mit kompatiblen Interessenlagen 
einschließlich der Mechanismen der internen und externen Stabilisierung solcher 
Koalitionen“ (1974: 27). 

Von diesem 'gesamtgesellschaftlichen‘, der Herrschaftskritik verpflichteten 
Ansatz konnte man viel lernen, erst recht, wenn man, wie ich, 1981 in einer Zeit 


In Memoriam Gilbert Ziebura (1924 - 2013) 187 


sein Studium begann, in der in Frankreich ein Bündnis aus Sozialisten und Kom- 
munisten sich anschickte, den 'neoliberalen Konterrevolutionen’ eine Alternative 
entgegenzusetzen. Wie viele glaubte ich an solche Experimente‘, bekleckerte 
mich aber tatsächlich nur gründlich mit Illusionen. Die analytische Bestimmung 
von Handlungskorridoren hätte vor solcher Illusionierung bewahren können. 
Damals aber war mir das Forschungsprogramm Gilberts noch nicht vertraut. Ich 
hatte noch nicht gelernt, „unter der Oberfläche konjunktureller Erscheinungen 
langfristigwirkende strukturelle Bedingungsfaktoren zu erkennen, was dann |...] 
gestattet, die Frage nach dem Handlungsspielraum zu stellen“ (1984: 13). Mit 
anderen Worten: die Verhältnisse von Mythen und Realitäten - so der Untertitel 
seines Standardwerks zu den deutsch-französischen Beziehungen (1970/1997) 
— waren mir noch nicht klar. 


Seine historische Untersuchung von Weltwirtschaft und Weltpolitik 1922/24-1931 
steht paradigmatisch für einen theoriegeleiteten Ansatz, der den „Zusammenhang 
von Politik, Ideologie und Ökonomie, von innergesellschaftlichen und externen 
Krisenfaktoren als Einheit“ (1984: 10) imstande ist, in durchgeführte Analyse 
zu übersetzen. Gilbert zeigt hier, wie „bereits am Beginn einer zweifellos noch 
stürmischen Entfaltung [von weltwirtschaftlich-vermittelten Krisentendenzen 
der Gesellschaften, B.R.], irreversible Fakten für die Zukunft der kapitalistischen 
Weltökonomie“ geschaffen werden (1996: 95). In dieser Analyse materialisiert 
sich sozusagen die These der Dialektik von Struktur und Ereignis, von externen 
und internen Bestimmungsfaktoren in einer hochgradig aktuellen Heuristik 
von Handlungskorridoren in ‘großen Krisen’ und vermeintlichen historischen 
Zäsuren der kapitalistischen Entwicklungsgeschichte. 

Eine solche Analyse wurde möglich, weil die Untersuchung kapitalistischer Be- 
wegungsgesetze jeder Primatsvorstellung, seies der Ökonomie, seies der Politik, 
abschwört und sich auf „die unentwirrbare wechselseitige Durchdringungvon Po- 
litik und Ökonomie“ (1984: 15) konzentriert. Ziebura entfaltet eine vielschichtige 
Analyse, wie sich in den 1930er Jahren „in Antwort aufdie Weltwirtschaftskrise 
der Trend zur Politisierungder Ökonomie voll durchsetzt“ (16). Er setzt mit der 
Analyse von Fehlentwicklungen der kapitalistischen Weltökonomie und des 
Weltsystems seit 1924 an, skizziert die Herausbildung einer auf fordistischer 
Kapitalakkumulation basierenden Dominanzposition der USA, die jedoch durch 
Widersprüche charakterisiert ist: „Die von den republikanischen Administrati- 
onen systematisch unterstützte Privilegierung des Kapitals zu Lasten der Arbeit 
musste zwangsläufig zur Überakkumulation führen, wenn die Entwicklung der 
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Masseneinkommen nicht Schritt hielt.“ Der reale Stundenlohn der Industriear- 
beiter stiegzwischen 1920 und 1929 aber lediglich um 2 %, das Einkommen aus 
Gewinnen und Renten dagegen um 45 % (50f.). Zudem setzte das „Funktionieren 
des fordistischen Wachstumsmodells eine Öffnung der Weltwirtschaft“ voraus, 
„um auf diese Weise die innere Entwicklung von außer her abzusichern“ (145). 
Tatsächlich aber „ergriffen die Regierungen Maßnahmen, die sämtlich dazu bei- 
trugen, den Zerfallsprozess der Weltwirtschaft noch dadurch zu beschleunigen, 
dass sie die Austauschbeziehungen einer sich ständig verschärfenden national- 
staatlichen Kontrolle unterwarfen“ (147). Diese Widersprüche analysiert Ziebura 
auch als Ergebnis von Verschiebungen im Verhältnis von Kapital und Arbeit, des 
„Drucks der revoltierenden Arbeitermassen“ (17), der die Bourgeoisien auf der 
einen Seite zu Konzessionen zwingt (indem Schutzmechanismen gegenüber der 
Gesetzen des Arbeitsmarktes und der Weltmarktes ergriffen werden), auf der 
anderen Seite aber die Macht des Kapitals nicht bricht und so die Niederlagen der 
Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegungen vor der Krise vorbereitet, die dann die 
Formierungeine angemessenen Krisenüberwindungsstrategie verunmöglichen. 
Die Versuche konservativ-restaurativer Restabilisierung der sozialökonomi- 
schen Herrschaftsstrukturen ebneten entweder den Weg in den Faschismus, 
oder aber die Industrieländer entfalteten „die Kraft zu einer alternativen Krisen- 
überwindungsstrategie (Roosevelts New Deal; Volksfront in Frankreich)“ oder 
verabschiedeten sich wenigstens „wie in England [...] die Konservativen [...] von 
liebgewordenen Vorstellungen (Pfund-Abwertung)“ (182). Ziebura analysiert die 
strukturellen Hintergründe und politisch-gesellschaftlichen Prozesse, die eine 
Krise der kapitalistischen Produktionsweise zu einer „großen Krise“ machen, zu 
einem Movens der Umwälzung des Regulationsmodells. Und das weitaus präziser, 
bevor der Begriff der „großen Krise“ mit der Popularisierung der Regulations- 
theorie seinen Höhenflug antrat. 
Seine Untersuchung schließt in einer bemerkenswerten krisenvergleichenden 
Perspektive: 
„Zwar wird [in der Krise der 1970er Jahre, B.R.] erneut auf traditionelle Elemente einer 
vorkeynesianisch-deflationären Politik zurückgegriffen [...]. Andererseits erfährt diese Po- 
litik heute eine bezeichnende Ergänzung durch die Einführungangebotsorientierter Ziele 
und Instrumente zugunsten der Kapitalseite, um auf diese Weise eine gravierende Ursache 
der Krise, den Rückgang der produktiven Investitionen zu bekämpfen [...]. Tatsächlich geht 
es heute letztlich darum, einen Prozess der Umstrukturierung und Anpassung der natio- 
nalen Volkswirtschaften an veränderte weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen [...] mit 
allen Mitteln zu fördern. Insofern haben die konservativen Regierungen die Konsequenz 
aus der Tatsache gezogen, dass es sich heute um eine Krise der Kapitalverwertung selber 
handelt. Hier stoßen wir aufden entscheidenden Unterschied zur Weltwirtschaftskrise von 
1929 [...]. Damals handelte es sich [...] um die Krise eines extensiven Wachstumsmodells. 


Es war dadurch gekennzeichnet, dass die Profite der Unternehmer schneller anstiegen als 
die Einkommen der Verbraucher. Mithin handelte es sich um eine Krise der Realisierung”. 
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[...] Andererseits ist, im Gegensatz zu den 30er Jahren, eine alternative Krisenüberwin- 
dungsstrategie jenseits von Konservatismus und überholtem Keynesianismus auch nicht 
in Umrissen in Sicht. Dazu wäre eine einschneidende Veränderungder bestehenden gesell- 
schaftlichen Machtverhältnisse erforderlich. Zugleich tragen Supermacht-Konfrontation 
und Rüstungswettlauf dazu bei, jene innergesellschaftlichen wie internationalen Verhält- 
nisse zu zementieren, die gerade die Ursache der Krise sind.“ (183ff.) 


Ziebura fragt in seiner Schlussbetrachtung nach dem prozessierenden Zusam- 
menwirken „zwischen den Krisenursachen und den Methoden zu ihrer Über- 
windung“ (177). Er wirft die Frage nach dem Verhältnis von objektiven, in der 
historischen Struktur der Kapitalakkumulation verankerten Bedingungsfaktoren 
kapitalistischer Reproduktion und den sich unentwirrbar in den gesellschaftlichen 
Machtverhältnissen konkretisierenden Handlungskorridoren demokratischer 
Krisen- und Gesellschaftsveränderung auf. In vielen neueren Publikationen wird 
die Krise des Kapitalismus seit 2008 erneut als „große Krise“, als Krise eines spe- 
zifischen kapitalistischen Entwicklungsmodells interpretiert. Konkrete Analysen 
des Zusammenspiels von strukturelle Bedingungen und politischen Ereignissen, 
auf deren Grundlage die Krisenprozesse erst als „große Krise“ bestimmt werden 
können, bleiben dann aber in der Regel stark hinter der ‘starken These’ zurück. 
Die aktuelle Krise des Kapitalismus 'gesamtgesellschaftlich’ zu analysieren, wäre 
- in Gilberts Worten - erneut „des Schweißes der Edelsten würdig“ (1996: 104). 


Auch weil eine solche, herrschaftskritische, zugleich aber die Restriktionen und 
Gegenkräfte demokratischer Veränderungthematisierende Analyse, aufder realis- 
tische Handlungskorridore für Alternativen zu bestimmen wären, cher margina- 
lisiert ist, nicht einmal am Horizont aufzublitzen scheint, lässt sich insbesondere 
in der BRD erneut ein „Totalitarismus der Mitte“ (1988b: 30) beobachten. Er 
wird immer wieder zum Humus einer restaurativ-perspektivlosen Politik, eines 
„kümmerlichen, deprimierenden Durchwurstelns (*Inkrementalismus’), das 
irgendwann in der Sachgasse enden wird“ (1996: 105). 

Überall, wo Gilbert ein solches „Gedränge in der Mitte“ aufspürte, veranlasste 
esihn, gespeist durch seine „Leidenschaft für und Leiden an und durch Politik“ 
(2009: 1), zu scharfen Kommentierungen (z.B. „Canosssa-Gang nach Oggers- 
heim“, 1990b). Auch diese Kommentare werden fehlen. 

Zuletzt hat er die seine Forschung und Lehre tragende Analyse der Dialck- 
tik von strukturellen Bedingungen und konkreten politischen Entscheidungs- 
prozessen in die Formel der „zermürbenden Dialektik zwischen Freiheit und 
Notwendigkeit“ gebracht, dem „Wünschbaren“ und dem „Machbaren“ (2009: 
2). Eine andere Wendung für Antonio Gramscis „Pessimismus des Verstandes, 
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Optimismus des Willens“. Auch weil sich die Analyse zementierter Machtver- 
hältnisse den waltenden Restriktionen für durchsetzungsfähige Alternativen zur 
kapitalistischen Vergesellschaftung stets bewusst ist, bezeichnete Gilbert Ziebura 
den Linksintellektuellen als den „geborenen Sisyphus, der sich vor nichts so 
hüten muss, wie seine gute Laune zu verlieren“ (1988b: 19). Seine Autobiografie 
schließt mit dem Satz: „Ich bin bei diesem Versuch gescheitert, hoffe nun auch 
diejenigen, die nicht aufhören, dem ‘Reich der Freiheit’ gegenüber dem ‘Reich 
der Notwendigkeit’ eine Chance zu geben, uns es besser zu machen, als es mir 
vergönnt war.“ (2009: 386) 

Er bezeichnete seine Vision als eine „linksliberale“, die sich dadurch auszeichne, 
in jeder historischen Situation „Alternativen auszuloten, den Raum politischer 
Vorstellungskraft zu erweitern, autistisch verkrustete Machtstrukturen auf- 
zusprengen...“ (ebd.: 389). Ich halte diese Bezeichnung für ideengeschichtlich 
zumindest unglücklich und wollte mit ihm noch darüber streiten. Unbestritten 
ist, dass ihm die politische Philosophie immer als „unabdingbarer Bestandteil 
jeder politischen Theorie“ galt, weil nur sie „Ausgangspunkt und Grundlage für 
konkrete Handlungsanweisungen“ sein kann (1978: 67f.). In diesem Sinn kommt 
seine „linksliberale Vision“ der von Bert Brecht bei Marx gefundenen „Großen 
Methode“ gleich: „Die Große Methode ermöglicht, in den Dingen Prozesse zu 
erkennen und zu benutzen. Sie lehrt Fragen zu stellen, welche das Handeln er- 
möglichen.“ (Brecht, Me-ti, GW 12: 475). 

Genau diese „Große Methode“ konnte uns Gilbert immer neu lehren. Sein 
Tod reißt eine Lücke, die nicht zu schließen ist. Aber wir versuchen, weiterzu- 
arbeiten, solange jedenfalls, wie wir uns irgendwie ‘bei Laune’ halten können. 
Adieu Kumpan und Freund! 
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Alex Demirovic 


Multiple Krise, autoritäre Demokratie und 
radikaldemokratische Erneuerung 


Die Demokratie ist seit Jahren durch eine cher negative Entwicklung gekenn- 
zeichnet. Im Zusammenhang mit der Zurechenbarkeit von Entscheidungen und 
Verantwortlichkeit von demokratischen Instanzen, Korruption und Rechtsstaat- 
lichkeit, Partizipation, Menschen- und Bürgerrechte oder Freiheit der Medien 
lassen sich Defizite und Erosionsprozesse feststellen. Diese Ansicht teilen viele 
Publizisten und Wissenschaftler, auch wenn es durchaus positive Bewertungen der 
Stabilität der parlamentarischen Institutionen und der Zunahme von Bürgerpar- 
tizipation gibt. Die Wirtschafts- und Finanzmarktkrise hat die Demokratie weiter 
geschwächt und zu einer Krise der Demokratie geführt (vgl. Schneider-Wilkes 
1997; Brie 2007; Crouch 2008; Nolte 2012; Economist Intelligence Unit Limited 
2013; Demirovid 2009, 2011; Streeck 2013). Dies wirft Fragen nach dem Verlauf, 
der Dynamik und den Gründen demokratischer Krisenprozesse auf. Notwen- 
dig wäre eine empirische Analyse der Zyklen von Demokratie im Kontext einer 
Konjunkturanalyse der Formen staatlicher Herrschaft und sozialer Proteste. Viel 
bescheidener, wähle ich im Folgenden eine indirekte Herangehensweise, nämlich 
die einer Analyse der Diskurse über Demokratie. Demokratie ist eine soziale Praxis, 
die Diskurse über sie sind ein Moment ihrer Praxis, denn ein großer Teil dieser 
Praxis besteht in der Selbstvergewisserung der Demokratie und der Kritik am 
Grad ihrer Verwirklichung, Meines Erachtens bewegen wir uns innerhalb von drei 
diskursiven Verhältnissen die Demokratie betreffend. Verschieden sind sie, weil 
sie performativ auf drei ganz unterschiedlichen Realitätsebenen der Demokratie 
zielen. Da ist zunächst die Ebene der gegenwärtigen Bedrohung der Demokratie 
durch die Finanzmarktakteure und die Diagnose einer Krise der Demokratie 
(1). Da ist zweitens die Ebene der Institutionen der Demokratie und der Diskurs 
über ihre Defizite und ihr Scheitern in den uns historisch bekannten Formen (2). 
Schließlich ist da die Ebene der Demokratietheorie, die sich bemüht, mit ihren 
Diskursen die Demokratie nicht nur zu verteidigen. Aber mehr noch: aus dieser 
Krise erwächst ein neues Demokratieverständnis, das auch die radikale Demokra- 
tietheorie selbst noch radikalisiert und über sich hinaustreibt. Soziale Bewegungen 
fordern in der Demokratie nicht lediglich deren Verwirklichungund Ausdehnung, 
sondern drängen die Demokratie selbst auf eine neue Entwicklungsstufe (3). 
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1. Die Multiple Krise und die Krise der Demokratie 


Wir stehen aktuell unter dem Bann einer multiplen Krise. Sie betrifft die Ausbildung 
und Bildung, das Verhältnis von Stadt und Land, das Geschlechter- und Generatio- 
nenverhältnis, das gesellschaftliche Naturverhältnis, die Ökonomie oder die Politik. 
Das sind nur die allgemeinen Titel für eine Vielzahl von damit angesprochenen 
krisenhaften Dynamiken. Darunter sind gegenwärtig insbesondere drei große, 
bestimmende Krisendynamiken. Da ist zum ersten die seit langem beobachtete 
Veränderung des Klimas, die sich allmählich dem Punkt nähert, von dem an von 
einer Unumkehrbarkeit gesprochen wird. Die Kohlendioxidemissionen sind seit 
1992, dem Jahr der Weltumweltkonferenz in Rio, um 40% gestiegen, den Anstieg 
der Temperaturen bis zum Ende dieses Jahrhunderts auf2 Grad zu begrenzen, gilt 
unter Wissenschaftlern als fast nicht mehr möglich. Als wahrscheinlicher gilt eine 
Zunahme der Erwärmung um 6 Grad. Um eine entsprechende Wende herbeizu- 
führen, müsste der Energie- und Ressourcenverbrauch bis 2050 auf 10 Prozent 
gesenkt werden. Bei sonst gleich bleibenden Bedingungen und Nullwachstum 
müsste die Ressourcenproduktivität um das 1Ofache steigen; bei einem Wachs- 
tum von 1,5 Prozent um den Faktor 22 (vgl. Dieter Klein 2011). Am besten wäre 
eine nachhaltigkeitsorientierte Transformation der kapitalistisch dominierenden 
Lebensweise aufdem Planeten. Ein solcher sozialer, ökologischer, demokratischer 
Entwicklungspfad hat viele FürsprecherInnen, aber die Gravitationsgesetze der 
gesellschaftlichen Verhältnisse erschweren es seit Jahrzehnten, ihn zu wählen und 
zu gehen. Die gesellschaftlichen Produktionsverhältnisse blockieren die Entfaltung 
der Produktivkräfte und die Umsetzung der schon längst erkannten Lösungen. Dies 
schließt ein, dass auch die seit der Rio-Konferenz von 1992 geführten Diskussionen 
über globalisierte demokratische Verfahren und Beteiligungen zur Bewältigung 
dieser Krisendynamiken im gesellschaftlichen Naturverhältnis blockiert sind. 
Zweitens ist die 2007 ausgebrochene Wirtschafts- und Finanzkrise keineswegs zu 
Ende. Für Vermögende ist die Krise nur im Einzelfall und kurzzeitig eine Bedrohung. 
Die Vermögen sind 2011 weltweit um 2% auf 122 Billionen US-Dollar gestiegen. 
Die Zahl der Haushalte mit über 100 Mio. US Dollar nahm ebenfalls um 2% zu auf 
12.200 (NZZ, 1.6.2012). In Deutschland sind das 807 Haushalte. Hier wuchs 2010 
das private Geldvermögen um 149 Mrd. Euro aufinsgesamt 4,7 Billionen Euro (taz, 
25.5.2012). Diese Steigerung konnten insbesondere einzelne Vermögensbesitzer 
nutzen: so vergrößerte der reichste Mann Deutschlands, Karl Albrecht, sein Vermö- 
gen von geschätzt 17,5 Mrd. Euro im Oktober 2008 auf 25,4 Mrd. im März 2012; 
Susanne Klattens Vermögen stieg im selben Zeitraum von 7,8 auf 13 Mrd. Euro.! 


1 Der New Yorker Hedge-Fund-Manager John Paulson vermehrte sein Vermögen in der 
Krise seit 2007 von 2,5 Mrd. US-Dollar auf 12 Mrd. im Jahr 2010, allein in diesem 
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Die Anlagen in Immobilien, in Rohstoffe oder Aktien bewegen sich angesichts 
der Niedrigzinspolitik und der fortbestehenden Überakkumulation auf hohem 
Niveau - im Mai 2013 erreichten DAX und Dow-Jones-Index ein Allzeithoch. 

Für viele hat die Krise jedoch drastische wirtschaftliche Verluste mit sich ge- 
bracht. Menschen büßten Ersparnisse oder Rentenansprüche ein, in den USA 
verloren ca. 1,5 Mio. Haushalte ihr Haus oder ihre Wohnung, bei weiteren 4 bis 6 
Mio. wird dies erwartet. Etwa 70 Prozent der Arbeitslosen in Deutschland hatten 
2009 ein Einkommen unter der nationalen Armutsgrenze (taz, 25.5.2012). Unter 
dem Druck vor allem der deutschen Regierungsoll den Mitgliedstaaten der Euro- 
Zone eine strikte Sparpolitik mit dem Ziel der Haushaltskonsolidierung verordnet 
werden. Die Maßnahmen sollen die Zahlungsfähigkeit der Staaten garantieren und 
die Anleger in ihrer Erwartung bestätigen, dass die Schulden zu hohen Zinsen be- 
glichen werden und die Euro-Anlagen wertbeständig bleiben. Doch gerade solche 
Austeritätsmaßnahmen tragen paradoxerweise zur Beunruhigung der Anleger bei, 
da sie die Rezession vertiefen und die Sanierung der Staatshaushalte erschweren. 
Der Fall Spanien lässt dies erkennen. Spanien wollte 2012 mit Einsparungen von 
27 Mrd. Euro sein Defizit auf 5,3 Prozent senken. Mit einer solchen Politik wird 
die hohe Arbeitslosigkeit verstärkt, die 2012 beica. 25 Prozent lag, beiden Jugend- 
lichen sogar bei 53 Prozent. In 1,7 Millionen Haushalten waren alle Mitglieder 
ohne Erwerbseinkommen. Die Anleger erwarten nun, dass mit den öffentlichen 
Einsparungen und dem Verlust von Arbeitsplätzen ein Einbruch bei der Nachfrage 
und ein hoher Ausfall bei der privaten Schuldentilgungeinhergeht. Aufgrund von 
Rezessionsängsten verloren einige Euro-Staaten bereits im Januar 2012 ihr Triple- 
A-Rating, Spaniens wurde trotz der rigiden Austeritätspolitik Ende April 2012 
weiter herabgestuft. Aus Italien, aus Griechenland, aus Spanien haben Sparer und 
Anleger mittlerweile mehrere hundert Milliarden Euro abgezogen. Die Lösung 
wird von vielen Politikern in einer neuen Wachstumspolitik gesehen. Für die einen 
- wie die Regierungen von Hollande und Letta - steht der Fiskalpakt in einem 
gewissen Umfang zur Disposition, indem sie das Ziel der Haushaltssanierung 
zeitlich verschieben sowie die Wirtschaft durch staatliche Nachfrage oder durch 
Infrastrukturinvestitionen stimulieren wollen. Andere, wie EZB-Präsident Dra- 
ghi und die EU-Kommission, vertreten die Ansicht, es sollten die Arbeitsmärkte 
weiter liberalisiert, der Binnenmarkt weiter dereguliert und die Rentenreform 
vorangetrieben werden. Diese Politik wird bislang verfolgt, eine Wachstumspolitik 
im Rahmen der EU gilt als wenig aussichtsreich (Streeck 2013). Insgesamt neh- 
men solche Überlegungen weder das Problem der sozialen Polarisierungnoch die 
Notwendigkeiten des sozial-ökologischen Umbaus in den Blick. Die Strategien zur 


letztgenannten Jahr verdiente er geschätzte 5 Mrd. US-Dollar.Vgl. http://de.wikipedia. 
org/wiki/John_Paulson. 
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Lösung der Wirtschaftskrise nehmen auch keinen Bezug auf die demokratischen 
Beteiligungsrechte der Bevölkerung. Dies lenkt die Aufmerksamkeit auf die dritten 
Aspekt der multiplen Krise: die Krise der Politik und der Demokratie. 

Angesichts der Krisenentwicklung und der technokratischen Austeritätspolitik 
nehmen viele in kritischer Absicht die Norm der Demokratie in Anspruch und 
hoffen, damit an das vorherrschende Selbstverständnis der Gesellschaft appel- 
lieren zu können. Der Begriff der Demokratie beinhaltet, dass ein Kollektiv sich 
auf sich selbst als eine Gesamtheit bezieht und unter Beteiligung aller Mitglie- 
der einen gemeinsamen Willen ausbildet, um mittels einer kollektiv bindenden 
Entscheidung das Handeln aller und damit die Entwicklung der Gesamtheit 
in eine bestimmte Richtung zu lenken. Aber kann die Demokratie dies in ihrer 
gegenwärtigen Gestalt leisten? 

Was nach dem Ausbruch der Finanzkrise im September 2008 von David Harvey 
als Finanzstaatsstreich bezeichnet wurde, hat seine Fortsetzung bei der Bewälti- 
gung der Staatsschulden- und Eurokrise auf EU-Ebene seit 2010 gefunden durch 
die Einsetzung von technokratischen Regierungen, Haushaltskontrollen durch 
die EU und erzwungene nationale Gesetze, die die Gläubiger schützen, neuen 
Verträgen und Instrumenten wie Steuerbremse, Fiskalpakt oder Pakt für Wett- 
bewerbsfähigkeit und Konvergenz. In der FAZ wurde diese Art der politischen 
Krisenbewältigung unter der Überschrift „Wieviel Demokratie darfes noch sein?“ 
ganz zutreffend beschrieben: „Auf europäischer Ebene verabschieden Ad-hoc- 
Gremien und undurchsichtige Institutionen, die morgen schon verschwunden 
sein können, Milliardensummen in Nachtsitzungen. In Italien und Griechenland 
amtieren zu diesem Zweck berufene Expertenkabinette mit fraglicher politischer 
Legitimität. Wahlen oder Referenden werden nirgends so gern geschen, denn De- 
mokratie braucht Zeit, und die ist Geld, und das ist nie genug“ (FAZ, 5.3.2012) 
Diese Regierungstechnologien der Governance haben mit Demokratie nichts mehr 
zu tun. Schon längst ist auch die Rede vom Staatsstreich nicht mehr auf die Linke 
beschränkt. So wurde in einer Sendung des Deutschlandfunks vom 20.4.2012 
davon gesprochen, dass wir es als Ergebnis der Finanzkrise mit einem Terror der 
Finanzwelt gegen die Weltbevölkerung zu tun hätten. Es handele sich um einen 
ökonomischen Putsch. „Die Akteure aus Wirtschaft und Finanzwelt benötigen 
keine Militärs, um ihre Politik durchzusetzen, oder unliebsame beziehungsweise 
ausgediente Politiker auszutauschen, wie Papandreou, Zapatero oder Berlusconi. 
Mit abgesprochenen, gezielten Spekulationsattacken auf ganze Volkswirtschaften 
und auf Währungen wie den Euro bringen sie heute Regierungen zu Fallund hebeln 
die Demokratien aus“? Schon längst hätten wir es nicht mehr nur mit einer Krise 


2 http://www.wdr5.de/fileadmin/user_upload/Sendungen/Dok5_das_Feature/2012/ 
August/Manuskripte/08_26_Der_ocekonomische_Putsch.pdf; Zugriff 17.5.2013. 
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der Demokratie zu tun, sondern mit ihrer Abschaffung. Die Troika drängte auf 
die Einrichtung von technokratischen Notstandsregierungen, darauf, dass es, wie 
in Spanien, Vorrangregelungen für Gläubiger gibt, die festlegen, dass staatliche 
Einnahmen zuallererst für die Zinszahlungen und Schuldentilgungen zu verwen- 
den seien und deswegen auch staatliche Leistungen und öffentliche Beschäftigung 
eingeschränkt werden. Diese Praxis wird auch als „Fiskaldiktatur“ bezeichnet. 
Angesichts dieser jüngeren und beinahe reibungslosen Entwicklungkann die These 
vertreten werden, dass die Politik nicht von der Wirtschaft und den Finanzmärk- 
ten getrieben wird. Sie leistet nicht nur keinen Widerstand und sucht auch kaum 
Bündnisse gegen die Finanzmarktakteure, sondern treibt ihrerseits die Dominanz 
der Vermögensbesitzer und der Finanzmarktindustrie voran und sichert sie. Die 
zahlreichen Proteste in der Krise haben bislang wenig ausgerichtet, die umfassende 
neoliberale Zerstörung sozialer Rechte der Mehrheit der Menschen geht weiter: 
Verlängerungder Lebensarbeitszeit, Einschnitte bei öffentlicher Beschäftigungund 
Dienstleitungen, Verschlechterung der Bildungssituation, bei Renten, im Krank- 
heitsfall oder Arbeitslosigkeit. Das Lebenshaltungsniveau vieler Menschen wirdan 
die Finanzmarktindustrie verpfändet. Dies geschieht nicht mit autoritär-staatlichen 
Mitteln, auch wenn deren Anwendung nicht unterschätzt werden soll. Weder 
wird eine Strategie der Gewalt zur Lösung der Krise gesucht, also Militärdiktatur 
oder Faschismus, noch kann die Konjunktur als autoritärer Etatismus beschrieben 
werden, also als eine Form der Herrschaftsausübung, in der vor allem die Verwaltung 
des Nationalstaats zum organisierenden Apparat der dominanten Kräfte im bürger- 
lichen Machtblock und ihrer Hegemonie geworden ist (vgl. Poulantzas 2002: 246ff., 
insbesondere 258f.). Manche Phänomene ähneln sich: Krise der Politik und des 
Staates, Bedeutungsverlust des Parlaments und der Abgeordneten, der Parteien und 
eine Krise ihrer Repräsentation. Aber im Machtblock herrscht relative Stabilität, die 
Verwaltung wird in vielen Hinsichten geschwächt (durch neue Steuerungsinstru- 
mente, Personalkürzungen, Privatisierungen). Es kommt in der Krise zu einer neuen 
Form von bürgerlicher Ausnahmcehertschaft, der transnationale Netzwerkstaat 
nimmt die Form eines gouvernementalen Unsicherheits- und Austeritätsstaates 
an. Die bestimmende Politik wird in transnationalen Governance-Netzwerken 
zwischen einigen wenigen nationalen Finanzministerien und Nationalbanken so- 
wie EZB, IWF, EU-Kommission, Repräsentanten der Finanzmarktindustrie und 
Ratingagenturen ausgehandelt und festgelegt (vgl. Demirovic 2010). 


2. Die Krise der Demokratie als Scheitern der Demokratie 


Dies führt mich auf eine zweite Ebene, nämlich zu einem Diskurs, der die par- 
lamentarische Demokratie seit langem begleitet. Warnungen vor einer Krise der 
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Demokratie, vor ihrem Verfall oder sogar vor einem autoritären demokratischen 
Staat gibt es seit langem. Es ist ein eigenes Diskursgenre mit seiner Empirie, 
seinen Begriffen, seinen Äußerungsregeln und damit verbundenen strategischen 
Interessen. Die Kriterien für die Bestimmung einer Krise sind unklar und um- 
stritten. Allein parlamentarische Wahlverfahren, Wahlbeteiligung oder Partei- 
mitgliedschaft sind nur bedingt aussagekräftig. Eine Krise festzustellen oder zu 
bestreiten ist ein Akt politischer Performativität, hängt also von den Akteuren 
und ihren Zielen selbst ab. Die Wirkungen der Krisenfeststellungsind demnach 
unklar und hängen offensichtlich von der politischen Konjunktur ab, er kann 
alarmieren und mobilisieren, er kann aber auch langweilen und vielleicht sogar 
abstumpfen gegenüber realen Gefährdungen. 

Der Diskurs durchläuft auch in gesellschaftskritischen Kräften verschiede- 
ne Phasen. Er hat seine Grundlagen in einer grundsätzlichen Überlegung, die 
vom linken Flügel der Französischen Revolution erstmals geäußert und dann 
immer weiter vertieft wurde. Die Trennung der politischen Demokratie von der 
Gesellschaft führt dazu, dass die von Kapitaleignern getroffenen allgemeinen 
Entscheidungen über die Lebensführung, die Arbeit, den Lebensunterhalt, die 
Produkte als private gelten. Wenige bestimmen mit ihren privaten Interessen 
das, was als allgemein gilt. Immer wieder wurde in der sozialistischen Tradition 
der Sachverhalt benannt, dass die Form der politischen Demokratie dem Inhalt 
sozialer Ungleichheit gegenüber gleichgültig bleiben muss. Die Demokratie, so 
Willi Münzenberg nach der Weltwirtschaftskrise von 1929 (1972: 341), konnte 
nicht verhindern, „daß auf der einen Seite die Armut der Massen unerträglich 
wurde, während auf der anderen Seite die Reichtümer der wenigen sich häuften 
und sich als Hindernis einer notwendig gewordenen sozialen Umgestaltung 
erwiesen.“ Dieser Einwand wird auch angesichts der aktuellen Wirtschafts- und 
Finanzkrise wieder formuliert: die Demokratie als eine leere Hülle ohne soziale 
Substanz. In der Nachkriegsordnung der Bundesrepublik etablierte sich eine 
parlamentarische Demokratie, die vielen als restaurativ und paternalistisch galt 
(vgl. Pirker 1977). Die Gelegenheit, die Verhältnisse nach emanzipatorischen 
Gesichtspunkten neu zu ordnen, war vertan. Da die Menschen cher verwaltet 
und Abweichungen nicht geduldet wurden, sie sich wenigreal beteiligen konnten, 
galt die Demokratie als bedroht. Das Phänomen der Politikverdrossenheit wurde 
beobachtet. „Aber Demokratie hat nicht derart sich eingebürgert, daß sie die 
Menschen wirklich als ihre eigene Sache erfahren, sich selbst als Subjekte der 
politischen Prozesse wissen. Sie wird als ein System unter anderen empfunden 
... nicht aber als identisch mit dem Volk selber, als Ausdruck seiner Mündigkeit, 
nicht als Einheit des eigenen Interesses mit dem Gesamtinteresse.“ (Adorno 1977 
[1959]: 559) In den 1960er Jahren bestand nach einer Welle antisemitischer 
Anschläge, der Wahlerfolge der NPD und der Notstandgesetzgebung und der 
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Resonanzfähigkeit der autoritären Boulevardpresse die große Sorge um den weite- 
ren Bestand der Demokratie in der Bundesrepublik. Johannes Agnoli sprach von 
einer Involution der Demokratie. Berufsverbote, das rechtsstaatwidrige Vorgehen 
gegen Linke im Zusammenhangder Bekämpfung des Terrorismus, das allgemeine 
repressive Klima, das Linksregierungen verhindern oder schwächen sollte, ließen 
Befürchtungen von einer schleichenden Faschisierung aufkommen. Um solche 
substanzialistischen Vorstellungen von der Dynamik des Staates hin zu seiner 
vermeintlichen wesentlichen Bestimmung als autoritärer Staat zurückzuweisen, 
wurde theoretisch genauer die politische Formation als autoritärer Etatismus 
(Poulantzas 2002 [1978]) oder „Sicherheitsstaat“ (Hirsch 1980) bestimmt. 

In gewisser Weise hat Colin Crouch diese kritischen Diagnosen einige Jahre 
vor dem offenen Ausbruch der jüngsten großen Krise des Kapitalismus wie- 
derholt, wenn er auf dem Hintergrund der Globalisierung und dem Gewicht 
transnational operierender Unternehmen seine These von der Postdemokratie 
entwickelte. Diese besagt, dass dem äußeren Anschein nach die parlamentarische 
Demokratie mit ihren Institutionen wie Parteien, Wahlen, parlamentarischen 
Verfahren und öffentlichen Diskussionen zwar intakt ist, dass aber im Schatten 
der politischen Inszenierung die reale Politik hinter verschlossenen Türen ge- 
macht werde (vgl. Crouch 2008). Doch die Aushöhlung der Demokratie geht 
darüber hinaus: Abbau des erreichten Standes der sozialen Demokratie durch 
Einschränkung des Sozialstaats, Bedrohung der Gewerkschaften durch Erosion 
des Tarifvertragssystems, durch Verschlechterungder Gesundheitsvorsorge oder 
der Bildungsbedingungen. Darüber hinaus kommt es zur langfristigen Speiche- 
rungvon Telefon-, Email- und Fluggastdaten, zum Ausbau des Gefängnisarchipels 
und der Ausdehnung überlegaler Sicherheitsverwahrung, zur zunehmenden 
Überwachung des öffentlichen Raums und der privaten Kommunikation, zu 
Geheimgefängnissen, Folter, Entrechtung von Gefängnisinsassen oder staatlich 
praktizierter Mord mittels Drohnen oder gar, mit einem der jüngsten Gesetze 
in den USA, zur Möglichkeit der unbegrenzten und richterlich unkontrollier- 
ten Inhaftierung von US-BürgerInnen. Neue Sicherheitsstrategien erlauben es, 
Individuen polizeilich Risikogruppen zuzurechnen und ihnen präventiv die 
Grundrechte zu entziehen, sie von Orten zu bannen und ihnen die Teilnahme 
an Demonstrationen zu verbieten (vgl. Krasmann 2010). 

Die theoretischen Begriffe und Beschreibungen dieses kritischen Diskurses 
zur Erosion der parlamentarischen Demokratie erwiesen sich vielfach als einsei- 
tig und unzulänglich. Es gab immer wieder Gegentendenzen, die von Dissens, 
einem rebellischen Willen zur Demokratie getragen waren. An einem Tiefpunkt 
der bundesdeutschen Demokratie fand 1966 in Bonn der Kongress Notstand 
der Demokratie statt, der linksliberale Bürgerrechtler, Gewerkschaften und den 
Sozialistischen Studentenbund zusammenführte und ein Katalysator der großen 
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Protestwelle von 1967 und 1968 wurde, die einen großen Bewegungszyklus in den 
1970er Jahren eröffnete. Auf die bedrohlichen Anzeichen des autoritären Etatis- 
mus und Sicherheitsstaates reagierten dic heftigen Proteste gegen Flughafenausbau 
oder Atomkraftwerke. Die neuen sozialen Bewegungen und für einige Jahre auch 
die Grünen gaben der Diskussion über Demokratie enorme Impulse: direkte De- 
mokratie, Basisdemokratie, zeitlich befristete und rotierende Mandate, Trennung 
von Amt und Mandat, offene Wahllisten, stärkere Beteiligung der Mitglieder. 
Frauenfeindlichen und homophoben Tendenzen, die bis in das Straf- oder Famili- 
enrecht reichten, traten seit den 1970er Jahren die Frauen- und Schwulenbewegung 
und zahlreiche Initiativen entgegen, die für neue Lebensformen eintraten. Die 
mangelnde demokratische Selbstbestimmung im Zuge der Vereinigung Deutsch- 
lands und die darauf folgende Marginalisierung oder Ausgrenzung sozialistischer 
Tendenzen hat zur Bildung der Linkspartei beigetragen. Die Pogrome und die 
Morde an Migranten haben den Anstoß zu einer antirassistischen und Antifa- 
Bewegung gegeben. Die technokratische Bewältigung ökologischer Probleme 
führte in Reaktion darauf zu einer Vielzahl von Beteiligungsformen: konsultative 
Gespräche, Mediationen, Schlichtungen, Bürgerinitiativen, Bürgerforen, Runde 
Tische oder Planzellen. Großbauprojekte wie Endlagerung, S21, neue Überland- 
leitungen oder Fracking provozieren Widerstände. 

Diese vielen unkonventionellen Partizipationsformen, die oft unerwartertund 
doch regelmäßigimmer wieder entstehen, können sich aufeine breite zivilgesell- 
schaftliche Infrastruktur von Bürgerinitiativen, linken oder feministischen Grup- 
pen, auf Zeitschriftenprojekte, Gewerkschaften oder Bewegungsorganisationen 
stützen. Auch Parteien und Stiftungen können mitunter in der Unterstützung 
und Förderung dieser Zusammenhänge eine wichtige Rolle übernehmen. Die- 
se Proteste und ihre Organisationsformen unterstützen einen optimistischen 
Demokratiediskurs, der den Kritikdiskurs seit langem begleitet, korrigiert und 
selbst oftmals affırmative Züge annimmt. Denn er legt nahe, dass die demokra- 
tischen Institutionen die Kraft haben, sich von innen heraus immer wieder zu 
erneuern. Einige Stichworte sollen dies andeuten. Mit den NGOs wurden in 
den 1990er Jahre neue Akteure identifiziert, die eine Zeit lang als Träger einer 
kosmopolitischen Demokratie angesehen wurden. Gegen die These von der Indi- 
vidualisierung und Isolierung („Bowling alone“) wurde ein breites und vielleicht 
sogar zunehmendes Bürgerengagement und Partizipationsverhalten festgestellt, 
die dann auch die sozial-moralische Grundlage für Bürgerproteste bilden können. 

Befürchtungen, denen zufolge ein linearer Erosionsprozess der Demokratie 
zu erwarten sei, an dessen Ende der autoritäre Staat stünde, haben sich nicht 
bestätigt. Esist wohl auch nicht richtig, positiv progressive Wellen von zunehmen- 
der Demokratisierung zu unterstellen. Eher lassen sich Zyklen der Demokratie 
feststellen, die geprägt sind von Phasen des Aufschwungs und Phasen der großen 
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und der kleinen Krisen der Demokratie. Große Krisen der Demokratie führen 
zum Umschlag in den Ausnahmestaat, wie das vor allem in Europa nach der 
Französischen Revolution mit einer langen Restaurationsperiode, nach den revo- 
lutionären Demokratiebewegungen nach 1848 mit dem Bonapartismus oder der 
konservativen Revolution Bismarcks, nach den revolutionären Rätebewegungen 
mit der faschistischen Gegenrevolution der Fall war. Auch die Militärdiktaturen 
in der Türkei, in Griechenland oder Chile wären als Ausnahmestaatsformen zu 
nennen. Im Unterschied dazu gibt es die kleinen, endemischen Krisen, die sich in 
der Demokratie entfalten und nicht in autoritäre Formen übergehen. Dazu kön- 
nen der Mitgliederschwund von Parteien, die Politikdistanz, die Unzufriedenheit 
mit Regierungen, aber auch der McCarthyismus in den USA, die bleiernen Jahre 
in der BRD und in Italien in den 1970er Jahre oder die zahlreichen Maßnahmen 
im Rahmen des „Kriegs gegen den Terror“ gezählt werden. 

Diese Zyklen lassen sich mit der bürgerlichen Form von Herrschaft, Kräf- 
teverhältnissen und Kompromissen erklären. Von cher sozialdemokratischen 
Theoretikern wird behauptet, Kapitalismus und Demokratie folgten zwei ver- 
schiedenen Logiken: der des Stimmrechts des Geldes und der Verfügung über 
Kapital auf der einen und der der gleichen Rechte der BürgerInnen und ihrer 
demokratischen Beteiligung. Diese beiden Logiken können sich phasenweise in 
einem Gleichgewicht miteinander befinden und zusammengehen, oder eines 
von ihnen dominiert und dann treten sie auseinander. In diesem Sinn wird die 
Ansicht vertreten, dass in der aktuellen Phase des neoliberalen Kapitalismus die 
Kapitaleigner sich durch demokratische Mehrheiten und Entscheidungen nicht 
mehr begrenzen lassen wollen, ihr Vertrauen in den Staat verlieren und deswegen 
den Kompromiss und deswegen die Bindung an diesen demokratischen Staat 
aufgeben (vgl. Streeck 2013). Dies legt den Schluss nahe, dass ein angemessenes 
Gleichgewicht zwischen den Interessen der Kapitaleigner, dem Marktsouverän, 
und denen der BürgerInnen, die den Volkssouverän bilden, gefunden werden 
muss: zu viel Markt zerstört die Beteiligung und Demokratie, zu viel Demokra- 
tie stört das Vertrauen der Kapitalbesitzer, nagt an der Leistungsfähigkeit der 
Wirtschaft und zerrüttet in der Folge den ökonomischen Wohlstand. 

Demgegenüber stellen der kapitalistische Staat und die Regierung, Gramsci 
zufolge, einen Prozess der Herausbildungimmer neuer, instabiler Gleichgewichte 
und Kompromissen zwischen den sozialen Klassen dar (vgl. Gramsci 1992, 496). 
Die parlamentarische Demokratie ist demnach den Kapitalinteressen, der syste- 
matischen Erzeugungvon Armut durch Ausbeutung oder der Vernichtungder na- 
türlichen Lebensgrundlagen keineswegs eine äußerliche und gleichgültige Form 
dar, die es erlaubte, alles auch anders zu machen, wenn es nur andere Mehrheiten 
gäbe. Vielmehr stellt sie die Form dar, in der im idealen Durchschnitt der kapi- 
talistischen Reproduktion die konfliktreichen Interessen der Kapitaleigentümer 
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am besten miteinander koordiniert werden können. Um solche Kompromisse er- 
möglichen und ausarbeiten zu können, erlangen die Politik und die Staatsapparate 
eine relative Autonomie. Aber sie bleiben organisch mit den Kapitaleigentümern 
und bestimmten ihrer Fraktionen verbunden. Dies hat unmittelbare Auswirkung 
auf die Praxis der Demokratie. Die öffentliche Meinungs- und Willensbildung 
als ein wesentlicher Mechanismus der Demokratie ist hochgradig vermachtet. In 
den öffentlichen Diskussionen in Zeitungen, Rundfunk oder Fernsehen kommen 
kritische Informationen oder Meinungen, politische Positionen, die grundsätzli- 
che Alternativen markieren sowie die Lebenswirklichkeit vieler Menschen nicht 
zur Geltung. In den Parteien ist die Willensbildungvon unten nach oben vielfach 
blockiert, wenn sie nicht der Regierungsfähigkeit dient. Auch die Parlamente und 
Fraktionen lassen sich kaum als Orte einer deliberativen Entscheidungsfindung 
betrachten. Die Abgeordneten kennen die konkreten Lebensverhältnisse derer, 
die sie angeblich repräsentieren, also die Angehörigen des Volkssouveräns, kaum. 
Mit etwas Geschick und Anpassung können sie über Jahrzehnte im Parlament 
verbleiben und können für diesen Positionserhalt öffentliche Mittel einsetzen, die 
sie als Abgeordnete erhalten. Sie leben von der Politik, nicht für die Politik, und sie 
sind deswegen vielfach von den Entscheidungen der Fraktions- und Parteispitzen 
abhängig (vgl. Arnim 2009). Die Parlamentsvertreter befinden sich immer indem 
spezifischen Widerspruch, dass sie als Vertreter von Parteien Interessen vertreten 
sollen, während sie durch den sakralisierenden Akt repräsentativer Wahlen zu 
Vertretern des gesamten Volkes geweiht werden und nun durch eine mystische 
Verdichtung der Allgemeinen des Staates im Besonderen des Abgeordneten das 
Allgemeinwohl vertreten. Parteien sind durch das Parteiensystem genötigt, ihre 
Meinungskonflikte immer zu begrenzen, denn sie müssen antizipieren, dass sie 
trotz eines heutigen Dissenses morgen schon wieder in einer Koalitionsregierung 
mit einander regieren müssen. Am Ende setzt sich die Rationalität der parlamen- 
tarischen Demokratie durch, die - wie Niklas Luhmann (1987: 126ff) affırmativ 
betont hat - im Wesentlichen im Wechsel der Parteien zwischen Regierungund 
Opposition besteht; und die Opposition hat nur Chancen, wenn sie verspricht, 
die Entscheidungen der Regierung zu akzeptieren und ihre Politik fortzusetzen, 
also vom demokratischen Recht auf Revision vorangegangener Entscheidungen 
keinen Gebrauch zu machen. Erschwert oder verunmöglicht wird die Reversibi- 
lität von Entscheidungen auch dadurch, dass politische Konzeptionen (wie der 
Schutz der Familie) oder Politikprogrammierungen wie die Schuldenbremse 
dereinfachen demokratischen Mehrheitsbildungentzogen und im Grundgesetz 
verankert werden. Faktisch werden viele Staaten von Allparteienkoalitionen 
regiert. Eine Perspektive darüber hinaus eröffnet sich nicht. Die Diagnose von 
Johannes Agnoli, der kritisch von der pluralen Fassung der Einheitspartei sprach, 
gilt in mancher Hinsicht bis heute (vgl. Agnoli 1990: 53). In vielen EU-Staaten 
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stehen sich Parteien oder Parteilager gegenüber, die sich hinsichtlich der von ihnen 
verfolgten finanzmarktorientierten neoliberalen Politik nur graduell unterschei- 
den. Alternative Parteien oder Strömungen werden weitgehend marginalisiert. 

Die Form des kapitalistischen Staates und insbesondere die Form des Par- 
lamentarismus (Wahlen, Parteien) ermöglichen es den Herrschenden, jeweils 
Bündnisse mit den unteren Klassen einzugehen, die sich auf einen aktiven 
Konsens von unten stützen können. In einem solchen Fall werden ihnen die 
zunächst durch den Staat enteigneten Möglichkeiten der gesellschaftlichen Selbst- 
bestimmung in der Form demokratischer Teilnahmerechte und der Vertretung 
durch eigene Parteien partiell zurück gegeben, die Staatsapparate nehmen bis zu 
einem bestimmten Maß auch entsprechende Interessen der subalternen Klassen 
wahr: durch eine ausgedehnte Beschäftigung im öffentlichen Dienst und damit 
verbundenen Privilegien, durch soziale Rechte und entsprechende Politiken in 
Bereichen wie Soziales, Bildung oder Gesundheit. Es kann sich dann um einen 
weit über die engere Politik und die Staatsapparate hinausreichenden Kompromiss 
handeln, der die gesellschaftlichen Verhältnisse selbst reorganisiert und durchaus 
auch - wie in den 1970er Jahren - die Tendenz zur Vergesellschaftungder Demo- 
kratisierung zur Geltung bringt. Allerdings bleiben auch in einer solchen Phase 
Kapitalverwertung und Herrschaft bestimmende Momente des demokratischen 
Kompromisses, weitergehende demokratische Gestaltung der Wirtschaft und der 
Lebensverhältnisse wird stark bekämpft. Der wirtschaftliche Erfolgeinzelner Ka- 
pitalfraktionen muss gesichert sein, erst dann darfes in einem gewissen Umfang 
materielle Teilhabe und demokratische Beteiligung geben, die selbst wiederum 
unter dem Gesichtspunkt ihres Beitrags zur Gewinnmaximierung (Marktkon- 
formität, Innovation, Effektivität, Modernisierung, Wettbewerbsfähigkeit) 
bewertet werden. Die Dynamik der kapitalistischen Akkumulation dehnt den 
Geltungsbereich des wirklichen Gemeinwesens der kooperierenden Individuen, 
von dem Marx spricht, immer weiter aus, und damit auch die Möglichkeit der 
Selbstbestimmung. Entsprechend muss in den Formen der Herrschaft auch ein 
immer umfassenderer Enteignungsprozess organisiert werden, der auch Krisen 
in einem größeren Maßstab impliziert. 

Die Zyklen ergeben sich also aus der Dynamik der Kompromisse zwischen den 
sozialen Klassen. In der Phase seit den 1980er Jahren gingen die Herrschenden 
dazu über, sich aus eingespielten wohlfahrtsstaatlichen Kompromissen herauszu- 
lösen. Seit den 1990er Jahren hat sich dieser Prozess radikalisiert, und es gibt von 
Seiten der herrschenden Gruppen die Strategie, das Muster des demokratischen 
Kompromisses mit den subalternen Klassen aufzugeben. Allenfalls selektiv wer- 
den den unteren Gruppen und Teilen des Kleinbürgertums materielle Zugeständ- 
nisse gemacht, die eingebettet sind in eine neoliberale Strategie (Bauförderung, 
Steuererleichterungen, Familienzulagen). Colin Crouch beschreibt eine neue 
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Phase, wenn er von Postdemokratie spricht. Zwar wiederholt er nur viele der 
bereits in früheren Phasen vorgebrachten skeptischen Beobachtungen der De- 
mokratieentwicklung, gelangt aber zu einer düsteren geschichtsphilosophischen 
Diagnose. Die Demokratie habe ihren historischen Schwung verloren, mit der 
Globalisierunghabe sie nicht Schritt halten können. Wir seien am anderen Ende 
der „Parabel der Demokratie“ angelangt (Crouch 2008: 30). 

In Crouchs Analyse entspricht die Dramatik der Warnung keiner Erwartung 
auf eine demokratische Gegenwehr mehr. Seinen Pessimismus drückt Crouch 
in Interviews durchaus offen aus, Alternativen, die über den Kapitalismus hin- 
ausweisen, sieht er nicht, also gesellschaftliche Bedingungen, unter denen die 
Demokratie nicht nur geschützt wäre, sondern unter denen sie sogar die Gesell- 
schaft bestimmt (vgl. taz, 23.6.2012). Erstaunlicherweise und eher inkonsequent 
verbindet er jedoch Hoffnung mit zwei Beobachtungen. Zum einen erwartet er 
von Parteien, einer lebendigen Zivilgesellschaft, von Bürgerinitiativen undNGOs 
die Verteidigung und Erneuerung der Demokratie. Zum zweiten nimmt er an, 
dass das Bürgertum nicht völligauf Demokratie verzichten mag, weil sie bequem 
ist: Entscheidungen sind zurechenbar, Gesetze werden eingehalten, Protest ab- 
sorbiert und Unruhen vermieden. Doch in beiden Hinsichten gibt es Hinweise 
auf problematische Tendenzen: 

a) Eslässt sich feststellen, dass viele der zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
Aktivitäten und Beteiligungspraktiken zu einem Bestandteil einer neuen Herr- 
schaftsarchitektonik und deswegen auch immer wieder zum Gegenstand der Kritik 
werden. Obwohl diese als Governance bezeichneten Formen der Willensbildung 
und des Entscheidens viele BürgerInnengruppen ebenso wie organisierte Inter- 
essen einbeziehen kann, wurden die Erwartungen an eine daraus hervorgehende 
Demokratisierung doch immer wieder enttäuscht. Getröstet wird man in poli- 
tischen Diskussionen gelegentlich mit dem gottergebenen Bild des Sisyphos: so 
sei der Mensch nun mal, er erreiche das Ziel der Emanzipation nicht, müsse es 
aber versuchen und sich bescheiden. Aber problematisch ist eben doch, dass das, 
was für Partizipation gehalten wird, sich vielfach als eine Regierungstechnologie 
herausstellt, die auch partizipatorische Prozesse vereinnahmt, um in informel- 
len Gremien mit formal nicht legitimierten Akteuren weit reichende bindende 
Entscheidungen zu treffen. Auf diese Weise hat sich in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten ein umfassendes zivilgesellschaftliches Regierungsdispositiv gebildet, 
in dem Think Tanks, Lobbyisten, NGOs, oder partizipationsbereite Gruppen 
neben den formellen politischen Gremien in den politischen Prozess einbezogen 
sind bei der Willensbildung, bei den Entscheidungen und bei der Ausführung 
(vgl. Brand u.a. 2001; Demirovie 2011). Das begünstigt Akteure mit Geld, mit 
Wissen, mit sozialen Kontakten, die einen privilegierten Zugang zu informellen 
und schnell sich ändernden Gremien erhalten; der Protest wird in Verfahren 
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hingehalten, ermüdet, delegitimiert und aufgespalten in die, die in Verhandlungen 
eintreten, und die, die weiter dagegen halten. Doch demokratische Beteiligung ist 
kein leeres Spiel, sondern es wird die Zeit verloren, in der die gesellschaftlichen 
Probleme, die zu den genannten Krisen führen, gelöst werden könnten. 

b) Im bürgerlichen Lager haben die Globalisierung, die Wirtschafts- und die 
ökologische Krise einen Streit um das Selbstverständnis Europas und um die 
Bedeutung der Demokratie ausgelöst. Aufgrund der Dekolonisierung und dem 
Ende der Spaltung iin zwei gesellschaftspolitische Systeme ist Europa seit wenigen 
Jahrzehnten erstmals seit Jahrhunderten mit sich selbst konfrontiert und macht 
die Erfahrung, dass seine ökonomische, politische und kulturelle Vormacht- 
stellung stark bedroht ist. Europa und die USA konnten noch bis vor wenige 
Jahre glauben, das Ende der Geschichte sei erreicht, Markt und parlamentarische 
Demokratie der Endpunkt jeder möglichen Entwicklung. Die Notwendigkeit 
zur Transformation, die 1992 in Rio de Janeiro noch im Zentrum der Diskus- 
sion stand, sollte nur noch für die osteuropäischen Gesellschaften, nicht für die 
OECD-Staaten gelten (vgl. Klein 2010; Reißig 2009). Der Kampf um Selbster- 
haltung stellt die Demokratie zur Disposition. Schon in einer 2008 im Spiegel 
publizierten Serie über Demokratie wird festgestellt, dass Wirtschaftsführer 
Menschenrechte und demokratische Verfahren als lästiges Wettbewerbshindernis 
anschen und dass sie Staaten wie China, Singapur oder die Staaten am arabischen 
Golfum ihre Wachstumsraten und schnellen und effektiven Entscheidungsme- 
chanismen beneideten. Angela Merkel scheint dies zu meinen, wenn siein Reden 
der vergangenen Monate mehrfach betont hat, dass die Europäische Union nur 
sieben Prozent der Weltbevölkerung repräsentiere. Es gehe darum, angesichts 
stärkerer außereuropäischer Wettbewerber und einer älteren Bevölkerung für 
Europa gute Arbeitsplätze, Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten 
oder zu steigern. Die entscheidende Frage ist, ob und in welcher Weise in einer 
solchen Strategie der Selbstbehauptung Demokratie überhaupt noch ihren Platz 
hat. Offensichtlich nur als Relais von Marktprozessen. Bundeskanzlerin Merkel 
hat sich im September 2011 dazu geäußert. „Wir leben ja in einer Demokratie 
und sind auch froh darüber. Das ist eine parlamentarische Demokratie. Deshalb 
ist das Budgetrecht ein Kernrecht des Parlaments. Insofern werden wir Wege 
finden, die parlamentarische Mitbestimmung so zu gestalten, dass sie trotzdem 
auch marktkonform ist, also dass sich aufden Märkten die entsprechenden Signale 
ergeben.“ Demokratie besteht aus entkernten Institutionen, das Parlament wird 
aufein Mitbestimmungsgremium heruntergestuft - ein weiter Mechanismus in 
der Governance-Architektur von politischen Steuerungsinstrumenten. 

Colin Crouch spricht also eine zentrale Entwicklungstendenz an. Kompro- 
misse setzen voraus, dass es Kräfte gibt, die Kompromisse erzwingen können. 
Die Herausbildung des finanzmarktdominierten Akkumulationsregimes mit 
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seinen global operierenden Unternehmen macht es solchen Kräften vorläufig 
schwieriger. Dies führt seit längerem schon zu Diskussionen über neue Formen 
der staatsübergreifenden Demokratie auf europäischer oder gar globaler Ebene, 
ohne dass dies bislang zu befriedigenden oder gar politikrelevanten Ergebnissen 
geführt hat. Deutlich jedoch wird, dass die Demokratie gegen und ohne den Staat 
gedacht werden muss (Abensour 2012; Badiou 2012). Die Wirtschaftskrise hat 
solche Diskussion in den Hintergrund treten lassen. Der Vergesellschaftungspro- 
zess ist soweit fortgeschritten, dass er durch die klassische Form der politischen 
Demokratie, die ja vor allem eine Form des Überbaus ist, immer weniger mehr 
bewältigt werden kann. Das müssen wider Willen auch diejenigen einräumen, 
die eigentlich gern positiv über den Stand der Demokratieentwicklungssprechen 
würden, sich aber dennoch den Fakten stellen: „Was schon schmerzvoll in der 
Europäischen Union sichtbar wird, gilt aber umso mehr aufglobaler Ebene. Das 
Regieren jenseits des Nationalstaats wird nicht nuranders und komplexer, sondern 
auch weniger demokratisch sein.“ (Merkel 2013) Diese Form der politischen 
Demokratie, die als Überbau den Kompromiss zwischen Bürgertum und Arbeite- 
iInnen organisiert hat, war historisch vor allem das Projekt der Sozialdemokratie 
- darin besteht die Überverallgemeinerung Crouchs, dass er eine bestimmte 
Form der Demokratie, die politische Demokratie, mit Demokratie insgesamt 
gleichsetzt. Es steht vor einer tiefen Krise, die sich ergibt, weil das Bürgertum 
selbst aus der Logik des Kompromisses heraus will, in dieser Kompromissform 
selbst aber auch gleichzeitig zu viele Probleme nicht gelöst werden. Das sollte nicht 
zu dem Pessimismus von Crouch führen, denn die bürgerlichen Kräfte können 
die Probleme mit autoritären Mitteln ebenso weniglösen, die Gesellschaft ist für 
ihre Methoden der Reichtumsaneignung und politischen Herrschaftsausübung 
zu komplex geworden. Es bedarf historisch ganz neuer Formen der Vergesell- 
schaftung, um diese Formen tückischer Komplexität zu bewältigen. 


3. Demokratietheoretische Verschiebungen 


Ich komme zu einem dritten Diskurstyp, der mit einer weiteren Ebene demo- 
kratischer Wirklichkeit korreliert, der Demokratietheorie und der Demokratie 
als einer begrifflichen und normativen Realität, also dem Feld von Begriffen, 
Institutionen und intellektuellen Praktiken. Dieses Feld umfasst vieles: die mehr 
oder weniger elaborierten Demokratietheorien von Philosophen, Wissenschaftle- 
iInnen oder Bewegungsakteuren, die Verfassungen, die ständigen publizistischen 
Kommentare, die Richter oder die Parlamentsabgeordneten. Es gibt einen stän- 
digen und umfassenden Konflikt darüber, was Demokratie ist und auf welche 
Weise sie gelebt werden kann. 
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Ein Ergebnis der obigen Analyse der multiplen Krise ist, dass die gegenwärtige 
Demokratie selbst durch eine Krise gekennzeichnet und ein Moment der multip- 
len Krise ist. Es wäre deswegen naiv zu erwarten, die gegenwärtigen Institutionen 
würden die Verfahren und Entscheidungsmechanismen zur Verfügung stellen, 
die eine gesellschaftliche Bearbeitung der vielfachen Krisen erlauben würde. 
Notwendig ist eine Transformation. Darüber sind sich viele einig. Häufig wird 
angenommen, die parlamentarische Demokratie mitihren Formen und Verfahren 
böte schon den Hebel für diese Transformation. Doch auch die Politik muss 
transformiert werden; keineswegs kann angenommen werden, dass die demo- 
kratischen Institutionen gegenwärtig einer solchen Herausforderunggemäß sind. 

Das Management der multiplen Krise ist selbst in die Krise geraten. Es hat 
große und länderübergreifende demokratische Reaktionen hervorgebracht. Es 
gibt die Proteste der Studierenden und SchülerInnen in Chile, in England, in 
Kanada gegen Studiengebühren und für Demokratie, die arabischen Revolutions- 
bestrebungen gegen das soziale Elend, die Korruption, die autoritären Regime, die 
Proteste in Japan gegen die Atomenergie, die Proteste der Empörten in Italien, 
Griechenland, Spanien oder Israel, die Occupy-Bewegungin den USA oder die 
Antikrisenmobilisierung in Europa bis hin zu Blockupy in Frankfurt Mitte Mai 
2012. Aber die Politik der Gesellschaft erscheint postdemokratisch blockiert, alle 
diese Proteste wirken aufdie Politik doch nur in einem geringen Maße ein. Wurde 
die Demokratie einmal als institutionalisierte Revolution verstanden, durch die 
sich die herrschaftlichen Institutionen in geregelten Verfahren kontinuierlich 
erneuern und Fortschritt und Ordnungmiteinander vereinbart werden können, 
so ist die Demokratie heute ein Normalisierungsdispositiv, in dem Alternativen 
kaum ein Ort eingeräumt wird. Sie ist blockiert, sie grenzt aus, sie leugnet die 
Wirklichkeit. Alle müssen pluralistisch sein, niemand darf eine radikale Positi- 
on vertreten. Es ist vielleicht nicht überraschend, dass Ulrich Beck, der immer 
wieder pointierte Zeitdiagnosen vorgetragen hat, in einem Fernschinterview 
am 24.5.2012 äußerte, wir befänden uns in einer vorrevolutionären Situation, 
die funktionierenden Fassaden verdeckten, dass viele Menschen dafür seien, 
das kapitalistische System abzuschaffen. Vielleicht ist diese Einschätzung über- 
trieben. Aber sie ist ein Hinweis auf eine Polarisierungsdynamik, die von den 
parlamentarisch-demokratischen Prozessen selbst nicht mehr überbrückt wird. 

Die sozialen Proteste kommen schnell an den Punkt, an dem es um eine 
Transformation aufder gesamtgesellschaftlichen Ebene geht. Die Proteste wollen 
vielfach den demokratischen Prozess nicht nur ergänzen, sondern zielen darauf, 
die bestehenden politischen Koordinaten zu verschieben, neue politische Räume 
zu konstituieren oder die Politik überhaupt zu restituieren. Sie wollen etwas 
sichtbar und hörbar machen gegenüber einer Politik, die den Protest verbietet, die 
Einwände nicht hört, das Wissen nicht zur Kenntnis nimmt, das Elend nicht sieht. 
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Wird von den Herrschenden Zukunft als Gefahr entworfen, die mittels Sicher- 
heitstechnologien zur Kontingenzbewältigung schon die Gegenwart festlegen, 
so geht es den demokratiepolitischen Akteuren darum, den Zukunftshorizont 
demokratisch zu öffnen und langfristige Perspektiven herzustellen. 

Demokratie ist eine schr junge historische Erfahrung. Zwar wird seit über 2000 
Jahren von Demokratie gesprochen, doch diese Rede war überwiegend ablehnend. 
Demokratie galt seit Platon und Aristoteles als eine bloße Regierungsform des 
Gemeinwesens. Die Demokratie wurde als Herrschaft der Mehrheit bestimmt, 
und diese bestand aus den Armen. Dieses Volk könne von Demagogen und Rei- 
chenleicht verführt und für politische Ziele missbraucht werden, weil es arm sei, 
aufder Straße lebe und arbeite sowie die Zeit habe, auf Versammlungen zu gehen. 
Noch bis weit ins 20. Jahrhundert hinein wurde von Seiten der Herrschenden 
mit solchen Argumenten gegen die Demokratie, die Gleichheit, das allgemeine 
Wahlrecht und die vermeintliche Diktatur der Mehrheit argumentiert, die die 
Freiheiten, die der Rechtsstaat gewähre, zwangsläufig einschränken würde. Nur 
unter dem großen Druck der „Massen“ und in tiefen Krisenphasen nach dem 
Ersten und dem Zweiten Weltkriegkonnten demokratische Institutionen einge- 
richtet werden, also Parlament und allgemeines, gleiches Wahlrecht. Demokratie 
wurde im Regelfall als die Wahl benevolenter politischer Eliten verstanden, die 
mit ihren Führungskompetenzen die staatliche Autorität zum Zwecke von Si- 
cherheit, Stabilität, Ordnungund wirtschaftlichem Wohlstand einsetzen würden. 
Das Ergebnis sollte ein Output sein, der die Mächtigen ebenso wie die Armen 
zufrieden stellen konnte und letzteren den Grund dafür gab, sich ersteren zu 
unterwerfen. Darüber hinaus gehend konnte in der Demokratie noch das Recht 
der Armen auf Mitsprache an den herrschaftlichen Entscheidungen gesehen 
werden. Doch auch diese Partizipation wurde als herrschaftsrational verstanden; 
es ging nicht um Gestaltung durch alle, sondern darum, den Frieden zu wahren 
und die Effektivität von Herrschaft zu erhöhen. Die Argumentationsfigur findet 
sich schon bei Machiavelli. Demokratische Beteiligung soll die Rationalität und 
Stabilität eines Staates stärken, daalle Unzufriedenheiten in der Form einer insti- 
tutionalisierten Kritik ausgedrückt werden könnten. Nicht nur würde damit der 
einmal errichtete Staat nicht von innen heraus zerstört werden, sondern darüber 
hinaus würde er sich ständig erneuern können und damit in eine stabile, wenn 
nicht sogar ewige Herrschaft übergehen. 

Demokratie ist demnach seit langem einem etatistischen Herrschaftskalkül 
untergeordnet. Es ging nicht um Beseitigung der Armut und die Gestaltung des 
gemeinsamen Lebenszusammenhangs. Der erste, der dies ansprach, war Robe- 
spierre. Er trat nicht nur als einer der Ersten dafür ein, dass die Republik ein 
durch allgemeine Gesetze bestimmtes Gemeinwesen auch demokratisch sein 
sollte; sondern er formulierte auch als einer der Ersten den Grundgedanken 
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der sozialen Demokratie: dass nämlich aus Gründen der politischen Gleichheit 
und demokratischen Beteiligung das Eigentum der Bürger nicht zu ungleich 
sein dürfe, um damit nicht den einen Macht über andere zu geben. Nur durch 
eine relative Gleichverteilung der Güter konnten jene Defizite der Demokratie 
vermieden werden, die die Klassiker immer wieder hervorgehoben hatten. Die 
linken Revolutionäre lehnten Robespierres sozialdemokratisches Argument ab, 
das jeder einzelnen Person einen Anteil vom gesellschaftlichen Reichtum geben 
wollte; sie verfolgten vielmehr das Ziel der gemeinsamen Teilhabe am gemeinsa- 
men Reichtum und wendeten sich gegen die individualisierende Spaltung. Marx 
radikalisierte diese Kritik und warf Robespierre vor, ‘totalitär’ zu sein: an den 
einzelnen Individuen sollte mit politischen Mitteln autoritär soziale Gleichheit 
hergestellt werden, wo es eigentlich um die Veränderung der gesellschaftlichen 
Eigentumsverhältnisse ging. Nur mit deren Veränderung war gewährleistet, 
dass Ungleichheit vermieden werden konnte und Individuen in den Genuss 
von Freiheit kämen. 

Diese verschiedenen Perspektiven prägen die kritischen Diskussionen über 
Demokratie bis heute: Im einen Fall gilt als Ziel, dass die Menschen, um ihre 
demokratischen Rechte wahrnehmen zu können, auch ökonomisch annähernd 
gleich gestellt werden müssten. Diese Forderung nach sozialer Demokratie mün- 
detin einem wohlfahrtsstaatlich-demokratischen Kompromiss zwischen den Rei- 
chen und den Armen. Demokratie als asymmetrischer Kompromiss, in dem die 
Armen arm, die Subalternen subaltern bleiben, - das ist die eine Bedeutung von 
Demokratie geworden. Ein solcher Kompromiss bleibt zwangsläufigein instabiles 
Gleichgewicht, von den Reichen wird er als Einschränkung ihrer Freiheitsrechte 
verstanden, auch die Armen können niemals zufrieden sein. Das treibt beide Sei- 
ten aus dem Kompromiss heraus, gleichzeitigscheinen beide Seiten aufgrund der 
wechselseitigen Abhängigkeit genötigt, diesen Kompromiss nicht nur einzugehen, 
sondern ihn auch zu reproduzieren. Doch gerade die grundlegende Asymmetrie 
mit ihren fatalen autoritären Folgen treibt alle diejenigen an, die mehr wollen, als 
ein immer subaltern bleibendes Mitspracherecht an den von anderen getroffenen 
Entscheidungen wahrzunehmen, denen es vielmehr um ein konstituierendes Han- 
deln geht, durch das ein Gemeinwesen gegründet wird, das dem realen Gemein- 
wesen entspricht: in dem das Gemeinsame von allen gemeinsam erzeugt, geregelt 
und verwaltet wird. Demokratie als konstituierendes Handeln, als ein Handeln, 
das Institutionen einsetzt - das ist die andere Bedeutung von Demokratie (vgl. 
Hardt, Negri 2002; Lorey 2012). Die erste Bedeutung wird in vielen radikalen 
Demokratietheorien verworfen, Demokratie gilt aus dieser kritischen Sicht als 
Polizei, als Verwaltung, als etwas, dass das Politische ruhig stellt. Allerdings 
wird dabei ausgeblendet, dass auch die vermeintlich unpolitische, sich technisch 
vollziehende Verwaltung des wohlfahrtsstaatlichen Kompromisses eine politische 
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Aktivität ist (vgl. Zizek 2001, 327). Demgegenüber wird das konstituierende 
Handeln als der eigentliche demokratische Gründungsakt verstanden, ohne die 
Fortsetzung des Vorgangs zu bedenken: auch konstituierendes Handeln muss 
irgendwann einmal in die Bahnen geregelter Verfahren übergeleitet werden, die 
den Individuen Gewähr geben, dass sie sich wirklich an der Koordination des 
gemeinsamen Handelns ohne Gefahr des Ausschlusses beteiligen können und 
dass sie mit ihren Interessen eine Revision vorangegangener Entscheidungen 
anstoßen können. Wenn man erwarten muss, dass politische Institutionen sich 
immer wieder abschließen und ausgrenzen, also befürchten muss, übergangen 
zu werden, mit den eigenen Interessen und Lebensformen nicht präsent zu sein, 
man also immer alarmiert und bereit sein muss, von neuem Politik zu machen, 
Institutionen zu schützen oder neue zu schöpfen, um sich zur Geltungzu bringen, 
dann kommt man letztlich aus der Logik der sozialen Demokratie als Kom- 
promiss mit ihrer grundlegenden Herrschaftsasymmetrie und Erzeugung von 
Subalternität nicht heraus. 

Mein Eindruck ist, dass in den Krisenprozessen und durch sie hindurch 
etwas Neues geschicht, was sich auch oder vielleicht im besonderen Maße an 
den demokratietheoretischen Diskussionen ablesen lässt, die im Kontext der 
Protestbewegungen geführt werden. In einem besonderen Maße in den Theorien 
deswegen, weil diese durch die praktischen Initiativen und Argumente neue 
Impulse erhalten, aber dann auch Indikatoren für die Veränderung bilden und 
ein bleibendes, systematisches Moment des Demokratieverständnisses festhalten. 

Beteiligung und Erneuerung der Demokratie gehören zum modernen De- 
mokratieverständnis. Die Institutionen der parlamentarischen Demokratie und 
ihre Verfahren wurden in den vergangenen Jahrzehnten vielfach durch radikal- 
demokratische Gesichtspunkte erweitert. Gegen eine paternalistisch-etatistische 
Vorstellung wurde die Ansicht zur Geltung gebracht, dass das Allgemeinwohl 
nicht allein im Parlament und im Zusammenspiel mit Regierungund Verwaltung 
festgelegt wird. Der Volkssouverän besteht danach nicht allein aus den einmal 
gewählten Parlamentsabgeordneten, die alle Ansprüche aus der Gesellschaft 
berechtigt sind abzuwehren. Vielmehr wird - zumindest in der Theorie - der 
Volkssouverän selbst verflüssigt und nimmt die Gestalt einer diskutierenden 
Öffentlichkeit an. In dieser Öffentlichkeit mit ihrer breiten zivilgesellschaftlichen 
Infrastruktur bringt eine Vielzahl von nicht-formellen Akteuren ihre Themen 
auf unkonventionelle Weise zur Geltung und gewinnt Einfluss auf die Agenda 
und die Entscheidungen des parlamentarischen Gesetzgebers. 

Diese Position, die einflussreich von Jürgen Habermas (1992) ausgearbeitet 
wurde, stieß auf Vorbehalte noch radikalerer Ansätze der Demokratietheorie. 
Kritisiert wurde, dass die demokratische Beteiligung allein die Gestalt einer 
gemeinsamen Kommunikation an einem verallgemeinerungsfähigen Konsens 
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annehmen können sollte. Diese öffentliche Kommunikation ist durchaus kon- 
fliktreich. Auch Formen des unkonventionellen Protests wie Demonstrationen, 
Sitzblockaden oder andere Praktiken zivilen Ungehorsams werden von Habermas 
als Beiträge zu einer öffentlichen Diskussion und Willensbildung betrachtet. 
Doch in allen Fällen geht es darum, dass die Akteure aus der Perspektive des 
verallgemeinerten Anderen handeln, also letztlich immer ein Allgemeininteresse 
in Anspruch nehmen, für das sie öffentlich und mit vernünftigen Argumenten 
eintreten. Partikularinteressen, Dissens, gegensätzliche Interessen, Konflikt wur- 
den demgegenüber marginalisiert, weil ihnen die Qualität der Allgemeinheit 
abgesprochen wird; und allenfalls können öffentliche Diskurse dazu beitragen, 
solche Partikularinteressen und individuellen Leidenserfahrungen unter dem 
Gesichtspunkt ihrer Verallgemeinerungsfähigkeit zu prüfen. 

Es ist zwar durchaus falsch, wenn Chantal Mouffe die Ansicht vertritt, die 
Theorie von Habermas kenne wie die von John Rawls nur den Konsens, nicht den 
Konflikt. Ihrer Einschätzung nach ist ein Demokratieverständnis, dem es nur 
um die Sicherung von Konsens geht, gefährlich, da sich auf diese Weise an den 
Rändern und in den Poren des Konsenses Partikularinteressen und Unzufrie- 
denheiten entwickeln können. Daraus können Antagonismen hervorgehen, auf 
die eine politisch-demokratische Praxis der Orientierungam Konsens gar nicht 
reagieren kann. Aber aus dieser Kritik entwickelt Mouffe eine weiterführende 
Überlegung und plädiert für ein radikaldemokratisches Verständnis, in dessen 
Zentrum die Begriffe Antagonismus und Agonismus stehen. Die Gesellschaft 
wird durch Antagonismen konstituiert. Jede Gesellschaft stellt eine Totalisie- 
rung dar und bemüht sich, alternative Sinnzusammenhänge auszugrenzen. Die 
Identitäten scheinen in dieser Gesamtheit aufzugehen und ihren präzisen Ort 
einzunehmen und dadurch ihren Sinn zu erhalten. Faktisch ist dies jedoch nicht 
der Fall, es gibt Erfahrungen, Bedürfnisse, Sinnerwartungen, die über diese kon- 
krete Gesellschaft hinausweisen. So wird die Gesellschaft immer wieder von 
neuem durch Antagonismen bedroht, die ihre Identität und Einheit bedrohen. 
Die Gesellschaft würde zerreißen, wenn es nicht gelänge, im Rahmen der po- 
litischen Verfassung die durchaus explosiven Antagonismen in die Form wohl 
temperierter Agonismen zu transformieren, in denen sich dann in einer jeweils 
vorläufigen Form durchaus besondere Interessen zur Geltung bringen können. 
Entscheidend ist demnach, dass das Allgemeine sich immer nur in der Gestalt 
eines Besonderen zur Geltungbringen kann, dem es für einen gewissen Moment 
in einem demokratisch ausgetragenen Kampf gelingt, als Allgemeinheit zu gelten. 
Doch wird diese Allgemeinheit selbst durch die Dynamik der Diskurse und neue 
Antagonismen aufgelöst (vgl. Mouffe 2008). 

Ich möchte beide Ansätze kritisch vergleichen, um zu zeigen, wo bei allen 
Differenzen gemeinsame Unzulänglichkeiten bestehen: 1) Demokratie ist im 
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Verständnis beider Ansätze ein durch die Verfassung auf Dauer gestellter Streit 
um die demokratische Allgemeinheit. Im Fall von Habermas bewegen sich die 
Individuen in der Spannung zwischen dem Allgemeinen und Partikularen und 
müssen versuchen, jeweils für sich schon den Standpunkt der Allgemeinheit zu 
erlangen; im Fall von Mouffe nimmt in einer besonderen Diskurskonstellation 
ein Besonderes die Position des Allgemeinen ein. 2) Bei Habermas bewegen sich 
die Konflikte immer im Rahmen der öffentlichen Sphäre und haben die argu- 
mentative Herausarbeitung des vernünftigen Allgemeinen zum Ziel; bei Mouffe 
sollen die Konflikte den Antagonismus in einen Agonismus umwandeln, der es 
ermöglicht, sie im Rahmen der Verfassung auszutragen und einer sinnhaften 
Identität den Charakter einer temporären Totalität zu geben. Das Moment des 
Nicht-Allgemeinen und Irrationalen und damit ein Moment des konstituierenden 
Handelns bleiben erhalten. Allerdings wird es durch das Fundament der Verfas- 
sung derart moderiert, dass es eben diesen von ihr definierten konsensuellen Rah- 
men nicht sprengt. Bei Habermas hat die öffentliche Diskussion von vornherein 
keine solche konstituierende Bedeutung, lässt aber einen diskursiv vermittelten, 
deliberativen Umbau von politischen Institutionen, Verfahren und Verfahrensbe- 
teiligungsrechten durchaus zu. 3) Für Mouffe lösen sich Gesellschaften als Tota- 
lisierungsprojekte ab, und der Übergang wird durch Demokratie herbeigeführt; 
ob die internen Verhältnisse demokratisch sind oder nicht, interessiert Mouffe 
nicht in besonderer Weise, solange die Konflikte im Rahmen der Verfassung aus- 
getragen werden können. Der alltägliche demokratische Konflikt über allgemein 
bindende Entscheidungen, die möglicherweise die Interessen von Individuen 
oder Gruppen verletzen, spielt in ihrem Ansatz keine Rolle. Demgegenüber skiz- 
ziert Habermas einen von demokratischen Verfahren getragenen evolutionären 
Prozess der stetigen Demokratisierung der Demokratie. 4) Beide bleiben aber 
liberal im Sinne der Tradition der sozialen Demokratie. Denn die Demokratie ist 
bestimmt als die Sphäre des Allgemeinen; der konflikthafte Prozess der Durch- 
setzung und Konstitution dieses Allgemeinen wird per se in positiven Begriffen 
gedacht. Über die Opfer und die Kosten wird nicht nachgedacht, ebenso wenig 
über die gesellschaftlichen Bedingungen, die ein solches konflikthaftes Handeln 
überhaupt erforderlich machen. Die Sorge gilt allein der Gefahr der Schließung 
möglicher demokratischer Verallgemeinerungsprozesse in der politischen Sphäre. 
Die Sphäre der Wirtschaft, die Eigentums-, die Lohnverhältnisse bleiben außer 
Betracht, also jene Verhältnisse, unter denen die Individuen notwendigerweise 
nicht Gleiche sein können, weil die einen das lebendige Arbeitsvermögen der 
anderen unter ihre Kontrolle bringen und aneignen. Demokratie bleibt immer 
noch an den Staat gebunden. Insofern bewegen sich diese Ansätze der radikalen 
Demokratie in der Tradition des asymmetrischen Kompromisses, auch wenn sie 
dessen Konturen schr aufgeweicht haben. 
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Die radikale Demokratie hat sich über diese beiden Positionen hinaus entwi- 
ckelt. Die globalen ökologischen Probleme, die ökonomische Globalisierung, die 
europäische Integration, die Wirtschaftskrise und die soziale Polarisierunghaben 
dazu beigetragen, diese bisherigen Antworten als unbefriedigend zu schen. Denn 
in beiden Fällen wird die Demokratie weiterhin im Sinne des politischen Denkens 
als eine Form des Staates verstanden. Auch wenn der Volkssouverän verflüssigt 
wird und immer wieder in den öffentlichen Diskussionen und agonalen Ausein- 
andersetzungen seine Gestalt ändert, bleibt das Volk letztlich ein identitäres und 
repräsentierbares Kollektivsubjekt, das politisch im Nationalstaat verfasst ist und 
gegen jede Form von globaler Selbstbestimmung ausgespielt wird (so bei Streeck 
2013, 240fF). Dem werden von der radikalen Demokratie die Gleichheit und die 
Multiplizität der Vielen entgegengehalten. Die Teilnahme wird nicht mehr aufein 
künstlich und etatistisch begrenztes Staatsvolk beschränkt. Nicht allein können 
die MigrantInnen einbezogen werden, sondern auch alle diejenigen, die global von 
den Entscheidungen oder machtvollen Nicht-Entscheidungen der Staaten betrof- 
fen sind, weil sie in das Leben der Menschen auch jenseits der Grenzen eingreifen. 
Der Konsum, das Spar- und Anlageverhalten, die Investitionen, die Produkte, die 
Wissenspraxis oder Fortbewegungsformen einer Gesellschaft - das alles ist das 
Ergebnis subpolitischer Entscheidungen, die nicht nur die lokale Bevölkerung, 
sondern aufverschiedenen, konkreten Wegen die Menschheit insgesamt betref- 
fen. Deswegen ist es undemokratisch, die Meinungs- und Willensbildung und 
die kollektive Selbstbestimmung staatlich und nationalstaatlich zu begrenzen. 

Demokratie bedeutet Alain Badiou (2003) zufolge Gleichheit. So eigenartig 
dies angesichts der Selbstverständlichkeit einer Norm wie Gleichheit inmodernen 
Gesellschaften klingen mag, bedeutet dies historisch etwas Neues in der radi- 
kaldemokratischen Diskussion, wenn damit die Asymmetrie im Verhältnis der 
Beteiligungan Entscheidungen angesprochen wird. Bislang wurde Gleichheitals 
politische Gleichheit der StaatsbürgerInnen verstanden, während die soziale Lage 
allenfalls jakobinisch als materielle Bedingung der Beteiligungan der Demokratie 
einbezogen wurde. Ganz im Sinne der Tradition bestand die bisherige politische 
Demokratie demnach aus der Beteiligung der Armen an der staatlich verfassten 
Herrschaftsausübung und ihrer paternalistischen Förderungzur Teilhabe. Wenn 
jedoch alle gleich sind und mithin in einer reflexiven Anwendung der Demo- 
kratie auch auf sich selbst darüber entscheiden, welche Entscheidungen für alle 
verbindlich nicht nur politische, sondern auch gesellschaftlichen Entscheidungen 
sind, dann hat dies eine radikale demokratische Folge. Dies hatte Marx (1871: 
544) in seiner Analyse der Praktiken der Pariser Kommune vor Augen, die aus 
seiner Sicht mit dem allgemeinen, gleichen Wahlrecht Ernst machte, indem sie 
es aus der Begrenzung auf Parlamentswahlen befreite und auf zahlreiche gesell- 
schaftliche Lebensbereiche ausdehnte. Radikale Demokratie geht damit über die 
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liberale Trennung von Politik und Ökonomie hinaus, die es bislang immer noch 
erlaubt hat, dass sich gegenüber der Freiheit demokratischer Selbstbestimmung 
die gesellschaftlichen Naturgesetze der Ökonomie und des Marktes behauptet 
haben, in deren Namen die Gesellschaft von Wenigen usurpiert und angeeignet 
wird, die vorgeben, allein sie könnten diese Naturgesetze beherrschen und die 
Vielen verwalten. Radikale Demokratie will auch mehr als nur die Anwendung 
von Formen der repräsentativen Demokratie auch in der Wirtschaft. Vielmehr 
zielt radikale Demokratie darauf, die Grenzlinien, die von mächtigen Interessen 
zwischen Wirtschaft und Politik immer wieder errichtet werden, selbst in einer 
reflexiven Anwendungder Demokratie aufihre eigenen politischen Grenzen zum 
Gegenstand kollektiver Selbstbestimmung zu machen. Dabei geht es nicht um 
Entdifferenzierung an sich, sondern darum: über die Gliederung des komplex 
gegliederten Ganzen der Gesellschaft selbst demokratisch zu entscheiden. Alle 
haben das gleiche Recht, die Koordinaten des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
festzulegen. Sie alle entscheiden dann mit gleicher Stimme über die Anordnung, 
den Zuschnitt, die räumliche und zeitliche, sachliche und soziale Reichweite 
von demokratischen Praktiken der kollektiven Koordination, Verfahren und 
Entscheidungen. Dies setzt einen demokratisch getragenen, umfassenden Trans- 
formationsprozess in Gang, der sich nicht auf Politik, die Gestalt des Volkssou- 
veräns und den Nationalstaat beschränkt, sondern perspektivisch alle Bereiche 
des Zusammenlebens einbezieht. Gleichheit im radikaldemokratischen Sinn 
verstanden ermöglicht die demokratische Selbstbestimmung durch die Freiheit 
aller und damit eine Neuvermessung des Raums des Sozialen selbst. Das ist die 
einzige Möglichkeit, die Krisendynamiken im gesellschaftlichen Naturverhält- 
nis und in den materiellen Lebensbedingungen zu stoppen und zu versöhnten 
Formen der globalen Koordination des gemeinsamen Lebens auf dem Planeten 
zu gelangen. 
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Marxistische Parteiendebatte revisited 
Zur Verortung politischer Parteien in 
der Bürgerlichen Gesellschaft 


Gegenüber einer vorwiegend herrschaftsaffirmativen Parteienliteratur im Rahmen 
von governance-Ansätzen, modernisierungstheoretischen Paradigmen oder einer 
institutionen-zentrierten Regierungslehre tritt marxistische Gesellschaftstheorie 
mit dem Anspruch an, Parteien herrschaftssensibel zu untersuchen. Die materia- 
listische Parteiendiskussion hat vorwiegend in den 1970er und 1980er Jahren eine 
intensive Phase der „theoretischen Vorverständigung“ (Elfferding et al. 1983: 6) 
erlebt, in deren Folge - anders als die Debatten um eine marxistische Staatstheorie 
- keine fundierte Weiterentwicklung stattgefunden hat. Daher kann bislangauch 
nicht von einer materialistischen Parteientheorie gesprochen werden. 

Die Aufarbeitung der Diskussion offenbart, dass die im Marxismus geführten 
Debatten um die Verortung von Parteien in der Bürgerlichen Gesellschaft zwar 
vielfältige Anregungen enthalten, zugleich aber einer Erweiterung bedürfen, da 
sie sich vielfach in Form- und Funktionsbetrachtungen erschöpfen. Ein materia- 
listisch fundiertes Verständnis zur Rolle von Parteien im Kapitalismus kann nur 
weiter entwickelt werden, wenn die oft klassenreduktionistisch angelegte Partei- 
konzeption um andere soziale Antagonismen erweitert und ihre offene Flanke 
zum Funktionalismus überwunden wird. Der Vorwurf des Funktionalismus 
verweist auf die mehr oder weniger explizit zugrundeliegende Vorstellung, „die 
Erklärung für einen Gegenstand sei in der Suche nach seinem ursprünglichen 
‘Zweck’ zu finden“ (HKWM: 1156). Dass ein bestimmter Sachverhalt funktional 
ist, liefert aber noch keine ausreichende Erklärung dafür, dass und warum er tat- 
sächlich existiert. Mit Blick auf die marxistische Parteiendebatte ließe sich dann 
von Funktionalismus oder Determinismus sprechen, wenn vom „Standpunkt der 
fertigen Phänomene“ das „permanente Funktionieren herrschaftlicher Reproduk- 
tion“ (ebd.: 1151) durch die Parteien unterstellt oder aber ihre praktisch-politische 


1 Einen ersten Übersichts-Artikel liefert Thomas von Winter (1982), der allgemeine Un- 
tersuchungskriterien für eine marxistische Parteienanalyse zusammenträgt und unter- 
schiedliche Ansätze kritisch diskutiert. 
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Tätigkeit als Reflex bestimmter ökonomischer Gesetzmäßigkeiten bestimmt 
wird. Dies ist - wie noch zu zeigen - zuweilen der Fall. 

Mit dem von Antonio Gramsci ins marxistische Denken eingebrachten 
Gespür für die Bedeutung von konsensualen Elementen in der Ausübung von 
Herrschaft als Hegemonie wird die Frage nach der Rolle von Parteien als poli- 
tischen Akteuren in all den Bereichen der Gesellschaft aufgeworfen, in denen 
um Zustimmung gerungen wird. Hegemonietheorie im Sinne Gramscis will 
die Stabilitätsreserven von Herrschaft erkunden, dabei mögliche Widersprüche 
und Risse im Machtgefüge ausmachen, um die Potentiale einer grundlegenden 
Transformation der bestehenden Verhältnisse zur perspektivischen Überwin- 
dung von Herrschaft auszuloten. Eine materialistisch fundierte, hegemonietheo- 
retisch erweiterte Konzeption von Partei unterscheidet zwei Dimensionen, die in 
Gramscis Denken oft miteinander verwoben sind, hier aber analytisch getrennt 
werden: zum einen die politisch-strategische Frage des Aufbaus einer sozialistischen 
Hegemonie und die Rolle der herrschaftskritischen, antagonistischen Partei in 
diesem Prozess; zum anderen die anabytische Frage nach der (zuweilen prekären) 
Stabilisierung von Herrschaft durch Sicherung von Gefolgschaft, also der Blick 
auf die organisatorisch-konsensuale Bedeutung von Parteien in der Ausübung 
bürgerlicher Hegemonie. Die folgenden Überlegungen gehen ausschließlich der 
zweiten Frage auf den Grund. Sie verfolgen das Ziel, auf theoretisch-begrifflicher 
Ebene einige Überlegungen für ein kritisches Verständnis politischer Parteien in 
kapitalistischen Herrschaftsverhältnissen zusammenzutragen, das als Anregung 
und Instrumentarium für empirische Untersuchungen dienlich sein kann. 


1. Strukturelle Ebene: Form und Funktionen von Parteien 


Die Strukturlogik der kapitalistischen Produktionsweise zeichnet sich durch 
Privateigentum an den Produktionsmitteln sowie durch Mehrwertsteigerung 
und Profitstreben in marktvermittelter Konkurrenz aus. Ihre charakteristischen 
Rechtsformen sind Vertragsfreiheit, Staatsbürgerschaft und formale Gleichheit 
vor dem Gesetz. Ihre kennzeichnende Arbeitsteilung beruht auf der Trennung 
ausführender Tätigkeiten von der Planung, Organisation, Anweisung und 
Kontrolle der Produktion sowie auf der Trennung von Hand- und Kopfarbeit?. 
Wenngleich seit mehr als einem Jahrhundert weltweit vorherrschend, ist diese 


2 Gramscikritisiert die Vorstellung, eine bestimmte Tätigkeit sei ausschließlich Hand- oder 
Kopfarbeit: „In jeglicher körperlicher Arbeit, auch der mechanischsten und degradiertes- 
ten, ist ein Minimum an technischer Qualifikation vorhanden, das heißt ein Minimum 
an kreativer intellektueller Tätigkeit [...]“ (H12, $1: 1500). Dennoch ist die Trennung 
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Produktionsweise in ihrer Dynamik krisenhaft, konfliktiv und widersprüchlich. 
Das bedeutet nicht, dass der Kapitalismus permanent kurz vor dem Zusam- 
menbruch stünde oder sich die Bürgerliche Gesellschaft allerorten im offenen 
Bürgerkrieg befände — wenngleich sie auf Zwangs- und Gewaltverhältnissen 
unterschiedlicher Art beruht. Im Gegenteil, gerade ihr hoher Grad an Dyna- 
mik, Flexibilität und zerstörerischer Selbsterneuerung zeichnet die kapitalis- 
tische Produktionsweise aus. Nun zeigt sich, dass im Rahmen parlamentari- 
scher Demokratien die aus den strukturellen Widersprüchen des Kapitalismus 
erwachsenden gesellschaftlichen Konflikte flexibel austariert und bürgerliche 
Klassenherrschaft relativ erfolgreich organisiert und stabilisiert werden kann. 
Vor diesem Hintergrund muss eine materialistisch begründete Parteientheorie 
sich mit der Frage auseinandersetzen, wie sich die ökonomische Herrschaft einer 
spezifischen sozialen Gruppe (der Bourgeoisie), die aus dem Privateigentum an 
den Produktionsmitteln, ihrer Verfügungsgewalt über den geschaffenen Mehr- 
wert sowie ihrem Kommando über die Arbeit entspringt, in politische Macht 
und ideologisch-kulturelle Führungübersetzt und welche Bedeutung darin den 
Parteien bzw. dem Parteiensystem zukommt. Dem emphatischen Diktum von 
Richard Stöss (1983: 23) folgend, Parteientheorie sei notwendig Gesellschafts- 
theorie, gilt es aufzuzeigen, inwiefern die gewichtige Stellung der Parteien im 
Parlamentarismus auf den kapitalistischen Produktionsverhältnissen ruht und 
eben diese Verhältnisse reproduziert, „obwohl die Parteien im Prinzip keine sub- 
jektlosen Instrumente’ der Bourgeoisie sind“ (Jäger 1979: 54). 

Gramsci thematisiert die Konstituierung der herrschenden Klassen zur führen- 
den Kraft alseinen konflikthaften Prozess der Staats-Werdung. Der kapitalistische 
Staat ist aus hegemonietheoretischer Perspektive die Form der Selbstorganisierung 
der Bourgeoisie als führende Klasse. Bürgerliche Parteien sind der geschichtliche 
Ausdruck dieser Staat gewordenen Klasse. Über ihre in zahlreiche Felder (Par- 
teien, Recht, Bildungsapparate, Öffentlichkeit und Bürokratie) ausdifferenzierte 
und unter Beweis zu stellende Führungsfähigkeit schafft die Bourgeoisie ein für 
sie günstiges Terrain, auf dem Kompromisse zwischen ihren unterschiedlichen 
Fraktionen sowie im Verhältnis zu subalternen Klassen entwickelt werden müs- 
sen. Diese Entwicklung und Expansion des Bürgertums ist aber keine Selbstver- 
ständlichkeit. Die Bündnis- und Kompromissbildungen stellen sich dar als ein 
„ständiges Sich-Bilden und Überwunden-Werden instabiler Gleichgewichte“ 
(H13, $17: 1561). Welche Rolle spielen die Parteien in diesem Prozess? 


von Hand- und Kopfarbeit, also von primär körperlichen und vorwiegend geistigen Tä- 
tigkeiten, ein wichtiges Herrschaftsmoment der Arbeitsteilung im Kapitalismus. 
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Eine infolge ökonomischer Konkurrenzverhältnisse von vielfältigen Interes- 
sendifferenzen durchzogene und in Klassenfraktionen gespaltene Bourgeoisie 
ist bestrebt, ihre ökonomische Herrschaft als Klasse aufrechtzuerhalten, indem 
sie sich durch politische Tätigkeit im Staat zu einem mehr oder weniger ein- 
heitlichen Kollektivwillen (Gramsci) formiert. Dieser Prozess der Artikulation 
unterschiedlicher Interessen, Strategien und Allianzen geschicht in der Regel 
weder konfliktlos noch widerspruchsfrei. Er ist für die Aufrechterhaltung ka- 
pitalistischer Herrschaft insofern unabdingbar, als nicht etwa mächtige Einzel- 
kapitale, erfolgreiche Unternehmer oder betuchte Honoratioren, sondern der 
demokratisch legitimierte bürgerliche Staat für die Bourgeoisie (und zuweilen 
gegen die Interessen einzelner ihrer Fraktionen) die vereinheitlichende Aufgabe 
des ideellen Gesamtkapitalisten (Engels) und pädagogischen Erziehers (Gramsci) 
übernimmt. Dem Staat, dessen finanzielle Grundlage sich in Form von Steuern 
und Abgaben aus einem Teil des abgeschöpften Mehrwerts in der Produktion 
speist, obliegt es, für die Aufrechterhaltung vorhersehbarer Akkumulationsbe- 
dingungen und möglichst stabiler gesellschaftlicher Verhältnisse zu sorgen. Da 
die aufder kapitalistischen Produktionsweise gründende bürgerliche Herrschaft 
aber kein struktureller Selbstläufer, sondern ein konfliktives Feld politischer 
Auseinandersetzungen — auch innerhalb der Bourgeoisie - ist, hat das Partei- 
ensystem für die „intellektuelle und moralische Führung“ (H19, $24: 1947) 
der herrschenden Klassen gewichtige Funktionen inne. Letztere müssen sich 
als handlungsfähige Kollektive organisieren. Dies tun sie maßgeblich über die 
Parteien, genauer: über die Partei als genuin bürgerlicher Form der Austragung 
politischer Kämpfe und der Interessenartikulation im Staat auf der Grundlage 
ökonomischer Konkurrenz (Greven 1977: 142£.). 

Zwar braucht die Bourgeoisie hierfür keine eigene, ihr unmittelbar zugehöri- 
ge und von ihr eingesetzte Partei. Aus ihren Spaltungen und widerstreitenden 
Interessen als Klasse erwachsen der politische Ausgleich durch uzterschiedliche 
Parteien und die relative Autonomie des Staates gegenüber den Klassen und Klas- 
senfraktionen. Ihren Interessen zuträgliche Kompromissgleichgewichte erhält die 
Bourgeoisie laut Gramsci „gerade dadurch [...], dass sie mit ihren Mitteln, reihum, 
diese oder jene Partei auf dem bunten politischen Schachbrett unterstützlt] [...]“ 
(H15, $2: 1712). Insofern greift ein mechanistisches Verständnis von Partei als 
unmittelbar verlängerter Arm des Kapitals oder als exklusives Instrument in 
den Händen der Herrschenden zu kurz. Ökonomische und außerökonomische 
Herrschaft fallen nicht in eins. Doch bedarf die Bourgeoisie des Parteiensystems, 
um ihre Interessen im Staat bündeln, formieren und durchsetzen zu können: 
„Die herrschende Klasse herrscht nicht mehr, indem sie [unmittelbar] ‘regiert’ 
(wie in der selbstverständlichen Identität von staatlicher Gewalt und Ausbeu- 
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tungsfunktion noch im Feudalismus), sondern indem sie in einer Anordnungdes 
institutionalisierten ‘Klassenkampfes’ ein Kräfteverhältnis zuihren Gunsten auf- 
rechterhält. Das Feld dieses Kampfes sind die Parteien.“ (Elfferding 1983: 13) Par- 
teien sind also weder az sich staatliche Institutionen noch an sich gesellschaftliche 
Organisationen. Hier lässt sich an Debatten marxistischer Gesellschaftstheorie 
anschließen, wonach gerade die Trennung zwischen Staat und Gesellschaft, zwi- 
schen Politik und Ökonomie, öffentlich und privat etc., Ausdruck bürgerlichen 
Selbstverständnisses und dem dieser Trennunginnewohnenden Hertschaftsver- 
hältnis funktional ist (Greven 1977: 107f.): „Zu dieser Herrschaftsfunktionalität 
tragen die politischen Parteien durch die besondere Art ihrer gesellschaftlich- 
politischen Einbindung in die beiden Sphären der kapitalistisch-bürgerlichen 
Gesellschaft erheblich bei.“ (ebd.: 122) Folglich ist die Frage, ob Parteien nun 
staatliche oder gesellschaftliche Organisationen sind, falsch gestellt. Vielmehr 
stellen beide ‘Sphären’ einen unauflösbaren gesellschaftlichen Gesamtzusam- 
menhang dar. Gerade insofern ökonomische Herrschaft und politische Macht 
in der Bürgerlichen Gesellschaft nicht in eins fallen, also voneinander geschieden 
sind, bilden sie eine historisch spezifische Formation, deren getrennte ‘Bereiche’ 
es als Einheit zu betrachten gilt. Hierbei geht es aber nicht nur um begrifllich 
zwar unterschiedene, empirisch aber zusammengehörige ‘Bereiche’, sondern auch 
um den Modus, welcher in der Ausübung von Herrschaft zu einem gegebenen 
Zeitpunkt (einem bestimmten Land, einer bestimmten historischen Epoche, einer 
konkreten politischen Situation etc.) überwiegt: derjenige von Zwang, Gewalt 
und Sanktionen gegenüber demjenigen von Zustimmung, konsensbasierter Norm 
und Freiwilligkeit - unter Zwangsverhältnissen. Insofern sind Parteien beides: 
Zivilgesellschaft und politische Gesellschaft. In ihnen bündelt, organisiert und 
artikuliert sich gesellschaftliche Macht, die Staat werden will - oder es bereits ist 
und danach strebt, ihre Herrschaft abzusichern. Demgegenüber unterschlägt die 
Verortung der Parteien als eigenständige Vermittler zwischen dem ‘öffentlichen, 
potentiell autoritär-monolithischen’ Staat und der ‘privaten, pluralen, zivilen’ 
Gesellschaft den Klassencharakter der kapitalistischen Ordnung, auf der das Par- 
teiensystem gründet, und reproduziert das bürgerlichen Selbstverständnis: „Nur 
etwasin zwei Sphären vorgeblich gespaltenes rechtfertigt ein besonderes Medium, 
besondere Organisationen der Transmission; die Fiktion der Aufspaltung ist die 
logische und reale Bedingung der Existenz politischer Parteien.“ (Greven 1977: 
130) Gerade insofern die bürgerliche Ordnung nicht in zwei Sphären von Staat 
und Gesellschaft zerfällt, sondern ein komplexes Ganzes bildet, die sich aber als 
zwei getrennte Bereiche darstellt, unterliegen die Parteien in der parlamentari- 
schen Demokratie bestimmten Funktionsanforderungen. Diese werden in der 
marxistischen Parteiendebatte unterschiedlich diskutiert. 
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Parteien als Knotenpunkt der Regulation 


Dieses Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft bzw. Politik und Ökonomie 
wird von den im Vergleich zur ausbuchstabierten Staatstheorie überschauba- 
ren Ansätzen materialistischer Parzeiendiskussion in unterschiedlicher Weise 
bestimmt. Häusler/Hirsch (1987: 651) analysieren Parteien als „Bestandteile 
eines umfassenden Regulationszusammenhangs historischer gesellschaftlicher 
Formationen“ im Kapitalismus. Im Staat - das vermachtete Terrain konfliktiver 
Auseinandersetzungen zwischen und innerhalb der Klassen - bilden Parteien 
einen wichtigen Knotenpunkt dieser institutionalisierten Form der Regulation. 
Die Besonderung des Staates in der Bürgerlichen Gesellschaft beruht den Auto- 
ren zufolge unter anderem auf der Existenz eines Parteiensystems: „Die [...] in 
permanenten Auseinandersetzungen und Kämpfen immer neu herzustellende, 
zugleich aber system-reproduktionsnotwendige Besonderung’ oder ‘relative Au- 
tonomie’ des Staats verdankt sich zu einem wesentlichen Grad der Parteiform 
und der daran gebundenen regulativen Potentiale.“ (ebd.: 656) Auch für die 
Vereinigung des Blocks an der Macht (Poulantzas), also der politischen Einheit 
der herrschenden Klassen, wird den Parteien eine wichtige Rolle beigemessen. 
W.F. Haug (1987: 675f.) kritisiert an dieser Verortung die Schlagseite zum 
Funktionalismus: Der Ansatz von Häusler/Hirsch unterstelle ein vermeintlich 
geschlossenes System, dessen organisatorischen Anforderungen an seine eigene 
Reproduktion sich alles unterwirft. Zudem fehle eine Perspektive ‘von unten), 
wodurch der Blick für kleinteilige Veränderungen, Verschiebungen und Infrage- 
stellungen verstellt seiund „alles unter der Glasglocke eines Regulationssystems“ 
(ebd.) bliebe. Wenngleich seine Kritik an dieser regulationstheoretisch verorteten 
Parteienkonzeption, in der „alle Parteien [...] als Glieder eines selbstreproduk- 
tiven Systems“ (ebd.) gelten, einen wichtigen Punkt trifft, so berührt die von 
der Regulationstheorie ins Zentrum gerückte Frage nach den Bedingungen der 
Reproduktion der gesellschaftlichen Produktionsverhältnisse und Lebensweisen 
den Kern materialistischer Theoriebildung. Solange die Frage nach der Reproduk- 
tion sich nicht ausschließlich aufökonomische Dimensionen kapriziert (sondern 
die Fortschreibung sämtlicher gesellschaftlicher Herrschaftsverhältnisse in den 
Fokus nimmt), nicht zu unhinterfragten Annahmen über die Stabilität eines 
Systems versteinert oder als heimliches Telos der Entwicklungeiner bestimmten 
Gesellschaftsformation unterstellt wird, kann sie zur Schärfung des Blicks auf 
die Bedeutung von Parteien als ebenso regulative wie umkämpfte Institutionen 
gesellschaftlicher Reproduktion beitragen. Um es mit Häusler/Hirsch (1987: 
655) zu sagen: „Das Parteiensystem verkörpert den Teil des regulativen Instituti- 
onenkomplexes, in dem antagonistisch-plurale Interessen und Handlungsweisen 
in der Weise produziert, artikuliert, gerichtet, geformt, gefiltert und miteinan- 
der verbunden werden, dass ein relativ kohärentes, die gesamtgesellschaftliche 
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Reproduktion gewährleistendes szaatliches Handeln sowohl ermöglicht als auch 
legitimiert wird“ Parteien kommt in ihrer stabilisierenden Funktion mithin eine 
zentrale Bedeutung für die effiziente und demokratisch legitimierte Bearbeitung 
der der kapitalistischen Gesellschaftsordnungentspringenden Widersprüche zu. 
So betrachtet sind Parteien die „praktische Lösungsform“ (Elfferding 1983: 12) 
dieser Widersprüche. Problematisch wird diese Funktionsbeschreibung dann, 
wenn unterstellt wird, dass die Funktion notwendigerweise erfolgreich realisiert 
würde. 


Parteien als Ort der Selektion und Durchstaatlichung 
gesellschaftlicher Konflikte 


Das Parteiensystem wird nicht nur als anerkannter Modus für die regulative 
Bewältigung von gesellschaftlichen Konflikten konzeptualisiert, mehr noch: 
Es ist zugleich ein „Mittel der Durchstaatlichung der Gesellschaft“ (Häusler/ 
Hirsch 1987: 658), insofern es „die gesellschaftlichen Interessen nach der Logik 
des Staates“ (ebd.) ordnet und das Politische herrschaftlich formiert. Eine weitere 
Funktion der Parteien besteht demnach darin, ihr gesellschaftliches Vorfeld „nach 
der Logik staatlicher Politikformulierungs- und Entscheidungsprozesse sowohlzu 
polarisieren als auch zusammenzufügen“ (ebd.: 657). Das betrifft keineswegs nur 
die Parteien, derer sich die Bourgeoisie bedient, sondern ebenso Parteien, die mit 
dem Anspruch antreten, im vermachteten Terrain des Staates für die Interessen 
der Behertschten Politik zu machen. Wenngleich sie bspw. eine sozialistische 
Programmatik verfolgen - auch sie können nicht außerhalb der strukturellen 
Logiken staatlicher Institutionen agieren. 

Indem Parteien als Knotenpunkt der Interessenartikulation im Staat fungieren, 
können sie entscheidenden Einfluss darauf nehmen, was als Konflikt in die poli- 
tische Arena hineingelassen wird, kurz: was überhaupt als politisch gilt und der 
Austragung für wert befunden wird. Sie setzen somit die Entscheidungsagenda. 
Natürlich können außerparlamentarische Kräfte, zivilgesellschaftliche Interessen- 
gruppen und nicht-staatliche Organisationen ihre Konfliktfähigkeit versuchen 
unter Beweis zu stellen, um ihren Interessen Gehör zu verschaffen und die Bear- 
beitung des betreffenden Konflikts zu erzwingen. Doch die Macht der Selektion 
obliegt dank ihres „Politikmonopols“ (ebd.) zu einem beachtlichen Teil den Par- 
teien als legitime Repräsentanten und anerkannte Sprachrohre unterschiedlicher 
Interessen in der Bevölkerung. Hinzu kommt die exponierte Stellung der Parteien 
im Verhältnis zu den Staatsapparaten: „Die Parteiform impliziert ein (relatives) 
Monopol auf den Zugang zu staatlichen Ämtern und für die Bestimmung staatlich- 
politischer Entscheidungsprozesse. Jede gesellschaftliche Interessenartikulation 
muss sich daher grundsätzlich auf sie beziehen - und sei es negativ: (Ebd.) Greven 
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(1993: 290) spricht in diesem Zusammenhang vom Privileg der Parteien, „aufden 
institutionellen Kontext des Entscheidungshandelns und der Machtzuweisung selbst 
Einfluss nehmen zu können“. Keine organisierte gesellschaftliche Kraft kommt 
umhin, ihre Interessen auch über die Form Partei in das umkämpfte Terrain des 
Staates einzuschreiben, freilich aufder Grundlage asymmetrischer, d.h. selektiver 
Zugangsmöglichkeiten. So betrachtet sind Parteien Teil des Staates: Sie treten 
bei Wahlen an, stellen das Regierungs- und Parlamentspersonal, verfügen in den 
Staatsapparaten über ein relatives Stellenbesetzungsmonopol, bestimmen über 
die Mechanismen der Machtverteilung und durchstaatlichen gesellschaftliche 
Konflikte, indem sie ihnen die institutionalisierte Form der Aushandlung geben. 
Das Parteiensystem als ganzes ist somit integraler Bestandteil dessen, was Pou- 
lantzas mit Staat als materieller Verdichtung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse 
und Klassenkonflikte thematisiert (vgl. Demirovic 2007: 98ff.). Bis wohin diese 
Durchstaatlichung gelingt und wann ein gesellschaftlicher Konflikt sich als wi- 
derspenstig gegenüber der durch die Parteien geleisteten Selektion erweist, ist 
über die reine Funktionsbetrachtung nicht zu klären. 


Abschirmung und Herrschaftssicherung durch das Parteiensystem 


Die erwähnte Selektionsleistungder Parteien, die den „widersprüchlichen Zwang 
zu Stimmenmaximierung und Formulierung einer relativ kohärenten, den Im- 
perativen der kapitalistischen Reproduktion gehorchenden Regierungspolitik“ 
(Häusler/Hirsch 1987: 656) konkret ausgestalten müssen, diskutiert Michael 
Jäger (1983) mit der ’Ihese von der Paralyse- und Abschirmungsfunktion des 
Parteiensystems. Ihm zufolge ist die „elementare Funktion des Parteiensystems, 
in dem verschiedene Parteien um Macht und Einfluss konkurrieren, [...] die Ab- 
schirmung des Kapitalverhältnisses“ (Jäger 1983: 73). Indem die politische Arena 
davon strukturiert wird, was die Parteien als gesellschaftliche Konfliktlinien 
aufgreifen und für den Kampfum Wählerstimmen in entsprechende Polarisierun- 
gen übersetzen, bilden sich in ihren politischen Profilen eine Menge konfliktiver 
Themen ab - bis auf eins, so Jäger: das Kapitalverhältnis. Die gesellschaftlichen 
Klassen würden zwar von den Parteien angerufen, doch nicht als Klassen, sondern 
- so ließe sich Jäger mit Poulantzas ergänzen - als Staatsbürger, als Mitglieder 
einer Nation, Ethnie, Region oder Religionsgemeinschaft, als Geschlecht, Alters- 
gruppe, Schicht oder schlicht: als das Volk. Die Klassen, so Wieland Elfferding 
(1983: 32), würden „mit Hilfe der klassenenthobenen Diskurse der ideologischen 
Mächte reartikuliert und zugleich als Klassen entnannt“. Diese Verschiebung 
leisten die Parteien, indem sie auf die vom Klassenantagonismus ausgehende 
mögliche Destruktionsgefahr mit einer „verschobenen Spaltung“ (Jäger 1983: 
76) reagierten. Jäger betont diese Polarisierunginnerhalb des Parteiensystems als 
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konstitutives Moment des modernen Parlamentarismus. Insbesondere mit Blick 
auf Staaten mit einem Zwei-Parteien-System spricht er von politisch aufgelade- 
nen Spaltungen quer zum gesellschaftlichen Grundantagonismus. Elfferding 
(1980: 15) knüpft gar seinen Hegemoniebegriffan diese Übersetzungsleistungder 
Parteien, „potentiell systemsprengende Antagonismen und um sie gruppierte[] 
Praxen in systemkonforme“ umzuarbeiten bzw. in andere Austragungsformen 
zu verschieben. Die von beiden Autoren selbstverständlich ins Feld geführte 
Destruktionsgefahr ist wenig einleuchtend, solange die Gründe für das Aus- 
bleiben oder Erstarken von Klassenkämpfen vonseiten der Beherrschten kaum 
Berücksichtigung finden. 

Ähnlich der Abschirmungsfunktion betont Johannes Agnoli die Bedeutung 
des Parlamentarismus westlich-demokratischer Prägung für die Transformation 
des ökonomischen Antagonismus in einen politischen Führungskonflikt, über 
den die Parteien in Scheinkonkurrenz zueinander träten. Das parlamentarische 
System fungiere als ein Mechanismus, „der antagonistische Konflikte so weit wie 
möglich politisch ‘irrelevant’ macht und plurale Interessenkonflikte staatlich 
kontrolliert und befriedet“ (Agnoli 1995: 231). Die Spaltung der Gesellschaft in 
Klassen werde aus der Arena der repräsentativen Austragung politischer Konflikte 
verbannt. Parteienpluralismus existiere nur noch als manipulativer Trick, dank 
dessen der gesellschaftliche Antagonismus von Arbeit und Kapital sich im Partei- 
ensystem nicht mehr widerspiegele (Agnoli 1995: 232): „[...] in der Gesellschaft 
vorhandene, teil sich hart widersprechende Kräfte sollen parlamentarisch und 
durch das Parteiensystem nicht reproduziert und damit politisch potenziert, 
sondern repräsentiert und in ihrer Widersprüchlichkeit entschärft werden.“ 
(Agnoli/Brückner 1968: 28) Dies nennt Agnoli die „Herrschaftsfunktionali- 
tät des Parlaments“ (Agnoli 1995: 235). Zwar räumt er ein, die Einhegung des 
gesellschaftlichen Antagonismus gelinge „keineswegs automatisch“. Auch träte 
die ambivalente Verfasstheit des Parlaments immer dann zutage, wenn die Idee 
der parlamentarischen Demokratie von außerparlamentarischen Bewegungen 
ernstgenommen und „als Werkzeug des Fortschritts“ in Anschlag gebracht wür- 
de (Agnoli/Brückner 1968: 25). Agnoli macht zudem darauf aufmerksam, wie 
schwierig es sei, „den Basiskonflikt vom Parteiensystem fernzuhalten, solange 
zwischen den Parteien und der Gesellschaft enge und sichtbare Beziehungen 
bestehen“ (Agnoli/Brückner 1968: 31). Doch unterzicht er die Folgen dieser 
Ambivalenzen keiner vertieften theoretischen Reflexion. Er belässt es bei der 
Betrachtungder repressiven Seite von Herrschaft bzw. reduziert die Wandlungs- 
anforderungen, die sich den Parteien im Gerangel um Machtpositionen stellen, 
auf opportunistische Wahltaktik und gelungenes politisches Manöver, statt die 
Probleme zu berücksichtigen, die entstehen können, wenn Repräsentation von 
Teilen der Bevölkerung durch die Parteien misslingt. 
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Wenn Häusler/Hirsch, Jäger und Agnoli (weniger Elfferding) der Regulations-, 
Abschirmungs-, Selektions- und Herrschaftsfunktion des Parteiensystems jeweils 
eine derart große Bedeutung beimessen, machen sie zu Recht darauf aufmerk- 
sam, dass Parteien sich als Teil des Staates zwangsläufig auf einem strategischen 
Feld mit strukturierenden und selektiven Apparaten (Jessop 1990) bewegen und 
bestimmten Anforderungen gesellschaftlicher Stabilität gerecht werden müssen, 
so sie als Parteien erfolgreich sein wollen: Einhaltung der bürgerlichen Rechts- 
und Eigentumsordnung, Garantie für ein möglichst stabiles Investitionsklima, 
Demonstration innersystemischer Lösungskompetenz, Handlungsfähigkeit 
durch programmatische Einheit, Attraktion möglichst breiter Wählergruppen 
etc. Kurz: Jede Partei ist perspektivisch Regierungspartei und somit potentiell 
Staat. Allerdings legt Jäger kein besonderes Augenmerk auf die mögliche Unter- 
scheidung zwischen unterschiedlichen Parteien und schert sie - ob affirmativ- 
herrschaftssichernd oder gegenhegemonial-transformatorisch ausgerichtet - über 
den denselben Kamm einer möglichst störungsfreien Reproduktion. Agnoli 
unterscheidet zwar begrifllich zwischen Ordnungsparteien auf der einen und 
Parteien mit revolutionärer Programmatik aufder anderen Seite. Zugleich wirkt 
diese dichotome Gegenüberstellung der beiden Parteitypen wenig vermittelt 
mit seiner ideologiekritischen Diagnose, das Parteiensystem als ganzes diene 
dem Betrug der Behertschten, indem es Illusionen über seinen demokratischen 
Charakter schüre (Agnoli/Brückner 1968: 23,28,37, Agnoli 1995: 231). Nur 
an wenigen Stellen spricht Agnoli von der „Überzeugungskraft“ des mit fried- 
lichen Mitteln geführten politischen Kampfes der Parteien (Agnoli/Brückner 
1968: 29) oder gar von der „Zustimmung“ der Beherrschten zur bestehenden 
Ordnung (ebd.: 35). Die Motive für deren Zustimmung scheinen ihn weniger zu 
interessieren als die kritische Aufdeckung der Manipulation der Massen durch 
die parlamentarische Demokratie. 

Diese Schlagseite zum funktionalistischen Blick ‘von oben’ scheint ein Sub- 
strat marxistischer Parteiendiskussion zu sein, die sich wie Jäger zwar explizit 
auf Gramscis hegemonietheoretische Überlegungen bezieht, sie in der Theo- 
riebildung aber nicht konsequent berücksichtigt. Ebenso wenig hinterfragen 
Agnoli und Jäger, dass ein einzelner sozialer Antagonismus auf Dauer nicht 
parteibildend wirkt, ja wirken kann. Gesellschaftliche Identitäten, Interessen 
und Handlungsmöglichkeiten sind komplex bestimmt von einer Vielzahl quer 
zum Klassenantagonismus verlaufender Machtverhältnisse. Folglich artikulieren 
Parteien konsequenterweise einen ganzen Strauß von Problematiken in der Ge- 
sellschaft und bündeln diese zu entsprechenden Konflikt-Diskursen (Elfferding 
1983: 31). Reduzierte sich eine Partei auf einen ‘Hauptwiderspruch‘, hat sie als 
Partei, also innerhalb dieser Existenzform, nur wenig Aussicht auf Erfolg. In 
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ihrer Identität auf Klassenkonflikte reduzierte Parteien erhalten keine stabilen 
Mehrheiten. Sie sind nämlich, so Gramsci, nicht einfach „mechanischer und 
passiver Ausdruck der Klassen“ (H3, $119: 422), wenngleich das bürgerliche Par- 
teiensystem auf Klassenverhältnissen gründet, „sondern [wirken] nachdrücklich 
auf diese zurück, um sie zu entwickeln, zu festigen, zu universalisieren“ (ebd.). 
Parteien haben mithin eine schöpferische Funktion inne, sie wirken auf komple- 
xe Weise organisierend, vereinheitlichend, vorantreibend auf ihre Klassenbasis 
und deren verbündete Gruppen. In diesem Prozess ist längst nicht ausgemacht, 
welche gesellschaftlichen Antagonismen mit Sicherheit zur Sprache kommen 
und welche nicht. Selbst die offensive Thematisierung des Kapitalverhältnisses 
kann die beherrschten Klassen in das Parteiensystem integrieren, indem es bspw. 
die Nöte der Lohnabhängigen anspricht, sie partiell aufnimmt und abmildert 
oder verschiebt. 

An diesem Punkt rückt, jenseits der Ebene von Form und Funktionen des 
Parteiensystems, die Frage nach den Kämpfen um Zustimmung ins Blickfeld, 
d.h. der in Gramscis Überlegungen wichtige Aspekt der gesellschaftlichen 
Kompromissgleichgewichte und Klassenbündnisse in und durch die Parteien. 
Insofern sich die Bourgeoisie über das Parteiensystem im Staat organisiert, ist 
sie für Wahlerfolge auf die Stimmen der subalternen Klassen angewiesen. Diese 
müssen sich im gesellschaftlichen Projekt einer Partei wiederfinden, mindestens 
passiv zustimmen oder aber eine attraktive und glaubhafte Alternative zu den 
bestehenden Parteien missen. Mit anderen Worten: Es geht nicht nur um die 
strukturelle Bedeutung von Parteien für die Stabilität des parlamentarischen 
Systems und die Aufrechterhaltung der kapitalistischen Ordnung, sondern 
auch um deren Rolle für die ideologische Integrationskraft und Plausibilität 
bürgerlicher Herrschaft. Denn was, „um eine Struktur theoretisch bestimmen 
zu können, als fix und fertig gedacht wird“, so Elfferding (1983: 29), „wird in 
den Kämpfen erst konstituiert und ständig erneuert bzw. verändert“. Esgilt, die 
bisherige marxistische Parteiendebatte um eine hegemonietheoretische Perspek- 
tive zu erweitern, um nicht in deterministische Zwangsläufigkeiten zu verfallen. 
Der eingangs aufgeworfenen Frage der Übersetzung bürgerlicher Herrschaft in 
politische Macht und ideologische Führung werden klassenreduktionistische 
oder funktionalistische Parteikonzeptionen aus o.g. Gründen nicht gerecht. 


2. Parteien im Feld der Kämpfe um Hegemonie 


Mit Blick aufdie kontingenten Momente gesellschaftlicher Auseinandersetzun- 
gen ließe sich die Frage stellen, weswegen den Parteien in der Analyse eine derart 
zentrale Stellung zukommen soll - immerhin zeichnen sich parlamentarische 
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Demokratien durch ein reges außerparlamentarisches und nicht zwangsläufig 
parteiförmiges politisches Treiben aus. Zugleich lässt sich feststellen: Es sind vor 
allem die Parteien, deren Interventionen gesellschaftliche Prozesse von Führung, 
Autorität, politischer Vereinheitlichung und den Bezugzum praktischen Leben 
konstituieren. Sie sind die etablierte Form der organisierten politischen Willens- 
bildungim Parlamentarismus. Aus hegemonietheoretischer Perspektive lässt sich 
anschließen an Konzeptionen, die Parteien im engen Sinne als politische Ver- 
einigungen und Institutionen des parlamentarischen Systems begreifen, welche 
mit einer politischen Programmatik antreten und bei regelmäßigen Wahlen um 
Wählerstimmen konkurrieren. Dieser enge Begriff zielt auf Partei als Apparat 
innerhalb der staatlichen Sphäre wie auch als aktive Kraft in der Zivilgesellschaft. 
Dieses Verständnis ist empirisch gesättigt, kann aber weder erklären, wie das Ver- 
hältnis zwischen Staat und Gesellschaft im Prozess des Ringens um Hegemonie 
durch die Parteien konkret ausgestaltet wird. Noch wird näher daraufeingegangen, 
wie es den Parteien als Akteure politischer Willensbildung gelingt, möglichst 
breite Zustimmung ‘von unten’ zu ihrem jeweiligen Projekt zu generieren. 


politische Partei - gesellschaftliche Partei - Block 


Mit Gramsci lässt sich das Verständnis von Partei nun dahingehend erweitern, 
dass Parteien als gesellschaftliche Kraft eine spezifische Form der Kämpfe um 
kulturelle Hegemonie sind. Eine politische Partei ist ihm zufolge „nicht nur die 
technische Organisation der Partei selbst, sondern der ganze aktive gesellschaftli- 
che Block [...], dessen Führerin die Partei ist, weil sein notwendiger Ausdruck [...]“ 
(H15, 855: 1774). Hier geht es um die umkämpften Prozesse der Parteibildungim 
weiten Sinne, d.h. darum, wie sich ein „Block“ als historisch konkrete Formation 
unterschiedlicher Kräfte in der Gesellschaft herausbildet, die sich nicht einfach 
weltanschaulich nahestehen oder ähnliche Vorstellungen über die gesellschaft- 
liche Entwicklungsrichtung haben, sondern auch eine lebensweltliche Praxis 
teilen. Ihr Alltagsverstand ist von gemeinsamen Erfahrungen und tradierten 
Narrativen geprägt, ihre Interessen und ihr Selbstverständnis setzen sich aus 
bestimmten sozialisatorischen Prägungen und kollektiven Identitäten zusam- 
men. Dabei sind geteilte Lebensweise und Weltauffassung bei allen tatsächlichen 
Gemeinsamkeiten zugleich eine von oben organisierte Ideologie: Die konkreten 
Lebensverhältnisse gestalten sich oft viel mannigfaltiger und widersprüchlicher 
als die angestrebte Vereinheitlichungzu einem Gesellschaftsprojekt. Eine Partei 
im weiten Sinne Gramscis bildet daher Praktiken und Diskurse aus, die über- 
greifende Gemeinsamkeiten des Blocks dort herstellen, wo seine ideologische 
Einheit durch Antagonismen entlang von Klasse, Geschlecht, Ethnie oder Reli- 
gion droht infrage gestellt zu werden. Gramsci arbeitet hier mit der Metapher des 
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„Zements“, dank dessen Bindekraft ein Block zusammengehalten werde (Hl, 
$12: 1380). Parteien im engen Sinn sind Bestandteil solcher Blockbildungen, 
ein Block aber keine empirisch klar unterscheidbare Organisation mit festen 
institutionellen Grenzen. Vielmehr existiert eine diffuse Grenzlinie zwischen 
expliziter Partei und „impliziter Partei“ (Häusler/Hirsch 1987: 659), d.h. ihrem 
Vorfeld aus Interessenorganisationen, Unternehmen, Kirchen, Medien, sowie 
ihren Berührungspunkten mit sozialen Bewegungen und den fließenden Über- 
gängen zwischen Mitgliedern, Aktivisten und Anhängern von Parteien. Folglich 
werden Parteifunktionen, so Gramsci weiter, in diesem weiteren Sinne von Par- 
tei auch von Zeitungen, TV-Shows, Debattierclubs, Universitäten, Stiftungen, 
NGOs, Think-Tanks, politischen Vereinigungen usw. ausgeübt. Führende Kräfte 
aus diesen zivilgesellschaftlichen Organisationen und den politischen Parteien 
formieren sich zur gesellschaftlichen Partei. In diesem Sinne sind Parteien Teil 
der Zivilgesellgesellschaft, in der sie Bündnisse eingehen, Debatten vorantreiben, 
Akzente setzen, Vermittlungsarbeit leisten, Organisierung stärken, Alltagspraxen 
mitgestalten usw. - kurz: bestimmte Gruppen und Interessen artikulieren. 

Einerseits sensibilisiert Gramscis weites Parteienverständnis für die wichtige 
Frage, wie es Parteien gelingen kann, quer zu Verhältnissen sozialer Ungleichheit 
eine ideologische Vereinheitlichung als politische Kraft im Staat zu organisieren 
oder zumindest die c/ass-, gender- und race-übergreifende Verbreiterung.des Blocks 
voranzutreiben. Zudem präzisiert ein erweiterter Parteienbegriff das berühmte 
Diktum Gramscis, an der Regierung zu sein bedeute nicht zwangsläufig, die poli- 
tische Macht innezuhaben. Das macht seine Stärke aus gegenüber institutionen- 
zentrierten Begriffen. Andererseits droht ein derart weiter Parteienbegriff allzu 
schnell an analytischer Schärfe zu verlieren: Worin besteht das Spezifische einer 
politischen Partei als „Führerin“, wie Gramsci schreibt, in der Selbstorganisierung 
der Bourgeoisie und ihren Kämpfen um Hegemonie, wenn Partei im weiten 
Sinne letztlich jede Form und Funktion im Dienste eines ‘Partei ergreifenden’ 
Blocks gesellschaftlicher Kräfte sein kann? Gramsci geht so weit zu sagen, letztlich 
könne niemand parteilos sein (H6, $136: 814f.). Spätestens hier wird das weite 
Verständnis unbrauchbar für eine analytische Verortung von Parteien. 

Für die weitere theoretische Bestimmung soll daher ein enger Parteibegriff 
(„politische Partei“) zugrunde gelegt werden, der aber Gramscis Überlegungen 
zum weiten Parteiverständnis („gesellschaftliche Partei“ bzw. „Block“) berück- 
sichtigt. Diese methodische Entscheidung wird von ihm selbst nahegelegt: Grams- 
ci ist nämlich schr eindeutig in der Frage, wann und warum unterschiedliche 
politische Parteien mit einem Mal Block werden: Als sichtbarer Block formieren 
sich Parteien ihm zufolge besonders in Umbruchs- oder Krisensituationen, wenn 
„unterschiedliche Gruppierungen, deren jede sich als ‘unabhängige’ Partei prä- 
sentierte, sich vereinigen und einen Einheitsblock bilden“ (H15, $6: 1721). Diese 
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Blockbildung muss sich aber nicht zwangsläufigan der Existenz von Krisen fest- 
machen. Vielmehr kann sie auch Ausdruck der regulären Arbeitsteilung mehrerer 
Parteien innerhalb eines hegemonialen gesellschaftlichen Projektes sein, das als 
Parteikoalition im Machtblock organisiert ist. Denkbar ist, dass unterschiedliche 
politische Parteien jeweils unterschiedliche organisatorische, repräsentierende 
oder legitimierende Aufgaben bzw. programmatische Schwerpunkte im Rahmen 
desselben Herrschaftsprojekts übernehmen. Auch eine Partei, die im Namen 
der Subalternen die politische Bühne zu gestalten bestrebt ist, kann integraler 
Bestandteil eines auf Klassenherrschaft beruhenden Blocks sein - freilich in 
subalterner Position. Die genaue Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen Klasse 
und Partei müssen letztlich konkrete empirische Untersuchungen entschlüsseln. 
Die hier vorgeschlagene Verknüpfung beider Parteibegriffe offenbart das theore- 
tisch Fruchtbare einer integrierten Betrachtung: Parteien stehen nämlich vor der 
Herausforderung, ihre Klassenbasis zu sichern - und gleichzeitig zu überschreiten, 
um hegemoniefähig zu werden. Wie kann, und hierfür ist das erweiterte Par- 
teienverständnis von Gramsci von Bedeutung, diese Überschreitung gelingen? 
Elfferding (1983: 31) unterstreicht Gramstcis starken Fokus auf die organisierende, 
integrierende und bildende Kraft von Parteien als „allgemeine[] Artikulatoren“ 
unterschiedlicher Konfliktlinien. Parteien seien für die Verknüpfung gesell- 
schaftlicher Gegensätze „zu einem bedienbaren Handlungszusammenhang“ 
(ebd.) zuständig. Sie repräsentierten ein Klassenbündnis°, indem sie „klassen- 
übergreifende[ ], insbesondere die ausgebeuteten Klassen umfassende Praxen und 
entsprechende[] Bewusstseinsformen“ entwickelten (Elfferding 1980: 15). Doch 
wie lässt sich der Prozess konkret denken, in dem ein Bündnis gesellschaftlicher 
Kräfte als Partei darum ringt, seine Führung in der Gesellschaft auszubauen, die 
Zustimmung breiter Teile der Bevölkerung zu gewinnen und deren (mehr oder 
weniger) freiwillige Unterstellung unter seine Herrschaft abzusichern? 


Führung durch Parteien 


Gramsci macht die Hegemonie- und Führungsfähigkeit einer Klasse oder eines 
Klassenbündnisses in der Form der Partei daran fest, wie weit es ihr gelingt, ihre 
Praktiken und Vorstellungen von Lebensweise, Moral, Kultur - Weltauffassung - 
tendenziell aufdie gesamte Gesellschaft auszuweiten, zu verallgemeinern. Diesen 
Prozess der Universalisierung bezeichnet er als Staatswerdung: 


3 Jäger (1979: 63) bezeichnet klassenübergreifende Parteien als die genuin bürgerliche Par- 
teiform. Er geht so weit zu sagen, dass andere bürgerliche Herrschaftsformen als die der 
„Integrationsparteien“ langfristiggar nicht möglich seien. Herrschaft seiaufEinbindungund 
Partizipation unterschiedlicher Kräfte auch in der Ausübung von Herrschaft angewiesen. 
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„In der modernen Welt ist eine Partei integral eine Partei [...], wenn sie in solchen Weisen 
und Formen konzipiert, organisiert und geführt wird, dass sie sich integral zu einem Staat 
(einem integralen, und nicht zu einer Regierungim technischen Sinne) und zu einer Welt- 
auffassung entwickelt. Die Entwicklung der Partei zum Staat wirkt auf die Partei zurück 
und verlangt ihre ständige Reorganisation und Entwicklung, so wie die Entwicklung der 
Partei und des Staates zur Weltauffassung, d.h. zur totalen und molekularen (individu- 
ellen) Veränderung der Denk- und Handlungsweisen, auf den Staat und auf die Partei 
zurückwirkt, indem sie sie zwingt, sich ständig neu zu organisieren [...]* (H17, 651: 1890) 


Dieses Zitat spricht mehrere Aspekte an: Eine Partei wird dann „integral“, d.h. 
gesellschaftlich hegemonial, wenn und insofern es ihr gelingt, nicht nur Wahlen 
zu gewinnen, die Regierung zu stellen und die Staatsapparate mit Personal zu 
bestücken, sondern wenn sie sich im umfassenden Sinne zu Staat? und Weltauf- 
fassung entwickelt. Was in diesen Begriffen tendenziell totalitär anmuten mag, 
heißt vor allem, dass eine Partei ihre Macht nicht allein darauf gründen kann, 
mit arithmetischen Mehrheiten Politik zu machen, sondern dass sie im Prozess 
ihrer Staatswerdung den ideologischen Kampf um die Köpfe und Herzen der 
Beherrschten gewinnen muss. Dieses Ringen um kulturelle Hegemonie in der 
Gesellschaft zeichnet sich dadurch aus, dass die führenden Kräfte in der Partei 
die Alltagspraktiken, Erfahrungen, Moralvorstellungen, Routinen, Organisati- 
onsprinzipien, Traditionen, Narrative und Hoffnungen ihrer verbündeten (oder 
potentiell verbündeten) Gruppen und Klassen auf spezifische Weise bündeln, als 
Interessen artikulieren, zu Konflikten politisieren, in staatliche Politik übersetzen 
und - so ließe sich Gramsci weiterführen - dabei herrschaftsförmig umarbeiten 
und verschieben. Die angestrebte Verallgemeinerungvon Lebensweise und Welt- 
auffassung durch eine Partei will organisiert sein als ein Prozess der Erziehung 
und Disziplinierung der Subalternen unter der Dominanz der herrschenden 
Klassen, der Bourgeoisie. Ihr Erfolg misst sich daran, inwiefern die Artikulation 
der allgemeinen „Denk- und Handlungsweisen“ entsprechend der Rahmenbe- 
dingungen und Rationalitäten bürgerlicher Herrschaft stattfindet oder sich Wi- 
derstand dagegen regt. Die „molekularen“ Veränderungen und Verschiebungen 
von Interessen und Weltanschauungen betreffen verbündete Gruppen ebenso wie 
nicht verbündete oder gar gegnerische Teile der Bevölkerung, welche über den 
Prozess des Erziehens, Austarierens und Kompromisse Schließens eingebunden 
werden sollen, gerade auch indem Widersprüchliches oder potentiell Wider- 
ständiges entsprechend kanalisiert wird. Dies ist weder der heimliche Betrug 
einer verschworenen Clique noch ein versteckter Vorgang hinter dem Rücken 
der Beteiligten, sondern beruht auf realen Kompromissen, die der in der Partei 
führenden gesellschaftlichen Gruppe tatsächliche Zugeständnisse - „Opfer 


4 Wenn Gramstci hier von Staat spricht, ist analog zu seinem Parteienverständnis der „in- 
tegrale Staat“ gemeint, der Zivilgesellschaft und politische Gesellschaft umfasst. 
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korporativ-ökonomischer Art“ (H13, $17: 1567) - abfordert, wenngleich diese 
Opfer „nicht das Wesentliche betreffen können“ (ebd.): die Kontrolle über die Pro- 
duktion und gesellschaftliche Reproduktion unter kapitalistischen Bedingungen. 
Vor diesem Hintergrund ist Gramscis Betonung der Selbstveränderungvon Partei 
zu verstehen. Der Prozess der Hegemonicefähigkeit einer Partei verändert nicht 
nur die durch sie artikulierten Interessen, Praxen und Auffassungen, sondern 
auch die Partei selbst, zuss sie verändern, eben weil ihr Streben nach Verallge- 
meinerung Kompromisse erfordert. Um sich als führende Kraft im Sinne der 
herrschenden Klassen zu etablieren, ist eine Partei gezwungen, „sich ständigneu 
zu organisieren“. Erst dann kann aus ihr die Fähigkeit erwachsen, „ein Projekt der 
gesamtgesellschaftlichen Entwicklung zu bilden, in dem alle anderen Klassen und 
alle Aspekte des gesellschaftlichen Lebens (Produktionsweise, Kultur, Ideologie 
etc.) unter der Dominanz des Interesses der herrschenden Klasse verbunden sind“ 
(Elfferding 1983: 20). Hier muss Elfferdings Aussage präzisiert werden: Nicht 
das Interesse der herrschenden Klasse treibt die permanente Reorganisation der 
Partei voran. Auch die Bourgeoisie ist in Fraktionen gespalten, und der Block 
an der Macht ein komplexes Ganzes aus vielen Widersprüchen mit Dominante 
(Demirovic 2007: 79f£.). Elfferding selbst sagt an anderer Stelle, Parteien als die 
„wichtigsten Hegemonieproduzenten“ (Elfferding 1985: 148) seien durchaus auch 
von Differenzen innerhalb oder zwischen den herrschenden Klassen betroffen, was 
sie zur „ständige[n] Umarbeitung des herrschenden Konsenses“ zwinge - eines 
Konsenses, der zuweilen „Brüche und Lücken“ (ebd.: 150) aufweise. Das kann 
sich in innerparteilichen Konflikten bis hin zu Parteispaltungen widerspiegeln. 

Politische Führungsfähigkeit setzt also voraus, dass eine Klasse in der Lage 
ist, die eigenen Interessen mit denen anderer Gruppen auszutarieren und sie zu 
einem gemeinsamen Projekt zu artikulieren. Die Dominanz der über die Form 
Partei organisierten Bourgeoisie besteht darin, dass die gesellschaftliche Aus- 
handlung nicht auf Augenhöhe stattfindet, weil das Terrain der Aushandlung 
kein neutrales ist, sondern auf Klassenverhältnissen basiert. Hier haben freilich 
nicht alle Interessen, Werte und Vorstellungen über die Entwicklungsrichtung 
der Gesellschaft gleichermaßen Geltung. Wie kann es einer Partei gelingen, über 
Verbündete und Gleichgesinnte hinaus andere gesellschaftliche Gruppen in ei- 
nen politischen Prozess einzuspannen, ihre diversen, teils widersprüchlichen 
Interessen zusammenzuführen und als „ideologische Einheit in dem gesamten 
gesellschaftlichen Block“ (H11, $12: 1380) zu artikulieren? 

Verallgemeinerung bedeutet Bündnisfähigkeit, klassenübergreifend, identi- 
tätenübergreifend, geschlechterübergreifend. Die Ausweitung einer Partei zur 
hegemonialen Kraft kann nur gelingen, wenn sich nicht nur die herrschenden 
Klassen, sondern auch relevante Gruppen der Subalternen in einem gesellschaft- 
lichen Projekt tatsächlich wiederfinden, d.h. wenn ihre Interessen, Erfahrungen 
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und Diskurse Berücksichtigung finden - sei es als erkämpfte Errungenschaften 
‘von unten’ oder als Zugeständnisse ‘von oben’. Das Projekt einer Partei, das auf 
gesellschaftliche Hegemonie abzielt, muss am praktischen Alltagsverstand unter- 
schiedlicher Bevölkerungsgruppen andocken, ihre materiellen Lebensbedingun- 
gen als Gegenstand politischer Auseinandersetzung aufgreifen und zu Interessen 
artikulieren. Es geht darum, den „aktiven Konsens der Regierten“ (H15, $10: 
1726) zu gewinnen, indem diese über Mobilisierung und Verankerung in ihren 
alltäglichen Praxen in ein Gesellschaftsprojekt eingebunden werden, es als das 
ihrige betrachten: „In einem solchen Projekt müssen sich die Bedürfnisse und In- 
teressen der Subjekte redefinieren lassen, damit es von den Subjekten gewollt und 
aktiv angestrebt wird.“ (Candeias 2004: 64) Hierbei stellt die Aktivierung eines 
relevanten Teils der Bevölkerung eine notwendige, wenngleich nicht die einzige 
Form der Generierungvon Zustimmungdar. Mit ihr einher geht die passive Dul- 
dung des Bestehenden durch andere gesellschaftliche Gruppen - eine Duldung 
aus der Verlegenheit heraus, dass es (noch) keine attraktive oder glaubwürdige 
Alternative zum herrschenden Projekt zu geben scheint. Angesichts scheinbarer 
Alternativlosigkeit sind permanente Anpassungsleistungen und murrende Un- 
terwerfungauch ein Weg, in den bestehenden Verhältnissen zurechtzukommen. 
Die in der empfundenen Ohnmacht „gefesselte Fantasie“ (Lindner 2012: 65) 
kann sich nicht entfalten, erscheint aussichtslos oder lächerlich. Nichtsdestotrotz: 
Damit relevante Teile der subalternen Klassen der Ausübung von Herrschaft über 
sie zustimmen, müssen ihre Interessen, ihre Lebensrealitäten und Denkweisen 
zu einem gewissen Grad im Projekt der Herrschenden aufgehoben sein. Dieses 
Verhältnis lässt sich als eines der Repräsentation bestimmter gesellschaftlicher 
Klassen oder Gruppen durch eine - ‘ihre’ - Partei konzeptionalisieren: Die Partei 
ist „als ihr Ausdruck anerkannt“ (H13, $23: 1577). Wird sie indes als weit entfernt 
von den eigenen Belangen wahrgenommen, als eine abgehobene Veranstaltung 
von ‘denen da oben’, misslingt Repräsentation. 

Nun sind weder Interessen noch Weltauffassungen objektiv gegebene Grö- 
ßen, die unmittelbar oder gar notwendig aus einer bestimmten Klassen-, Ethni- 
en- oder Geschlechterposition resultierten. Es gibt keine direkte Übersetzung 
sozialstruktureller Positionierungen in Interessen. Vielmehr konstituieren sich 
letztere im Prozess der komplexen Herausbildung der Führungsfähigkeit eines 
Bündnisses gesellschaftlicher Kräfte in Form der Partei. Das heißt, die Frage 
nach der Ausstrahlungs- und Integrationskraft von Parteien muss die konkreten 
materiellen Bedingungen von Gefolgschaft in den Blick nehmen. So reicht es 
nicht, dass kritische Parteienanalyse grundlegende Asymmetrien bezüglich der 
Partizipationschancen der Beherrschten an politischen Entscheidungsprozessen 
aufdeckt, die aus habitualisierten sozialen Ungleichheiten resultieren, bzw. den 
faktischen Ausschluss der Subalternen von bestimmten Politiken konstatiert. 
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Das mag ebenso zutreffend sein wie es unzureichend ist. Eine hegemonietheo- 
retische Perspektive muss den Fokus auf die Mechanismen richten, in denen die 
Beteiligung der Herrschaftsunterworfenen an einem gesellschaftlichen Projekt 
als konkrete Verbesserungder persönlichen Lebenssituation erlebt wird, als öko- 
nomische Entlastung, als Anerkennung der eigenen Identität, als Zugewinn von 
Autonomie oder als Erweiterung von Handlungs- und Gestaltungsfähigkeit — 
Freilich innerhalb restriktiver und herrschaftsförmiger Strukturen. Ein solch fein 
justierter Blick für die Vielseitigkeit von Lebensverhältnissen im Kapitalismus 
trifft auf Dimensionen materieller Bedingungen von Zustimmung, die sich nicht 
auf ökonomische Besserstellung (höhere Löhne, mehr Urlaub, kürzere Arbeits- 
zeiten, mehr Wohlfahrtsstaat etc.) - ein häufiger Topos herrschaftskritischer 
Untersuchungen - reduzieren lassen. Es geht darum zu analysieren, wie sich die 
Interessen, Erfahrungen, Wünsche, Sehnsüchte und Bedürfnisse unterschied- 
licher subalterner Bevölkerungsgruppen in ein bestimmtes Projekt der Herr- 
schenden einschreiben, indem sie über die Parteien als Vermittler in den Staat 
hinein artikuliert und staatsförmig ausgerichtet werden. “Von unten’ betrachtet 
heißt das zu fragen, wie sich Identitäten durch Unterwerfung formieren, und wie 
restriktive Handlungsfähigkeit über affirmative Praktiken erlangt werden kann 
(Candeias 2004: 28) - freilich ohne mögliche Subversion oder Verweigerung 
gegenüber den Handlungsaufforderungen ‘von oben’ zu vernachlässigen. Wird 
die Konstitution von Interessen somit als prozesshaft begriffen, gibt esauch kein 
zeitliches Auseinanderfallen von Konsensverhältnissen in „Vorher“ (politisches 
Interesse ‘von oben’) und „Nachher“ (Legitimation post festum: nachträgliche 
Herstellungder Zustimmung ‘von unten’ durch wohlfeil verkaufte Politik, Betrug 
o.ä.) (Elfferding 1985: 148). Davon unbenommen bleibt, dass in der Entwicklung 
einer bestimmten Lebensweise die Bedürfnisse der Massen aufgenommen und 
dabei zugleich ideologisch so „überformt“ sind, „dass sie keinen Klassensinn 
ergeben“ (Elfferding 1980: 14). 

Neben der Frage, ob und auf welche Weise sich relevante Teile der Bevölkerung 
im gesellschaftlichen Projekt einer Partei (im weiteren Sinne) wiederfinden und 
inwiefern es den Herrschenden in Bündnissen - repräsentiert durch die Parteien 
(im engen Sinne) - gelingt, ihre Interessen als die Interessen aller oder einer 
relevanten Mehrheit, gar als die der gesamten Nation, zu artikulieren, spielt auch 
eine wichtige Rolle, was in diesem Prozess als normal’, ‘richtig’ oder ‘vernünftig’ 
gilt. Gelingt es einer gesellschaftlich führenden Kraft, „ihr Interesse als das ge- 
meinschaftliche Interesse aller Mitglieder der Gesellschaft darzustellen, d.h. ideell 
ausgedrückt: ihren Gedanken die Form der Allgemeinheit zu geben“ (MEW 3: 
47), schreiben Marx und Engels in der Deutschen Ideologie, bedeutet das, sie hat 
es fertiggebracht, diese verallgemeinerten und damit normalisierten Gedanken 
„als die einzigvernünftigen, allgemein gültigen darzustellen“ (ebd.). Hier geht es 
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nicht zuletzt um die ideologische und moralische Autorität einer organisierten 
Gruppe. Verallgemeinerung setzt voraus, dass es im Alltagsverstand verankerte 
Bezugspunkte und Orientierungsinstanzen dafür gibt, was die Allgemeinheit 
ist, tut, machen soll. Hier kommt das zivilgesellschaftliche Agieren von Parteien 
zum Tragen: Da Parteien infolge der ihnen zugeschriebenen Allzuständigkeit 
für politische Themen potentiell in alle gesellschaftlichen Bereiche eindringen 
können, quasi allgegenwärtig sind (Häusler/Hirsch 1987: 659), ist ihre Präsenz 
- ob in persona oder als Diskurs - in ‘privaten’ Vereinen, Organisationen und 
Institutionen der Zivilgesellschaft eine wirkmächtige Größe. Sie sind „überall 
präsent“ (Jäger 2010: 242). Normalisierungsdiskurse, erzieherische Mittel und 
der disziplinierende Einfluss auf Gewohnheiten und Alltagspraxen bilden einen 
gewichtigen Anteil an der von Gramsci ins Feld geführten „totalen und moleku- 
laren (individuellen) Veränderungder Denk- und Handlungsweisen“ (s.o.). Auch 
Sekler (2011: 90) betont, dass Normalisierung als „Re/Produktionsweise von 
Hegemonie [...] eine wichtige Form der Konsenserzielung“ darstelle. Direkter 
Zwang werde dann vorübergehend überflüssig. „[...] auch die Re/Produktion 
von als normal anerkannten Verhältnissen, ‘Bedingungen’ oder Strukturen in 
deralltäglichen Praxis, die in einem gewissen, als hegemonial bezeichneten Rah- 
men ‘Sinn’ machen, [ist] eine Form von Konsens.“ (ebd.: 91) Zwänge gerönnen 
zu Normalität, seien nicht mehr direkt zugänglich, der Politisierung entzogen. 
Normalitäten, so Sekler weiter, machten zwar einen „Großteil der Verstricktheit 
in hegemoniale Strukturierungsmuster“ aus (ebd.: 93), doch müssten auch sie 
wiederholt und aktiv hergestellt, bestätigt und abgesichert werden. Das sei kein 
einseitigoktroyierter Prozess, hierzu trügen die Subjekte selbst in widersprüchli- 
cher Weise bei (ebd.: 108f.). Als Grundlage passiven Konsenses (0 sind die Dinge 
nunmal’; ‘es gibt keine Alternativen); ‘das war schon immer so’) haben Prozesse 
der Normalisierung einen bedeutsamen Anteil an der Verallgemeinerung von 
Lebensweise und Weltauffassung jenseits aktiver, expliziter Zustimmung (“ich 
bin ein Teil davon; “hier geht es auch um mich‘; ‘die kümmern sich”) durch Inte- 
ressenausgleich und Einbindung. 

Soweit zur integrativen Dimension von Führung, welche die konsensualen 
Aspekte von Herrschaft berührt. Doch was geschieht dort, wo Zustimmung 
ausbleibt oder sich Widerstand formiert? Die Kehrseite von Verallgemeinerung, 
Kompromissbildung und Normalisierung offenbart sich in den Anstrengungen 
der Bourgeoisie, die Gegner ihres Gesellschaftsprojekts entweder zu marginali- 
sieren, zu delegitimieren oder möglichst umfassend zu desorganisieren. Die aus 
Perspektive der Herrschenden eleganteste Art der Desorganisierung beschreibt 
Gramsci mit der Metapher der „Enthauptung“ der gegnerischen Kräfte durch 
die Absorption ihrer Intellektuellen in die eigenen Reihen - ein Prozess, der zur 
Entmachtungderer beiträgt, die sich nicht in die bestehende Formation einfügen 
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wollen (Hl, $44: 102). Weniger souveräne Formen des Umgangs mit dem poli- 
tischen Gegner offenbaren sich in gewaltförmiger Repression (Niederschlagung 
von Protesten, Polizeieinsätze, Razzien), juristischer Gängelung (Verhaftun- 
gen, fragwürdige Prozesse, gesetzliche Präventivmaßnahmen), diffamierendem 
Sprachgebrauch (“Terroristen’, “Vaterlandsverräter‘, ‘Rowdys’ etc.) bis hin zur 
wörtlichen Enthauptung im Sinne der physischen Ausschaltung - wenngleich 
letzteres in formaldemokratischen Staaten nicht offen geschieht. „Damit werden 
gesellschaftliche Gruppen und Diskurse, die sich nicht im Rahmen des hege- 
monial Akzeptierten bewegen, an den Rand gedrängt, als irrational, weltfremd, 
nicht-realistisch, gefährlich usw. gebrandmarkt, zum Teil aus dem Blickfeld der 
Öffentlichkeit getrieben und damit ‘entnannt‘, ihre Kräfte werden desartikuliert.“ 
(Candeias 2004: 66). Obschon repressive und konsensuale Dimensionen von 
Herrschaft unterschiedliche Gruppen der Bevölkerung oder unterschiedliche 
Aspekte der multipel zusammengesetzten Identitäten der Subjekte auf unter- 
schiedliche Weise betreffen, sind Zwang und Konsens nicht als voneinander 
getrennte Modi der Herrschaftsausübung zu verstehen. So als fände Zwangseine 
Anwendung primär gegenüber den Gegnern, während Konsens die Haltung 
der eingebundenen Teile der Subalternen auszeichne. Vielmehr ist das wider- 
sprüchliche Verhältnis „des Zwangs und des Konsenses, der Autorität und der 
Hegemonie, der Gewalt und der Kultur“ (H13, $14: 1554) als ein kommplementäres 
zu begreifen, das die Ausübungvon Herrschaft zu jeder Zeituund gegenüber allen 
Mitgliedern der Gesellschaft charakterisiert, im konkreten Fall freilich aufjeweils 
andere Weise. Folglich bilden Einbindung und Repression, Zustimmung und 
Unterwerfung keinen Gegensatz, sondern bedingen einander. 

Nun zeichnet sich, so Gramsci, die „normale’ Ausübung der Hegemonie“ 
des Parlamentarismus durch eine „Kombination von Zwang und Konsens aus, 
die sich in verschiedener Weise die Waage halten, ohne dass der Zwang zu schr 
gegenüber dem Konsens überwiegt, sondern im Gegenteil sogar versucht wird, 
zu erreichen, dass der Zwang auf den Konsens der Mehrheit gestützt scheint [...]“ 
(H13, $37: 1610). Ein System mit an der Macht rotierenden Parteien, parlamen- 
tarischer Repräsentation und formaldemokratischen Mechanismen der Abwahl 
des politischen Personals fungiert in der Aushandlungvon Interessen und in den 
Auseinandersetzungen über die Einrichtung der Gesellschaft als „gelenkiger und 
artikulierter Mechanismus“ (H13, $37: 1611) der Konfliktbearbeitung. Indes 
kann zur längerfristigen Aufrechterhaltung einer hegemonialen Situation, oder 
aber wenn letztere zu zerfallen droht, der Einsatz repressiver Maßnahmen insge- 
samt spürbar zunehmen: „Wenn dic herrschende Klasse ihre Funktion erschöpft 
hat, neigt der ideologische Block zum Zerfall, und auf die ‘Spontaneität’ folgt 
dann der ‘Zwang), in immer weniger verhüllten und indirekten Formen bis hin 
zu regelrechten Polizeimaßnahmen und Staatsstreichen.“ (Hl, $44: 102£.) In 
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geschichtlichen Situationen, in denen krisenhafte Umbrüche sich bis in die Staats- 
apparate hinein offenbaren, spricht Gramsci von den Parteien gar als „Organismen 
politischer Polizei“ (H13, $27: 1594). Ihre vorwiegend repressive Funktion zur 
Aufrechterhaltung der bestehenden Ordnung mit unterschiedlichen Zwangsmit- 
teln ist nicht mehr der oben genannte Normalfall, sondern bereits Ausdruck einer 
spezifischen Umbruchssituation. Es gälte dann, an einer historisch-spezifischen 
gesellschaftlichen Formation konkret zu untersuchen, in welchem Verhältnis 
Zwang und Konsens hier zueinander stehen. 


mehr Gramsci wagen... 


Die marxistische Parteiendebatte grundlegender (als bisher geschehen) mit he- 
gemonietheoretischen Überlegungen anzureichern, kann die bisherigen Dis- 
kussionen um ein kritisch-materialistisches Parteienverständnis dahingehend 
weiterentwickeln, die herrschaftsstabilisierenden Aspekte der Form Partei in der 
Bürgerlichen Gesellschaft stärker ‘von unten’ zu betrachten. Gramscis Diktum 
vom Staat als Volkserzicher für die Bedeutung von Parteien zu prüfen heißt, deren 
Wirken als gesellschaftliche Kraft stets in Verbindung mit der Selbsttätigkeit der 
Individuen zu analysieren und staatliche Führung (im weiten Sinne) nicht auf 
einseitige Erzwingung ‘von oben’ zu reduzieren. Funktionalistisch argumen- 
tierende Ansätze können nicht erklären, weshalb die vermeintlich betrogenen 
Massen eine Partei wählen, die auf den ersten Blick Politik gegen ihre (oft als 
gegeben unterstellten) Interessen macht. Solange das bürgerliche Parteiensystem 
im Ergebnis für die Aufrechtherhaltung kapitalistischer Herrschaft funktional 
ist, besteht darin seine Aufgabe. Eine solche Blickweise unterschlägt, dass die 
von ihr konstatierten Funktionen von Parteien —- Regulation, Legitimierung, 
Abschirmung, Selektion - sich auf umkämpften Feldern durchsetzen müssen 
und kein selbstverständlicher Reflex ökonomischer Gesetzmäßigkeiten oder 
politischer Herrschaftsanforderungen sind. Umgekehrt lernen wir aus den hier 
diskutierten Ansätzen, dass und warum Parteien im Machtgefüge Bürgerlicher 
Gesellschaften ein zentraler institutioneller wie ideologischer Knotenpunkt in 
der Ausübungvon Herrschaft sind. Sie verweisen damit aufeine formspezifische 
Bedingung politischen Handelns, mit der sich auch linke Parteien mit eman- 
zipatorischem Anspruch auseinandersetzen müssen. Die hier unternommene 
theoretische Aufarbeitung kann aber nur Anregungen und ein brauchbares 
Analyseinstrumentarium liefern. Letztlich müssen die diskutierten Zugänge 
mit der Empirie in Berührung kommen. Lohnend wären z.B. Fragen, wie sich 
das Verhältnis einer Parteizu Klasse, Geschlecht, Ethnie oder Religion, von Staat 
und Gesellschaft im Parteiensystem eines Landes konkret ausgestaltet oder wie es 
einer bestimmten Partei gelingt, im Ringen um Hegemonie über die Einbindung 
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beachtlicher Teile der Bevölkerungein gesellschaftliches Projekt voranzutreiben 
und ihre Herrschaft zu plausibilisieren. Ihe floor is open. 
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Zur Aktualität der Organisationstheorie von 
Luxemburg und Gramsci 
Zwischen emanzipatorischer Theoriebildung 
und ahistorischer Bezugnahme 


„Wir wissen, dass wir nicht allmächtigsind und vieles einfach verändern können. 
Wenn wir merken, es gibt einen Widerspruch, den wir nicht produktiv auflösen 
können, dann gönnen wir uns eine Atempause und lesen mal Gramsci oder Lu- 
xemburg. Vielleicht finden wir danach eine Lösung“ meint Katja Kipping (a&ck 
2012). Immer wieder ringt die Linke in Deutschland, so auch die Partei DIE 
LINKE, um Orientierung. Aber auch Alexis Tsipras vermittelte in seinem Vortrag 
anlässlich der Eröffnung einer Niederlassung der Rosa-Luxemburg Stiftung in 
Griechenland die Zuversicht, dass sich „|...] die politischen Führungen in Grie- 
chenland und in Europa [...] vom Antidogmatismus und dem kompromisslosen 
Humanismus Rosa Luxemburgs inspirieren lassen [...]“ (Tsipras 2012: 17). Lu- 
xemburgund Gramsci galten und gelten nicht nur in Europa linken Bewegungen, 
Organisationen und Parteien immer wieder als wichtige Bezugspunkte. Den 
bekanntesten Bogen hat wohl Peter Weiss mit der sogenannten Linie Luxemburg- 
Gramsci’ geschlagen (vgl. Haug W. 1989). Mit dieser unscheinbaren Notiz legt er 
nahe, dass sich Luxemburg und Gramsci in mehrfacher Hinsicht in Ergänzung 
zueinander lesen lassen. Dieser Hinweis wurde als außerordentlich fruchtbare 
Anregungaufgenommen (vgl. HaugF. 2002). Einerseits lässt sich ein öffentliches 
Kokettieren der Linken mit Luxemburg und Gramsci feststellen, andererseits 
wurden sie hinsichtlich der theoretischen Fragen linker Organisation zentrale 
Bezugspunkte. 

Wir gehen in diesem Artikel davon aus, dass sich Luxemburg und Gramsci 
in zentralen Fragen der Organisation, der Führung, Massenaktivität, des Zen- 
tralismus und der Demokratie überschneiden und ergänzend lesen lassen und 
einer heutigen Linken durchaus fruchtbare Einsichten liefern können. Diese 
Ansätze werden zunächst stark gemacht. Im Folgenden stellen wir jedoch die 
Frage, inwiefern es heute möglich ist, unvermittelt aufdie Texte vom Anfang des 
20. Jahrhunderts und deren Erkenntnisse zurückzugreifen oder ob sich aus einem 
unvermittelten Übertragen nicht vielmehr Gefahren oder Probleme ergeben. 
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1. Rosa Luxemburgs sozialdemokratische Bewegung 


In Rosa Luxemburgs Lebenszeit von 1871 bis 1919 fallen bedeutende histori- 
sche Vorgänge und gesellschaftliche Entwicklungen, die ihr Denken maßgeb- 
lich beeinflusst haben und in die sie sich immer wieder eingemischt hat. Die 
ersten Massenstreiks im zaristischen Russland am Ende des 19. Jahrhunderts 
hinterließen bei ihr einen bleibenden Eindruck, der sich Zeit ihres Lebens in 
ihren Texten und ihrer politischen Praxis niederschlug. Anknüpfend an Marx 
und Engels war sie davon überzeugt, dass sich die proletarische Revolution mit 
objektiver Notwendigkeit ihren Weg bahnt und als Resultat den Sozialismus 
hervorbringen wird. Dafür rechnete sie mit der Aktivität der Massen, die sich in 
Kämpfen um einen höheren Lebensstandard und politische Rechte ihrer Klassen- 
position im Kapitalismus bewusst werden. Die soziale Umwälzung ist dabei Ziel 
ihres Handelns. Sämtliche Erfahrungen, die durch die Massen gemacht werden, 
Niederlagen, Fortschritte und die Sisyphusarbeit in Zeiten des anscheinenden 
Stillstands, sind nützliche Schritte, aus denen zu lernen ist und die Luxemburg 
in ihrer Kontinuität begreift. So beschrieb sie die Revolution von 1905 in ihrer 
Schrift Massenstreik, Partei und Gewerkschaft (1906) als ein Resultat der vorausge- 
gangenen unterschiedlichen ungeplanten Aktionen und Massenstreikepisoden an 
vielen Orten Russlands zwischen 1896 und 1905 (vgl. Luxemburg 1906: 102ff.). 
Auch die Revolution des Jahres 1917 betrachtete sie als direkte Fortsetzung der 
Revolution von 1905-1907 (vgl. Luxemburg 1918: 336). Auseinandersetzungen, 
die das Proletariat in vielerlei auch kleinen Kämpfen führt, werden von Lu- 
xemburg zugleich als dessen stetige Lernprozesse begriffen, an deren Ende die 
von den Massen getragene soziale Umwälzung stehen sollte. Das Hauptziel, die 
sozialistische Gesellschaft, sei Dreh- und Angelpunkt, an dem sich die politische 
Taktik auszurichten habe (vgl. Luxemburg 1899: 369f.). Eine proletarische Be- 
wegung ohne den Fokus auf dieses Ziel verfalle dem Opportunismus und werde 
zum Hindernis der Revolution. Über die Frage der Konstitution, der Funkti- 
onsweise und der Rolle, die eine linke Partei in sozialen Umwälzungsprozessen 
spielen sollte, lag sie von Beginn an im Streit, zunächst mit Teilen der deutschen 
Sozialdemokratie, später auch mit Lenin und Teilen der Bolschewiki. Ihr Streit 
mit dem revisionistischen Flügel der deutschen Sozialdemokratie brachte Rosa 
Luxemburg erstmals in Deutschland auf die politische Bühne. Der revisionis- 
tische Flügel wurde vor allem durch Konrad Schmidt und Eduard Bernstein 
vertreten, diean ein allmähliches Hinüberwachsen in den Sozialismus glaubten. 
So bekämpfte Luxemburg schon 1899 in Sozialreform oder Revolution Eduard 
Bernsteins Auffassung von der allmählichen Einführung des Sozialismus durch 
soziale Reformen, die das Ziel der sozialen Revolution aufgegeben hatte und die 
sozialdemokratische Arbeit allein auf das Parlament beschränken wollte. Nach 
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Luxemburg hat die gesetzliche Reformarbeit keine eigene, von der Revolution 
unabhängige Triebkraft. Vielmehr sei die Reformarbeit stets an die Revolution, 
die sie als den politischen Schöpfungsakt der Gesellschaft beschreibt und durch 
die eine neue Gesellschaftsordnung erkämpft wird, gebunden (vgl. Luxemburg 
1899: 428). Die gesetzliche Reformarbeit bewege sich in jeder Geschichtsperiode 
„nur im Rahmen der durch die letzte Umwälzung in die Welt gesetzten Gesell- 
schaftsform“ (ebd.; Hervorh. im Original). Das Besondere der sozialdemokra- 
tischen Bewegung liegt also zunächst einmal in ihrem Ziel: der geschichtlichen 
Umwälzung, dem Erzwingen des Übergangs einer Gesellschaftsordnung in eine 
andere. 

Aufdem Wegzu diesem Ziel erachtete Luxemburg die Phase des Parlamenta- 
rismus lange Zeit als ein notwendiges Durchgangsstadium, das die hohe Entwick- 
lungsstufe der westeuropäischen sozialdemokratischen Bewegung kennzeichne 
(vgl. Luxemburg 1903/04: 437.). In ihrer Schrift zu Organisationsfragen der 
russischen Sozialdemokratie (Luxemburg 1903/04) wird klar, dass die Form der 
sozialdemokratischen Organisation stets wesentlich von der Art der Organisation 
des Staates durch die Herrschenden abhängt, denn sie bildet zugleich das Feld, 
auf dem sich auch das Proletariat bewegt und in dem es seine Wirkungentfalten 
kann. Die kapitalistische Produktionsweise sicht sie aber nicht an eine bestimmte 
politische Form gebunden (vgl. Luxemburg 1899: 424). Letztere ergebe sich 
vielmehr aus inneren und äußeren Faktoren und Kämpfen mit der Bourgeoisie. 
Während diese sich gegen den Adel politisch durchgesetzt habe und zunehmend 
ihr Interesse an der parlamentarischen Form verliere, sei der Parlamentarismus 
für die Arbeiterklasse eines der „mächtigsten und unentbehrlichen Mittel des 
Klassenkampfes geworden“ (vgl. Luxemburg 1904: 450f.). Ebenso wie die politi- 
schen Freiheitsrechte bleibt der Parlamentarismus für Luxemburg von unschätz- 
barem Wert. Nur durch die Wahrnehmung der politischen Freiheitsrechte und 
damit auch der Möglichkeit parlamentarischer Arbeit hält sie die breite und 
massenhafte Organisation, die Bildungund Entwicklung der Arbeiterbewegung 
für möglich. Die Selbstverwaltung und das Wahlrecht müssen als Stützpunkte 
dienen, durch die allein das Proletariat in seiner Breite zum Klassenbewusstsein 
kommen kann (vgl. Luxemburg 1899: 432). Massenaktion, Selbstorganisation 
und Wahlkampf bilden für sie sich gegenseitig befruchtende Praktiken der po- 
litischen und ökonomischen Auseinandersetzungen, durch das der bewusstere 
Teil der Arbeiterschaft auch die umliegenden Bereiche und Schichten in die 
sozialdemokratische Bewegung aufnimmt (vgl. Luxemburg 1906: 143). Noch 
verstärkt seit der russischen Revolution von 1905 betont sie aber, dass die wesent- 
liche Schule des Proletariats nicht die Betätigungin den Parlamenten und auch 
nicht die geregelte Gewerkschaftspraxis, sondern die Phasen der Massenaktion 
seien, auf die das organisierte Proletariat hinarbeiten müsse. 
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Mit der zunehmenden Beschränkung auf das Parlament wurde jedoch deut- 
lich, dass eine auf den revolutionären Bruch zielende Umwälzung von führenden 
Teilen der SPD schon bald nicht - oder zumindest nicht mehr um jeden Preis 
- angestrebt und die Aktivität der Massen zunehmend cher verhindert wurde. 
Vielmehr hatte sich die deutsche Sozialdemokratie „in ihrem Tageskampf wun- 
derbar an den parlamentarischen Boden bis ins kleinste Detail angepasst, das 
gesamte vom Parlamentarismus gebotene Kampfesterrain auszubeuten und den 
Grundsätzen entsprechend zu beherrschen verstanden“ (Luxemburg 1903/04: 
433). Diese spezifische Gestaltung sozialdemokratischer Praxis verdeckte zunch- 
mend die weiteren Horizonte und führte dazu, dass die parlamentarische Taktik 
in weiten Teilen als die Taktik des sozialdemokratischen Kampfes schlechthin 
angesehen wurde (vgl. ebd.). Luxemburg stellt in diesem Zusammenhang auch 
die besondere Anfälligkeit einer nichtproletarischen Akademickerschicht heraus, 
sich als Parlamentarier von der proletarischen sozialdemokratischen Masse ab- 
zusondern (vgl. Luxemburg 1903/04: 437). Insbesondere dann, wenn sich ihnen 
in dieser Weise ein Karrieresprungbrett bot, beginnen sie sich in Form eines 
bürokratischen Apparates über die Massen zu stellen (vgl. Luxemburg 1911: 40).! 
Den Bürokratismus, der naturgemäß auf die „Initiative und Entschlossenheit 
stark lähmend wirkt“ (ebd.), sieht sie zwar als notwendiges Übel an, das „[...] iz 
der Natur der Dinge liegt“ (ebd.; Hervorh. im Original). In diesem Bürokratismus 
würde die Parteijedoch versinken, wenn die Parteimasse schliefe. Das frisch pul- 
sierende Leben der Parteimasse sei das einzige Gegengift. Gleichzeitig verhindert 
beispielsweise der Verwaltungsapparat der Gewerkschaft oft auch die eigenständi- 
ge Aktion, da sie der bürokratischen Leitungals Bedrohungerscheint und ihrem 
„Ruhebedürfnis“ entgegenwirkt (vgl. 1906: 163). Luxemburg sicht hier etwas 
schematisch eine tendenziell die Passivität der Basis fördernde Gewerkschafts- 
oder Parteiführung gegenüber einer tendenziell an sich kämpferischen Masse. 
Mit dem Parlamentarismus verfestigt sich die von Luxemburg stets kritisierte 
Trennungvon politischem und ökonomischem Kampfinstitutionell und bringt 
zwei bürokratische Apparate hervor. Die damaligen stark parlamentsfixierten Er- 
fahrungen in Frankreich machen für Luxemburg deutlich, dass in Arbeiterkreisen 
übertriebene Hoffnungen in Bezugaufdie Möglichkeiten des Parlamentarismus 
geschürt werden (vgl. Luxemburg 1904: 452). Die Wirkungdieser Taktik bestehe 


1 Selbiges äußert sie auch über die Gewerkschaften, die einen „regelrechten gewerkschaft- 
lichen Beamtenstand“ als ein „vollkommen erklärliches und natürliches geschichtliches 
Produkt“ mit sich bringen, „[...] ein Produkt der wirtschaftlichen Prosperität und der po- 
litischen Windstille in Deutschland“ (Luxemburg 1906: 163). Diese Tendenzen könnten 
der gewerkschaftlichen Bewegung zum Verhängnis werden, da sie beginnen, die Masse 
als unfähig zu betrachten und zur Sicherung ihrer Stellung den Marxismus aufzugeben 


(vgl. ebd.: 163-166). 
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in der zunehmenden „Enttäuschung der französischen Arbeiter selbst in bezugauf 
den Parlamentarismus“ (ebd.: 453; Hervorh. im Original) mit dem Resultat, dass 
ein guter Teil der Arbeiter und Arbeiterinnen vom Parlament und von der Politik 
nichts mehr wissen wolle (vgl. ebd.). Der hier deutlich werdende Widerspruch 
in der sozialdemokratischen Praxis zwischen Reformarbeit, den Kämpfen um 
die alltäglichen Verbesserungen und revolutionärem Endziel, die Luxemburg 
in der Praxis verbinden will, bleibt notwendig ein Moment der revolutionären 
Politik. In der Praxis nimmt er die Form eines Widerspruchs zwischen parla- 
mentarischer Reformarbeit, gewerkschaftlicher Betätigung und Massenkampf 
an. Jede einseitige Schwerpunktsetzung aber würde entweder den Umfall in 
die bürgerliche Reformbewegung oder den Rückfall in die Sekte bedeuten (vgl. 
Luxemburg 1903/04: 442). 

Luxemburg identifiziert in diesem Zusammenhang Demokratie keines- 
wegs vollends mit dem Parlamentarismus. Im Gegenteil: Sie stellt heraus, dass 
Demokratie in verschiedenen Gesellschaftsformationen in unterschiedlichen 
politischen Formen zu finden ist (vgl. Luxemburg 1899: 422f.). Der Parlamen- 
tarismus ist für sie lediglich eine bestimmte historische Form der bürgerlichen 
Klassenherrschaft (vgl. Luxemburg 1904: 449). Einen ununterbrochenen Auf- 
stieg der parlamentarischen Demokratie hin zum Sozialismus, wie ihn Bernstein 
behauptet, vermag sie nicht zu schen, sie sicht jene cher im Niedergang begrif- 
fen (vgl. ebd.). Die parlamentarische Demokratie sollte jedoch in Hinblick auf 
eine Umwälzung der Gesellschaftsform genutzt, deren Engen überspült werden 
und zunehmend der sozialistischen Demokratie Platz machen (vgl. Luxemburg 
1918: 363). Die Vorstellung, dass die Arbeiterbewegung eine neue Form der 
Demokratie zu verwirklichen hat, prägt auch ihre Vorstellung der proletarischen 
Organisation. So ist ein weiteres wesentliches Merkmal der Sozialdemokratie 
ihr Massencharakter, der in der ständigen Massenaktivität und Einflussnahme 
auf die institutionalisierten Formen der Bewegung besteht. Der „schwerfällige 
Mechanismus der demokratischen Institution“ findet sein „kräftiges Korrektiv“ 
in der lebendigen Bewegung und dem Druck der Basis, „trotz starrer Parteischil- 
der, veralteter Wahllisten etc.“ (Luxemburg 1918: 355). Luxemburg hat stets die 
traditionellen Lohnabhängigen in ihrer Breite, mit ihrer umliegenden Peripherie 
im Blick (Luxemburg 1906: 143ff.). Auf deren Entwicklungund Aktivität komme 
esan. Wie schon oben bemerkt, können die Leitungen der Gewerkschaften wie 
der Partei dabei stets hemmenden Charakter haben (vgl. Luxemburg 1904/05: 
478). Der Parlamentarismus bleibt bei dieser Angelegenheit ein durchaus zwei- 
schneidiges Schwert, da er die Aktivität der Masse seiner Form nach ausschließt 
(vgl. Luxemburg 1906: 144f.). Aufgabe der Sozialdemokratie ist es - nach Lu- 
xemburg - dagegen stets, die revolutionäre Initiative in den gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen zu befruchten, sie zu fördern und zu potenzieren, anstatt 
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sie einzuengen und zu reglementieren (vgl. Luxemburg 1903/04: 431-434). So 
kennzeichnet sie die sozialdemokratische Bewegungals die „erste in der Geschich- 
te der Klassengesellschaften, die in allen ihren Momenten, im ganzen Verlaufauf 
die Organisation und die selbständige direkte Aktion der Masse berechnet ist“ 
(ebd.: 427), ihre Organisationen könnten sich gar nicht anders erhalten als im 
breiten selbständigen Kampf (vgl. Luxemburg 1906: 142). 

Wie die Spontaneität bei Luxemburg wesentliches Element der Sozialdemo- 
kratie ist, so unterscheidet sich auch die Art der Organisation, die Luxemburgals 
angemessen ansicht, stark von dem Kontrollwahn der deutschen Sozialdemokra- 
tie, die stets alle Zügel in der Hand behalten will (vgl. Luxemburg 1906: 141-146). 
Genauso wenigkann sie sich an einem leninistischen „Ultrazentralismus“ orien- 
tieren, der sich aufeine straffe autoritäre Disziplin stützt und in dem „das Zentral- 
komitee als der eigentlich aktive Kern der Partei“ erscheint (Luxemburg 1903/04: 
425f.). Lenin hatte auch deshalb eine andere Vorstellung von Parteiorganisation 
als Luxemburg, weil er sie unter den Bedingungen des russischen Zarismus, also 
Bedingungen der Konspiration, dachte. So kommt er auch zu dem Schluss, dass 
„eine möglichst kleine Anzahl möglichst gleichartiger Gruppen erfahrener und 
erprobter Berufsrevolutionäre“ die Bewegung leiten müsse (Lenin 1902a: 240). 
Luxemburgkritisiert Lenins scharfe Absonderungeiner leitenden Avantgarde von 
der sozialdemokratischen Bewegung, die straffe Disziplin und die Einmischung 
der Avantgarde in alle Lebensäußerungen und Lokalorganisationen der Partei 
(vgl. Luxemburg 1903/04: 425). Dem alles leitenden Komitee stehen in dieser 
Vorstellung die von Luxemburg so geschätzten Initiativen und Aktivitäten der 
Massen lediglich als „Räder und Rädchen der Parteimaschine“ gegenüber (Lenin 
1902a: 241). Die eigentliche Macht der Sozialdemokratie beruht dagegen bei 
Luxemburgnicht aufder Wirkungder Abgeordneten im Parlament oder der abge- 
sonderten Avantgarde, vielmehr liegt sie draußen, im Volke selbst, auf der Straße 
(vgl. Luxemburg 1904: 454). Dieser Ansatz, der der Aktivität der ‘ganz normalen 
Arbeiter und Arbeiterinnen’ Priorität einräumt und diese somit zum eigentlichen 
Subjekt sozialdemokratischer Politik macht, hat weitreichende Implikationen für 
Luxemburgs Vorstellungeiner revolutionären Organisation. Diese drücken sich in 
Luxemburgs Konzept des Selbstzentralismus aus. Da die Sozialdemokratie nicht 
die mit dem Proletariat verbundene Parteileitung, sondern „die eigene Bewegung 
der Arbeiterklasse“ ist (vgl. Luxemburg 1903/04: 429; Hervorh. im Original), 
muss die Tendenz zur Zentralisierung aus der Klasse selbst hervorgehen. Zent- 
ralismus und eine einheitliche Bewegungbleiben durchaus Ziele dieses Ansatzes. 
Diese werden jedoch über die bewusstesten Teile des Prolctariats, erreicht, deren 
Rolle Luxemburg immer wieder betont (vgl. Luxemburg 1906: 104). Einheit und 
Zentralisierungergeben sich aus dem Zusammenspiel der Praxis vor Ortund der 
sozialdemokratischen Aufklärung, die sich die ArbeiterInnen aneignen. Aus letz- 
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teren besteht in Luxemburgs Denken im Wesentlichen die sozialdemokratische 
Bewegung, Deren Bewusstseinsentwicklung vollzieht sich nicht im Rahmen einer 
edukationistischen Strategie der Avantgarde. Die Massen bilden sich vielmehr 
im Prozess der Kämpfe und Auseinandersetzungen heraus. Ein Prozess, in dem 
die Sozialdemokratie gerade deshalb die Führungübernehmen kann, weil dieser 
‘bewussteste Teil’ politisch führend wird und dem Kampfeine Richtunggibt (vgl. 
Luxemburg 1906: 133£.). So bildet sich der Selbstzentralismus als Tendenz „mit 
der Aufklärungund der politischen Schulung der Arbeitermasse im Prozess ihres 
Kampfes“ heraus (Luxemburg 1903/04: 431). Zum Ende ihres Lebens wendet 
sie sich gegen die alte edukationistische Tradition in der Arbeiterbewegung, die 
streng nach Kautskyschem Vorbild die Arbeiter und Arbeiterinnen rein geistig 
schulen wollte, und der Sozialdemokratie die Rolle zuwies, schöne Vorträge zu 
halten und Broschüren zu produzieren. Luxemburg überspannt den Bogen aber 
wohl doch, wenn sie schließlich die Tat als einzige Schule des Proletariats darstellt 
(vgl. Luxemburg 1918/19: 512). 

Disziplin kann in diesem Kontext nicht mehr wie bei Lenin ein einfacher 
Gehorsam sein, den ArbeiterInnen sowieso schon in den Fabriken lernen, sondern 
muss vielmehr auf „freiwilliger Unterordnung“ beruhen (vgl. Luxemburg 1914: 
15-17). Das politische Handeln muss aus Überzeugungund nicht aus Autoritäts- 
hörigkeit geschehen, was nur dem Bürokratismus Vorschub leisten würde. Es sei 
die Lebensfrage der Sozialdemokratie, dass politischer Gedanke und Wille der 
Masse „stets wach und tätig bleiben“ (Luxemburg 1911: 39). Folglich bedeute 
sozialdemokratische Disziplin, „daß alle Zentralorgane der Partei den Willen 
der achthundertrausend organisierten Sozialdemokraten auszuführen haben“ 
(ebd.). Die Luxemburgsche Konzeption zielt auf Initiative, Überzeugung und 
Bewusstsein der Massen. Damit ist klar, dass Einheitlichkeit und Zentralismus 
der Bewegung nicht von außen autoritär erzwungen werden können, sondern 
eine gemeinsame Entwicklung in der Einheit von Basis und Führung durch die 
bewusstesten Teile der ArbeiterInnen selbst ist. Diese Willenszusammenfassung 
kann eigentlich nur durch den selbst herbeigeführten Zusammenschluss von 
Teilen der Arbeiterschaft von statten gehen. Denn erst ein solcher kann im Un- 
terschied zur rein formalen zentralistischen Struktur einen Selbstzentralismus 
von unten herbeiführen, der Voraussetzung für die sozialistische Demokratie 
bleibt. Die Bedingungen dafür sind jedoch das Vorhandensein eines beträchtli- 
chen Teils von aktiven, klassenbewussten ProletarierInnen und die Möglichkeit 
der Organisierung, das heißt das Vorhandensein politischer Freiheiten. Unter 
diesen Bedingungen kann die sozialdemokratische Bewegung den angestrebten 
Weg gehen: Von zunehmender Organisierung und Klassenbewusstsein zu einer 
revolutionären Phase der Massenstreiks, zu einer Umwälzung der Gesellschaft, 
bis hin zu einem sozialistischen Staat, der eben nicht der auf den Kopf gestellte 
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kapitalistische Staat in den Händen der Arbeiterklasse ist, sondern der durch 
die pulsierende Aktivität der Massen und deren Durchdringung desselben einen 
neuen Charakter annimmt (vgl. Luxemburg 1918: 359£.). Sozialismus muss aus 
der Schule der massenhaften Erfahrungentstehen, an ihm muss die ganze Volks- 
masse teilnehmen, denn er kann nicht „[...) vom grünen Tisch eines Dutzends 
Intellektueller dekretiert, oktroyiert [...]“ werden (ebd.). 


2. Intellektuelle, politische Partei und gesellschaftlicher Block 
bei Antonio Gramsci 


Zwischen Luxemburg und Gramstci liegt das Scheitern der Linken, das sich im 
Aufkommen einerseits des Faschismus und andererseits des Stalinismus wider- 
spiegelt. Weder die oftmals objektivistischen und deterministischen philoso- 
phischen Ansichten Luxemburgs über geschichtliche Gesetze, die letztlich die 
historische Notwendigkeit des Sozialismus belegen sollten, noch ihre praktischen 
Hoffnungen auf die Eigeninitiative der Massen wurden bestätigt. Ihre orga- 
nisationstheoretischen Überlegungen sind damit jedoch nicht als überholt zu 
betrachten. Recht behalten hatte sie jedoch mit ihrer Forderungnach Demokra- 
tie gegenüber den Bolschewiki und mit ihrer Kritik an der parlamentsfixierten 
Praxis der Sozialdemokratie. Die Frage, wie es zu diesem Scheitern der Linken 
und zu ihrer Spaltung kam, beschäftigte Gramsci in seinen Gefängnisheften 
und führte ihn weg vom ökonomistischen und deterministischen Denken der 
verschiedenen ofliziellen Marxismen hin zu einer Philosophie der Praxis. Gramsci 
las ihm zugängliche Texte von Luxemburg und entwickelte sein Denken auch 
auf Basis und in Abgrenzungzu ihren Beschreibungen der sozialdemokratischen 
Praxis. Für ihn stellte sich die Frage, wie die Menschen überhaupt beginnen, sich 
als eigenständiges politisches Subjekt zu begreifen. Seit in Europa im 19. Jahr- 
hundert die modernen Staaten entstanden, verläuft gesellschaftliches Denken, 
Macht und Herrschaft durch die Vermittlung der Zivilgesellschaft. Herrschaft 
ist nicht mehr nur Zwang, sondern versucht auf dem Feld der Zivilgesellschaft 
einen gesellschaftlichen Konsens, aktive Zustimmung zur Herrschaft, das heißt 
eine Hegemonie auszubilden (vgl. Gramsci: H 6, $ 88: 783°). Auf diesem “Terrain 
der Superstrukturen’ (H 4, $ 15: 475) bildet sich das Bewusstsein der Menschen 
heraus. Die privaten Institutionen wie Presse, Parteien, Verbände, Vereine, Clubs 
etc., die dieses Terrain konstituieren, gehören für Gramsci sämtlich zum Staat 


2 Im folgenden werden Gramscis Gefängnishefte 1929 - 1935 stets in der Form Heftnum- 
mer, Paragraph: Seitenzahl nach der von Klaus Bochmann et al. im Argumentverlag 
herausgegebenen kritische Gesamtausgabe der Gefängnishefte zitiert. 
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im erweiterten Sinne, da sie seine Herrschaft organisieren. Auf diesem Terrain 
müssen demnach die subalterne Klassen ihren Stellungskriegbeginnen. Dasheißt, 
es wird notwendig, eine eigene Identität als unabhängiges und handelndes Subjekt 
herauszubilden. Diese Kämpfe innerhalb der Zivilgesellschaft betont Gramsci. 
Ein Luxemburg zugeschriebener Ansatz der reinen Spontaneität’, der Interesse 
und Klassenbewusstsein direkt aus der ökonomischen Position entspringen 
lässt, erscheint ihm als mechanistisch, da er organisatorische, intellektuelle und 
kulturelle Aspekte nicht beachtet (vgl. H 13, $ 24: 1587£.)?. Klassenbewusstsein 
entspringt Gramsci zufolge nicht unvermittelt aus ökonomischen und politi- 
schen Kämpfen. Vielmehr konstituieren diese erst mittels der Instanzen einer 
Organisation, einer spezifischen Kultur und bestimmter Intellektueller eine 
sozialdemokratische Bewegung. 

Während die herrschende Klasse in der Zivilgesellschaft noch die Führung 
inne hat, beginnt der Widerstand der subalternen Klassen. Luxemburg sieht den 
Anfang dieses Prozesses im einschneidenden Ereignis einer ökonomischen Krise, 
dagegen betont Gramstci, dass kollektiver Widerstand die Entwicklung der be- 
herrschten Klassen aus einer rein ökonomischen Kategorie zu einem politischen 
Subjekt voraussetzt. Das bedeutet, dass sich die subalternen Teile der Bevölkerung 
nicht mehr vereinzelt irgendwie unterdrückt fühlen, sondern sich als bewussten 
geschichtlichen Block begreifen (vgl. H 11, $ 67: 1490). Dafür ist ein langer und 
durchgreifender Prozess nötig, in dem sich der Alltagsverstand der Menschen und 
die Formationen der Zivilgesellschaft, das heißt die ganze ideologische Struktur 
der Gesellschaft geändert hat. Ein Prozess, der in Brüchen verläuft und in dem 
zunächst jede autonome Initiative der Subalternen von elementarer Bedeutung 
ist (H3, $ 14: 344). Mit diesen Initiativen entsteht ein ‘Geist der Abspaltung’ 
(H 3, $ 49: 374), der die subalternen Klassen langsam ihre eigene geschichtliche 
Persönlichkeit erahnen lässt. In diesem Prozess der beginnenden Aktivitätwirdden 
Beteiligten klar, dass nichts von dem, was ist, natürlich ist (vgl. H 15, $ 6: 1721). 
Eine neue kollektive Identität bildet sich heraus. Die Entwicklung eines eigen- 
ständigen Kollektivwillens, einer eigenen Kultur und einer eigenen Philosophie 
kann nach Gramsci jedoch nur entstehen, wenn sich auch eine eigene Schicht der 
Intellektuellen mit ihr entwickelt. Eine Masse wird sich erst dessen bewusst, dass 
sie eine eigenständige Masse bildet, wenn sie ihren unterscheidbaren Charakter 
durch die Intellektuellen in einer eigenen Organisation und Weltauffassung re- 
flektiert. Gramsci denkt dabei den Begriff der Intellektuellen schr weit. So ist für 


3 Luxemburg selbst betont immer wieder kollektive Lernprozesse und wendet sich gegen 
einen ‘anarchistischen’ Voluntarismus (vgl. Luxemburg 1906: 97). Die notwendigen 
Lernprozesse finden für sie jedoch, neben der sozialdemokratischen Propaganda, vor 


allem im politischen Kampf selbst statt (vgl. ebd.:113). 
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ihn im Prinzip jeder Mensch ein Intellektueller, doch nicht jeder und jede hat die 
gesellschaftliche Funktion eines oder einer Intellektuellen (vgl. H 12, $ 1: 1500). 
Diese hat nur, wer organisierend und an der Hervorbringung einer Weltanschau- 
ung aktiv mitwirkt (vgl. H 12, $ 2: 1531£.). Der Begriff der Intellektuellen meint 
nicht mehr allein eine bestimmte rein geistige Arbeit, sondern drückt gleichzeitig 
die verschiedensten Tätigkeiten der unterschiedlichen Bereiche und Ebenen aus, 
die erst dazu führen, dass eine Weltanschauung sich in einer gesellschaftlichen 
Gruppe verbreitet und durchsetzt. Für Gramstci ist der ‘kollektive Organismus, 
in dem die Masse ihre Intellektuellen herausbildet, in organischem Verhältnis 
mit ihnen steht und sich ihrer eigenen kollektiven Identität bewusst wird, die 
politische Partei (vgl. H 11, $25: 1424). In dieser werden die populären Gefühle 
durch Beteiligung und Erfahrung aus zufälligem zu kritischem und bewusstem 
Denken (vgl. ebd.). Eine elementare Rolle kommt dabei den Intellektuellen zu. 
Das Bewusstsein der breiten Bevölkerungsschichten besteht für Gramsci zu- 
nächst in einem zufälligzusammengesetzten, widersprüchlichen Alltagsverstand 
(vgl. H 11, $ 12: 1375f.). Die Menschen sind, ob sie wollen oder nicht, stets Konfor- 
misten unzähliger verschiedener Konformismen (vgl. ebd.). Einer sozialistischen 
gegenhegemonialen Praxis muss es nun darum gehen, in der Zivilgesellschaft 
dafür zukämpfen, dass die Menschen beginnen, sich ihrer gesellschaftlichen Po- 
sition und sich selbst als Produkt der Geschichte bewusst zu werden, kritisch „die 
eigene Tätigkeitssphäre zu wählen, an der Hervorbringung der Weltgeschichte 
aktiv teilzunehmen, Führer seiner selbst zu sein und sich nicht einfach passiv 
und hinterrücks der eigenen Persönlichkeit von außen den Stempel aufdrücken 
lassen“ (ebd.). An diesem Ziel organisatorisch und geistig zu arbeiten, ist für 
Gramsci die Funktion der sozialistischen Intellektuellen. Dabei muss sich das 
Bewusstsein der Menschen von ihren rein ökonomischen Interessen zu einem 
ethisch-politischen Bewusstsein hervorarbeiten, ein Übergang vom ‘Objektiven 
zum Subjektiven’ von der Struktur zur Superstruktur stattfinden (vgl.H 10.11, $ 
6: 1259). Die Partei - als Ort der Bildungder Intellektuellen aus der Masse heraus 
- ist dabei gegliedert in drei verschiedene Elemente (H 14, $ 70: 1696): Erstens 
besteht sie aus einer Masse ‘durchschnittlicher und gewöhnlicher Menschen‘, 
die an sich weder organisiert, diszipliniert, noch zentralisiert sind (vgl. ebd.). Sie 
konstituieren sich als Masse erst im Zusammenhang mit dem zweiten Element, 
der Parteiführung, die das ‘hauptsächliche Kohäsivelement’ darstellt. Die Ver- 
knüpfung dieser beiden Ebenen wird durch ein drittes Element gewährleistet, 
das die breite Masse in geistigen und moralischen Kontakt mit der Führung 
bringt (vgl. ebd.). Dieser mittleren Ebene kommt laut Caponi de Hernandez 
bei Gramsci eine entscheidende Bedeutung zu, da sie aus Intellektuellen besteht, 
die sich ständig in und aus der Basis entwickeln und ein Auseinanderfallen von 


Führenden und Geführten verhindern (vgl. Caponi de Hernandez 1989: 108). 
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Erst durch diese Einheit ist die Hebung des intellektuellen Niveaus der Massen 
und die Anbindungder Intellektuellen an diese möglich. Diese Beschreibungder 
hierarchisch aufgebauten Partei ist für Gramsci nicht Zielpunkt der emanzipatori- 
schen Bewegung. Dieser geht es vielmehr darum, Bedingungen zu schaffen, unter 
denen die Notwendigkeit der Teilung in Führende und Geführte verschwindet 
(H 15, $ 4: 1714). Im Zusammenhang mit der so strukturierten Partei soll sich 
aus dem widersprüchlichen Alltagsverstand der Massen, ihrem Gefühl beherrscht 
zu werden und ihren vereinzelten Kämpfen mit zufälliger Führung ein gegenhe- 
gemonialer Block konstituieren. Dafür ist jedoch - wie schon angemerkt - eine 
Schicht von Intellektuellen nötig, die die ‘Philosophie der Praxis’ ausarbeitet und 
sie als autonome Weltauffassung mit dem ‘gesunden Menschenverstand“ der 
Massen in Kontakt bringt. Dabei darf die Kritik des Alltagsverstandes nicht von 
außen an diesen treten, sondern muss ihn als Gewordenen erneuern und kritisch 
machen (H 11, $ 12: 1382). Diese Beziehung von Führenden und Geführten ist 
ein wechselseitiges Verhältnis, in dem „jeder Lehrer immer auch Schüler und 
jeder Schüler Lehrer ist“ (H 10.11, $ 44: 1335). Die subalterne Theorie muss dazu 
beitragen, dass sich der Alltagsverstand der Beherrschten zu einer kohärenten 
Weltauffassung und zu einem Verständnis der eigenen Rolle in der Gesellschaft 
wie der eigenen Zugehörigkeit zu einem politischen Subjekt entwickelt. Ziel ist, 
dazu beizutragen, dass die Menschen aus ihrer Passivität heraustreten (H 11, 
$ 25: 1424) und ein massenhafter intellektueller Fortschritt möglich wird (H 
11, $ 12: 1384). Aus der Philosophie wird so Leben, sie wird in der Praxis der 
Menschen zur Wahrheit, wie sie zu Handlungen und einer intellektuellen wie 
moralischen Ordnung wird (H 11, $ 12: 1381). So vereinigt sich Theorie und 
Praxis durch die Arbeit in den Superstrukturen, die ökonomische, kulturelle 
und politische Kämpfe zu einer gesellschaftlichen Partei, zu einem ‘kulturellen 
und gesellschaftlichen Block’ macht (vgl. ebd.). 

Die sozialistische Partei ist dabei nie vollendet. Ihr Ziel bleibt es, sich selbst 
mit der Aufhebungder Klassen zu überwinden, insofern wäre sie vollendet, wenn 
sie überflüssig würde (vgl. H 14, $ 70: 1695). Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt 
sie in ständiger Veränderung und Entwicklung begriffen (vgl. ebd.). Aufgrund 
des bürokratischen Apparates, den sie aufbaut, droht sie jedoch ständig „[...] zu 
verknöchern und anachronistisch zu werden“ (H 13, $ 23: 1579). Ähnlich wie 


4 “Gesunder Menschenverstand’ (aufitalienisch ‘buon senso’) meint bei Gramsci nicht ein 
allgemein verbreitetes Wissen oder ein allgemein verbreiteten Erfahrungsschatz. Vielmehr 
geht Gramsci davon aus, dass menschliches Denken immer auch ein Element des rationalen 
enthält, an dem Philosophie anknüpfen und sich gegen den diffusen Alltagsverstand 
stellen muss (vgl. H11 $ 12: 1377). Im ‘gesunden Menschenverstand’ wird Philosophie 
erst Wirklichkeit, da er diese zu einer Weltauffassung und einer Kultur macht (H 11$ 
59: 1472f). 
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Luxemburg sicht Gramsci eine wesentliche Ursache für diese Bürokratisierung 
und Verknöcherung der Partei in mangelnder Initiative und Verantwortung der 
Parteibasis (H 13, $ 36: 1606). Anstelle eines solchen bürokratischen Zentra- 
lismus betont Gramsci die Notwendigkeit eines demokratischen Zentralismus. 
Dieser alleine gibt der Partei einen organischen Zusammenhangin Entwicklung, 
daer einen ‘Zentralismus in Bewegung), „[...] das heißt eine ständige Anpassung 
der Organisation an die wirkliche Bewegung, eine Abstimmungder Anstöße von 
unten mit dem Kommando von oben [...]“ darstellt (ebd.). In diesem Zusammen- 
hang fasst Gramsci den Begriff der Disziplin als ein „[...] dauerhaftes Verhältnis 
zwischen Regierenden und Regierten[...]“ (H 14, $ 48: 1671), nicht als ein „[...] 
hündisches Empfangen von Anordnungen, als mechanische Ausführung einer 
Anweisung [...], sondern als bewußte und klare Übernahme der zu verwirkli- 
chenden Leitlinie“ (ebd.). Auch hier betont Gramstci die wesentliche Bedeutung 
der Organizität, das heißt die enge Verbindung von Partei und Klasse. Deren 
Trennung bzw. ein Zerfallen von Führenden und Geführten in verschiedene 
Teile, die nicht mehr organisch verbunden sind durch direkt aus der Masse ent- 
springende Führung, den Intellektuellen der Klasse, wäre der Abschied einer 
sozialistischen Partei von einem gegenhegemonialen Block. 


3. Aktualität und kritischer Bezug auf Gramsci und Luxemburg 


Die sozialdemokratische Praxis stand immer wieder vor dem Problem der Be- 
stimmung des Verhältnisses der Parteiführung zu den Massen. Lenin löste die 
Frage in Anlehnungan Kautsky mit der Formel, dass dem Proletariat das revolu- 
tionäre Bewusstsein durch eine in der Partei organisierte Avantgarde von außen 
gebracht werden müsse (vgl. Lenin 1902b: 395f.). Diese Trennung von Führung 
und Masse lehnen sowohl Luxemburg als auch Gramsci ab. Beide ermöglichen 
es dagegen, diese Frage nach der Führung, des Zusammenhangs von Politik und 
Pädagogik auf eine andere Art zu lösen’. Das Proletariat wird dabei nicht von 
außen zum politischen Akteur gemacht. Vielmehr führt die Vermischung von 
politischen und ökonomischen Kämpfen des Proletariats - für Luxemburg - zu 
Bewusstseinsveränderungen, die nicht auf der Ebene eines gewerkschaftlichen 
Denkens verharren müssen. Vorstellungen künftiger, besserer gesellschaftlicher 
Verhältnisse, eine Vorstellung von Sozialismus, entspringt für sie vielmehr der 
politischen Tat, die gleichzeitigein Prozess der Überzeugung vom sozialistischen 
Projekt ist. Die Trennung einer aufgeklärten Avantgarde von einer unwissenden 


5 Vgl.zur Frage des Verhältnisses von Politik und Pädagogik den Beitragzu Edukationismus 
im Historisch-Kritischen Wörterbuch des Marxismus (Birkmann/ Winkler 1997) 
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Masse löst sich damit auf. Ähnliches gilt für Gramsci, der das Ringen um Hege- 
monie als ein wechselseitiges pädagogisches Verhältnis im Prozess des Kampfes 
um den Alltagsverstand denkt. Es geht für ihn darum, am Alltagsverstand der 
Menschen zu arbeiten, jedoch so, dass sie ihre Lebensweise selbst mit dem so- 
zialistischen Denken verbinden, das heißt der Alltagsverstand nicht von außen 
kritisiert wird, sondern von innen her durch eigene Einsicht sich kritisch macht. 
Theorie verbindet sich so mit den Menschen, die als selbstbewusste Subjekte 
aufgefasst werden. Ein solcher Ansatz macht es möglich, eine edukationistische 
Politik zugunsten einer emanzipatorischen zu überwinden. In diesem Zusam- 
menhangkann nicht nur das Auseinanderfallen von Theorie und Praxis sowie die 
Trennung von Masse und Führung aufgehoben werden, sondern auch der Wi- 
derspruch von Reform und Revolution eine Form finden, in der sich beide nicht 
mehr ausschließen. Luxemburg schafft eine Verbindungzwischen Aktion aufder 
Straße, im Parlament und der Pressearbeit (vgl. Haug, F. 2007: 147). Die Arbeit an 
einer Gegenhegemonie, Theorie und Praxis werden hier mit dem sozialistischen 
Ziel verbunden. Auch für Gramstci ist eine solche Verbindung kennzeichnend. 
Sein Konzept des Stellungskrieges erweitert in diesem Zusammenhang Luxem- 
burgs Denken. So heißt es bei Frigga Haug, man erkenne nach dem Studium 
Gramscis „rückwirkend auch entscheidende Lücken in Luxemburgs Analysen 
und Politik. Was sie in ihre Arbeit für die Massen und mit dem ‘Volk’ nicht 
einbezieht und also dessen Kraft verkennt, ist, was Gramsci das Kulturelle nennt 
und für dessen Begreifen und für die Orientierung der Kämpfe er den Begriff 
der ‘Zivilgesellschaft’ umbaute“ (Haug, F. 2007: 171). Für ihn durchziehen die 
Kämpfe um Hegemonie das Kleine, setzen am Konkreten an und sind doch stets 
Bemühungen im Kleinen den Kontext der großen Politik aufzuzeigen (vgl.H 13 
$ 5: 1542f.). Ein gegenhegemonialer Block umfasst ja gerade diese verschiedenen 
Momente von kulturellen Verschiebungen, Kämpfen und Brüchen, „molekularen 
Veränderungen, die in Wirklichkeit die vorhergehende Zusammensetzung der 
Kräfte zunehmend verändern [...]“ (H 15 $ 11: 1727) und damit das Ganze be- 
treffen. Die Stärke besteht hier also auch darin, die konkreten Kämpfe mit dem 
sozialistischen Ziel in Verbindung zu bringen. Die Verbindung von Reform und 
Revolution hängt aber mit einer Einheit zwischen Massen, ihren Kämpfen, der 
Fraktion im Parlament, den kulturellen Milieus, gewerkschaftlicher Arbeit etc. 
zusammen. Nur so kann das Einzelne Teil eines gegenhegemonialen Blocks sein, 
nur so kann die einzelne Reform Teil eines revolutionären Prozesses werden. Das 
unshheute als relativ fern erscheinende Ziel einer solchen Einheit der verschiedenen 
Elemente als Momente eines gegenhegemonialen Blocks hat es heute eben auch 
mit veränderten Bedingungen und neuen Schwierigkeiten zu tun. 
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Konfrontieren wir den an Luxemburg und Gramsci anschließenden Vorschlag 
einer linken Politik mit den heutigen Bedingungen, so ist klar, dass wir einige 
Punkte aufeine andere Art diskutieren und neue Aspekte ins Licht rücken müs- 
sen. Einen solchen Aspekt bildet vor allem die Auffassung des Staates. Luxemburg 
dachte diesen als einen an sich neutralen Akteur, der sich mit zunehmender Ent- 
wicklung entgegen dem gesellschaftlichen Fortschritt auf die Seite der herrschen- 
den Klasseninteressen stellt (vgl. Luxemburg 1899: 398). Historisch ist dieses 
Denken verständlich, bestand doch eine ständige Bedrohung des allgemeinen 
Wahlrechts bzw. Versuche einer Wiedereinführung des Ständewahlrechts und 
bildete der damalige aus dem 19. Jahrhundert überkommen Staat einen offen- 
sichtlich exklusiven Klassenstaat. Allerdings führt dies dazu, dass Luxemburgden 
Zusammenhang von Staat und Kapital nur als äußerlichen dachte (vgl. Wallat 
2012: 74f.). Aufdem Gründungsparteitagder KPD 1918/19 betonte sie zwar die 
entscheidende Bedeutung von Arbeiter- und Soldatenräten und verdeutlichte, 
dass es für die sozialistische Revolution nicht ausreichend ist, „|...] die kapita- 
listische Regierung zu stürzen und durch eine andere zu ersetzen“ (Luxemburg 
1918/19: 509 - 511). Andererseits forderte sie aber stets, dass die Macht erobert 
werden müsse, „indem wir uns hineinpressen in den bürgerlichen Staat [...]“ (ebd.). 
Für Gramsci ist Staat dagegen kein neutrales Instrument. Er sieht ihn vielmehr 
als die zum Staat gewordene herrschende Klasse, die in diesem ihre Herrschaft 
organisiert. Doch bleibt bei ihm der Aspekt der struktureller Einbindung von 
Staat und Parteien in systemische und internationale Zusammenhänge ausge- 
blendet. Auch fasst er den Begriff der Partei und des Staates äußerst weit. Die spe- 
zifischen Schwierigkeiten, die mit der Parteiform im parlamentarischen Betrieb 
einhergehen, können dadurch nicht erfasst werden, denn für Gramscissind auch 
Zeitschriften und Zeitungen ‘Parteien’ oder ‘Parteifraktionen’ (H17 $ 37: 1882). 
Den Begriff des Staates, der für ihn der gesamte „[...] Komplex praktischer und 
theoretischer Aktivitäten ist, womit die führende Klasse ihre Herrschaft nicht 
nur rechtfertigt, sondern es ihr auch gelingt, den aktiven Konsens zu erlangen 
....]° (H15 $ 10: 1725f£.), dehnt er ebenso aus. Damit werden Partei, Staat und 
Herrschaft bei Gramsci selbst ahistorische Begriffe, deren Unschärfe den Weg 
erschwert, den eine Bewegung vor sich hat, die sich zum Ziel setzt Herrschaft 
abzuschaffen und „[...] das Ende des Staates und des Rechts konzipiert [...]“ (H8 
$ 2: 943). Gefahren, die sich für linke Politik aus der Parteiförmigkeit ergeben 
oder generell daraus, dass sie Politik in Bezugauf den Staat machen muss, dürfen 
jedoch gerade heute nicht vernachlässigt werden. 

Den postfordistischen Kapitalismus kennzeichnet eine Internationalisierung 
sowohl des Staates als auch der Kräfteverhältnisse zwischen den verschiedenen 
Gruppen. Die Europäische Union ist ein Beispiel dafür, wie über den internati- 
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onalen Kontext neoliberale Politik festgeschrieben und damit nationale Kräf- 
teverhältnisse verschoben werden (vgl. Fisahn 2008: 369 — 373)°. Aber es sind 
nicht nur Konstitutionalisierungsprozesse, sondern auch eine damit zusammen- 
hängende ökonomische Logik des Wettbewerbsdrucks und der Standortkon- 
kurrenz, die Widerstand auf nationaler oder lokaler Ebene erschwert. In diesem 
Zusammenhang hat sich die Ökonomie rund um die Welt hin zu einem neuen 
Akkumulationsregime mit schnellerer Kapitalzirkulation, neuer internationaler 
Arbeitsteilungetc. entwickelt (vgl. Brand 2007: 171£.). Nationalstaaten werden so 
zu ‘internationalisierten Wettbewerbsstaaten’, diezunehmend vom internationa- 
len Kapital und den Finanzmärkten abhängig werden (vgl. Hirsch 2005: 145-151). 
Neben der Standortkonkurrenz bestimmen diese Akteure durch die „ökonomi- 
schen Mechanismen in einer quasi entpolitisierten Weise und relativunabhängig 
von formalisierten politischen Institutionen und Entscheidungsprozessen grund- 
sätzliche Inhalte der Politik“ (vgl. ebd.: 145). Die Ökonomisierung der Politik der 
Staaten spitzt sich so unter postfordistischen Bedingungen nochmal zu. Diese 
Aspekte verstärken zusätzlich, was für eine Linke sowieso schon gilt: dass eine 
Eroberung der Staatsgewalt alleine, im Sinne einer Regierungsübernahme, der 
Linken keine grundsätzliche Veränderung der Gesellschaft ermöglicht. Luxem- 
burg verteidigte dagegen Zeit ihres Lebens die Notwendigkeit eines revolutionä- 
ren Bruchs, der alleine eine sozialistische Gesellschaft hervorbringen könne. Die 
Zeit der Brüche ist für sie eine revolutionäre Phase der Massenkämpfe, die durch 
die Aktivität der Bevölkerung gekennzeichnet, auf der die sozialistische Demo- 
kratie beruht (Luxemburg 1918: 363, £.). Die Vereinigung von ökonomischem 
und politischem Kampf ist ein Merkmal dieser Phase, die die engen Grenzen 
von Parlamentarismus und Gewerkschafterei überwindet. Auch für Gramsci 
war klar, dass die Machteroberung einer gesellschaftlichen Gruppe nicht in der 
„[...] Rotation der führenden Parteien an der Regierung [...]“, sondern in der „[...] 
Gründungund Organisation einer neuen politischen Gesellschaft [...]“ und eines 
„[...] neuen Typs von Zivilgesellschaft“ besteht (H13 $18: 1566). Die sozialistische 
Bewegung ist somit auch für Gramsci ein zusammenhängender Block der sich 
gegen die herrschende Klasse durchsetzen muss. Nicht durch Kompromisse mit 
dieser kann der Kapitalismus überwunden werden, denn diese Kompromisse 
werden nie das Wesentliche betreffen (vgl. ebd.: 1567). Vielmehr müssen diese 
Kompromisse, Reformen und Kämpfe im Sinne einer ‘revolutionären Realpoli- 
tik’ (Luxemburg 1903: 373) einen gegenhegemonialen Block entstehen lassen, 
eine eigene Identität durchsetzen, die sich unabhängig und als antagonistische 
gesellschaftliche Kraft denkt. Diese Perspektive, die so auf einen revolutionären 


6 Das gilt gerade in der aktuellen Krise. vgl. hierzu den Beitrag von Alex Demirovid und 
Thomas Sablowski in PROKLA 166 (vgl. Demirovic/Sablowski 2012). 
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Bruch zielt, bedeutet aber unter den oben dargestellten veränderten Bedingungen 
des Kapitalismus einen Bruch mit den die Politik beschränkenden ökonomischen 
wie internationalen Zwängen. Dass Gramscis Begriffllichkeiten sich wesentlich 
auf den Rahmen des Nationalstaates beziehen (vgl. Demirovid 2007: 39), darf 
dabei nicht dazu verleiten, einen gegenhegemonialen Block nur aufder national- 
staatlichen Ebene zu verorten. Das bedeutet, dass sich die Akteure heute mehr 
denn je im internationalen Kontext konstituieren müssen. 

Die Sachzwanglogik, der stumme Zwang, die zunehmend beschränkten Hand- 
lungsmöglichkeiten machen vor der Linken nicht halt. Für die verschiedensten 
Ebenen und Akteure, beispielsweise für diejenigen Teile linker Parteien, die 
innerhalb des institutionellen Geflechts des Staates arbeiten, bedeutet dies einen 
erheblichen Anpassungsdruck. Genauso betrifft dies auch die Gewerkschaften, 
die Schwierigkeiten haben, angesichts der Drohung der Standortverlagerung 
überhaupt in Auseinandersetzungen zu treten und nicht an Stelle dessen Lohn- 
verzicht zu üben. Einerseits drohen Teile der Linken so auf verschiedenen Ebe- 
nen in die Exekution der Sachzwänge integriert und Kämpfe unterbunden zu 
werden. Andererseits stellt sich die Frage, wie die Aufhebung des Widerspruchs 
zwischen Reform und Revolution im Sinne Luxemburgs vor diesem Hintergrund 
überhaupt noch möglich ist. Erstens weil unter den neoliberalen Bedingungen 
zunehmend kompromisslos auf den 'stummen Zwang’ ökonomischer Verhältnisse 
und Gewalt gegenüber den Subalternen statt auf Kompromisse gesetzt wird (vgl. 
Demirovic 2007: 38). Damit wird der Kampf für konkrete Verbesserungen stark 
eingeschränkt. Zweitens, weil die Linke insbesondere im Kontext der aktuel- 
len Krise in Europa die propagierte Alternativlosigkeit weder zugunsten eines 
keynesianischen Reformprogramms - einer Wachstumspolitik mit konkreten 
Reformen und Umverteilung, aber ohne sozialistisches Ziel - noch zugunsten 
eines Antikapitalismus ohne Bezug zu konkreten Auseinandersetzungen und 
Reformen überwinden kann. Eine Situation, in der das Auseinanderfallen von 
Reform und Revolution, von realpolitischem Reformismus und systemkritischer 
Avantgarde’ gerade in Deutschland noch dadurch gefördert wird, dass die von 
Luxemburg so betonte Initiative der Massen hinter den Hoffnungen vieler Linker 
weit zurück bleibt. Ein Problem, das nur auflösbar wäre, wenn sich die Linke aus 
ihrer Defensive in die Offensive retten würde, mutig eine sozialistische Gesell- 
schaft als Antwort auf die derzeitige Sackgasse propagieren und hinsichtlich der 
Formen konkreter Auseinandersetzungen weniger traditionell und brav bleiben 
würde. Das bedeutet auch, den herrschenden Krisendiskurs nicht einfach mit- 
zumachen, sondern ihn zu verschieben und die Repräsentationskrise wie die 
zunehmende Offenheit breiter Teile der Gesellschaft für Kapitalismuskritik zu 
nutzen. 


Zur Aktualität der Organisationstheorie von Luxemburg und Gramsci 255 
Klasse und Kämpfe 


Aber nicht nur der Staat auch der Zusammenhang zwischen linker Politik und 
Arbeiterklasse hat sich geändert. Die Spaltung der Gesellschaft in ökonomische 
Interessengruppen und die Verbindung von Klasse und Partei sind für die Über- 
legungen von Luxemburgund Gramstci zentral. Beide denken Klasse nicht allein 
als Kategorie, die eine Stellung in den kapitalistischen Produktionsverhältnissen 
meint, sondern auch als politisches Subjekt in spe. So wird für Luxemburg, sobald 
die Masse aufden politischen Schauplatz tritt, das Klassenbewusstsein praktisch 
und aktiv (Luxemburg 1906: 145). Gegenüber dem Akademiker oder der Aka- 
demikerin sei das Proletariat prädestiniert für ein sozialistisches Bewusstsein, da 
diesem sein unmittelbarer Klasseninstinkt Halt gäbe (vgl. Luxemburg 1903/04: 
437). Heute ist offensichtlich, dass Gramsci Recht hatte, als er Luxemburg vor 
diesem Hintergrund Ökonomismus vorwarf (vgl. H13 $ 24:1587). Doch auch 
bei ihm, der sah, dass sich Bewusstsein auf dem Terrain der Zivilgesellschaft 
entwickelt, bleibt die Partei Nomenklatur der Klasse’ (H14$ 70: 1695). In ihrem 
jeweiligen historischen Kontext gingen sie beide davon aus, dass politische Grup- 
pen, Politisierung und die Herausbildung von Bewegungen wesentlich entlang 
ökonomischer Interessen, entlang von Klassenlinien entstünden. Aus heutiger 
Perspektive können wir jedoch sagen, dass die Frauenbewegung, die eine globale 
politische Identität hervorbrachte und ein Bewusstsein der Geschlechterfrage 
erkämpfte, auf diese Weise ebenso wenig erfasst wird, wie antiimperialistische 
Bewegungen im globalen Süden ab Mitte des 20. Jahrhunderts. In den westlichen 
Zentren konnte die ArbeiterInnenklasse unter den fordistischen Arbeitsbedin- 
gungen sowohl stetig steigende Löhne als auch eine Sicherheit ihrer Arbeitsplätze 
durchsetzen. Die ökonomische Prekarität der Lohnabhängigen schien zumindest 
in gewissen Bereichen aus der Welt geschafft, eine Mobilisierungentlanganderer 
als den ökonomischen Fragen war denkbar. Dies setzte sich in Deutschland und 
anderen westlichen Ländern vorallem in Folge der sich auflösenden Homogenität 
der Arbeitsverhältnisse durch, die mit dem postfordistischen Wandel ab den 
1970er Jahren einsetzte. Die damit einhergehende Pluralität der Linken mag 
zwar einerseits Gefahr laufen, den Widerspruch zwischen Kapital und Arbeitzu 
vernachlässigen, führte aber andererseits dazu, dass andere Herrschaftsverhält- 
nisse, die in der Linken bisher zu wenig Berücksichtigung gefunden hatten, jetzt 
stärker beachtet wurden. In diesem Kontext stellt sich jedoch das Problem, wie 
sich in Bezug aufeine ausdifferenzierte ökonomische Klasse die Organizität der 
Intellektuellen noch denken lässt. Inwiefern ist ein organischer Intellektueller 
noch organisch verbunden mit der Klasse? Ist er nicht vielmehr verbunden mit 
einem bestimmten Teil dieser Klasse? Führt diese Zerrissenheit der ökonomi- 
schen Situation notwendigerweise zu einer Zerrissenheit der Linken? Oder wäre 
das nicht selbst wiederum ein ökonomistischer Fehlschluss? Zumindest gerät 
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jedoch das Ziel der Konstitution einer Einheit des Proletariats als politisches 
Subjekt im Sinne des Selbstzentralismus Luxemburgs in Schwierigkeiten. Das 
betrifft nicht ihre unverzichtbare Verschiebung des Fokus auf die Initiative der 
Massen, sondern die Frage, ob sich aus dieser Initiative eine Einheitlichkeit, ein 
politisches Subjekt bzw. ein gegenhegemonialer Block ergeben kann, ohne dass 
diese Zentralisierungsich wesentlich stärker durch Teile der Zivilgesellschaft und 
des Staates erst konstituiert. Eine fehlende organische Einbindungvon Führung 
in die jeweiligen Schichten und eine Vereinheitlichung von außen würde dagegen 
wieder zu dem kritisierten Avantgardismus führen. 

Neben den bereits dargestellten historischen Veränderungen und den Schwie- 
rigkeiten, die sich daraus für den Ansatz von Luxemburg und Gramsci ergeben, 
möchten wir hier noch eine weitere Schwierigkeit ansprechen. Diese bezieht 
sich auf das Verhältnis zu Parlamentarismus, Gewerkschaften und Bürokratie, 
gegenüber denen Luxemburg und Gramstci stets auch kritisch eingestellt waren. 
Ihnen gilt als wesentliches Mittel gegen Bürokratisierung und Parlamentsfixie- 
rungvon Parteien und Gewerkschaften die Aktivität der Massen. Für Luxemburg 
war dieses frisch pulsierende Leben das einzige Gegengift, ohne das selbst der 
“idealste Parteivorstand’ im ‘bürokratischen Schlendrian versinken’ würde (vgl. 
Luxemburg 1911: 40). Auch für Gramstci ergibt sich der Bürokratismus „[...] aus 
Mangel an Initiative und Verantwortung auf unterer Ebene [...]“ (H13 $ 36: 
1606). Luxemburgs und Gramstcis Einschätzungen von Parlament und Bürokratie 
sind also selbst schon Warnungen davor, sich ein von Luxemburg empfohlenes 
Ausnutzen der parlamentarischen Möglichkeiten und diean Gramsci orientierte 
Bildung von Intellektuellen in der politischen Partei zu einfach vorzustellen. 
Gerade unter heutigen Bedingungen können wir - zumindest in Deutschland 
- von einer selbstbewussten Initiative und Aktivität der Massen nicht sprechen. 
Der Mangel an breiter Bewegung und Veränderung, die damit einhergehende 
relative Festigkeit heutiger gesellschaftlicher Verhältnisse, führt zu einer sau- 
beren Trennung politischer und ökonomischer Kämpfe und dazu, dass es der 
Politik gelingt, „[...] die große Politik aus dem inneren Bereich des staatlichen 
Lebens auszuschließen und alles aufkleine Politik zu reduzieren“ (H13 $ 5: 1542). 
Diese Situation gibt den Warnungen vor einem an der alten Sozialdemokratie 
orientierten Politikstil, die den Parlamentarismus rein affirmativ mit einbezieht, 
und einer rein auf Parteien fixierten Politik neue Aktualität. Gerade unter den 
heutigen Bedingungen, wo die Linke weder eine relativ homogene Klassenbasis 
noch kämpferische Massenorganisationen kennt, ergibt sich auch für eine so- 
zialistische Partei die Gefahr, in der staatlichen Logik aufzugehen und damit 
dem Aufbau eines antagonistischen Blocks nicht mehr zuträglich zu sein. Es 
besteht die Gefahr, dass das Ausbleiben breiter Kämpfe und damit das Ausbleiben 
eines Entstehens von Gegenhegemonie von unten, zu dem Versuch des Aufbaus 
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einer Gegenhegemonie von oben führt. Diese Gefahr wird auch bei Gramsci 
deutlich, der in Analogie zum Aufbau eines geschichtlichen Blocks hervorhebt, 
dass eine „[...| Gruppe von Offizieren, gut eingespielt, in gutem Einvernehmen 
miteinander, mit gemeinsamen Zielen, nicht lange braucht, um eine Armee auch 
dort aufzustellen, wo es keine gibt“ (H14 $ 70: 1696). Vielleicht fehlt uns heute 
diese Gruppe an Offizieren nicht, trotzdem bereitet uns der Aufbau einer Armee 
erhebliche Schwierigkeiten. Ganz abgeschen davon, dass eine Organisierungund 
eine Gegenhegemonie der Subalternen, die nicht zu einem avantgardistischen 
Projekt werden soll, zwar durch die organischen Intellektuellen aber eben nicht 
einseitigdurch ein paar Offiziere entstehen kann. Der Mangel an Masseninitiative 
stellt uns heute vor ein anderes Problem als damals Luxemburg, die sich zu ihrer 
Zeit ein Scheitern der Linken in der Regel als ‘Das Versagen der Führer’ (vgl. 
Luxemburg 1919) vorstellen konnte. Für sie bestand dieses Versagen der Führer 
darin, dass diese die Masse bremsten, deren Aktivität zu erdrosseln drohten, 
insofern die „Führung hinter der Reife und der Kampfbereitschaft der Mas- 
sen weit zurücksteht“ (ebd.: 525). Damit stehen wir heute vor Problemen, die 
nicht nur in den Gefahren der Bürokratisierung und Parlamentsfixierung der 
Führungsschichten besteht, sondern auch darin, dass diese Führungsschicht 
als Gruppe von Offizieren, von der Gramsci spricht, ein treibendes Moment im 
Aufbau von Gegenhegemonie spielen muss. 

Die deutsche Bevölkerungsschläft noch ihren Krisengewinnerschlaf, während 
es in Griechenland, Spanien, Portugal, Frankreich und anderen Ländern zu 
Generalstreiks und Protesten kommt, Italien angeblich unregierbar wird und in 
Bulgarien nach Demonstrationen die Regierung zurücktritt. Heute magein Auf- 
brechen gesellschaftlichen Probleme zu breiten politischen Auseinandersetzungen 
oder eine Desorganisierungder Politik in Deutschland als illusorische Schwärme- 
reierscheinen, doch nichts ist verheerender für die Linke als ihre eigenen Chancen 
auszuschließen und aus der Vermutung der ewigen Ruhe heraus sich diese selbst 
zu nehmen. Rosa Luxemburg hat stets gegen diese Lethargie gekämpft. Während 
in Russland 1905 die Massenkämpfe tobten, wurde auch damals in Deutschland 
gepredigt, dass es hierzulande keine „eruptiven Böden“ gäbe und ein Massenstreik 
unmöglich sei. Dagegen betonte Luxemburg mit Vehemenz, dass Zündstoff in 
Hülle und Fülle vorhanden sei (vgl. Luxemburg 1906:134-140). Die Rede von 
der ewigen Unmöglichkeit einer breiten Bewegung wirkt so hemmend wie ein 
bürokratischer Apparat. Breite gesellschaftliche Auseinandersetzungen müssen 
wieder Teil einer linken Strategie werden. Wie Luxemburgund Gramsci in ihren 
Schriften deutlich machen, liegt eine Lebensnotwendigkeit der sozialistischen 
Bewegung in der Aktivität der Massen. Gleichzeitig dürfen breite gesellschaft- 
liche Kämpfe und Initiativen nicht nur als Werkzeuge geschen werden, durch 
deren Druck ein alternatives Regierungsprogramm erzwungen wird. Stattdessen 


258 Anne-Kathrin Krug, Jakob Graf 


müssen die verschiedenen Akteure, Initiativen und neuen Organisationsformen 
als Stützpunkte des Neuen im Alten geschen und von einer linken Partei, die 
parlamentarisch agiert, aktiv unterstützt werden, ohne sie zu vereinnahmen. 
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Parteilichkeit und Aufklärung 
Zur Kritik der Mosaik-Linken 


Krise heißt Entscheidungssituation und Entscheidungen erfordern Debatten. 
Hans-Jürgen Urban gelang es 2009 mit dem Text Die Mosaik-Linke eine Dis- 
kussion anzustoßen, die mit dem Anspruch verbunden ist, das Verhältnis von 
Parteien, Gewerkschaften, sozialen Bewegungen und radikalen Linken neu 
auszuloten. Unentschieden ist noch, was genau unter einer Mosaik-Linken 
zu verstehen wäre. Urban spricht von einer „Sammlung“ kritischer Kräfte bei 
gleichzeitiger „Autonomie der Kooperierenden“, „denn wie ein Mosaik seine 
Ausstrahlungskraft als Gesamtkunstwerk entfaltet, obwohl seine Einzelteile 
als solche erkennbar bleiben, könnte eine neu gegründete Linke als heterogener 
Kollektivakteur wahrgenommen werden“ (Urban 2009: 78). Sein Paradigma 
lautet: „Neue Strategien brauchen neue Begriffe“ (ebd. 76). 

Allerdings erweist sich das Mosaik bisher weniger als Denkfigur, um eine Stra- 
tegie zu begreifen, sondern vielmehr als ein Platzhalter, der von verschiedenen 
Seiten mit Inhalt gefüllt wird. Die angestellten Überlegungen reproduzieren 
dabei oftmals ein eingefahrenes, eindimensionales und instrumentelles Politik- 
verständnis: Parteien repräsentieren, Gewerkschaften organisieren, Bewegungen 
protestieren und Radikale kritisieren. Nicht ein veränderter Umgangmit der linken 
Arbeitsteilung steht im Mittelpunkt, sondern gemeinsame Interessen werden als 
Kitt eines möglichen Mosaiks angegeben. Demnach „hätte sich die Mosaik-Linke 
wohl als Interaktion all jener Akteure zu bilden, deren Interessen durch die finanz- 
kapitalistische Krise [...] unter die Räder zu geraten drohen“ (Urban 2010: 24). 

Ein Mosaik zeichnet sich aber nicht nur durch die Sichtbarkeit seiner Teile 
aus, sondern materialisiert ein (Leit-)Bild, das - so die zu entfaltende These - 
nicht nur der kleinste, gemeinsame Nenner vorhandener Interessen sein kann. 
Ausgangspunkt ist also die Frage nach dem Verhältnis von Teil und Mosaik 
(1). Im Folgenden soll der Versuch unternommen werden zu begründen, wieso 
eine Vermittlung von Parteien, Gewerkschaften, Bewegungen und Gruppen vor 
allem gemeinsamer Orientierungspunkte bedarf, die in einem Prozess parteili- 
cher Aufklärung erarbeitet werden müssten. Der Begriff der Parteilichkeit wird 
anhand der Iheorien von Rosa Luxemburg zu Partei und Bewegung (2.) und von 
Anton Pannekocek zu Spontaneität und Orientierung diskutiert (3). Er meint 
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keine Wahlpartei, die als parlamentarischer Spiegel gegebener Interessen fun- 
giert, sondern das Bemühen um Kooperationen, die als Lupe für gesellschaftliche 
Widersprüche und als Fernglas für utopische Perspektiven wirken. Aufklärung 
bedeutet in diesem Zusammenhang sowohl Einsicht als auch Vermittlung (4.). 
Marx und Engels verstanden in diesem Sinne unter der kommunistischen Partei 
„keine besondere Partei gegenüber den andern Arbeiterparteien“, für sie verdiente 
diesen Namen „der entschiedenste, immer weiter vorantreibende Teil der Arbei- 
terparteien aller Länder“ (MEW 4: 474). Wo finden sich Anknüpfungspunkte 
für Parteilichkeit und Aufklärung heute (5.)? 


1. Teile und Mosaik - mehr als der kleinste Nenner 
gemeinsamer Interessen? 


Kritische Interventionen in laufende Debatten müssen ihre Abstoßungspunkte 
benennen, selbst wenn eine Gesamtdarstellung der Diskussion im Rahmen eines 
einzelnen Artikels unmöglich ist. Der Begriff eines linken Mosaiks ist insofern 
etwas schief, als es in der Kunst nicht die Teile sind, die sich zu einem Mosaik 
assoziieren, sondern diese in ein neues Verhältnis gebracht werden, ein beab- 
sichtigtes Bild zusammengelegt wird. Für die Epoche, in welcher der Begriff der 
Linken seinerzeit vom bürgerlichen Liberalismus auf die sozialistische Arbei- 
terInnenbewegung überging, mag die Überwindung des Kapitalismus als das 
wichtigste Leitbild gelten. Bei Hans-Jürgen Urban spielt dieses kaum eine Rolle. 
Anknüpfend an Bordieus Feldtheorie denkt Urban seine AkteurInnen als „Feld- 
akteure“, die sich aufbestimmten gesellschaftlichen Felder bewegen (Urban 2010: 
21). Dadem Feld der Politik, verstanden als parlamentarische Politik, besondere 
Bedeutung zuzumessen sei, solle sich die antizipierte Mosaik-Linke „vor einem 
naiven Anti-Etatismus hüten“ (Urban 2010: 25). Der Partei DIE LINKE schreibt 
Urban die Aufgaben zu, eine „aktive Oppositionsrolle“ zu spielen, „politische 
Reforminitiativen“ einzubringen und „den gesellschaftlichen Mosaik-Akteuren 
Impulse und Entwürfe für kapitalismuskritische Korrekturprojekte anzubieten“ 
(Urban 2010: 26). Oppositions- und Reformorientierung sind nun gar keine 
Besonderheiten, sondern das parlamentarische Alltagsgeschäft. Eine besondere 
Aufgabenstellung, die über die Repräsentation von Interessen hinausgeht, ist die 
Präsentation von Inhalten gegenüber Bewegungen, Gewerkschaften und anderen 
Mosaik-Teilchen. Sofern Urban ein Leitbild für sein Mosaik ausgibt, ist es eine 
glasklare Reformperspektive. Da es „ohne Antikapitalismus keine kapitalistische 
Selbstkorrektur und damit keine Wandlungsfähigkeit des Kapitalismus“ gäbe, 
mahnt er „zur Toleranz gegenüber der Ungeduld der Kapitalismus-Überwinder 
und diese zu Realismus mit Blick auf ihre transformatorischen Hoffnungen“ 
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(Urban 2010: 29). In der Zentralität von Parlamentspartei und Realismus, womit 
die Wandlungsfähigkeit des Kapitalismus befördert werden soll, klingt ein refor- 
mistischer Oberton an, der im Widerspruch zu einem Zusammenschluss steht, 
in dem unterschiedliche Kräfte sich einbringen und sich auch „die Verhältnisse 
zwischen ihnen“ verändern (Urban 2010: 21f.). Die spannendste Frage, wie sich 
im Mosaik die Beziehungen zwischen den Teilen, z.B. zwischen Abgeordneten, 
GewerkschafterInnen und AktivistInnen, ändern könnten, bleibt bei Urban 
weitgehend ausgespart. 

In Analyse & Kritik Nr. 575 erklärt Mario Candeias zum Eintritt einiger 
Linker in die Linkspartei. „Wir hofften, eine produktive Debatte anzustoßen, wie 
— nicht abstrakt - sondern in der konkreten Situation, das Verhältnis zwischen 
Linksintellektuellen, Bewegungen, Gewerkschaften und Linkspartei verbessert 
werden kann“ (Candeias 2012). Die Debatte wird als notwendig angesehen. 
„Da kein Teil der pluralen Linken, keine Partei, keine Gewerkschaft, keine linke 
Avantgarde, mehr eine Führungsrolle beanspruchen kann, wir aber vermeiden 
sollten, dass Pluralität in Spaltung umschlägt, bedarf es der Entwicklung einer 
Moasaiklinken, die bislang trotz der Debatte um sie nicht existiert“ (ebd.). Zwar 
kann sich eine Mosaik-Linke, die nur als Schlagwort existiert, nicht spalten. Für 
die Frage ihrer möglichen Konstitution finden sich bei Candeias aber andernorts 
wichtige Hinweise. Krisensituationen fördern seiner Meinung nach cher ein 
„strukturkonservatives Festhalten am Überkommenen“ (Candeias 2010: 6), 
weshalb er über die Verteidigung verletzter Interessen hinaus auf das „Entwi- 
ckeln gemeinsamer Interessen“ setzt (ebd. 10). Nur die Orientierung auf ein 
„transformatorisches Projekt einer Mosaik-Linken“ (ebd. 12), die „Ausrichtung 
aufs Ganze“, kann helfen, um „den Rückfall auf korporatistische, also enge 
Gruppeninteressen zu vermeiden“ (ebd. 16). Ausdrücklich benannt werden die 
„Fliehkräfte der unterschiedlichen Interessen“ (ebd. 12) als Gefährdung des 
Mosaiks. An dieser Stelle wäre weitergehend darüber zu reflektieren in welchen 
spezifischen Organisationsformen sich unterschiedliche Interessen ausdrücken 
und welche Schwierigkeiten damit verbunden sind. Stattdessen verteidigt Can- 
deias, was auch dem Charakter eines Antwortschreibens geschuldet sein mag, 
den eigenen Parteieintritt. „Ich denke, alle kennen auch ihren Agnoli und die 
linksradikale Parlamentarismuskritik — wir vertreten sie auch innerhalb der 
Partei, wie bislang“ (Candeias 2012). Nun kann es aber kein Grund sein in eine 
parlamentarisch orientierte Partei einzutreten, um dort Parlamentarismuskritik 
zu üben. Interessant ist hingegen die Auseinandersetzung mit einem Sprecher 
der Interventionistischen Linken (IL), dessen Argumente von Candeias gegen 
ihn gewendet werden: „Christoph Kleine (IL) erkennt an, dass Bewegungen 
“Konjunkturen unterworfen’ sind und ‘kollektive Erfahrungen kaum festhalten’ 
können. ‘Organisationen können hingegen längerfristige Strategien zur gesell- 
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schaftlichen Transformation entwickeln und verfolgen, sind aber ohne Kontakt 
zu den Bewegungen in ständiger Gefahr zu verknöchern und sich zu isolieren‘“ 
(Candeias 2012). Die Mosaik-Linke erscheint alsein Konzept zur Selbstkorrektur 
ihrer Teile durch bewusste Arbeitsteilung. Bewegungen leben von Spontaneität, 
leiden aber unter Gedächtnisschwund. Organisationen entwickeln Strategien, 
unterliegen aber der Gefahr der Isolation. Es ließe sich fortsetzen: Parlamentsfrak- 
tionen genießen viel öffentliche Aufmerksamkeit, neigen aber zu institutioneller 
Anpassung, wie nicht zuletzt Agnoli hervorgehoben hat. 

Dies lässt sich beispielhaft illustrieren. In dem Flüchtlingslager Bramsche- 
Hesepe, 20 Kilometer vor Osnabrück, gibt es seit der Inbetriebnahme im Jahr 
2000 stetig Proteste. Die oft spontanen Aktionen der Geflüchteten, die sowohl 
für bessere Lebensbedingungen als auch für die Schließung des Lagers kämp- 
fen, reichen von Demonstrationen über Kantinen-Boykotte bis zu Blockaden. 
Aufgrund von Abschiebungen, eigenem Untertauchen, Verlegungen usw. kehrt 
aber stets wieder Ruhe ein. Unterstützung erfahren die Geflüchteten u.a. seit 
10 Jahren von der Gruppe No Lager, die aus linker Perspektive für die konkrete 
Utopie menschenwürdiger und freier Migration eintritt. Die Zusammenarbeit 
von Bewegung und Gruppe macht Kontinuität und Öffentlichkeitsarbeit mög- 
lich. Im Landtagswahlkampf 2013 fand die Schließung der niedersächsischen 
Flüchtlingslager endlich Eingang ins Wahlprogramm von Linken und Grünen 
und steht nun sogar im rot-grünen Koalitionsvertrag. Das faktische Mosaik aus 
MigrantInnenbewegung, Gruppen und Abgeordneten war, durch die Orientie- 
rungan der Lagerschließung, erfolgreich. 

Candeias antizipiert seinen Entwurf einer umfassenden Mosaik-Linken als 
gesellschaftliche Partei. „Gesellschaftliche Partei’ ist sicher nicht mehr die Partei- 
Partei’ in Form der Linkspartei, viel cher die vielfach erwähnte Mosaiklinke“ 
(Candeias 2012). Im oben genannten Beispiel war die Zusammenarbeit wirk- 
sam. Mit Leben gefüllt werden musste die Forderung nach der Abschaffung der 
Massenunterkünfte durch die migrantischen Aktivitäten, deren zehnjährige 
Kontinuität aber, aufgrund der personellen Fluktuation, nur durch die Vermitt- 
lung der autonomen No-Lager-Gruppe möglich war. Den Erfolg beschließt der 
rot-grüne Entschluss. In diesem Beispiel mussten Vorbehalte bzw. Spannungen 
zwischen MigrantInnen, Autonomen und Abgeordneten in der Zusammenarbeit 
überwunden werden (http://lagerhesepe.blogsport.eu). 

Ungelöst bleibt jedoch die Frage der Kooperationsweise, die einer Mosaik- 
Linken gerecht würde und die sich in unserem Beispiel, vor allem gegenüber den 
Wahlparteien, auf wenige Kontakte, Absprachen und Anschreiben beschränkte. 
Christoph Kleine von der IL warnt in der Zeitschrift Luxemburg davor, die Zu- 
sammenarbeit von Bewegungen und (Links-)Partei in die Richtung eines grund- 
falschen Konzepts von Bewegungs-Partei zu drängen. „Die Vorstellung einer 
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“Bewegungspartei, die entweder den parlamentarischen Arm der Bewegungen 
bildet (was schon deswegen eine illusionäre Vorstellung ist, weil dann Bewegun- 
gen der Kopf der Partei werden müssten) oder die Bewegungen gar führen und 
organisieren soll, ist problematisch. Zum einen, weil die Linkspartei damit ihre 
Existenzgrundlage, nämlich linke Wahlpartei zu sein, vernachlässigen würde. [...] 
Die Unabhängigkeit der Bewegungen, ihre sowohl von linken Wahlparteien als 
auch von revolutionären Organisationen unterschiedene Eigenlogik muss erhalten 
und verteidigt werden. Der Versuch, diese Vielfalt und diese Logik in einer Partei 
abzubilden, muss scheitern und würde die Bewegungen zerstören“ (Kleine 2012). 

Als Alternative zur Chimäre der Bewegungs-Partei empfichlt Kleine die 
„bewegungsorientierte Partei“ (Kleine 2012), die durch Zusammenarbeit mit 
sozialen Bewegungen auch „Bürokratismus, Erstarrung und schleichende Inte- 
gration in die Institutionen des bürgerlichen Staates“ vermeiden könne (Kleine 
2012). Als einen ersten Schritt in diese Richtung wertet er die Einladung des 
Linksparteivorstandes zum ‘Ratschlag Gewerkschaften und soziale Bewegun- 
gen’ 2012. Thomas Seibert hebt hervor, „dass das Mosaik selbst nur ein in sich 
konfliktives sein kann“ (Seibert 2010: 33). Er verortet es z.B. in der Praxis von 
Sozialforen. Parlamentarische Parteien wie revolutionäre Organisationen könn- 
ten sich hier durchaus einbringen ohne Bewegungen zu re-integrieren oder zu 
dominieren. Seibert vergleicht Sozialforen sogar mit revolutionären Sowjets. 
„Was der Sowjet im ersten Anlaufeiner Vergesellschaftung der Produktion war 
bzw. hätte sein sollen, kann dem Sozialforum im Hinblick auf das erst noch 
auszuarbeitende gesellschaftliche Projekt zufallen“, welches er mit Rainer Rilling 
„im empathischen Begriff des öffentliches Guts“ ausmacht (Seibert 2010: 31). 
Unklar bleibt, wieso gerade Sozialforen, die vorwiegend eine Zusammenkunft 
von Teilbereichsbewegungen sind, radikale Kritik und Politik entwickeln können 
sollen. Als entscheidendes Problem erweist sich das Verhältnis der AkteurInnen 
untereinander, die Frage ihrer Vermittlung. 


2. Partei und Bewegung bei Rosa Luxemburg 


Die Auseinandersetzung um Begriffund Inhalt der Mosaik-Linken stellt den aktu- 
ellen Versuch dar, aufalte Fragen eine neue Antwort zu finden. Ältere Antworten 
sollten in diesem Zusammenhang als diskussionswürdig einbezogen werden. Für 
Marx und Engels war der Kommunismus kein „Ideal“, sondern die „wirkliche 
Bewegung, welche den jetzigen Zustand aufhebt“ (MEW 3:35). Bewegungsowohl 
als Bewegungder Subjekte als auch als Bewegung der objektiven Verhältnisse. Der 
heutigen Debatte um das ‘Idea der Mosaik-Linken ist vorausgesetzt, dass die 
Linke gerade nicht mehr als ‘wirkliche Bewegung? existiert, sondern zersplittert 
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ist. An einer gelingenden oder misslingenden Vermittlung entscheidet sich, ob 
diese Zersplitterung als bewusste Arbeitsteilung oder Spaltung zu begreifen ist. 

Rosa Luxemburg fasst die Zersplitterung 1906 als einen zu kritisierenden 
„Übelstand [...]: die völlige Trennungund Verselbständigungder beiden Organi- 
sationen der Arbeiterbewegung, der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften“ 
(Luxemburg 1970/1906: 145). Bewegung zerfällt in Gewerkschaften und Partei. 
Dieser Zerfall hat sich fortgesetzt, hinzu kamen im Verlauf des letzten Jahr- 
hunderts weitere Parteien, kleinere revolutionäre Organisationen, neue soziale 
Bewegungen, akademische und viele andere Milieus. Für Luxemburg ist „der 
parlamentarische Kampf“, an welchem sie teilnimmt, „ein Kampf ausschließlich 
aufdem Boden der bürgerlichen Gesellschaftsordnung, Er ist seiner Natur nach 
politische Reformarbeit, wie die Gewerkschaften ökonomische Reformarbeit 
sind“ (Luxemburg 1970/1906: 147). Zu ergänzen wäre die heutige Bedeutung 
sozialer Bewegungen als gesellschaftliche Reformarbeit. Die Trennungen er- 
geben sich durchaus aus den Notwendigkeiten der Reformarbeit und sind ein 
Ausdruck ihrer Institutionalisierung. Was Rosa Luxemburg beklagt, ist die 
ideologische Fixierung der Arbeitsteilung. Die Arbeit in Gewerkschaften führe 
leicht zu ‘Bürokratismus’, Borniertheit’ und ‘Ruhebedürfnis’ der „rom ökono- 
mischen Kleinkrieg absorbierten Gewerkschaftsleiter“ (Luxemburg 1970/1906: 
154). Andererseits seien Opportunismus’, Überschätzung’ und Illusionen’ der 
Wahlpartei „aus einer ganz bestimmten Basis emporgewachsen, nämlich aus 
der des bürgerlichen Parlamentarismus“ (Luxemburg 1970b/1904: 81). Organi- 
sationsformen bedingen Organisationsideologien wie Trade-Unionismus und 
Parlamentarismus. Aus heutiger Sicht wären der Revolutionismus der Radikalen, 
der Spontaneismus von Bewegungen und der Utopismus von Intellektuellen zu 
ergänzen. Die Feld-Spezialisierung erzeugt stetig Froschperspektiven, die kein 
Leitbild erkennen lassen und die Zusammenlegung des Mosaiks erschweren. 
Rosa Luxemburgerwartet die Überwindung der reformorientierten Trennungen 
in einer Revolutionszeit. Dann höre der Kampf auf parlamentarisch, also „den 
Formen des bürgerlichen Staates entsprechend“, bzw. gewerkschaftlich zu sein, 
denn „sobald eine Periode revolutionärer Kämpfe eintritt [...] fallen sowohl die 
Zersplitterung des ökonomischen Kampfes wie die indirekte parlamentarische 
Form des politischen Kampfes weg; in einer revolutionären Massenaktion sind 
politische und ökonomischer Kampfeins, und die künstliche Schranke [...] wird 
einfach weggeschwemmt“ (Luxemburg 1970/1906: 145f.). 

So konkret Rosa Luxemburg die Zersplitterung der Linken kritisiert, so ab- 
strakt postuliert sie die Einheit, die sich in der Revolution herstellen würde. 
Ihr Revolutionsgemälde kennt kein vorbereitendes Mosaik. Nichtsdestotrotz 
formuliert sie Parteiaufgaben, die nicht durch revolutionäre Spontaneität nichtig 
werden. Zwar sieht sie die reformorientierte Parlaments- und Gewerkschaftsarbeit 
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in der revolutionären Situation für erledigt an, dennoch bedürfe die spontane 
Bewegung der Orientierung durch die Revolutionspartei. Diese habe „die Paro- 
le, die Richtung des Kampfes zu geben, die Taktik des politischen Kampfes so 
einzurichten, daß in jeder Phase und in jedem Moment des Kampfes die ganze 
Summe der vorhandenen und bereits ausgelösten, bestätigten Macht des Proleta- 
riats realisiert wird und in der Kampfstellung der Partei zum Ausdruck kommt“ 
(Luxemburg 1970/1906: 125). 

Den Umschlag von der Reformarbeit, mitsamt den dazugehörigen Verkrus- 
tungen, zur Revolution, die sie sich - entgegen der Mahnung Engels, es wirke 
auch „die Barrikade mehr moralisch als materiell“ (MEW 22: 521) - zeitlebens 
als Barrikadenkampf vorstellt, konzipiert sie als radikalen Bruch ohne Übergang. 
Wenn aber ein Sprung in den Kommunismus, von der Rechtsgleichheit und 
der Lohnarbeit zum Prinzip „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen 
Bedürfnissen“ (MEW 19: 21), unmöglich ist, so kann auch die gesellschaftliche 
Transformation nicht bloßer Spontaneität entspringen. Die Aufhebung der in 
Parteien, Gewerkschaften, Bewegungen und Zirkel zersplitterten Linken, für 
Luxemburgin der Revolution, für Urban im Mosaik, kann keine bloße Summie- 
rungvon Partikularinteressen und ideologisch fixierten Positionen sein, sondern 
setzt die Orientierungsarbeit der Transformationspartei bereits voraus. Wieso 
ist diese nötig bzw. möglich? Wer kann sie leisten? 


3. Spontaneität und Orientierung bei Anton Pannekoek 


Ebenso interessant wie unbekannt ist, dass sich ausgerechnet innerhalb der Strö- 
mung des Rätekommunismus, der in seinem Primat revolutionärer Spontaneität 
den Positionen Luxemburgs verwandt ist, diskussionswürdige Überlegungen zur 
Frage von Parteilichkeit und Aufklärung finden. Anton Pannekock unterscheidet, 
ähnlich wie Luxemburg, verschiedene Phasen der ArbeiterInnenbewegung. Für die 
Zeit von 1848 bis 1871 setzt er eine Phase unmittelbarer Revolutionserwartungan 
(Pannekock 1972/1909: 69). Daran anschließend beginnt die Institutionalisierung 
der Bewegung in Form von Gewerkschaften und Wahlparteien. Schon 1909, als 
Mitglied der SPD, kritisiert er die Tendenz zum ‘Nurparlamentarismus’ und klein- 
liche Interessenpolitik” „Durch ihre Jagd nach unmittelbaren positiven Erfolgen 
- fast immer eine vergebliche Jagd - hemmt sie unser großes Ziel: die Aufklärung 
und die Einheit der Arbeiterklasse“ (Pannekoek 1972/1909: 82). Zwar hält er die 
Tribüne Parlament zunächst für „eines der wirksamsten Aufklärungsmittel“ (ebd. 
76), erkennt aber in der Fixierung auf Stimmenanteile die Gefahr des Opportunis- 
mus. Kaum ein Iheoretiker seiner Zeit betonte so früh den Unterschied zwischen 
besonderen Interessen in der Fraktions- und Gewerkschaftsarbeit, die er als Mittel 
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anerkannte, und dem Ziel allgemeiner gesellschaftlicher Aufklärung. Nach der 
Erfahrung des Weltkrieges, sowie der Oktober- und Novemberrevolution, erklärt 
Pannekoek 1920 auch diese Phase für beendet. Um sich in der Zeit zwischen 1875 
und 1914 „zuerst geistig zurecht zu finden“ sei es für die ArbeiterInnenbewegung 
eine Notwendigkeit gewesen, „daß ihre Wortführer in die Parlamente, die Zentren 
der Bourgeoisherrschaft, eindrangen, dort ihre Stimme erhoben und sich an den 
politischen Parteikämpfen beteiligten“. Andererseits habe der Parlamentarismus 
„die unvermeidliche Tendenz, die eigene, zur Revolution notwendige Aktivität 
der Massen zu hemmen“ (Pannekoek 1974/1920: 136f.). 

Drei Ihesen, die für Luxemburg und Pannekock entscheidend sind, können 
nunmehr festgehalten werden: 1. Die Zersplitterung der Gesamtbewegung, z.B. in 
Gewerkschaften und Wahlparteien, fördert Opportunismus. 2. Die orientierende 
und aufklärende Funktion von Parteilichkeit geht über immanente Interessen 
von EinzelakteurInnen hinaus. 3. Spontaneität und Bewegungen überwinden 
in der Revolution diese Trennungen durch Massenaktivität. Charakteristisch 
für diese Überlegungen ist die Eindeutigkeit der angenommenen historischen 
Entwicklung, ihr zugrundeliegender Optimismus und die Konzentration auf 
den Klassenkonflikt als einzigen politischen Inhalt. 

Die Trennung der historischen Phasen - frühe Assoziation und Revolutions- 
erwartung (1848-1875), gewerkschaftliche und parlamentarische Reformarbeit 
(1875-1914) und schließlich Revolutionsbewegung - wirkt von heute aus geschen 
äußert schematisch. Charakteristisch für die heutige Situation ist vielmehr die 
Gleichzeitigkeit der genannten Phänomene. Die Revolutionshoffnunglebt in der 
zahlenmäßig schwachen radikalen Linken und ihren Organisationen fort, Re- 
formorientierung wie Opportunismus prägen nach wie vor Gewerkschaften und 
Wahlparteien, das Moment der Spontaneität bestimmt die ausdifferenzierten und 
vielfältigen Neuen Sozialen Bewegungen. Die Geschichte, die zur Barbarei statt 
zum Sozialismus führte, widerlegt Luxemburgs und Pannekocks Optimismus. 
Aktuell bleiben aber ihre Überlegungen zum Primat von parteilicher Aufklärung, 
deren Bedeutung für die Konstitution einer Mosaik-Linken es auszuloten gilt. 

Auf das Scheitern der spontaneistischen Revolutionstheorie reflektiert die 
Kritische Theorie Horkheimers. „Auch die Situation des Proletariats bildet in 
dieser Gesellschaft keine Garantie der richtigen Erkenntnis. Wie schr es die |...] 
Vergrößerung der Not und des Unrechts an sich selbst erfährt, so verhindert doch 
die von oben noch geförderte Differenzierung seiner sozialen Struktur und die nur 
in ausgezeichneten Augenblicken durchbrochene Gegensätzlichkeit von persön- 
lichem und klassenmäßigem Interesse, daß dieses Bewußtsein sich unmittelbar 
Geltung verschaffe“ (Horkheimer 2005/1937: 230f.). Diese Pluralität, der Ge- 
gensatz von individuellen und assoziierten Interessen, erschwert die Ausbildung 
von Gesellschaftskritik und konkreter Utopie. Diese Erkenntnis wendet Robert 
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Kurz, durchaus in der Tradition Horkheimers, aufheutige Bewegungen an. „Das 
Problem dieser Bewegungen besteht darin, daß sie als Einpunktbewegungen 
begrifflich zu schwach sind; sie bedürfen einer [...] gesamtgesellschaftlichen Be- 
gründung und Zielsetzung“ (Kurz 2003: 109f.). 

Was durch Einzelinteressen und Einpunktbewegungen nicht unmittelbar zur 
Geltung kommen kann bedarf der Vermittlung. Theoretiker wie Horkheimer 
und Kurz leisten diese zwar theoretisch, indem sie die kapitalistische Vergesell- 
schaftung in ihrem Gesamtzusammenhang kritisieren, beantworten aber als 
Kritiker kaum die Frage, welche organisatorischen Gestalten die Aufklärungs- 
arbeit annehmen könnte. Anton Pannekock betont, entgegen den Repräsenta- 
tions- und Avantgardetheorien der Sozialdemokratie und des Bolschewismus, die 
Spontaneität und den Bewegungscharakter wirklicher sozialer Revolution. „Sie 
bricht spontan aus den Massen hervor; Aktionen, die von einer Parteibeschlossen 
werden, können bisweilen den Stoß geben (das geschicht jedoch nur selten), aber 
die bestimmenden Kräfte liegen anderswo, in den psychischen Faktoren, tiefim 
Unterbewusstsein der Massen und in den großen weltpolitischen Ereignissen“ 
(Pannekock 1974/1920: 129). Das Aufkommen oder Ausbleiben emanzipatori- 
scher Bewegungen hängt nicht von Parteibeschlüssen ab. 

Für die Debatte um eine Mosaik-Linke ist dieses Argument von zentraler 
Bedeutung. Während Urban die parlamentarischen Parteien und das politische 
Feld ins Zentrum seines Mosaiks stellt, was immer wieder Abwehrreflexe und 
berechtigtes Misstrauen bei Gewerkschaften, Bewegungen und Radikalen aus- 
löst, empfiehlt Pannekock eine einsichtige Bescheidenheit und warnt vor der 
Überschätzung des Parlamentarismus. Nichtsdestotrotz ist damit für ihn, auch 
im Unterschied zu anderen RätekommunistInnen, die Frage nach Parteilichkeit 
und Aufklärung keineswegs erledigt. „Die Aufgabe einer revolutionären Partei 
besteht darin, daß sie im voraus klare Erkenntnisse verbreitet, sodass überall in 
den Massen die Elemente vorhanden sind, die in solchen Zeiten wissen was zutun 
ist, und selbständig die Lage beurteilen können“ (Pannekock 1974/1920: 129). 
Er warnt hingegen vor „Verwässerung des Prinzips“, wenn „durch Koalitionen 
und Konzessionen eine größere Partei zu sammeln gesucht wird“ (ebd.). Was für 
die Reformarbeit der parlamentarischen Partei an Konzessionen unabdingbar 
ist, muss Pannekocks revolutionäre Partei, ebenso wie Candeias gesellschaftliche 
Partei, vermeiden. Parlamentarische Partei und aufklärende Parteilichkeit sind 
zu unterscheiden. Pannekocks Vorstellungen passen zu seinen Lebenserfahrun- 
gen. Von 1902 bis 1917 war er Mitglied sozialdemokratischer Parteien, 1905 
erfolgte seine Berufungan die Parteischule der SPD. Die in seiner eigenen Praxis 
angelegte Hochschätzung der Bildungs- und Aufklärungsarbeit verbindet er mit 
der Revolutionserfahrung. 1946 fasst er seine Überlegungen zu Bewegung und 
Partei, zu Spontaneität und Orientierung zusammen. „Den Parteien fällt also 
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so die zweite Funktion zu, also Verbreitung von Wissen und Ideen, studieren, 
diskutieren, die sozialen Ideen zu formulieren, durch Propaganda den Geist der 
Massen erhellen. Die Arbeiterräte sind die Organe der praktischen Aktion, des 
Kampfes der Arbeiterklasse; den Parteien kommt die Aufgabe zu, die geistige 
Gewalt zu entwickeln“ (Pannekock 2012/1946: 46). Von Lenins Avantgardepar- 
tei unterscheidet sich Pannekoeks Parteitheorie nicht nur durch die Differenz 
von Führung und Aufklärung, sondern auch durch die klare Rede von Parteien 
im Plural. Wie ist nun das Erkenntnisprimat so verstandener Parteilichkeit zu 
begründen? Was lässt sich für die Mosaikfrage lernen? 


4. Einsicht und Vermittlung - Von vielfältigen Erfahrungen 
zum Existenzialurteil 


Die Erkenntnismöglichkeit, die Marx, Engels, Luxemburg und Pannekock in 
ihren Parteitheorien hervorheben, ist die Voraussetzung für ein Bemühen um 
Einsicht, Orientierungund Aufklärung. Wenn die Organisationsformen Wahl- 
partei und Gewerkschaft, laut Luxemburg, “Überschätzung’ bzw. 'Bürokratismus’ 
mit sich bringen, wenn, so Horkheimer, auch die Klassenlage ‘keine Garantie 
der richtigen Erkenntnis’ bietet und wenn nach Kurz ‘Einpunktbewegungen 
begrifflich zu schwach sind’, dann stellt sich die zentrale Frage, wie parteiliche 
Aufklärung zustande kommen kann, um so drängender. Dabei kann es nicht 
darum gehen eine Einsicht einfach zu behaupten, sondern ihr Zustandekommen 
selbst erklären zu können. Grundlegend ist dafür ein dialektischer Begriff von 
Wissenschaft, wie ihn Marx angibt: „Alle Wissenschaft wäre überflüssig, wenn 
die Erscheinungsform und das Wesen der Dinge unmittelbar zusammenfielen“ 
(MEW 25: 825). Wären die gesellschaftlichen Verhältnisse von sich aus unmittel- 
bar einsichtig, würde es keiner vermittelnden und vermittelten Einsicht bedürfen. 

Wie gesagt lassen sich den in der Debatte benannten Mosaik-Teilchen, die 
Urban Feld-Akteure nennt, mit Rosa Luxemburg bestimmte Denkhaltungen und 
Interessenstandpunkte nachweisen. Wahlparteien, Gewerkschaften, Bewegungen 
und Organisationen vertreten notwendigerweise Meinungen, Interessen, Wünsche 
und Perspektiven, deren kleinster gemeinsamer Nenner nicht unbedingt ein ge- 
meinsames Leitbild ergibt. Es kennzeichnet Pannekocks Marxismus, dass er diesen 
nicht als Lehre, sondern als Forschungsmethode beschreibt. „Die materialistische 
Geschichtsauffassung ist weder ein bestimmtes System, noch eine bestimmte 
Theorie; sie ist eine Forschungsmethode, die bei jedem historischen Geschehen 
nach Wirkungen spürt“ (Pannekock, zit. n. Brendel 2001: 16). Entscheidend ist 
die Betrachtung von Gesellschaft nicht als fixes System, sondern als Prozess. Die 
Aufgabe von Theorie ist weder idealistisches Postulieren noch positivistisches Re- 
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gistrieren, sondern für Pannekock ist ausgemacht, dass Theorie „aufdie Erfahrung 
warten muß, um diese in Begriffen zusammenzufassen, zu erklären und weitere 
Schlüsse zu ziehen“ (Pannekock, zit. n. Brendel 2001: 161). Die Zusammenfassung 
von Erfahrung in Begriffen ist kein beliebiges Vorgehen, sondern orientiert auf 
den gesellschaftlichen Gesamtzusammenhang, der aufgeklärt werden soll. Weil die 
Erfahrungen, die Individuen in einer Epoche machen, mannigfaltigsind, bedarfes 
der Arbeit an Begriffen. Dabei geht es keineswegs nur um Abbildung von Wirk- 
lichkeit, sondern um parteiliche Orientierung. Kritik überkommener Vorstellun- 
gen gehört ebenso zu diesem Handwerk wie die Entdeckungvon Möglichkeiten. 
Wenn Mario Candeias die Erfahrung zum Ausdruck bringt, dass „kein Teil der 
pluralen Linken [...] mehr eine Führungsrolle beanspruchen kann“, so schließt 
er eben daraus auf die Notwendigkeit „der Entwicklung einer Mosaiklinken“ 
(Candeias 2012). Diese soll als Begriff antizipiert werden, auch wenn noch nichts 
darunter begriffen wird, sie „trotz der Debatte um sie, nicht existiert“ (ebd.). Die 
Erfahrungder Zersplitterungeinerseits, die Erfahrung partieller, möglicherweise 
sogar bewusstloser, Kooperationen andererseits, bedingt die Begriffsbildung. 

Es ist dabei durchaus nicht verwunderlich, dass es TheoretikerInnen sind, 
die solche Begriffe prägen. Kehren wir noch einmal zum oben angeführten Bei- 
spiel zurück. Viele der Geflüchteten im Flüchtlingslager Bramsche-Hesepe, vor 
allem diejenigen ohne vorherige politische Erfahrungen, hoffen zunächst auf 
die Möglichkeit eines individuellen Auswegs, verlangen individuelle Beratung 
und Verlegung. Proteste entstehen oft spontan und ohne Presse- und Öffent- 
lichkeitsarbeit. Diese übernimmt die darin erfahrenere Unterstützungsgruppe 
No Lager. Sowohlzwischen Geflüchteten und AktivistInnen, als auch zwischen 
diesen beiden Gruppen und ParlamentarierInnen besteht großes Misstrauen. 
Daher dauert es über 10 Jahre, in denen die Proteste an Kontinuität gewin- 
nen, Forderungen öffentlich wahrnehmbar werden und schließlich Eingang in 
die Parteiprogramme finden. Persönliche Betroffenheit, gesellschaftskritisches 
Engagement und parlamentarische Flüchtlingspolitik sind grundverschiedene 
Erfahrungen, die sich erst mit der Zeit zur Schließungsforderungkristallisieren. 
Die Einsicht in die Möglichkeit von assoziierter Gegenwehr, von koordiniertem 
Vorgehen und politischer Einwirkung ergibt sich erst während diesem Prozess, 
in der Interaktion der AkteurInnen. 

Was für dieses Beispiel im Kleinen zutrifft, gilt, sonst wäre es ja auch kein 
Beispiel, auch im Großen. Organisationsspezifische Fixierungen auf parlamenta- 
rischen Wahlkampf, gewerkschaftlichen Lohnkampf, autonomen Straßenkampf 
usw. usf. behindern die Entstehungeines linken Mosaiks, das mit Thomas Seibert 
als ‘konfliktives’ und mit Christoph Kleine als untereinander korrektives zu ver- 
stehen wäre. Die begriffliche Schwäche, die Robert Kurz Einpunktbewegungen 
attestiert, gilt auch für andere AkteurInnen. Eben darum skizziert Pannekock die 
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Forschungsmethode seines Marxismus als historisch und gesamtgesellschaftlich 
orientierte Zusammenfassung mannigfaltiger Erfahrungen, als Vermittlung. 

Wie am Beispiel gezeigt, kann die Kooperation unterschiedlicher AkteurInnen 
nicht auf eine Interessengemeinschaft reduziert werden. Weder aus dem rein 
individuellen Interesse einer Geflüchteten aus dem Lager herauszukommen, 
noch aus dem Interesse einer grünen Landtagsabgeordneten gewählt zu wer- 
den, ergibt sich in der Summe die Schließung dieser Einrichtungen, in denen 
menschenwürdiges Leben unmöglich ist. Die Bündelung von Erfahrungen zur 
Richtungsforderung der Lagerschließung, die nur ein erster Schritt sein kann, ist 
eine Reflexionsleistung unterschiedlicher Gruppen, wie der ‘Rat der Geflüchteten 
Bramsche-Hesepe’, der ‘No-Lager-Gruppe Osnabrück’ und der ‘Landesarbeits- 
gemeinschaft Migration’ bei den niedersächsischen Grünen, die in diesem Sinne 
das bilden, was Candeias eine gesellschaftliche Partei nennt. Die Aufklärungüber 
die Unerträglichkeit und Veränderbarkeit der Situation, die auf verschiedenen 
Ebenen - unter den Geflüchteten, in der Gesellschaft und im politischen Feld - 
geleistet werden muss, konstituiert erst dieses kleine, erfolgreiche Mosaik. 

Für die bisher diskutierten TheoretikerInnen - Marx, Engels, Luxemburg, 
Pannekock, Horkheimer und Kurz - gilt es als ausgemacht, dass einzelne Wahl- 
parteien, Gewerkschaften, Bewegungen und Gruppen nicht in der Lage sind die 
Einsicht in Zusammenhänge zu verbreiten, die Richtung des Kampfes zu geben’ 
(Luxemburg) und die Erfahrungen zu bündeln, um die herum sich Mosaike 
bilden. Wie aber dann? 


5. Parteilichkeit und Aufklärung - Richtungsforderungen 
des dezentralen Zentrums 


Die Gleichsetzung der Funktion parteilicher Aufklärung, der Gesellschaftsthe- 
orie als „entfaltetes Existenzialurteil“ (Horkheimer 2005/1937: 244), mit einer 
einzigen Organisation ist heute unmöglich. Für Rosa Luxemburg war es 1906 die 
SPD, die in einer Zeit revolutionärer Massenkämpfe, welche Parlamentarismus 
und Trade-Unionismus überwinden würden, die Funktion der richtungswei- 
senden Orientierung übernehmen könnte, indem sie von der Wahl- zur Revolu- 
tionspartei wird. Für Anton Pannekock war ab 1920 die anti-parlamentarische 
KAPD die Partei, welche ‘klare Erkenntnisse verbreitet’. 1946 hingegen spricht 
er bereits von „den Parteien“ im Plural, die „studieren, diskutieren, die sozialen 
Ideen [...] formulieren, durch Propaganda den Geist der Massen erhellen“ sollen 
(Pannekoek 2012/1946: 46). 

In einer Zeit, in der die von Luxemburg und Pannekock erhoffte Aufhebung 
der Zersplitterungin einer revolutionären Massenbewegung.nicht aufder Tages- 
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ordnung steht, kann erst recht kein einzelner Akteur den Mittelpunkt bilden. 
Erwartungen oder Ansprüche, wie sie etwa Bernd Riexinger formuliert, der DIE 
LINKE potentiell als „Motor und Sprachrohr der außerparlamentarischen Be- 
wegungen“ sieht (Riexinger 2010: 59) und ihr zutraut, sie könne „für Aufklärung 
und, wenn die Voraussetzungen vorhanden sind, auch für die notwendige Mobi- 
lisierungsorgen“ (ebd.: 61), müssen zugunsten der Mosaik-Linken als überzogen 
erkannt werden. Zum Begriff der Mosaik-Linken gehört zweierlei: Zum einen 
ist sie, hier hat Hans-Jürgen Urban Recht, nur möglich, wenn die „Einzelteile 
als solche erkennbar bleiben“ (Urban 2009: 78). Dazu gehört aber auch, dass sie 
untereinander Konflikte austragen und gegenseitigals Korrekturfaktoren gegen 
Reformismus, Bürokratismus, Spontaneismus, Revolutionismus und Utopismus 
wirken. Weiterhin bedarf es der Bemühung um inhaltliche Ziele, Perspektiven 
und konkrete Utopien als Leitbild des Mosaiks. 

Was mit Luxemburg und Pannekock als Orientierungsarbeit und parteiliche 
Aufklärungbezeichnet werden kann, nennt Georg Bollenbeck das Bedürfnis der 
Mosaik-Linken nach einem ‘Sinngenerator”. Eine bloße „Anrufung’ der Indivi- 
duen als ökonomische Subjekte“, also hinsichtlich ihrer ohnehin vorhandenen 
Interessen, sei „auf lange Sicht zu bescheiden“ (Bollenbeck 2010: 86). „Deshalb 
braucht die Mosaik-Linke einen imaginativen Sinngenerator, der ihren Energien 
eine neue Qualität verleiht; einen Sinngenerator, der eingesetzt wird, wenn esum 
den Zusammenhang von Gesellschaftsanalyse, Programmatik und Praxis geht“ 
(ebd.: 92). Gerade die scheinbare Zersplitterung der Gesellschaft in diverse For- 
men von Gruppeninteressen, die den Blick auf inhaltliche Zusammenhänge der 
Vergesellschaftungverhüllt, ist Gegenstand von parteilicher Aufklärung. „Ohne 
ihre große Erzählung von der möglichen besseren Welt ohne Kapitalismus keine 
politisierende Kraft über die Sinn-Provinzen des Alltags (Sport, Verein, Familie) 
hinaus; ohne sie keine Verbindung von individueller Lebensperspektive und Uni- 
versalisierung“ (Bollenbeck 2010: 94). Die Notwendigkeit eines Sinngenerators 
sagt noch nichts darüber aus, wo dieser innerhalb der Mosaik-Linken zu verorten 
wäre, wie er arbeitet und was er als ‘große Erzählung’ generiert. 

Wenn die Arbeitsteilung der Linken, die für Luxemburg und Pannekock zu 
jeder Reformarbeit gehört, sich zu trennenden Identitäten und Partikularinteres- 
sen verfestigt, bedarf es eines Gravitationszentrums, das den Fliehkräften entge- 
genwirkt. Anregungen dafür finden sich bemerkenswerterweise auch in aktuellen 
Organisationsversuchen der radikalen Linken, wie z.B. der Interventionistischen 
Linken (IL) seit 2005 oder dem Ums-Ganze-Bündnis (UGB) seit 2006. Zweifel- 
los ist die radikale Linke in der BRD, die in der Mosaik-Debatte nurals ein kleiner 
Teil der Linken begriffen wird, in sich selbst zersplittert. Nichtsdestotrotz finden 
sich hier Überlegungen, die über das Mikro-Mosaik der Radikalen hinaus auch 
für das Makro-Mosaik der gesellschaftlichen Linken relevant sind. So heißt es in 
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einem Strategiepapier der Basisgruppe Antifaschismus Bremen (BAB), organisiert 
im UGB, zu den Aufgaben kommunistischer Organisierung: „Syndikalistische 
Gewerkschaften aufder einen, Strukturen von Alternativ- und Gegengesellschaft 
aufder anderen Seite. Beide vermittelt zueinander über kommunistische (Selbst-) 
Organisierungen als strategisches Zentrum in Form von Theorie und Praxis, 
kollektiver Debatte und Reflexion. Dies, vermittelt nach ‘außen’ in Form von 
Agitation und Propaganda“ (BAB 2012: 1). 

Was die BAB hier beschreibt, entspricht in etwa einem linksradikalen Mikro- 
Mosaik. Statt der DGB-Gewerkschaften werden die anarchosysndikalistischen 
FAU-Gewerkschaften angesprochen, mit denen das UGB zusammenarbeitet, 
Gegengesellschaft steht für vielfältige soziale Bewegungen. Angesichts der realen 
Kräfteverhältnisse ist der politische Gebrauchswert dieses Ansatzes natürlich 
gering. Einen nicht zu unterschätzenden theoretischen Erkenntniswert hat al- 
lerdings die Einsicht, dass ein strategisches Zentrum vor allem durch Theorie, 
Debatte, Reflexion und Agitation zu wirken hätte. Transponiert aufein gesamtge- 
sellschaftliches Level präzisiert diese Beschreibungeines strategischen Zentrums 
durchaus die Arbeitsweise des Bollenbeckschen Sinngenerators. 

Offen bleiben Fragen nach dem zu generierenden Output und der Konstitution 
des Generators selbst. Generiert werden soll nicht legitimatorische Ideologie, 
sondern kritische Theorie. Da diese „den herrschenden Denkgewohnbeiten [...], 
diesen Garanten einer parteiischen Welt zuwiderläuft, wirkt sie als parteiisch und 
ungerecht“ (Horkheimer 2005/1937). Aufklärerisch ist sie durch die geleistete Ge- 
sellschaftskritik, parteiisch durch die Orientierung auf eine andere Gesellschaft. Zu 
dieser Orientierungkann das Konzept der „Richtungsforderungen‘“, im radikalen 
Mikro-Mosaik vertreten von der IL, beitragen und aufeine gesamtgesellschaftliche 
Mosaik-Linke übertragen werden. „Sie sollen unseren Vorstellungen von einem 
anderen, besseren Leben konkreten Ausdruck verleihen und gleichzeitig über 
die Grenzen des Kapitalismus hinaus die mögliche Richtung gesellschaftlicher 
Veränderung aufzeigen |[...] Beispiele hierfür sind unsere Forderungen nach ei- 
nem bedingungslosen ausreichenden Existenzgeld für alle [...] Recht auf globale 
Bewegungsfreiheit, der Legalisierung für alle hier lebenden MigrantInnen, Wie- 
derentwaffnung jetzt!, der bedingungslosen Streichung der Schulden des globalen 
Südens sowie [...] Ausstieg aus allen Destruktivtechnologien. Die Zahl möglicher 
Richtungsforderungen ist vorab nicht zu begrenzen, sondern hängt vom Stand 
und - eben! - der Richtung der sozialen Kämpfe ab“ (IL 2006). 

Richtungsforderungen sind auch insofern besonders interessant, als mit der 
begründeten Zielvorgabe, die Kämpfe vorantreiben soll, noch kein bestimmter Weg 
festgeschrieben wird. So sind mögliche Aktivitäten, um sich z.B. für ein Existenzgeld 
einzusetzen, bei verschiedenen AkteurInnen sehr unterschiedlich. Wahlparteien, 
Gewerkschaften, Bewegungen und Organisationen werden andere Wege einschla- 
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gen, könnten aber durch gemeinsame Richtungsforderungen als gesellschaftliche 
Partei, als in sich konfliktives und korrektives Mosaik agieren. In der Diskussion 
um solche Richtungsforderungen, die qualitativ über die bloß quantitative Zusam- 
menführung von (Gruppen-)Interessen hinausgehen muss, sind transformatorische 
Fluchtlinien unverzichtbar, um einer Mosaik-Linken Sinn(-bilder) zu geben. 

Das strategische Zentrum einer Mosaik-Linken, die eine Vielzahl von Ak- 
teurInnen umfassen soll, muss unter den gegenwärtigen Umständen einer zer- 
splitterten Linken die Form eines, paradox formuliert, dezentralen Zentrums 
annehmen. Das ist auch innerhalb des radikalen Mikro-Mosaiks bekannt. Die 
Gruppe Theorie-Organisation-Praxis (TOP) Berlin, ebenfalls organisiert im 
UGSB, veranstaltet z.B. die Marx-Frühjahr- bzw. Herbstschule in Zusammenarbeit 
mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS). Für Organisationen oder Kräfte aus 
sozialen Bewegungen, die nicht offen mit der Partei DIE LINKE zusammen- 
arbeiten würden, mögen die RLS und die Rosa-Luxemburg-Clubs als geeigne- 
terer Kooperationspartner erscheinen. Andere VertreterInnen von Gruppen, 
Bewegungen und Gewerkschaften begrüßen, wie die IL, den ‘Ratschlag soziale 
Bewegungen und Gewerkschaften”. 

Allgemein lassen sich mindestens drei Ebenen unterscheiden, die zur Konstitu- 
tion eines dezentralen Zentrums beitragen können. A) Die mediale Konstitution: 
Nicht nur die Debatte um die Mosaik-Linke selbst, sondern auch die Diskussion 
um Richtungsforderungen findet in strömungsübergreifenden Medien, wie z.B. 
der Zeitung analyse & kritik (ak) statt. Diese ist Bestandteil der IL, gibt aber 
Debatten mit und über Gewerkschaften und Linkspartei Platz. B) Die inhaltli- 
che Konstitution: Herbstschulen u.a Konferenzen, Rosa-Luxemburg-Clubs und 
gemeinsame Ratschläge bieten Gelegenheiten dafür, dass Bewegungen, Gewerk- 
schaften und Parteien miteinander ins Gespräch kommen und Richtungsforde- 
rungen entwickeln, die zwar Orientierungbieten, aber auch aufunterschiedlichen 
Wegen verfolgt werden können, was die Erkennbarkeit der Mosaik-Teile sichert. 
C) Die politische Konstitution: Globale, nationale und regionale Sozialforen u.a. 
lokale Bündnisse sind Orte, an denen die Mosaik-Linke praktisch wird. 

Für die Zukunft einer Mosaik-Linken, die eine Vielfalt von AkteurInnen 
umfassen soll, ist das Aussparen von Inhalten keine sinnvolle Option. Wieanhand 
der Parteitheorien von Rosa Luxemburg und Anton Pannekock gezeigt werden 
konnte, stellt die Entwicklung kohärenter Gesellschaftskritik und konkreter 
Utopien eine Bedingungsine qua non dar, um Borniertheiten zuüberwinden und 
den Begriffder Mosaik-Linken inhaltlich zu füllen. Unterschiedliche Interessen, 
Sichtweisen und Erfahrungen müssen nicht nur erkannt und toleriert werden, sie 
bedürfen auch der Bündelungzu theoretisch begründeten Positionen, Einsichten 
und Orientierungen, wenn das Verhältnis zwischen den Teilen und der Sinn der 
Mosaiks verändert und (auf)geklärt werden soll. 
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Holger Oppenhäuser 


Demokratische Querfronten? 
Der neue Rechtspopulismus und die 
Ambivalenzen der direkten Demokratie 


Mitte März wurde unter großer Medienaufmerksamkeit die Partei Alternative für 
Deutschland (AfD) gegründet. Exemplarisch für den Tonfall der Berichterstat- 
tung war der Beitragim Heute-Journal (14.3.13). Demnach kam „nicht in einem 
mufligen Hinterzimmer, sondern im noblen Berliner Hotel Interkontinental, ein 
höchst bürgerliches Publikum - teils langjährige Mitglieder der CDU oder FDP 
- zusammen, um eine eurokritische Partei“ zu gründen. Passend zum nationalem 
Bezugim Parteinamen sind im Publikum schwarz-rot-goldene Schärpen zu schen 
und ein Interviewpartner erklärt, dass „die CDU keine konservative Parteimehr“ 
sei. Dennoch „habe die Partei nichts mit Rechten oder gar Rechtsradikalen“ zu 
tun, wie der ehemalige BDI-Chef und heutige Unterstützer der AFD, Hans-Olaf 
Henkel versichert. Gegen „die im Vorfeld geäußerte Sorge, dass die Partei von 
Rechtsradikalen unterwandert werden könne“ scheint aber auch zu sprechen, dass 
sie „sich für Volksabstimmungen in wichtigen Fragen einsetzen will“. 

In diesem TV-Beitrag wird einiges nicht gesagt. So zum Beispiel, dass der inter- 
viewte Hans-Olaf Henkel seit einiger Zeit selbst in der nationalistischen Jungen 
Freiheit publiziert (vgl. Berger 2011a), die per Live-Ticker vom Gründungspartei- 
tagberichtet hat. Ein Blick auf die Vorgeschichte der AfD hätte zudem gezeigt, 
dass diese aus einer zivilgesellschaftlichen Kampagne gegen den Europäischen 
Stabilitätsmechanismus (ESM) hervorgegangen ist, in der sich langjährige Eu- 
rogegner aus dem nationalistischen Spektrum mit neuen Akteuren trafen. Und 
nicht zuletzt wäre es interessant gewesen, der Tatsache aufden Grund zu gehen, 
dass beide Kernforderungen der AfD - sowohl nach dem Euro-Austritt als auch 
nach Volksabstimmungen - seit Jahren in den Programmen der nationalistischen 
Parteien bis hin zur NPD zu finden sind. 

Um diese Zusammenhänge soll es im Folgenden gehen. Zunächst werden die 
wesentlichen Träger der rechten Anti-ESM-Kampagne (]), ihre Kritik an der EU 
(1.1), ihre Deutung der ökonomischen Krise (1.2) und ihre soziale Basis (1.3) 
vorgestellt. Anschließend geht es um den Demokratiebegriff dieser Akteure (2), 
auf dessen Basis sie in einem breiten zivilgesellschaftlichen Bündnisses agieren 
konnten, das „direkte Demokratie“ und insbesondere Volksabstimmungen im 
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Falle des ESM und anderer europäischer Verträge gefordert hat (2.1). Vor diesem 
Hintergrund wird das rechtspopulistische Verständnis von Demokratie genauer 
beleuchtet (2.2) und auf Ambivalenzen der „direkten Demokratie“ hingewiesen, 
die oft überschen werden (2.3). Abschließend werden mögliche Entwicklungen 
der AfD knapp skizziert (3). 


1. Die rechtspopulistische Kampagne gegen den ESM 


Zuden Unterstützern der AfD zählt die sogenannte Professorengruppe um Kaıl- 
Albrecht Schachtschneider und Wilhelm Hankel, die eine von vier Verfassungs- 
beschwerden gegen den ESM-Vertrageingereicht hat und aufvielfältige Weise in 
die zivilgesellschaftliche Anti-ESM-Kampagne eingebunden war. Diese Gruppe 
zählte schon zu Zeiten des Bund freier Bürger in den 1990er Jahren zu den na- 
tionalistischen Kritikern der EU und des Euro. Seither hat sie in wechselnder 
Konstellation gegen alle wesentlichen europäischen Verträge in Karlsruhe geklagt 
und dies in der nationalistischen Presse publizistisch begleitet, insbesondere in der 
Jungen Freiheit (JF) und jüngst mit einer Reihe von Büchern im KOPP-Verlag, 
der ansonsten auf rechte Esoterik und Verschwörungsschriften spezialisiert ist!. 
Hauptsächlich getragen wurde die ESM-Kampagne allerdings durch eine 
Reihe von relativ neuen Akteuren, die nicht direkt aus dem Milieu der nationa- 
listischen Organisationen stammen, von dort aber aufgrund ihrer Haltung zur 
Eurozonenkrise großen Zuspruch erfuhren. So hat die JF (22/12) die Freien 
Wähler, die Zivile Koalition, das Aktionsbündnis Direkte Demokratie und das 
Bündnis Bürgerwille unter der Überschrift „Die tun was“ (gegen den ESM) vor- 
gestellt und zu den Kundgebungen, die diese Gruppen in verschiedenen Städten 
organisierten, kamen Vertreter diverser rechter Organisationen bis hin zur NPD?. 
Zu einem formalen Bündnis mit solchen Organisation kam es allerdings nicht, 


1 Mitkläger von Schachtschneider und Hankel gegen den ESM waren Bruno Bandulet, 
Wilhelm Nölling und Joachim Starbatty. An der Klage gegen den EFSF war noch Dieter 
Spethmann beteiligt und auch die Ko-Autoren Bernd-Ihomas Ramb und Udo Ulfkotte 
(vgl. DM: 2012) können als Teil der Gruppe angesehen werden. Aufder Website der AfD 
werden Hankel, Schachtschneider, Bandulet, Spethmann und Starbatty als Unterstützer 
genannt (https://www.alternativefuer.de [29.4.13]). Zur organisatorischen Einbindung 
der Gruppe in die nationalistische Recht vgl. BFB 1994, Schui u.a. 1997: 173f£, Maegerle 
2009. Des weiteren hat die FPÖ Hankel als Experten für eine von ihr anberaumte parla- 
mentarische Anhörung zum ESM nominiert, während Ramb von der FPÖ-Abspaltung 
BZÖ benannt wurde (vgl. JF 28/2012: 9). 

2 Berichte darüber sind unter anderem aufden Seiten der Antonio-Amadeo-Stiftung (http:// 
www.publikative.org) und von AIDA (http://www.aida-archiv.de zu finden) zu finden. 
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sondern aus der engen Kooperation der vier genannten Akteure und der Profes- 
sorengruppe ging letztendlich - unter steter publizistischer Begleitung durch die 
JF - die AfD hervor. 

Zunächst schien die parteipolitische Option dieser Strömung allerdings in 
einer Ausdehnung der Freien Wähler (FW) auf Bundesebene zu bestehen. So 
hat sich die Bundesvereinigung der FW um Hubert Aiwanger? 2012 weitgehend 
auf eine Kampagne gegen den ESM konzentriert (vgl. Berger 2012). Im Zuge 
dessen hat sie eine Unterstützungserklärung zur Verfassungsbeschwerde der 
Professorengruppe abgegeben, während Hankel und Schachtschneider direkt nach 
dem Einreichen der Beschwerde bei einer Kundgebung der FW in Karlsruhe 
aufgetreten sind. Zur kommenden Bundestagswahl wollten die FW zunächst im 
Bündnis Wahlalternative 2013 antreten, zu dessen Unterstützern ebenfalls Teile 
der Professorengruppe sowie die Protagonisten der anderen drei Organisationen 
gehörten. Nach einem relativ schlechten Ergebnis von 1,1% bei der Landtagswahl 
in Niedersachsen wurde das Bündnis jedoch aufgelöst und eskam zur Grünung 
der AfD, zu der Teile der FW übergelaufen sind. 

Zu den Unterstützer/inne/n der AfD zählt auch Beatrix von Storch von der 
Zivilen Koalition (ZK). Die primär im Internet agierende ZK* präsentiert sich 
als eine Art Bürgerinitiative, ist allerdings cher ein von finanzkräftigen Kreisen 
getragenes PR-Projekt, das ultrakonservative gesellschaftspolitische Positionen 
mit den Kernforderungen des Neoliberalismus verknüpft (vgl. Berger 2011b). Den 
ESM hat die ZK als „antidemokratische Brüsseler Organisation“ und Ausdruck 
einer „Schulden- und Inflationsunion“ kritisiert. Ein entsprechendes Video fand 
via YouTube große Verbreitung und wies auf eine Website hin, von der aus Pro- 
testmailsan Bundestagsabgeordnete verschickt werden konnten. Zudem hat die 
ZK Diskussionsveranstaltungen (u.a. mit Schachtschneider und Hankel) und 
Kundgebungen organisiert. 

Dabei hat sie mehrfach mit dem Aktionsbündnis Direkte Demokratie (AbDD) 
kooperiert, das sich als Protestplattform „gegen den Euro-Rettungswahnsinn und 
die EU-Diktatur“ präsentiert und insbesondere die Einführung von Plebisziten 
fordert. Gegründet wurde das AbDD im Zuge der ESM-Kampagne von Bernhard 
Seitz, von der marktradikalen Partei der Vernunft, der zugleich das Bündnis 
Bürgerwille unterstützt hat und nun ebenfalls Unterstützer der AfD auftritt. 

Das Bündnis Bürgerwille (BüBü) schließlich wurde von Bernd Lucke initiiert, 
einem neoliberalen Ökonomen, der sich schon zuvor mit nationalistischen Ar- 


3 Die Bundesvereinigungder FW stehtals Partei und für den innerhalb der -Wumstrittenen 
Versuch einer Ausdehnungvon der kommunalen Ebene auf die Landes- und Bundesebene. 

4  http://www.zivilekoalition.de (01.03.13) 

5  http://eurodemostuttgart.wordpress.com (01.03.13) 
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gumenten gegen den EFSF und die Bankenunion gewandt hatte (vgl. Ohanian 
2012) und nun als Sprecher der AfD fungiert. Das Bündnis hat eine Erklärung 
zum ESM veröffentlicht, in der die Ermöglichunggeordneter Staatsinsolvenzen, 
eine Austrittsoption aus dem Euro und Plebiszite im Falle der „Abtretung von 
Souveränitätsrechten an die EU“ gefordert werden. 

In die gleiche inhaltliche Richtung wiesen auch die Konferenz „Bürger gegen 


“7, aufdenen sich rechtspopu- 


den Euro-Wahn“ und die „Souveränitätskonferenz 
listische Eurokritiker, darunter Schachtschneider und Hankel, vor einem relativ 
großen Publikum versammelten. Organisiert wurden beide Konferenzen vom 
Publizisten Jürgen Elsässer, der seit einigen Jahren einen nationalen Schulter- 
schluss gegen die Globalisierung propagiert. 

Spätestens die Gründung der AfD und die mediale Resonanz darauf haben 
deutlich gemacht, dass diese zunächst obskur anmutende Ansammlung von 
Splittergruppen für eine breitere ideologische Tendenz steht und den zivilge- 
sellschaftlichen Kern eines entsprechenden politischen Projektes bilden könnte. 
In gewisser Hinsicht handelt es sich um eine rechtspopulistische Strömung, die 
in Deutschland bisher stets gescheitert war und die nun unter den spezifischen 
Bedingungen der (Eurozonen-)Krise wiederauflebt. Schon in den 1990er Jahren 
gab es Anzeichen für das Entstehen einer Partei, die sich programmatisch vor 
allem durch eine Mischung aus Nationalkonservatismus und Neoliberalismus 
auszeichnet (vgl. Schui u.a. 1997). Neben entsprechenden Kernthemen - Stär- 
kung der Exekutivorgang, rassistische Ablehnung von Einwanderung und Pole- 
mik gegen den Sozialstaat - spielten bereits damals nationalistische Argumente 
gegen die EU im Allgemeinen und die Einführung des Euro im Besonderen 
eine zentrale Rolle. Nach dem Scheitern der entsprechenden parteipolitischen 
Ansätze blieben die Polemiken gegen die EU und den Euro zwar Kernthemen 
im nationalistischen Lager, fanden angesichts der Einführung des Euro und der 
fortschreitenden Europäischen Integration darüber hinaus aber wenig Resonanz. 

Dies änderte sich jedoch, als im Zuge der Krise der Fortbestand des Euro 
und der EU in der Öffentlichkeit und Teilen der Regierungskoalition plötzlich 
vermehrt in Frage gestellt wurde. Dass der Band Gebt uns unsere D-Mark zurück 
(DM: 2012) der Professorengruppe gar zur Titelstory von Focus Money (25/12) 
wurde, ist nur der extremste Ausdruck einer verbreiteten medialen Deutung, 
nach der die Eurozonen-Krise primär von den „unsoliden Südländern“ verursacht 
worden sei, „für die wir nun zahlen sollen“. Gefördert wurde diese Deutung 
nicht zuletzt durch öffentliche Stellungnahmen zahlreicher Ökonomen, etwa 


6  http://buendnis-buergerwille.de (01.03.13) 
7 www.euro-konferenz.de/und https://www.compact-magazin.com/souveranitatskon 


ferenz-am-24-11-2012-in-berlin/(01.03.13) 
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den wechselseitig unterstützten Initiativen von Hans-Werner Sinn und Bernd 
Lucke (vgl. Ohanian 2012). Insbesondere in Teilen des ohnehin verunsicherten 
bürgerlichen Publikums fielen solche Stimmen aufeinen fruchtbaren Boden (s.u.). 

Die politische Relevanz solcher Positionen hat sich unter anderem daran ge- 
zeigt, dass Luckes BüBü nicht nur von Vertreter/inne/n der oben genannten 
Gruppen, sondern auch aus den Reihen von CDU, FDP und SPD unterstützt 
wurde. Hauptsächlich zum Tragen kam diese Tendenz zunächst allerdings in 
Form von Strömungen innerhalb der Regierungsparteien, die nur mit einiger 
Mühe eingebunden werden konnten. Aufdiese rechtspopulistische Subströmung 
des Regierungslagers (vgl. Huke/Triandafilidou 2012: 23) hatten zunächst auch 
die Träger der ESM-Kampagne ihre Hoffnungen gesetzt‘, bevor sich aus ihren 
Reihen heraus ein eigenständiger Ansatz herausgebildet hat. 


1.1 Die nationalistische EU-Erzählung 


Die Kampagne gegen den ESM war eingebettet in eine EU-Erzählung, die un- 
ter dem Schlagwort „Europa der Vaterländer“ seit Jahren in Publikationen der 
nationalistischen Rechten zu lesen ist, nämlich die Klage über die „Aufgabe 
nationaler Souveränität zugunsten einer EU-Diktatur“. Auf einer Titelseite 
der JF (27/12) wird dies in einem Bild verdichtet auf dem sich der Bundesadler 
im Griff der als Würgeschlange dargestellten EU befindet’. Im DM-Buch der 
Professorengruppe spricht Schachtschneider von einem „Staatsstreich gegen die 
Völker“, mit dem ein europäischer „Einheitsstaat“ (DM 2012: 18f) herbeigeführt 
werden solle. Die „kapitalistische, politische und mediale Klasse“ vertrete eine 
„geradezu religionshafte Ideologie de(s) Egalitarismus, der eine Unterschied- 
lichkeit der Lebensverhältnisse und eine Unterschiedlichkeit der Völker nicht 
mehr zulassen will“ und diese „von internationalistischer Ideologie bestimmte 
Politik“ führe direkt in die „bürokratische Diktatur“ (ebd. 45ff) der EU. Die 
„neue Ermächtigung“ (ebd.: 48) in Sachen ESM, sei nur das jüngste Beispiel. Die 
nationalen „Parlamente die, allenfalls noch einen Schein von Demokratie beitra- 
gen, beweisen mit ihrer Zustimmung [...] ihren ideologischen Integrationseifer“ 
und das „deutsche Volk und auch andere Völker der Union wagt man nicht um 
ihr Einverständnis hinsichtlich der europäischen Integrationspolitik zu bitten“ 
(ebd.: 47). Dementsprechend lässt die ZK in ihrem ESM-Video den Bundestag 
im Meer der EU versinken und den Bundesadler wird in Ketten gelegt, während 


8 Exemplarisch dafür sind etwa Kooperationen der ZK mit den „Abweichlern“ Frank 
Schäffer (FDP) und Klaus-Peter Willsch (CDU). 

9 Vgl. zum Folgenden auch die „Letzte Warnung“ der JF (22/12) vor dem „ESM-Ermächti- 
gungsgesetz“. 
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der Gouverneursrat des ESM als ominöses EU-Gremium erscheint, das künftig 
über die nationalen Parlamente - insbesondere das deutsche!” - bestimme. 

Auffälligist an diesen Stellen die Vermischung demokratietheoretischer und 
nationalistischer Argumente. Ausgehend von fraglos bestehenden Demokratie- 
defiziten der EU und der Einschränkung parlamentarischer (Budget-)Rechte 
im Zuge der Krisenpolitik!! endet die Argumentation bei der Vorstellung von 
der „Homogenität der Völker“ (ebd.: 44). So könne ein demokratisches Europa 
nur auf der „Souveränität der Völker“ beruhen, weil die „europäischen Völker 
[...] sich bisher nicht in dem Maße vermischt [hätten], dass ein europäisches 
Volk entstanden wäre“ (ebd.: 17f). Die angeblich intendierte „Veränderung der 
Bevölkerungen durch Zuwanderung“ (ebd.: 17f) stoße nämlich auf zu viel Wider- 
stand. Die Frage nach dem Volk im Sinne einer europäischen Bürgerschaft (vgl. 
Balibar 2005), also nach der (defizitären) Institutionalisierung demokratischer 
Verfahren in der EU, erscheint hier schlicht als Frage der „Vermischung von 
Völkern“. Dabei findet ein gleitender Übergang vom Demos zum Ethos statt, 
vom Volk im potenziell inklusiven demokratietheoretischen Sinne hin zu seiner 
Definition als exklusiver Abstammungsgemeinschaft, die kulturalistisch (und 
letztlich biologistisch) bestimmt wird. Dementsprechend ist das DM-Buch mit 
rassistischen Ressentiments durchsetzt'?. 

Dies verweist implizit auf Carl Schmitt, der „in der nationalen Homogenität“ 
(Schmitt 1926: 14) und nicht etwain der Rechtsgleichheit der Bürger das wesent- 
lichen Merkmal der Demokratie seit dem 19. Jahrhundert sehen wollte. Demnach 
zeige sich die „politische Kraft einer Demokratie [...], daß sie das Fremde und 
Ungleiche, die Homogenität Bedrohende zu beseitigen oder fernzuhalten weiß“ 
(ebd.). Im Rahmen dieser Homogenität bedürfe die Demokratie auch keiner 
speziellen Verfahren. Entscheidend sei die „Substanz der Gleichheit“ im Sinne 
des Ethnos und nicht „abstrakte logarithmetische Spielereien“ (ebd.), nämlich 


10 Übergangen wird dabei freilich, dass die Gouverneure des ESM niemand anders als Fi- 
nanzminister der Mitgliedstaaten sind, wobei der deutsche Minister in wichtigen Fragen 
faktisch ein Vetorecht hat, da die Stimmen nach der Höhe der Einlagen gewichtet sind. 

11 Wie schon beim deutschen Finanzmarktstabilisierungsfonds (SoFFin) übergibt das Parla- 
ment auch im Falle des ESM die Entscheidungsbefugnis über Summen, die den jährlichen 
Bundeshaushalt übersteigen, dauerhaft an Exekutivorgane, deren Entscheidungen es nicht 
mehr kontrollieren kann. 

12 So prognostiziert Ulfkotte unter anderem, der „Zusammenbruch der Sozialsysteme und 
de[r] Euro-Crash“ würden „gewaltige Flüchtlingsströme innerhalb Europas entstehen 
lassen“ (DM 2012: 105) und rät, sich nur „einmal vorzustellen, wie jene Kosovo-Albaner, 
die schon heute zu mehr als 100 Prozent von Hartz-IV-Leistungen leben und vor allem 
in der Kriminalitätsstatistik auffallen“ (ebd.: 102) in dieser Situation reagieren würden. 
Wenn sich im Zuge der Krise der „Wutstau entlädt“, würden sich nicht zuletzt „Inländer 
und Ausländer“ (ebd.: 105) gegenüberstehen. 
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die Ergebnisse von Wahlen und Abstimmungen. Demokratie stehe auch nicht 
im Gegensatz zur Diktatur, denn das Volk könne durch einen Einzelnen ebenso 
gut repräsentiert werden wie durch ein Parlament (vgl. ebd.: 13, 42) und der 
„Wille des Volkes“ könne in diesem Rahmen „durch Zuruf, durch acclamatio, 
durch selbstverständliches unwidersprochenes Dasein ebenso gut und noch besser 
demokratisch geäußert werden“ (ebd.: 22) als durch andere Verfahren. Diese 
Umdeutung von Demokratie in ein System unbeschränkter Exekutivgewalt trifft 
sich mit Schmitts berühmter Definition von Souveränität als Entscheidungüber 
den Ausnahmezustand (vgl. ebd.: 53). 

Die Souveränität - eines der zentralen Schlagworte in der Anti-ESM-Kam- 
pagne - gehört, ebenso wie das Volk, zu den zentralen Begriffen der nationa- 
listischen Erzählung und sie ist ebenso vieldeutig (vgl. Balibar 2005: 220ff). In 
der modernen Verbindung mit dem Nationalstaat transportiert die Rede von 
Souveränität zugleich das Bild der einstigen Fürstensouveränität, die völkerrecht- 
liche „äußere Souveränität“ sowie die staatsrechtliche „innere Souveränität“. Und 
die „innere Souveränität“ weist wiederum Bezüge zum demokratietheoretischen 
Ausgangspunkt der „Volkssouveränität“ einerseits und der von Schmitt betonten 
faktischen Entscheidungsgewalt staatlicher Organe andererseits auf. In diesem 
konnotativen Zusammenhang setzt die nationalistische Rechte die Akzente stets 
so, dass Entscheidungsbefugnisse vom Demos zur Exekutive gleiten und soziale 
Konflikte als „Gegensätze zwischen Völkern“ erscheinen'?. Dies zeigt sich an 
auch an ihrer Deutung der Eurozonenkrise. 


1.2 Die ökonomische Erzählung 


Laut Schachtschneider verletzen die „Politik der Euro-Rettung“ und insbesondere 
der ESM „die Staatseigenschaft und die Souveränität Deutschlands, die Artikel 
20 Abs. 1 GG und Art. 146 GG schützen“, denn sie schaffe eine europäische 
„Finanzunion, die zugleich eine Haftungs-, Schulden und Sozialunion“ (DM 
2012: 23f, vgl. 58f) sei. Hier wird das Prinzip der Volkssouveränität (Art. 20 und 
146 GG) als „deutsche Souveränität“ gefasst und damit zugleich auf das Gebiet 
der (Volks)Wirtschaft übertragen und nach außen - gegen eine „europäische 
Sozialunion“ - abgegrenzt. Eingebettet in das Lamento vom „Nettozahler“ (ebd.: 


13 Angesichts dessen ist es bedenklich, wenn zur Verteidigung sozialer Rechte und demokra- 
tischer Verfahren primär der „Transfer von nationalstaatlicher Souveränität - und damit 
auch [!] demokratischer, parlamentarischer Rechte - an den supranationalen Zentralstaat 
in Formierung“ (Fisahn u.a. 2012: 14) beklagt wird. Damit werden unnötige semantische 
Brücken zu jener nationalistischen Rechten gebaut, die zugleich als Gefahr benannt wird 


(vgl. ebd.). 
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81) Deutschland, der „nach zwei Weltkriegen und einem Völkermord noch immer 
[...] Wiedergutmachung“ (ebd.: 10) leisten solle, lautet die zentrale Botschaft: „Sie! 
Also der deutsche Steuerzahler“ (ebd.: 81) zahlen für „die anderen“. Des weiteren 
werden die Ankäufe von Staatsanleihen und die expansive Geldpolitik der EZB 
kritisiert, weil dies zusätzlich zur „Sozialunion“ in eine „Inflationsunion“ führe 
(vgl. ebd.: 11f, 21, 41f)". Dies fügt sich in die generelle Klage über den Verlust 
der harten DM. Schon die Einführung des Euro habe „unsere bürgerliche Sou- 
veränität“, nämlich das „Eigentumsrecht“ verletzt, da seine „Wahrung [...] in der 
Währungspolitik“ (ebd.: 22f) des eigenen Staates nicht mehr möglich sei. Hier 
schließt die zentrale Forderung nach einer Rückkehr zu nationalen Währungen 
samt monetaristischer Zentralbank und Staatsfinanzierung am Markt an. 
Zwar werden auch die „Verletzungen der Souveränität der Nehmerländer“ 
durch den Fiskalpakt und die Memoranden der Troika sowie deren makroöko- 
nomischer Unsinn benannt (vgl. ebd.: 53ff, 91f), zugleich wird aber die Politik 
und letztlich das „Wesen der Südeuropäer“ als zentrale Ursache der Krise prä- 
sentiert. Die „Inflationslust“ bzw. der „Unlust Lohnkostendisziplin zu wahren“ 
(ebd.: 11) und der zu niedrigen Zinsen mögliche „Über- und Luxuskonsum in 
der Südhälfte der Euro-Union“ (ebd.: 12) sei von Beginn an durch den Norden 
finanziert worden'*. Das Grundproblem sei, dass eine Währungdie „Homogeni- 
tät der Volkswirtschaften“ voraussetze, die „wesentlich eine Eigenart des ganzen 
Volkes“ widerspiegle'’ und für eine Politik des bundesstaatlichen Ausgleichs fehle 
die „die innere Solidarität der Menschen der verschiedenen Völker“ (ebd.: 43f). 
Dennoch ermögliche der ESM den „nicht stabilitätsorientierten Mitgliedern [...] 
auf Kosten fremder Völker“ (ebd.: 41) weiter zu machen wie bisher. Dabei fällt 
unter den Tisch was an anderer Stelle erwähnt wird, nämlich erstens die Auflagen 
und zweitens, dass hier keine „Völker“ oder „Staaten“ gerettet werden sondern 


14 Diese aufden Gegensatz von „innen und außen“ fixierte, fiskalpolitische Argumentation 
blendet zum einen die private Ebene der Außenwirtschaftsbilanz aus und verdeckt zum 
anderen die entscheidende Frage, welche „inneren Bevölkerungsgruppen“ welchen Anteil 
am Steueraufkommen der Staaten tragen. 

15 Entgegen der tatsächlichen Inflationsrate sicht Schachtschneider aufgrund des Benzin- 
preises die Inflation schon im Kommen (vgl. DM 2012: 42). Zur Kritik des verbreiteten 
Inflationsargumentes vgl. Troost (2012). 

16 Magdarin noch eine krude Fassung des Problems der wirtschaftlichen Ungleichgewichte 
in Europa zu erkennen sein, ist es doch bezeichnend, dass die umgekehrte Perspektive, 
nämlich die Exportorientierungund niedrigen Lohnstückkosten Deutschlands überhaupt 
nicht in den Blick geraten. 

17 Wo das homogene Volk beschworen wird, ist das rassistische Ressentiment nie weit und 
so wechselt Hankel im Zusammenhang mit der Währungsfrage plötzlich das Terrain: 
„[D]ie Bananen wachsen in Afrika bekanntermaßen von selbst. Die braucht man nicht 
anzupflanzen. Afrika fängt bis zu einem gewissen Grade in Südeuropa an“ (DM 2012: 93) 
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Gläubiger, nicht zuletzt solche aus Deutschland. Laut Schachtschneider hätte 
deren Kreditvergabe an fremde Staaten generell unterbunden werden müssen, 
weil „ausländische Anleger [...] nicht der Schicksals- und Rechtsgemeinschaft 
des Staates angehören“ (ebd.: 56), welche die Kosten der Krise im Zweifel „unter 
sich ausmachen“ müsse. Insofern sei der „internationale [!] Kapitalismus [...] mit 
dem demokratischen Prinzip unvereinbar“ (ebd.: 57). 

Der „internationale Kapitalismus“ ist hier freilich nicht mit der „Markt- 
wirtschaft“ zu verwechseln, als deren Vorkämpfer sich Hankel präsentiert: „Ich 
kämpfe für unsere Marktwirtschaft. Und ich kämpfe für den Erhalt unseres 
Geldes, für unseren Wohlstand und dafür, dass unsere Kinder ähnlich gut leben 
können wie wir“ (ebd.: 80). Sein Gegner ist die „Transferunion als neue Form 
des Sozialismus“ mit dem „Politbüro“ in „Brüssel“ (ebd.: 85). Dementsprechend 
soll der Markt auch das Problem der schwelenden Finanzkrise lösen. So heißt 
es zur Spirale von Bankenrettung und staatlichen Refinanzierungsproblemen - 
die sich im Kern um die anstehende Vernichtung fiktiven Kapitals dreht (vgl. 
Demirovic/Sablowski 2011: 86f) - schlicht, die Investoren sollen die Verluste 
tragen und im Zweifel in die Pleite geschickt werden (vgl. DM 2012: 14, 54). 
Ob die in ihren Folgen schwer abschätzbare Kombination aus unkontrollierten 
Bankenpleiten und Rückkehr zu nationalen Währungen realistisch wäre sei 
dahingestellt. Absehbar ist jedoch, dass die ausdrücklich geforderte Konkurrenz 
auf den Handels-, Währungs- und Anleihemärkten (vgl. ebd.: 80f, 93f), nicht nur 
die Rückkehr von innereuropäischer Währungsspekulation, sondern weiterhin 
permanenten Druck aufdie Lohnstückkosten, die Fiskalpolitik und die sozialen 
Sicherungssysteme der Staaten bedeuten würde". 


1.3 Die soziale Basis 


Dieses Programm bringt eine Position zur Krisenbewältigung im insgesamt 
konfusen bürgerlichen Lager (vgl. Demirovic/Sablowski 2011) aufden Punkt und 
bedient dabei bestimmte Ängste deutscher Vermögensbesitzer. Diese befürchten 
erstens mit höheren Steuern für die staatliche Bankenrettung aufkommen zu 
müssen, die völlig verquer als angebliche Europäisierung des Sozialstaates gedeutet 
wird und zweitens eine Entwertung ihres Geldvermögens durch die vermeintlich 
inflationäre Politik der EZB sowie einen internationalen Wertverlust des Euro bis 
hin zu dessen Zusammenbruch. So gibt Ramb im DM-Buch nicht nur Tipps, wie 


18 Mit Blick aufdie südeuropäischen Länder wird argumentiert, dass sie dann das Instrument 
der Abwertung wieder nutzen könnten und den Lohnabhängigen in Nordeuropa wird 
der Konkurrenzdruck mit dem Argument schmackhaft gemacht, dass ihr Einkommen 
durch die Härte der Währung ja international vergleichsweise hoch wäre. 
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privates Vermögen in dieser Situation am besten anzulegen sei, sondern beklagt 
zugleich, dass „die sozialistische Durchdringung unserer Gesellschaft mit dem 
Irrglauben des [!] allmächtigen sozialen Wohlfahrtsstaates[, ] uns doch in die 
heutige miserable Situation gebracht“ (DM 2012: 150) habe. 

Georgi/Kannankulam (2012) haben diese Position in der Perspektive der 
materialistischen Staatstheorie treffend charakterisiert. Sie unterscheiden meh- 
rere auf das „Staatsprojekt Europa“ bezogene Hegemonieprojekte. Darunter 
ein national-konservatives Projekt, das der nationalistischen Europaerzählung 
entspricht und EU wie Euro von Beginn ablehnend gegenüberstand, sowie ein 
neoliberales Projekt, das den über die EU implementierten wettbewerbsstaat- 
lichen Umbau der vergangenen Dekade befürwortet hat. Im Zuge der Krise 
zerfällt dieses - zunächst von transnationalen (Finanz-)Konzernen sowie Teilen 
von hochqualifizierten Arbeiter/inne/n, Selbständigen, Staatsangestellten und 
Vermögensbesitzer/inne/n getragene - neoliberale Projekt in Fraktionen, die 
gegensätzliche Bündniskonstellationen eingehen. So entsteht unter anderem eine 
Allianz, „in der Strategien des national-konservativen Hegemonieprojektes mit 
den politischen Vorstellungen einer orthodox-monetaristischen, ordoliberalen 
Wirtschaftstheorie eine Verbindung eingehen“ (ebd.: 9). Diese vor allem „in den 
„Kern- oder Nordstaaten“ auftretenden |...] national-neoliberalen Strategien [...] 
stützen sich auf die sozialen Basis des national-konservativen Hegemoniepro- 
jektes (konservative Milieus, Kleinunternehmerschaft, Teile des Mittelstands) 
und auf die gerade in Deutschland extensive Verankerung monctaristischer [...] 
Diskurse“ (ebd.). 

Die angedeutete „mittelständische“? Basis dieser Strömung stimmt mit den 
Erkenntnissen über die sozialstrukturelle Prägungder FWundähnlicher Grup- 
pen überein (vgl. Holtmann 2012: 31ff). Dementsprechend ist das Grundsatz- 
programm der FW ordoliberal ausgerichtet und betont explizit die Interessen 
mittelständischer Unternehmer (vgl. FW 2012: 25f), die auch im DM-Buch 
besonders herausgehoben werden (vgl. DM 1012: 45, 83ff) und traditionell im 
Zentrum der Aufmerksamkeit nationalistischer Parteien stehen (vgl. Schui u.a. 
1997: 135, 161, 179). Die AfD dürfte sich in eineähnliche Richtungentwickeln, 
wobei dasadhoc erstellte „Programm“ - abgeschen von der zentralen Währungs- 
frage und der Fiskalpolitik (Kirchhof-Modell plus Schuldenbremse) - bisher noch 
gar keine wirtschaftspolitischen Aussagen enthält. 


19 Aufdie Unklarheit des „Mittelstandes“, dem sowohl in der Selbst- als auch in der (wissen- 
schaftlichen) Fremdzuschreibung höchst unterschiedliches subsumiert wird, kann hier 
nicht weiter eingegangen werden, obgleich dies ein wichtiges ideologisches Moment der 
sozialen Auseinandersetzungen ist, das gerade bei rechtspopulistischen Strömungen zum 
Tragen kommt. 
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2. Mit Rechtspopulisten zu mehr Demokratie? 


2.1 Ein breites Bündnis in der ESM-Frage 


Angesichts der Übereinstimmungen in zentralen ökonomischen Fragen, nicht 
zuletzt in der nationalistischen Krisenerzählung, verwundert es kaum, dass zu 
den Kundgebungen von FW, ZK und AbdD auch Vertreter der NPD kamen, 
die in ihrer Kampagne „Raus aus dem Euro“ kaum anders argumentierten?”. 
Die Träger der rechten Anti-ESM-Kampagne reagierten darauf aber mit einer 
verbalen Abgrenzung „gegen Extremismus“ und haben ihrerseits gezielt versucht, 
linke Organisationen in ihre Proteste einzubinden. Wenngleich dies weitgehend 
misslang”' fand sich dennoch ein breites Bündnis unter dem Dach von Mehr 
Demokratie e.V. zusammen. Dessen Vorsitzender Roman Huber trat auf einer 
ESM-Kundgebungder FW in München auf, während die Verfassungsbeschwerde 
von Mehr Demokratie gegen den ESM umgekehrt von den FW und vom BüBü 
unterstützt wurde. Vermittelt über das BäBü unterstützen also die Protagonisten 
der rechtspopulistischen ESM-Kampagne gemeinsam mit Vertretern von CDU, 
FDP, SPD, Grünen, ÖDP und Piraten die Initiative von Mehr Demokratieund auf 
der Website zur Verfassungsbeschwerde warben zugleich der Publizist Christian 
Felber, ein bekanntes Mitglied von Attac Österreich, und Gerd Habermann, ein 
Gründer der Hayek-Gesellschaft und Unterstützer des BüBü. 

Die Breite dieses Bündnisses mag dadurch zu erklären sein, dass sich die 
Kampagne von Mehr Demokratie weitgehend auf den Aspekte der demokrati- 
schen Verfahren konzentrierte und insbesondere eine Volksabstimmung über 
den ESM-Vertrag gefordert hat?”. Zudem werden politische Projekte auf der 
europäischen Ebene des Öfteren sowohl von Nationalisten als auch von linken 
Kritikern der neoliberalen EU abgelehnt, die aber in aller Regel und aus gutem 
Grund getrennt agieren. Dennoch ist die Konstellation beim ESM kein Einzelfall, 
sondern durchaus typisch für die generelle Unterstützung von Mehr Demokratie 
aus allen politischen Lagern, von der LINKEN bis hin zu jenem Spektrum, das 
die rechte ESM-Kampagne getragen hat (vgl. Wagner 2011: 81ff). 


20 Vgl.: http://nein-zum-euro.de. Aufdie durchaus bedeutenden Reibungspunkte zwischen 
dem „völkisch nationalen Korporatismus“ der NPD (vgl. Zimmermann 2011) und neo- 
liberalen Wirtschaftskonzepten kann hier nicht eingegangen werden. 

21 Mehrfach waren im Internet Kundgebungen mit Vertretern der LINKEN angekündigt, 
die allerdings abgesagt haben und in Berlin ist eine Einzelperson im Namen von Attac 
aufgetreten, wovon sich die Organisation bereits im Vorfeld deutlich distanziert hat. 

22 Allerdings neigt die ökonomische Interpretation der Eurozonenkrise, die im Magazin von 
Mehr Demokratie angedeutet wurde, durchaus in Richtung der rechten ESM-Kampagne 
und weist explizit auf das von Lucke (BüBüi) initiierte Plenum der Ökonomen hin (vgl. 
md magazin 91, 4/2011: IF). 
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2.2 Feindbild Parteienstaat 


Angesichts dieser Konstellation lohnt ein genauerer Blick auf den Demokratie- 
Begriff der rechtspopulistischen Akteure, der immer wieder mit der Forderung 
nach „direkter Demokratie“ verbunden ist. Im Grundsatzprogramm der FW heißt 
es dazu: „Wir FREIEN WÄHLER plädieren für die Stärkung der Demokratie 
[....]. Deshalb fordern wir [...] bundesweite Volksbegehren und -entscheide sowie 
eine Direktwahl des Bundespräsidenten und das Initiativrecht des Volkes. Wir 
stehen für starke Mandatsträger außerhalb von Fraktionszwängen“ (FW 2012: 
2). Ähnlich klingt dies bei Schachtschneider, der in einem Video-Interview mit 
Elsässer”? Volksabstimmungen als „Gegengewicht zum Parteienstaat“ fordert. 
Auch im DM-Buch kritisiert er den „Parteienstaat“ mit seinem Verhältniswahl- 
recht und bezieht sich dabei auf den konservativen Staatsrechtler Herbert von 
Arnim (vgl. DM: 34#f, 47). 

Von Arnim tritt seit Jahren als Parteienkritiker auf und verknüpft dabei die 
Skandalisierung von Korruption, Formen der Parteienfinanzierung und Ähn- 
lichem mit einer Fundamentalkritik an den demokratischen Verfahren der 
Bundesrepublik (vgl. Wagner 2011: 32ff). Dem Grundgesetz fehle aufgrund 
der Besatzung die demokratische Legitimation, durch das Verhältniswahlrecht 
würden keine „echten“ Volksvertreter gewählt und die parlamentarische Regie- 
rungsbildung widerspreche der Gewaltenteilung nach Montesquieu (vgl. von 
Arnim 2001: 257, 309). Sein Gegenprogramm besteht aus der Einführung 
des Mehrheitswahlrechtes sowie von „Direktwahlen der Exekutivspitzen (Bür- 
germeister, Ministerpräsidenten, Bundespräsident)“ (ebd. 311). Im Raum steht 
damit ein System, in dem die Exekutive „die für kraftvolles Regieren nötige 
demokratische Legitimation“ hätte, wofür auch spräche, dass entsprechende 
„Präsidialsysteme zu geringen Staatsausgaben neigen“ (ebd. 336). Von Arnim 
zielt auf einen Verfahrensrahmen, in dem „Plebiszitäre Führerpersönlichkeiten 
[...] den Abbau sozialstaatlicher Übertreibungen“ (ebd. 209) durchsetzen könnten 
und sicht Volksbegehren und -entscheide in erster Linie als Möglichkeit den 
entsprechenden Umbau des politischen Systems voranzubringen (vgl. ebd. 320f)?*. 

All das klingt auch in v. Arnims Beitrag zu einem Sammelband von Mehr 
Demokratie durch, in dessen Kuratorium er sitzt. Hier verkauft er die Direkt- 


23 Minute 35: http://www.youtube.com/watch?feature=player_embedded&v=tk3z4if T- 
zjQ#! (08.02.13). Passend dazu erschien in Elsässers Kompakt-Reihe 2010 die Ausgabe 
„Erfolgsmodell Schweiz - Direkte Demokratie, selbstbestimmte Steuern, Neutralität“, 
in der Schweizer Rechtspopulisten zu Wort kommen. 

24 Dieses Programm findet den Beifall der nationalistischen Rechten (vgl. Schwab 2002) 
mit der v. Arnim keine Berührungsängste hat, wie seine Beiträge in der JF und jüngst 
eine Publikation im Kopp-Verlag zeigen. 
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wahlen als „direkte Demokratie im weiten Sinne“ (v. Arnim 2009: 39), wenn- 
gleich er gemäß den Zielen des Vereins auf die Frage von Volksbegehren und 
-entscheid fokussiert”. Die politisch-ökonomische Stoßrichtung verdeutlicht 
in diesem Band aber vor allem ein Beitrag von Habermann, der sich nicht nur 
bei der Hayek-Gesellschaft und dem BüBü engagiert, sondern auch Mitglied vom 
Mehr Demokratie ist. Sein mit Diana Schaal verfasster Text wirbt speziell um die 
Zustimmung von Unternehmern zur Forderung nach Ausweitung von Volks- 
begehren und -entscheiden. Die direkte Demokratie diene vor allem dazu, „die 
Gesetzesinflation |[...] eines aktivistischen Parlaments“ (Habermann/Schaal 2009: 
441) sowie die Macht der „Berufspolitiker“ und Interessengruppen - darunter 
explizit der Gewerkschaften - zu beschränken. Dadurch seien nicht etwa mehr 
Umverteilung oder gar Enteignung zu fürchten, sondern im Gegenteil sinkende 
Steuern und Staatsausgaben zu erwarten. Auch ein Ausbau der Mitbestimmung, 
die in Deutschland „freilich von der repräsentativen Demokratie gegen die Un- 
ternehmerwirtschaft durchgesetzt“ (ebd.: 444) wurde, komme damit kaum auf 
der Tagesordnung. Vielmehr biete die direkte Demokratie den Unternehmern 
„die Chance zu eigenen politischen Initiativen gegen die Demagogie der Berufs- 
politiker“ (ebd.: 443). 

In der „Reformagenda“ der ZK tauchen die gleichen Positionen auf. Es geht 
um Senkung von Steuern und Staatsverschuldung und zugleich werden „Mehr- 
heitswahlrecht und Gewaltenteilung“ gegen den „Parteienstaat“ in Stellung ge- 
bracht?°. Historisch war es wiederum Carl Schmitt, der diese Elemente erstmals 
systematisch verbunden hat. Auch er hat Montesquieus - auf die konstitutionelle 
Monarchie bezogenes - Gewaltenteilungsmodell gegen die parlamentarische 
Regierungsbildung gewandt und so für die Stärkung der Exekutive plädiert (vgl. 
Schmitt 1926: 56ff, kritisch dazu Maus 2005: 684ff) und er hat den „Parteien- 
staat“ nicht zuletzt deshalb kritisiert, weil er den „organisierten Interessen“, näm- 
lich der Arbeiter/innen/bewegung, nicht standhalte und zum „Wohlfahrtsstaat“ 
(Schmitt 1931: 79) werde. Um diese Entwicklungrückgängig zu machen, brauche 
esden starken Staat, in dem die Macht der parteiförmig organisierten Interessen 
gebrochen sei (vgl. Schmitt 1995). An diesem Punkt trifft sich der dogmatische 
Etatismus der nationalistischen Rechten mit der Hoffnung der Neoliberalen 


25 Bezogen auf Europa finden sich hier übrigens die Kernpunkte der nationalistischen Er- 
zählung, denn von Arnim stellt in Frage, ob auf dieser Ebene „überhaupt ein Volk und 
damit eine Mindestmaß an Homogenität vorhanden ist“ und beklagt auf dieser Basis die 
mangelnde demokratische Legitimität des Prozesses, in dem die „Übertragungvon Teilen 
der Souveränität von [...] Berlin nach Brüssel“ (von Arnim 2009: 52f) organisiert wird. 

26 Vgl. http://www.zivilekoalition.de/reformagenda. Ähnlich auch das AbDD, vgl. http: // 
eurodemostuttgart.files.wordpress.com/2011/06/positionspapier.pdf (15.02.13) 
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auf ein „Durchregieren“, das soziale Rechte schleift, wie die Rezeption Schmitts 
in beiden ideologischen Lagern zeigt”. Während Schmitt aber an der reinen 
Akklamation (plus Direktwahl des Präsidenten) als wesentlichem „Verfahren“ 
der Demokratie festhielt und Volksentscheid und Volksbegehren - die Weima- 
rer Initiative zur Fürstenenteignung vor Augen - zurückhaltend bis skeptisch 
beurteilt hat (vgl. Schmitt 1927), schen seine heutigen Adepten in Plebisziten 
den Ansatzpunkt für eine autoritäre Transformation der parlamentarischen 
Demokratie. 

Aus demokratietheoretischer Sicht handelt es sich um ein paradoxes Manöver. 
Einerseits ist die direkte Volksgesetzgebungals Ergänzung der parlamentarischen 
Demokratie konsequentester Ausdruck der Volkssouveränität (vgl. Maus 2012: 
73fF). Andererseits soll sie hier primär dazu genutzt werden, das Parlament - also 
das repräsentative Moment der Volkssouveränität - zu schwächen. Das Ergebnis 
wäre „eine Art Wahlmonarchie, die die Verselbständigungplebiszitär legitimierter 
exekutivischer Instanzen gegen parlamentarische Kontrollorgane zur Konsequenz 
hat und den demokratischen Einfluss auf Sachentscheidungen blockiert“ (ebd.: 
83). Die praktischen Erfahrungen mit Volksabstimmungen zeigen allerdings, 
dass sowohl solche Selbstentmachtungen des Demos als auch die Verankerung 
neoliberaler Projekte auf diesem Wege nicht unwahrscheinlich sind. So wurden 
etwa in Hessen die Direktwahlen von Bürgermeistern und Landräten (1991), die 
Verlängerungder Legislaturperiode (2002) und schließlich die Schuldenbremse 
(2011) aufdiesem Wege beschlossen. Und in der Schweiz und den USA zeigt sich 
eine Tendenz zur „Durchsetzung konservativer oder neoliberaler Fiskalpolitik 
mit negativen Verteilungskonsequenzen für die unteren Einkommensschichten“ 
(vgl. Merkel 2011: 53), die unter anderem dadurch zu erklären ist, dass die Parti- 
zipation bei Plebisziten sozial hoch selektiv ist. Bei der Initiierung, der medialen 
Begleitung und der letztlichen Abstimmung dominieren die höher gebildeten 
und vor allem finanziell besser gestellten Teile der Bevölkerung noch stärker als 
in den Verfahren und Institutionen der repräsentativen Demokratie und nutzen 


dies zur Verteidigung ihre Privilegien (vgl. ebd.: 5Off, Wagner 2011: 91fF)?*. 


27 Eine Auslegungder Schriften Schmitts (und v. Arnims) im Sinne einer völkischen Diktatur 
bietet der damalige NPD-Ideologe Schwab (2002) und zum „Schmittismus“ der JF vgl. 
Gessenharter (2007). Zu den persönlichen und ideologischen Verbindungen zwischen 
Schmitt und zentralen Theoretikern des Neoliberalismus vgl. Schui u.a. (1997: 119ff), 
Oberndorfer (2012: 420ff) und speziell zur Schmitt-Rezeption Hayeks und den wesent- 
lichen Parallelen zwischen beiden Scheuerman (1997). 

28 Dies hat auch die Hamburger Volksinitiative gegen die Schulreform von 2010 deutlich 
gemacht, denn die „Beteiligung am Bürgerentscheid war bei bildungsfernen Familien, die 
von der Reform profitiert hätten, unterdurchschnittlich, und die Kampagne selber wurde 
vom ressourcenstarken Bildungsbürgertum initiiert und getragen“ (Böhnke 2011: 19). 
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2.3 Spannungsfeld direkte Demokratie 


Dem Argument „Volksabstimmungen stärkten ‘das Volk’ als Ganzes“ stehen also 
empirisch „paradoxe Effekte“ entgegen, wonach „hier nicht ‘das Volk’, sondern 
die gut situierten und wohl repräsentierten Mittelschichten noch ein weiteres 
Mal gestärkt werden“ (Merkel 2011: 55). Die Vorstellung „ein repräsentativer 
Querschnitt“ der Bevölkerung „oder gar das Volk selbst“ komme hier zum Aus- 
druck erweist sich als „Fiktion“ (ebd.). Diese Befunde lassen sich als besondere 
Formen einer allgemeinen Fiktionalität des Volkes und genereller Paradoxien 
des demokratischen Diskurses deuten. Schon Marx hat die Reproduktion so- 
zialer Ungleichheit auf der Grundlage der rechtlich-politischen Gleichheit, als 
generelles Kennzeichen des bürgerlichen Staates analysiert (vgl. MEW 1 1976: 
347ff, Demirovic 1997: 62ff). Demnach ist es nicht verwunderlich, dass sich 
die sozialen Gegensätze innerhalb des demokratischen Diskurses immer wieder 
bemerkbar machen. So nimmt das Gespenst des Volkes auch regelmäßig die 
Gestalt der Plebs (im allgemeinen Sinne subalterner Klassen) an, zuletzt etwa in 
der Diagnose der Postdemokratie von Crouch”” oder in Slogans der Krisenproteste 
wie „We are the 99%“ und „Democracia real YA!“. Im Rahmen der normativen 
Demokratietheorie ist es zwar ungeachtet solcher empirischer Tendenzen nicht 
zulässig, den Demos mit der Plebs oder einer anderen „soziologischen Kategorie 
zu verwechseln“ (Maus 2012: 14), doch auch rein logisch führt die moderne 
„Begründung politischen Handelns aus sich selbst [...] letztlich zur Identität des 
Volkssouveräns und damit zu einer neuen Metaphysik des Volkes als ganzen“ 
(Demirovic 1997: 104). Dabei ist stets die Gefahr gegeben, dass „das identitäre 
Volk“ zu „autoritärem Populismus und Nationalismus als undifferenzierter Mas- 
senmobilisierung“ (ebd. 118) führt. 

Genau das ist bei den rechten Kritikern „des Parteienstaates“ der Fall. Der 
populistische Gegensatz von „Volk versus Parteienstaat“ läuft in politischer Hin- 
sicht auf die Selbstentmachtung des Demos zugunsten plebiszitärer Führung 
hinaus und vertraut in sozialer Hinsicht auf die Passivität einer Plebs, der soziale 
Rechte mit dem Argument genommen werden sollen, sie selbst - nämlich das 
Volk - habe es doch gewollt. Im Falle der Nationalisten ist dies zudem mit der 
beständigen Verschiebung des Volksbegriffes hin zum Ethnos verbunden, die 
soziale Konflikte in einen Gegensatz von „innen und außen“ transformiert und 
den vermeintlichen Kollektivwillen der „nationalen Schicksalsgemeinschaft“ zur 


29 Demokratie bedeutet laut Crouch nicht zuletzt, dass „die Masse der normalen Bürger 
wirklich die Gelegenheit hat, sich [...] aktiv an der Gestaltung des öffentlichen Lebens 
zu beteiligen“ (Crouch 2008: 8) und „egalitäre politische Projekte zur Umverteilungvon 
Wohlstand und Macht“ (ebd.: 11) durchzusetzen und genau das sei in der Postdemokratie 
nicht mehr der Fall. 
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Sache einer autoritären Führung erklärt. Von dieser Seite wären bei der Einfüh- 
rung von Plebisziten umgehend Initiativen im Stile der Schweizer Volksinitiative 
gegen den Bau von Minaretten zu erwarten (vgl. Häusler 2012). Wagner (2011) 
hat nachdrücklich draufhingewiesen, dass die nationalistischen Parteien bis hin 
zur NPD aufder einen und diverse neoliberale Think Tanks und Initiativen auf 
der anderen Seite, sowohl im Ziel einer Stärkung exekutiver Apparate als auch 
im plebiszitären Weg dorthin übereinstimmen und die Frage aufgeworfen, ob 
sich hier ein bonapartistischer Rechtsblock abzeichne. Dem stehen zwar auch 
wichtige Reibungspunkte zwischen beiden Lagern entgegen,” aber die rechte 
Anti-ESM-Kampagne weist durchaus in diese Richtung. 

Auf der anderen Seite ermöglichen Plebiszite allerdings auch das punktuelle 
Blockieren der neoliberalen Agenda, insbesondere bei der Privatisierung öffentli- 
cher Güter, wie etwa der Wasserversorgung. So war ein Volksbegehren in Berlin 
zur Offenlegung der Privatisierungsverträge erfolgreich und derzeit findet eine 
der ersten Europäischen Bürgerinitiativen unter dem Motto „Wasser ist Men- 
schenrecht“ statt, die eine Verankerung der öffentlichen Wasserversorgung auf 
EU-Ebene fordert. Dadurch geriet der Berliner Senat ebenso unter Druck wie 
die EU-Kommission, die zeitgleich an einer Richtlinie mit dem Ziel weiterer 
Privatisierung im Wasserbereich arbeitete. Zwar lässt sich hier argumentieren, 
dass die partizipationsfreudigen Mittelschichten von der Privatisierung (ebenso 
wie von Studiengebühren, die kürzlich durch ein Volksbegehren in Bayern gekippt 
wurden) auch stärker betroffen sind als von einer generellen Austeritätspolitik. 
Dennoch zeigt dies, dass die politisch-ökonomischen Effekte einer Ausweitung 
von Plebisziten von komplexen gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen abhängen 
und keiner generellen Tendenz folgen. Zudem kann es der Linken nicht darum 
gehen Fragen des demokratischen Verfahrens ihren (vermeintlichen) sozialen 
Effekten einfach unterzuordnen, was in letzter Konsequenz aufeine andere Form 
autoritären Populismus hinausliefe, nämlich eine elitäre Herrschaft im Namen 
der Plebs. Somit ist nicht zu bestreiten, dass Plebiszite demokratietheoretisch nur 
konsequent und als Ausweitung von Partizipationsmöglichkeiten grundsätzlich 
zu begrüßen wären. Andererseits sollte klar sein, dass diese Möglichkeit von der 
Rechten umgehend für Angriffe aufden demokratischen Gehalt des Parlamenta- 
rismus und den Sozialstaat sowie zur rassistischen Mobilisierung genutzt würde. 

Insofern handelt es sich bei der direkten Demokratie nicht per se um einen 
„Modus emanzipatorischer Partizipation“, sondern primär um „ein Kampffeld“ 


30 Dies betrifft unter anderem die Differenzen zwischen einer nach Kosten-Nutzen-Kalkülen 
gesteuerten Einwanderungspolitik und einem völkischen Fundamentalismus sowie zwi- 
schen einer strikt neoliberalen Ausrichtung und der Vorstellung von einem „völkischen 


Sozialstaat“ im Umfeld der NPD. 
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(Wagner 2011: 132), über dessen Ambivalenzen sich die zahlreichen Anhänger des 
Konzeptes in sozialen Bewegungen im Klaren sein sollten. Dass Bündniskonstel- 
lationen, wie sie sich in der ESM-Frage angedeutet haben, für diejenigen, „denen es 
um die Verbesserung der Teilhabe und Partizipation der großen Mehrheit“ (cbd.) 
geht, nicht in Frage kommen, sollte sich dann von selbst verstehen. Pragmatisch 
stellt sich zudem die Frage, ob die ohnehin knappen Kräfte gerade durch diesen 
Verfahrensaspekt gebunden werden sollten, während die parlamentarische(n) 
Demokratie(n) in Europa zunehmend in ein Regime autoritärer Expertokratie 
im Zeichen der Austerität mutiert (vgl. PROKLA 168). Von Perspektiven der 
freien Assoziation, jenseits der Aporien von Volk und Souveränität, einmal ganz 


abgesehen. 


3. Ein kommender Rechtsblock? 


Im schmalen Parteiprogramm der AfD (2013) werden erwartungsgemäß „Volks- 
abstimmungen und -initiativen nach Schweizer Vorbild“ gefordert und es heißt 
die „Parteien sollen am politischen System mitwirken, es aber nicht beherrschen“. 
Gegenüber vollmundigen Kritiken „des Parteienstaates“ und eindeutigen For- 
derungen nach einer Stärkung der Exekutive ist dies relativ zurückhaltend for- 
muliert. Ein solches Austarieren ist auch hinsichtlich anderer Kernpunkte der 
nationalistischen Rechten zu erkennen. Daran zeigt sich eine der Schwierigkeiten 
die dem von Wagner befürchteten Rechtsblock entgegenstehen, nämlich der 
Spagat zwischen einer Einbindung des nationalistischen Milieus und der gleich- 
zeitigen Präsentation als „seriöse demokratische Alternative“, der auch an der 
Medienberichterstattung deutlich wurde. 

Die AfD steht zugleich in Konkurrenz zu den kleinen Rechtsparteien, den 
(deutlich geschwächten) FW und der rechtspopulistischen Subströmung der 
Regierungsparteien. In diesem Spannungsfeld sind bisher alle entsprechenden 
Projekte zerrieben worden. Je nach weiterem Verlauf der Krise, ist es allerdings 
nicht ausgeschlossen, dass der AfD dieser Spagat gelingt. Im schlimmsten Falle 
käme es so wohl zu einer weiteren Normalisierung des Ultranationalismus ä la 
Junge Freiheit und der Etablierung eines entsprechenden Koalitionspartners 
der CDU an Stelle der FDP. Wahrscheinlicher scheint zunächst aber, dass die 
rechtspopulistischen Stimmen in den Regierungsparteien selbst gestärkt werden, 
um Stimmabwanderungen abzufangen, was freilich für die öffentliche Deutung 
der Krise auch nichts Gutes verheißt. 

Laut ersten Umfragen können sich bis zu einem Viertel der Wahlberechtigten 
grundsätzlich vorstellen die AfD zu wählen, darunter viele Anhänger/innen 
der CDU und vor allem FDP. Aber dies gilt auch für ein knappes Drittel der 
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potenziellen Wähler/innen der LINKEN. Nun ist es nichts Neues, dass es ein 
relativ hohes diffuses Protestpotenzial gibt, dass sich in überraschenden Erfolgen 
für Rechtsparteien entladen kann und es ist auch nicht neu, dass die LINKE an 
dieser Stelle in direkter Konkurrenz zu diesen Parteien steht. In diesem wichtigen 
Kampf um die Einbindung des Alltagsverstandes kann es allerdings nur darum 
gehen eine konsequente Alternative sowohl zur bisherigen Krisenpolitik als auch 
zur AfD zu präsentieren. Gerade weil die „Euroskepsis“ mehr ein diffuses, medial 
geprägtes Krisenbewusstsein zum Ausdruck bringt, als dass sie auf die entschei- 
denden Ursachen der Krise hinweist, wäre es kontraproduktiv in eine Debatte 
über die vermeintlich „bedenkenswerten Punkte“ der AfD einzusteigen, die so 
gar nicht auf der Tagesordnung stehen?'. Vielmehr gilt es die sozialen Folgen 
ihrer marktradikalen und fiskalpolitischen Positionen deutlich zu machen und 
sie zu zwingen in der Demokratiefrage Farbe zu bekennen. 
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Thomas Wagner 


Bürgerprotest in der Mitmachfalle 


Wie aus Partizipation eine Herrschaftsmethode 
gemacht wird 


Die Ausweitung von Bürgerpartizipation vergrößert Handlungsspielräume von 
privaten wie öffentlichen Projektträgern und erhöht deren Chancen, für die 
Durchführung eines Großbauprojekts den notwendigen Konsens in der Be- 
völkerung zu erlangen. So lautet kurzgefasst das wichtigste Ergebnis einer vom 
RWE-Konzern in Auftrag gegebenen Studie, die nach Wegen zur Akzeptanz- 
beschaffung für solche Unternehmungen sucht.! Bürgerbeteiligung solle daher 
zum selbstverständlichen Planungsbestandteil von Großbauprojekt werden. 
„Partizipationsmaßnahmen‘“, so der in der Studie gebrauchte Ausdruck, „sind 
eine unverzichtbare Größe bei der Verwirklichung eines Großvorhabens.“ (RWE: 
19) Denn: „Um zügig mit dem Netzausbau voranzukommen, muss in der breiten 
Bevölkerung um Akzeptanz geworben werden.“ (Ebd.: 35)° Der Untersuchung 
des Energieriesen liegt die Befürchtung zugrunde, dass Großbauvorhaben, wie 
der im Zuge der sogenannten Energiewende notwendige Ausbau der Stromnetze, 
einen erheblichen Widerstand in der Bevölkerung provozieren. Diese könnte eine 
schwer zu kalkulierende Kostensteigerung zur Folge haben. Ähnliche Befürch- 
tungen sind der Anlass für eine ganze Reihe weiterer, ähnlich gelagerter Studien 
öffentlicher wie privater Auftraggeber. 


l Auftragnehmer war die Deckeling Arndt Advisors in Communications GmbH. 

2 Neben einer verstärkten konsultativen Einbezichungvon Betroffenen wird vorgeschlagen, 
im Einzelfall höhere Investitionen in Kauf zu nehmen, Entschädigungszahlungen für 
Grundstückseigentümer zu leisten und die Betroffenen am wirtschaftlichen Gewinn zu 
beteiligen. Aufdiese Weise verspreche Bürgerbeteiligung „ein zentraler Erfolgsparameter 
bei der Durchsetzung von Groß- und Infrastrukturprojekten zu sein.“ (Ebd.: 100) 

3 Am 6. November 2012 publizierte das Bundesverkehrsministerium ein „Handbuch für 
eine gute Bürgerbeteiligung“. Dabei handelt es sich nach Aussage von Verkehrsminister 
Peter Ramsauer (CSU) um einen „Werkzeugkasten“, mit dem Behörden und Bauträger 
für eine effektive Einbindung der Betroffenen sorgen könnten (siehe www.bmvbs.de). 
Der Energiekonzern BP Europa SE initiierte und förderte eine Studie des Göttinger 
Instituts für Demokratieforschungzum Bürgerprotest (vgl. Walter u.a. 2013). Eine Reihe 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 171, 43.Jg. 2013, Nr. 2, 297-304 


298 Thomas Wagner 


Ein demokratiepolitisches Umdenken der Konzerne und des liberalkonservati- 
ven Establishments ist unverkennbar (vgl. Wagner 2012). Immer mehr Unterneh- 
menslenker und Spitzenpolitiker sind der Ansicht: Viel muss sich ändern, damit 
alles bleiben kann, wie es ist. Hätten Investoren und Eigentümer vor nicht allzu 
langer Zeit in der Mehrzahl wohl sehr schnell nach der Polizei gerufen, um ihre 
Interessen gegen widerständige Bürger durchzusetzen, sind sie heute zunehmend 
darum bemüht, die Protestbewegungen mit ihren eigenen Mitteln zu schlagen. 
Unter dem in linken Zusammenhängen beliebten Motto, es gelte die Demokra- 
tie zu demokratisieren, vereinnahmen sie Begriffe und Methoden der sozialen 
Bewegungen und der Protestkultur, um die bestehenden Machtverhältnisse zu 
erneuern. Der Arm des Staates reicht in die Zivilgesellschaft hinein, wenn er Me- 
diationsunternehmen damit beauftragt, Konflikte mit Hilfe von Dialogverfahren 
zu kanalisieren und einzudämmen. Und wenn Konzernstiftungen ihre Mittel 
dafür einsetzen, entsprechende Forschungen zu finanzieren und bei der Bildung 
von bürgergesellschaftlichen Netzwerken zu helfen, dann handelt es sich um den 
Versuch, die Selbstorganisation der Bürger zu rahmen und ihr eine Richtung zu 
geben, die den faktischen Vorrang privater Profitinteressen vor dem Gemeinwohl 
nicht gefährdet. Der von Luc Boltanski und Eve Chiapello (2003) beschriebene 
„neue Geist des Kapitalismus“ greift gewissermaßen auf die politische Sphäre 
über. Hatten die beiden Soziologen in einer bahnbrechenden Studie gezeigt, wie 
esden Kapitalisten seit den 1960er Jahren gelang, die sozialistischen Forderungen 
nach Gleichheit und Selbstverwaltung für eine Modernisierung der kapitalisti- 
schen Produktionsweise zu nutzen, sollen die Bürger heute dazu aktiviert wer- 
den, ihre Unterwerfung unter das Diktat der Kapitalverwertung auch politisch 
selbst mit zu organisieren. Nicht mehr um die Erweiterung des demokratischen 
Prinzips auf die Sphäre der ökonomischen Produktion und des Eigentums an 
den Produktionsmitteln geht es den Verfechtern solcher „Bürgergesellschaft“. 
Stattdessen sollen Bürger, die ein potenzieller Störfaktor für Investitionspro- 
jekte sind, zu sachkundigen Gcehilfen ihrer Planung und Entwicklung werden. 
Indem sie Unternehmen ihre Expertise im Rahmen von Dialogverfahren zur 
Verfügung stellen, als Teilnehmer einer Bürgerplattform die Mieten steigernde 
und Gentrifizierungsprozesse befördernde „Aufwertung“ ihrer Nachbarschaft, 
ihres Stadtviertels vorantreiben oder im Rahmen eines Bürgerhaushalts mit 
entscheiden, an welcher Stelle gekürzt werden soll: Sie schlittern damit in eine 
Mitmachfalle, mit deren Hilfe es den Herrschenden gelingt, ein elastisches und 
Hexibles Bollwerk gegen jede wirkliche demokratische Veränderung zu errichten. 


von weiteren Untersuchungen stammen von Unternehmen, die aus der Mediation bei 


Großbauvorhaben ein Geschäftsmodell gemacht haben (vgl. Meister/Gohl 2012). 
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Passive Revolution 


Ausgerechnet jene Menschen, die aufgrund ihres Engagements am chesten in der 
Lage wären, substanzielle Veränderungen in Gangzu setzen, betreiben aufdiese Weise 
aktiv die Zementierungder herrschenden Verhältnisse. Der italienische Kommunist 
Antonio Gramsci hat Vorgänge, bei denen die Bourgeoisie Forderungen linker 
Bewegungen, Parteien und Gewerkschaften aufgreift, um dadurch besser ihre ökono- 
mischen und politischen Interessen zu wahren, als „passive Revolution“ bezeichnet. 
In der passiven Revolution werden die ökonomischen und politischen Verhältnisse 
verändert, ohne dass daraus eine grundsätzliche Änderung im Machtverhältnis 
der Herrschenden zu den Beherrschten resultiert. Ausgerechnet jene Elemente 
der linken Gegenkultur, die eine Alternative zur bekämpften Herrschaftsordnung 
auch symbolisch betonten, werden dieser nun entwendet und gegen sie gerichtet. 
War die Dialog- und Konsensorientierung innerhalb linker Gruppen zunächst ein 
Ausdruck des Versuchs, auf eine gänzlich gewaltfreie Weise kollektive Stärke zu 
erreichen, werden die unter dieser Maßgabe entwickelten Techniken der Verstän- 
digung jetzt bevorzugt auch dazu benutzt, die Kritiker von Herrschaftsprojekten 
auf dem Verfahrenswege in die Stabilisierung der Machtverhältnisse einzubinden. 

Der Begriff der Partizipation hat seine Unschuld verloren. Die Politikwissen- 
schaftlerin Chantal Mouffe hat unlängst daraufaufmerksam gemacht: „Gemein- 
hin hat die Idee der Partizipation die Konnotation, dass, wenn jeder beteiligt wäre 
und partizipieren würde, ein Konsens erreicht und volle Demokratie verwirklicht 
werden würde. Und gemeinhin gibt es auch eine Art Gegensatz zwischen den 
Ideen der partizipatorischen und der repräsentativen Demokratie - eine Auf- 
wertung der partizipatorischen Demokratie, der Partizipation im Allgemeinen 
und andere Dinge, die darauf hinweisen, dass die repräsentative Demokratie im 
Interesse der Elite arbeitet, während die Partizipation cher progressiv ist.“ (Mouffe 
2012: 103) Diese einst gültige Gegenüberstellung aber ist heute überholt. „Es 
gibt heute ganz klar einen hegemonialen Kampf um die Frage der Partizipation. 
Es geht darum, welche Bedeutung die Partizipation bekommt, die akzeptiert 
wird. Manche Auffassungen von Partizipation können subversiv sein, während 
andere dem Kapital in die Hände arbeiten, weil sie die Leute dazu bringen, an 
ihrer eigenen Ausbeutung mitzuarbeiten.“ (Ebd.: 112f.) 

Die von ihr mit bemerkenswerter Klarheit herausgearbeitete Ambivalenz des 
Partizipationsbegriffs ist das Resultat von theoretischen Operationen, die Mouffe 
mit einigem Recht auf jene sozialwissenschaftlichen Großtheoretiker zurück- 
führt, die in den 1990er Jahren das Denken innerhalb der damals sogenannten 
neuen Sozialdemokratie und ihrem grünalternativen Bündnispartner prägten. 
Damals hatten die stets auch auf politische Wirksamkeit bedachten Soziologen 
Ulrich Beck und Anthony Giddens einigen Erfolg damit, die Befassung mit 


Klassenfragen an den Rand ihrer akademischen Disziplin zu verbannen und 
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den in die Mitte strebenden Kräften innerhalb der Sozialdemokratie ein dafür 
geeignetes Begriffsinstrumentarium zur Verfügung zu stellen.‘ 


Dialogmodell statt Klassenanalyse 


Sie verfochten damals die Doktrin, dass es in den heutigen Gesellschaften „keine 
in Wir-Sie-Form konstruierten kollektiven Identitäten mehr gibt, dass sich also die 
politischen Grenzen aufgelöst haben“ und daher die Demokratisierung der Demo- 
kratie „ohne Definition eines Gegners erfolgen kann“ (Mouffe 2007: 64f.) Ulrich 
Beck (1993: 190) hatte für das Konzept einander gegenüberstehender Klassen in 
seiner Soziologie keine Verwendung mehr und schlug vor, stattdessen „Formen 
konsensstiftender Zusammenarbeit zwischen Industrie, Politik, Wissenschaft und 
Bevölkerung“ zu finden, um auf diese Weise dem Protestbedürfnis der Bürger 
entgegen zu kommen und zugleich ihr Wissen für die bessere Planung von Groß- 
und Risikoprojekten abzuschöpfen. An die Stelle von Verhandlungen zwischen 
Experten und Entscheidungsträgern sollten öffentliche Dialoge von Behörden 
und Bürgern mit den betroffenen Bürgern treten, die nicht zuletzt verlangten, dass 
„radikale Gegner kompromisswillig, kompromissfähig werden müssen“ (Ebd.: 
191) Ging es doch darum, „durch Einsicht in die Integrität des anderen aktives 
Vertrauen zu schaffen“ (Ebd.: 163) Zugleich zielte er auf eine „Entkernung“ von 
Großorganisationen, „ihre Öffnung für neue Themen und quer liegende Interessen 
und Herausforderungen“. (Ebd.: 226) Zwar hatte er dabei auch „Unternehmens-, 
Ärzte-, Ingenieurverbände“ im Auge, doch lief die von ihm geforderte „Struk- 
turdemokratisierung“ (ebd.: 224) realiter vor allem auf eine Entmachtung jener 
Organisationen hinaus, die einzigin der Lage sind, die Interessen der großen Masse 
derabhängig Beschäftigten zu artikulieren und im besten Falle auch durchzusetzen: 
die Gewerkschaften und jene Parteien, die für die sozialen Rechte der überwiegen- 
den Mehrheit der Bevölkerung eintreten. Die dialogische Demokratie zielte nicht 
auf „die Ausbreitung der Rechte oder die Vertretung von Interessen“, so Giddens 
(1999: 159), sondern wollte genau das Gegenteil: die Aufhebung der „Parteilich- 
keit der Parteien“. (Beck 1993: 225) In dieser ideologisch verzerrten Perspektive 
erscheinen alle Probleme dadurch lösbar, dass die „Partner“ miteinander sprechen 
und die Gegensätze von links und rechts erübrigen sich, weil es zum bestehenden 
Gesellschaftssystem keine Alternative gibt. „Es gibt diese Art von Konsens in der 
Mitte, der keine alternativen Optionen kennt. Man will uns weismachen, dass wir 
angesichts der Globalisierung nichts mehr tun könnten. Und deshalb haben sich 
die meisten sozialdemokratischen Parteien oder die Arbeiterparteien in Richtung 


4 Giddens war als Berater des britischen Premiers Tony Blair tätig. 
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Mitte bewegt. Sie bieten wirklich nichts grundsätzlich anderes als die Mitte-Rechts- 
Parteien. Es gibt heute einen allgemeinen Konsens darüber, dass es keine Alternative 
gäbe“, schreibt die Chantal Mouffe (2012: 97£.). 

Die heutige Praxis von Mediationsunternehmen, den Bürgerprotesten gegen 
Großbauvorhaben mittels sogenannter strategischer Dialoge den Wind aus den 
Segeln zu nehmen, kann an die im linksliberalen Spektrum geleistete ideologische 
Vorarbeit anknüpfen. Als gewaltfreie Möglichkeit der Konfliktbewältigung spielten 
Mediationsverfahren seit den sechziger Jahren zunächst eine immer wichtigere 
Rolle innerhalb der meist heterogen zusammengesetzten Protestgruppen, die sich 
keiner zentralen Leitungunterwerfen wollten, um kooperationsfähige und effektive 
Kampfbündnisse zu bilden.’ Mittlerweile haben es gut vernetzte Politikberater 
jedoch verstanden, genau die Methoden, die sozialen Bewegungen dazu verhelfen, 
eine innere Stärke zu entwickeln, effektiv gegen die Absichten der Aktivisten zu 
wenden. Während die Dialogorientierung der Mediation in der Binnenperspektive 
sozialer Bewegungen ein probates Mittel sein kann, um das Auseinanderfallen 
fragiler Bündnisse zu verhindern, wird sie in aller Regel zum Bumerang, wenn 
sie das Verhältnis zu einem politischen Gegner bestimmen soll, der ohnehin über 
die größeren Durchsetzungschancen verfügt. Das Einlassen auf eine politische 
Mediation ist für Protestbewegungen deshalb gefährlich. Denn was als herrschafts- 
freies Verfahren daherkommt, „trägt dazu bei, die Herrschaft der Verhältnisse zu 
stabilisieren und den Instrumentenkasten manipulativer Techniken zu verfeinern“, 
formuliert der Aktivist Besalino (2012: 11) aus den sozialen Bewegungen sei- 
ne Kritik an den heute üblichen Verfahren der Konfliktbefriedung, für die sich 
vermehrt auch bewegungsnahe Mediatoren einspannen lassen. „Die politische 
Mediation ist ein Konzept, welches das Verfahren und die Haltung der Mediation 
auf den politischen Bereich anzuwenden versucht. Das heißt, hier wird ein Kon- 
Hiktverständnis auf politische Prozesse übertragen, das bei der Vermittlung von zwi- 
schenmenschlichen Konflikten angewendet wird. Diese Übertragunggeht nicht; 
schon weil die Prämisse verkehrt ist, politische Auseinandersetzungen seien wie 
Konflikte zwischen Menschen oder Gruppen zu behandeln. Was für die Klärung 
eines zwischenmenschlichen Konfliktes wertvoll und heilsam ist, funktioniert nicht 
bei politischen Konflikten, denn die Rahmenbedingungen sind grundverschieden“ 
(Ebd.: 10f.) Schließlich besteht ein politischer Konflikt im Wesentlichen nicht 


aus eskalierten Emotionen, sondern „zuallererst aus Interessengegensätzen“. (Ebd.: 


5 Dice alternative Protestkultur hat seit den sechziger Jahren auf der ganzen Welt neue, 
gegen überkommene Hierarchien gerichtete Politikformen und -Stile herausgebildet. 
„Ihre Stichworte sind: die Vielfalt zulassen, die Differenzen akzeptieren, gemeinsame 
Wege gehen, wo dies möglich ist“, heißt es diesbezüglich in dem Handbuch „Konsens“ 
der Werkstatt für Gewaltfreie Aktion Baden (2004). 
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11) Durch die konzeptionelle Entwertung des Klassenkampfs und konfrontativer 
Politikansätze von unten war das von Ulrich Beck, Anthony Giddens und anderen 
Autoren vertretene Dialogmodell der Politik von vorneherein darauf angelegt, die 
Machtbasis von abhängig Beschäftigten und sozialen Bewegungen ideologisch 
erheblich zu schwächen. Der sozialen Demokratie in Deutschland haben seine 
Propagandisten und Befürworter, die aus dem linksliberalen und grün-alternativen 
Milieu im Umfeld der SPD und der Grünen stammten, entgegen anderslautender 
Lippenbekenntnisse einen Bärendienst erwiesen. Giddens (1999: 91) progressiv 
klingende Forderung, die Regierungen mögen sich doch gefälligst darum bemühen, 
„durch ‘Demokratieexperimente’ wieder in direkten Kontakt mit den Bürgern“ 
zu treten, ist längst Bestandteil der Regierungskunst einer Angela Merkels, die 
sich 2012 mittels aufwändig inszeniertem Kanzlerdialog in softbonapartistischer 
Manier direkt sowohl mit den Bürgern als auch mit den Protagonisten der Partizi- 
pationsszene ins Benehmen setzte. (Vgl. Merkel 2012)° Der dafürbemühte Begriff 
der Bürgergesellschaft klammert den Bereich der Ökonomie, der Produktion, der 
Betriebe sowie der Planung und Koordination volkswirtschaftlicher Prozesse aus. 
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Auch die Partei DIE LINKE zeigteine gefährliche Neigung, nach überparteilichen 
Lösungen für Probleme zu suchen und dabei die Notwendigkeit von offensiv 
geführten Klassenauseinandersetzungen aus den Augen zu verlieren. Nehmen 
wir das Beispiel Netzpolitik. Das Engagement der damit befassten Linkspolitiker 
für einen barrierefreien Zugangökonomisch schlechter gestellter Menschen zum 
Internet ist zweifellos norwendigund verdienstvoll. Doch wenn die netzpolitische 
Sprecherin der Bundestagsfraktion, Halina Wawzyniak, sich der minimalistischen 
Demokratiedefinition der liberalen Tradition verpflichtet fühlt, innerhalb der 
soziale Verbesserungen für die Mehrheit der Bevölkerung zwar nicht ausgeschlos- 
sen werden, die Überwindung der Herrschaft des großen Eigentums und der 
bürgerlichen Klasse aber nicht vorgesehen ist, macht sie kenntlich, dass sie von 
der dringend notwendigen Parteilichkeit einer sozialistischen Politikerin weit 


6 Die von dem Politikprofessor Oscar Gabriel im Rahmen dieses Kanzlerdialogs geleitete 
Arbeitsgruppe „Chancen und Grenzen der Bürgerbeteiligung“ vereinte Berthold Till- 
mann, den chemaligen Oberbürgermeister von Münster, Susanne Sander vom Deutschen 
Institut für Community Organizing (DICO) und Hans-Peter Meister, den Gründer und 
Geschäftsführer des Instituts für Organisationskommunikation (IFOK GmbH). Chris- 
tina Tillmann von der den neoliberalen Ideen ihres Gründers Reinhard Mohn verpflich- 
teten Bertelsmann-Stiftung vertrat die Auffassung, dass die Bürger in Verwaltungsfragen 
mitentscheiden oder bei der Planungvon Großprojekten und auch bei Gesetzesvorhaben 
mitdebattieren können sollten. 
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entfernt ist. (Wawzyniak 201la: 27) Sie freut sich, dass innerhalb der von den 
Parlamentariern des Deutschen Bundestags gebildeten Enquete-Kommission 
Internet und digitale Gesellschaft geführten Auseinandersetzungen um wichtige 
Punkte „eher innerhalb der Parteien und Fraktionen verlaufen werden als in der 
Enquete‘ (Wawzyniak 2011b: 68) Statt „Enteignet Springer“ soll es nun heißen: 
„Lernt mit dem Internet umzugehen!“ (Wawzyniak 2011a: 32) Auch Bodo Ra- 
melow (2011: 125), der Vorsitzende der Linksfraktion im Thüringer Landtagund 
ein weiterer Protagonist der Netzpolitik, hängt einer durch und durch bürgerlichen 
Konzeption von Zivilgesellschaft an, der auf den Konsens der Demokraten setzt, 
statt dieselbe als ein Feld der Auseinandersetzung zu begreifen, auf deren Boden 
Konzerne und deren Stiftungen sich ebenso tummeln wie Vereine, Bürgeriniti- 
ativen oder Gewerkschaften. Mit diesem defensiven, konfliktscheuen und auf 
Kooperation statt Konfrontation mit dem politischen Gegner ausgerichteten 
Demokratieverständnis dürfte es der Linken schwerfallen, in die partizipatorische 
Offensive zukommen. Im Kampf um die gleiche Teilhabe aller Menschen am ge- 
sellschaftlichen Reichtum und den politischen Entscheidungen lässt sich dadurch 
nur schwer Boden gewinnen. Die Engführungder von linken Organisationen und 
Parteien geführten Demokratiediskussion auf das von den Piraten mit großer 
Unterstützung der Medien und aller anderen Parteien auf die gewissermaßen über- 
parteiliche Agenda’ gesetzten Themen Netzpolitik,® Liquid Democray und neue 
Formen der Bürgerbeteiligung ist eine Sackgasse, aus der heraus der Kampf für eine 
Verschiebungder Klassenmachtverhältnisse in eine für die abhängig Beschäftigten 
und sozial Benachteiligten günstige Richtung nur schwer zu führen geschweige 
denn zu gewinnen sein wird. Ob nun ein stadtentwicklungspolitischer Sprecher der 
Linksfraktionsfraktion in der Bezirksverordnetenversammlung (BVV) Pankow 
das von einem weltweit agierenden Automobilkonzern durchgeführte Marketing- 
experiment BMW Guggenheim Lab als ein potenzielles „Podium für die offene 
und öffentliche Auseinandersetzung über die politischen und sozialen Entwick- 
lungsprobleme einer Metropole wie Berlin“ bei aller Kritik meint grundsätzlich 
begrüßen zu müssen, das Führungspersonal der Partei im merkwürdigen Einklang 
mit bürgerlichen und rechtskonservativen Parteienkritikern die Direktwahl von 


7 DieEinrichtungder Enquete-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“ belegt den 
überparteilichen und jenseits der grundlegenden gesellschaftlichen Konflikte zwischen 
Kapital und Arbeit geführten Charakter der Diskussion. 

8 Nachdem Bodo Ramelow, Petra Sitte und Halina Wawzyniak im November 2010 unter 
dem Titel „It's the Internet, stupid“ einen netzpolitischen Beitragzur Programmdebatte 
der Linken beigesteuert haben, und im September 2011 eine Bundesarbeitsgemeinschaft 
Netzpolitik gründeten, wurde der Bereich im Vorfeld des Parteitags vom Oktober 2011als 
linkes Politikfeld definiert und als solches im Parteiprogramm verankert. 

9 SoMichail Nelken in einer Presseerklärung (4. April 2012). 
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Spitzenpolitikern in die höchsten Staatsämter fordert (vgl. Wagner 2011) oder 
sich Kommunalpolitiker der Partei für das neoliberal imprägnierte stadtpolitische 
Leitbild einer „Bürgerkommune“ erwärmen: immer hat das mehr mit Anpassung 
an die herrschenden Verhältnisse zu tun, als mit dem ernsthaften Versuch, diese zu 
überwinden. Dabei böte das demokratiepolitische Feld durchaus Profilierungs- 
chancen für eine linke Partei. Wenn sie es denn verstünde, der von Regierungen 
und einer privatwirtschaftlichen Interessen verpflichteten Beteiligungsindustrie 
betriebenen Partizipationssimulation energisch entgegen zu treten. Wenn die 
neoliberale Hegemonie sich darauf stützt, dass es gelingt, den Menschen weiszu- 
machen, dass die gesellschaftlichen Verhältnisse nur so sein können, wie sie nun 
einmal sind, ist das Beharren darauf, dass es den Konflikt zwischen Kapital und 
Arbeit, dass es Klassen, miteinander entgegengesetzten Interessen gibt, der erste 
Schritt, um im Kampf um echte Demokratie Raum zu gewinnen. 
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Editorial: Demokratie und Herrschaft, 
Parlamentarismus und Parteien 


Die große Krise hat erneut vor Augen 
geführt, wie prekär die Einrichtungen 
der parlamentarischen Demokratie ange- 
sichts einer mächtigen, global wirksamen 
kapitalistischen Dynamik sind. Sie selbst 
ist in der Krise. Regierungen werden auf 
Druck der EU und der Troika abgesetzt 
und durch Expertenregierungen ersetzt. 
Dem bundesdeutschen Parlament, das 
ohnehin viele Maßnahmen zur Bewälti- 
gungder Krise nur abnicken durfte, wurde 
von Bundeskanzlerin Merkel bescheinigt, 
dass es sich marktkonform zu verhalten 
habe. Die Krise hat nicht zu einer völligen 
Außerkraftsetzung der parlamentarischen 
Verfahren geführt, aber sie stark relativiert. 
Das gilt auf ganze andere Weise auch für 
den Prozess der europäischen Integration. 
Sie schwächt die Bedeutung der national- 
staatlichen demokratischen Institutionen, 
hat aber bislang kaum nennenswerten Er- 
satz dafür geboten. So stellt sich der Ein- 
druck ein, dass eine Allianz von nationalen 
und europäischen Bürokraten in engem 
Kontakt mit den Unternehmensverbänden 
das Schicksal der EU bestimmt. 

Solche für die Demokratie tatsächlich 
bedrohlichen Phänomene sollten nicht den 
Blick dafür verstellen, dass schon seit lan- 
gemeine Erosion und Krise der Demokratie 
konstatiert wird. In der linken Diskussion 
stehen dafür die Namen Agnoli, Poulant- 
zas, Hirsch und in jüngster Zeit Crouchs 
Diagnose von der Postdemokratie. Viele 
dieser Diagnosen lassen ein Unbehagen 


zurück. Zwar wurde immer wieder und mit 
plausiblen Argumenten auf Krisendyna- 
miken und Erosionsprozesse hingewiesen. 
Daserweckt manchmal den Eindruck, dass 
in einer früheren Phase die parlamentari- 
sche Demokratie intakt war. Aber Zweifel 
sind angebracht. Gleichzeitigerwiesen sich 
in den vergangenen Jahrzehnten die parla- 
mentarischen Institutionen als erstaunlich 
stabil. Sie erwiesen sich als stark genug, die 
Vertretungen von sozialen Bewegungen 
wie Grüne oder Linke aufzunehmen und 
sich auf diese Weise sogar zu erneuern. 

Daraus ergeben sich Fragen danach, 
wie Krisen der Demokratie näher zu be- 
stimmen sind. Wann kann man überhaupt 
von einer Krise der Demokratie sprechen? 
Was genau bedeuten die Krisenmomente 
innerhalb der parlamentarisch verfassten 
Politik? Kann es einen kontinuierlichen 
Abbau der Demokratie geben? In welchem 
Sinn kann davon gesprochen werden, dass 
die demokratischen Institutionen zu ei- 
nem früheren Zeitpunkt nicht krisenhaft 
waren? 

Der Nachweis einer Krise ist nichtleicht 
zu führen. Denn die Feststellung der Krise 
oder ihre Leugnunghängtauch von den Po- 
sitionen ab, welche die jeweils Sprechenden 
vertreten. Dabei sind die Sprecherrollen gar 
nicht eindeutigfestgelegt. Die Feststellung 
einer Krise der Demokratie kann auch von 
interessierten bürgerlichen Kräften oder 
von Rechtspopulisten kommen, die alles 
andere wollen, als ihre Verteidigung oder 
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gar eine Demokratisierungder Demokratie 
selbst. 

Die Schwierigkeiten hängen auch damit 
zusammen, dass die Kriterien für die Fest- 
stellung einer Krise der Demokratie nicht 
eindeutig sind. Momente der Krise sind 
Wahlfälschungen, die Störung des Wahl- 
kampfs, die Begünstigung von bestimm- 
ten Parteien und Kandidaten durch den 
Zufluss von Ressourcen (Geld, einseitige 
Berichterstattung), ein falscher Zuschnitt 
der Wahlkreise, interessenverzerrende 
Wahlverfahren oder die Behinderung der 
parlamentarischen Arbeit. Auch die Wahl- 
beteiligung gilt als Indikator. Diese ist in 
Deutschland trotz aller Phänomene der 
Politikverdrossenheit weiterhin vergleichs- 
weise hoch, allerdings geht sie wie in vielen 
OECD-Staaten insgesamt zurück. Die Par- 
teien verlieren seit vielen Jahren Mitglieder. 
Aber selbst, wenn das nicht der Fall wäre, 
lassen sich Willensbildungsprozesse in Par- 
teien nur mit großen Abstrichen als demo- 
kratisch bezeichnen. Es ist ja bedenklich, 
dass Parteien eines der wichtigsten Wil- 
lensbildungsorgane der Demokratie dar- 
stellen, aber tatsächlich nur ein Bruchteil 
der Mitglieder und gar der Bevölkerungan 
ihren Diskussionen teilhaben. Es kommt 
zu erheblichen Repräsentationsdefiziten. 
ArbeiterInnen, Frauen, Migrantinnensind 
schlecht vertreten. Oftmals schaffen es eher 
rechtspopulistische Parteien Teile der un- 
teren Klassen anzusprechen. Die berech- 
tigte Kritik an denen ‘da oben’ wird mit 
anti-demokratischen Affekten verknüpft. 
Doch gerade rechtspopulistische Parteien 
haben sich immer wieder als äußerst kor- 
rupt erwiesen. 

Parteien, erschreckt von Mitglieder- 
schwund und schlechten Wahlergebnissen, 
haben seit längerem und mit unterschiedli- 
cher Konsequenz versucht, die Defizite an 
Engagement und Partizipation zu beheben: 
offene Mitgliederversammlungen, offene 
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Wahllisten, Quoten für Frauen und Jün- 
gere. Bei den Piraten gab es Diskussionen 
über einen Internetbasierten Parteitag, 
das wurde abgelehnt. Auch Versuche in 
der Partei Die Linke, einen virtuellen 
Landesverband zu gründen, sind bislang 
gescheitert. Es bilden sich zahlreiche 
Protestparteien, manche verstehen sich 
als anti-staatlich, manche als Anti-Partei- 
Parteien. Das gilt für rechtspopulistische 
Parteien wie die Freiheitlichen in Öster- 
reich, für die SVP in der Schweiz, die Lega 
Nord in Italien. Auf der demokratisch- 
bürgerrechtlichen Seite galten die Grünen 
lange Zeit als Anti-Parteien-Partei, die sich 
aber mittlerweile gut ins politische System 
eingefügt haben, aber immer noch den 
Ruf des Unkonventionellen genießen. In 
jüngerer Zeit brachten die Piraten die Par- 
teienlandschaft und das Selbstbewusstsein 
der etablierten politischen Kräfte durchei- 
nander und stellten deren Selbstverständ- 
nis auf die Probe, indem sie neue Formen 
der direkten Demokratie versprechen. Die 
Erwartungen an solche Formen sind groß, 
auch mit Volksentscheiden werden große 
Hoffnungen verknüpft, obwohl die kon- 
kreten Beispiele von direkter Demokratie 
eher enttäuschend sind. 

Die Krise der Demokratie lässt sich 
auch am Zustand der politischen Kultur 
eines Landes ablesen: der Zustand der 
Bürgerrechte (Demonstrationsfreiheit), 
die Meinungsfreiheit (z.B. das Recht, Re- 
ligion öffentlich zu kritisieren), die Sicher- 
heit von JournalistInnen, die Rechte von 
Lohnabhängigen, sich in Gewerkschaften 
zu organisieren und zu streiken. Es ge- 
hört dazu, dass Schwule und Lesben ihre 
sexuelle Orientierung frei leben können, 
dass Abtreibung ohne strafrechtliche oder 
moralische Sanktionen bleibt oder Rassis- 
mus und Antisemitismus nicht offen oder 
stillschweigend akzeptiert wird. Auch die 
Freiheit der Wissenschaften, der Forschung 
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und Lehre müssen dazu gezählt werden. In 
manchen dieser Hinsichten hat sich das 
Maß an Freiheiten in der Bundesrepublik 
vergrößert - Schwule werden nicht offen 
diskriminiert oder gar verfolgt, Journalisten 
nicht ermordet. Aber es gibt dennoch zahl- 
reiche Einschränkungen: Gewerkschaftern 
werden Hindernisse in den Weggelegt und 
immer wieder werden sie und ihre Aktivi- 
täten in der Öffentlichkeit delegitimiert; 
Journalisten werden behindert oder aus- 
spioniert, ihre Artikel nicht gedruckt, ihre 
Recherchen nicht gesendet. Bürgerrechte 
bleiben vielfach prekär: so werden Anti- 
faschisten mit Demonstrationsverboten 
überzogen und mit polizeilicher Gewalt 
konfrontiert oder DemonstrantInnen von 
der Polizei rechtswidrigvon Kundgebungs- 
orten verbannt. Es gehören zur demokrati- 
schen politischen Kultur weitere Rechte, 
die durch das Planungsrecht oder das Bau- 
recht. Werden Bürger informiert, haben sie 
Zeit, sich in Planungsvorhaben einzubrin- 
gen oder diese mit guten Argumenten zu 
verhindern, sind Fragen, an denen sich die 
Beurteilung der Demokratie entscheiden 
und der Protest entzünden kann. 

Mit der großen Krise gingen zahlrei- 
che große Protest- und Demokratiebewe- 
gungen einher. Es sind insbesondere die 
sozialen Bewegungen in den arabischen 
Ländern, M15 in Spanien, Occupy in den 
USA, die Proteste in Israel, in Englandoder 
Kanada, in Bulgarien, Slowenien oder in 
Russland zu nennen. In Deutschland 
waren es die Proteste gegen Stuttgart 21 
oder gegen die Endlagerung in Gorleben, 
neuerdings gegen die Stromtrassen oder 
Fracking, die die Aufmerksamkeit der 
Öffentlichkeit mobilisieren. Immer wie- 
der wird der Mangel an Demokratie und 
Beteiligung beklagt und kritisiert, dass in 
der repräsentativen Demokratie die In- 
teressen der Bevölkerung nicht vertreten 
sind, sondern sich die Politik allein an den 
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Interessen der Mächtigen und den „Märk- 
ten“ ausrichtet. 

Die Ungewissheit über die Demokratie 
hat Forderungen nach direkter Demokra- 
tie gestärkt. Die Themen Demokratie und 
Öffentlichkeit, Parteien und Parlamenta- 
rismus sind in den letzten Jahren verstärkt 
Gegenstand politischer Auseinanderset- 
zungen geworden. Auch in der politischen 
Theorie findet eine regelrechte Renaissance 
der Demokratietheorie statt. 

Der Zustand der Demokratie wie auch 
die kritischen Diagnosen geben Anlass, 
über das Verhältnis der Linken zur parla- 
mentarischen Demokratie und ihren Ins- 
titutionen ebenso wie über die kritischen 
Begriffe und Instrumente, die in den ver- 
gangenen Jahrzehnten entwickelt wurden, 
nachzudenken. Eines der wichtigsten Mo- 
tive in der kritischen Gesellschaftstheorie 
war die Feststellung, dass politische und 
insbesondere parlamentarische Prozesse 
nicht oder nur unter bestimmten Bedin- 
gungen die grundlegenden Bedingungen 
der gesellschaftlichen Entwicklung, also 
die Prozesse der Kapitalverwertung und 
die damit verbundenen sozialen Auseinan- 
dersetzungen gestalten können. Deswegen 
kann eine kritische Analyse nicht bei den 
immanenten Problemen der parlamen- 
tarischen Institutionen stehen bleiben. 
Mehr noch stellt sich die Frage, die in 
der kritischen, materialistischen Theorie 
immer wieder aufgeworfen wurde, welche 
Bedeutung Parlament und Parteien für 
die Aufrechterhaltung und Umsetzung 
von Herrschaft selbst haben. Anders als 
oftmals vertreten, sind diese Institutio- 
nen keine neutralen politischen Formen, 
sondern organisieren Interessen und Wil- 
lensbildungsprozesse auf spezifische Weise. 
Interessen von unten kommen nun einer 
stark veränderten Form durch den Prozess 
deröffentlichen und parlamentszentrierten 
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haben Parlament und Parteien eine wider- 
sprüchliche Wirkung. Sie gewährleisten 
bestimmte Freiheiten, gleichzeitig aber 
tragen sie dazu bei, dass die Gesellschaft 
enteignet wird, sich selbstbestimmt zu 
koordinieren. Es kommt zu der von Marx 
schon ausführlich beschriebenen Aufspal- 
tung in partikulare und allgemeine Inter- 
essen. Parlamentarische Demokratie trägt 
zu dieser Spaltungbei. Auseiner kritischen 
Sicht ist immer zu prüfen, ob und wieweit 
parlamentarische Prozesse es überhaupt 
erlauben, emanzipatorische Ziele zu ver- 
folgen und umzusetzen. 

Alle diese Fragen haben uns bei der Pla- 
nung des vorliegenden Heftes beschäftigt. 
Wir hatten die Erwartung, dass zu vielen 
dieser Aspekte Texte eingereicht würden. 
Wir waren jedoch überrascht, feststellen 
zu müssen, dass dies nicht im vermuteten 
Umfang der Fall war. Kritische und linke 
Diskussionen über parlamentarische De- 
mokratie haben gegenwärtig, so ist unser 
Eindruck, einen anderen Schwerpunkt. 
Eher geht es um Fragen der Selbstorgani- 
sation — und offensichtlich spielen dabei 
die Erfahrungen in Zusammenhängen 
sozialer Bewegungen und mit der Partei 
Die Linke eine wichtige Rolle. Diskutiert 
werden Fragen der Organisation, also der 
kollektiven Handlungsfähigkeit und der 
demokratischen Willensbildung innerhalb 
von Organisationen und Bewegungen. Die 
historischen Erfahrungen mit autoritären 
Umgangsweisen führen offensichtlich zu 
einer Suche nach neuen organisatorischen 
Formen, die demokratische Binnenverhält- 
nisse ermöglichen. 

Alex Demirovic stellt die Diskussionen 
über eine Krise der Demokratie und auto- 
ritäre Entwicklungen in den Horizont der 
„multiplen“ Krise des gegenwärtigen Kapi- 
talismus und der Entstehungneuer opposi- 
tioneller Akteure und der Debatte um eine 
radikaldemokratische Erneuerung. Anne 
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Steckner wendet sich der marxistischen 
Parteiendiskussion zu. Sie versucht unter 
Rückgriff auf Gramscis Hegemoniekon- 
zept genauer zu bestimmen welche Rolle 
die Parteien bei der Herstellung und 
Durchsetzung von Konsens spielen. Ann- 
Kathrin Krug und Jacob Graf’ schen in ih- 
rem Artikel bei Gramsci und Luxemburg 
sich einander ergänzende Anknüpfungs- 
punkte für aktuelle Organisationsdebatte. 
Allerdings, so Krug und Graf, sollten viel 
stärker als dies in den meisten Diskussions- 
beiträgen geschicht, die gesellschaftlichen 
und politischen Verhältnisse berücksich- 
tigt werden, auf die sich die Analysen von 
Luxemburg und Gramsci beziehen. Mit 
dem Begriff der „Mosaik-Linken“ setzt 
sich Alexander Neupert kritisch auseinan- 
der und diskutiert die Bedingungen, unter 
denen die einzelnen Mosaiksteinchen tat- 
sächlich kooperieren können: gemeinsame 
Interessen reichen dafür nicht aus. Mit 
Strömungen des Rechtspopulismus, die 
inzwischen auch mehr direkte Demokratie 
fordern, beschäftigt sich Holger Oppenhäu- 
ser. Dabei wird deutlich, dass die Forderung 
nach direkter Demokratie keineswegs frei 
von Ambivalenzen ist. Das auf vermehrte 
Proteste gegen große Infrastrukturprojekte 
mit einer stärkeren Bürgerbeteiligung re- 
agiert wird, mag zunächst als Fortschritt 
erscheinen. Thomas Wagner macht in sei- 
nem Beitrag aber deutlich, dass es sich da- 
bei auch um eine „Mitmachfalle“ handeln 
kann, dass eine größere Partizipation die 
Ausübung von Herrschaft auch efhizienter 
machen kann. 

In einem Einspruch setzt sich Alex 
Demirovid kritisch mit dem neuesten 
Buch von Wolfgang Streeck auseinander: 
es mache unfreiwillig deutlich, wie schr das 
sozialdemokratische Projektgescheitert sei, 
aber auch wie unfähig die sozialdemokra- 
tischen Intellektuellen seien, dieses Schei- 
tern zu reflektieren. 
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Außerhalb des Schwerpunkts beschäf- 
tigen sich Jannis Milios und Dimitris Soti- 
ropoulos mit der Eurokrise. Sie zeigen auf, 
dass der Euro nicht einfach nur eine Wäh- 
rungist, sondern ein Mechanismus, der von 
einzelnen Ländern Anpassungsprozesse 
erfordert, die letztlich nur erreicht werden 
können, indem die Arbeitsbedingungen 
und die Masseneinkommen den Erforder- 
nissen des Kapitals unterworfen. Insofern 
muss die Konstruktion des Euro wie auch 
die gegenwärtige Krise nicht als Ergebnis 
einer unzureichenden Politik, sondern als 
Bestandteil des Klassenkampfes aufgefasst 
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tive analysiert werden. 


PROKLA 172: Gesellschaftstheorie Ill: Zeitdiagnosen 


Bereits 2011 und 2012 sind zwei PROKLA-Hefte erschienen, die grundsätzliche 
Fragen der Gesellschaftstheorie behandelten. In diesem dritten Heft sollen aktu- 
alitätsbezogene Ansätze und Zeitdiagnosen im Mittelpunkt stehen. Dies betrifft 
die Bestimmung der Gesellschaft selbst: Ist sie eine Wissens-, eine Dienstleistungs- 
gesellschaft? Kann sie als kognitiver Kapitalismus verstanden werden? Ist sie neo- 
liberal, allein von der Logik des Marktes bestimmt, oder auch noch von Religion 
und ständischen Formen geprägt? Nimmt die soziale Integration der Gesellschaft 
zu oder lösen sich soziale Bindungen immer weiter auf? Bedeutet mehr Integration 
mehr Zwangund Druck auf die Einzelnen oder gewinnen sie mehr gesellschaftlich 
vermittelte Handlungsfreiheit? Wird die Gesellschaft komplexer, indem immer mehr 
Handlungsbereiche Autonomie erlangen oder wird sie einfacher, weil es in vielen 
Bereichen zu einer Entdifferenzierung kommt? Beschleunigt sich die Gesellschaft 
immer noch weiter, kann die Zeit den Raum immer noch weiter verdichten und 
vernichten - worüber schon in der Mitte des 19. Jahrhunderts geklagt wurde - 
oder gewinnen Räume heute ein neues Eigengewicht? Was bedeuten zunehmende 
Urbanisierung oder höhere Mobilität? Welche Folgen haben hohe Scheidungsquo- 
ten, geringe Geburtenraten, ein hoher Altersdurchschnitt? Welche Folgen für das 
gesellschaftliche Leben haben die Zunahme von Reichtum und Armut? Gibt es 
das oftmals beschworene Phänomen der Angst in breiten Bevölkerungsgruppen? 
Wie wirken sich gesellschaftliche Kontrolldispositive aus? Wichtige Ansätze und 
Begriffe der aktuellen Debatten über die kapitalistische Gesellschaft sollen in ihrer 
zeitdiagnostischen Bedeutung ausgeleuchtet und in kapitalismuskritischer Perspek- 
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werden. Albert Scherr setzt sich schließlich 
mit der von migrationspolitischen Grup- 
pen erhobenen Forderung nach „offenen 
Grenzen“ und der nicht so ganz einfachen 
Kritik am Nationalismus auseinander. 
Bernd Röttger erinnert an den im Februar 
verstorbenen Gilbert Ziebura, der auch für 
die PROKLA ein geschätzter Autor und 
Gesprächspartner war 

Als Gastredakteur hat Ingo Stützle am 
Schwerpunkt dieses Heftes mitgewirkt. 
Wir danken ihm ganz herzlich für seine 
Ideen und sein Engagement. 


Alex Demirovic 


Keine Zeit mehr 


Das Ende des sozialdemokratischen Projekts 


Das jüngst erschienene und mittlerweile 
mehrfach kommentierte Buch „Gekaufte 
Zeit“ von Wolfgang Streeck (2013; vgl. 
dazu Altvater 2013; Bischoff, Lieber 2013; 
Habermas 2013) lohnt eine Auseinander- 
setzung aus verschiedenen Gründen. Es 
stellt eine diskutierenswerte Krisenanalyse 
vor, es zieht bemerkenswerte Schlussfol- 
gerungen, die sich einfügen in aktuelle 
politische Vorschläge zu einem Ausstieg 
Deutschlands aus der Euro-Zone, vor allem 
aber wirft es ein besonderes Licht auf das 
sozialdemokratische Projekt, dem Streeck 
als Wissenschaftler und Politikberater 
über viele Jahre zugearbeitet hat. Er war 
so etwas wie ein „organischer Intellektu- 
eller“ der Agenda-Politik der Schröder- 
Regierung. Deren Ziel, ernst genommen, 
war die Verteidigung des Sozialstaats unter 
Bedingungen der Globalisierung, deren 
Zwangsgesetzmäßigkeiten Streeck in den 
1990er Jahren mit großer Klarheit und 
Härte analysiert hatte. Er sah seinerzeit 
ein Ende der nationalstaatlichen Hand- 
lungsfähigkeit, der Gewerkschaften, der 
Praktiken der sozialen Demokratie sich 
abzeichnen: die funktionalen Räume 
von Wirtschaft, Demokratie und Kultur 
waren demnach auseinandergetreten, 
Konflikte und Konfliktstrategien hatten 
ihr Drohpotential verloren, demokratische 
Entscheidungen der Bürger konnten nicht 
mehr durchgesetzt werden. Streecks politi- 
sches Ziel war es, durch Deregulierung des 
Arbeitsmarktes, Lohnspreizung, Senkung 


der Lohnnebenkosten, Anhebungder indi- 
rekten Steuern, Einführung von privaten 
Arbeitsvermittlern oder Förderung von 
Zeitarbeitsfirmen den Staat handlungs- 
fähig zu machen und seine Fähigkeit zur 
Umverteilung mit neuen Instrumenten zu 
bewahren. Es galt, Zeit zu gewinnen. Es 
sollten Arbeitsplätze in einem „preiselas- 
tischen Dienstleistungssektor“ gefördert 
werden (Streeck, Heinze 1999: 159ff). 
Der Übergang für die Lohnabhängigen, 
insbesondere die Kernbelegschaften sollte 
abgefedert, bis in vielleicht dreißig oder 
vierzig Jahren dann die volle Härte des 
globalisierten Weltmarkts auch auf die 
Arbeits- und Lebensverhältnisse durch- 
schlagen würde. Das alles ist nicht aufge- 
gangen, das sozialdemokratische Projekt 
ist gescheitert: Desinvestition, Arbeitslo- 
sigkeit, Lohnsenkungen, prekäre Beschäf- 
tigung und Armut, Krise, Staatsschulden 
undeine sich abzeichnende Abwärtsspirale 
mit weiteren Krisen waren die Folgen. Die 
Sozialdemokratie tritt nicht stolz das Erbe 
der Agenda 2010 an, sondern geht auf ver- 
haltene Distanz und deutet ganz vorsich- 
tig eine Bewegung nach links an. Streeck 
sieht das Scheitern dieser Politik, das Buch 
ist der Versuch mehr einer Erklärung als 
eine Selbstkritik. Am Ende, so Streecks 
Diagnose, ist es nicht gelungen, jene Zeit 
zu kaufen. Auf unerwartete Weise habe 
sich der Neoliberalismus durchgesetzt, 
der Markt von der Politik gelöst und in 
der gegenwärtigen großen Krise endgültig 
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das Gehäuse des demokratischen Kapitalis- 
mus gesprengt. Damit ergänzt Streeck die 
Diagnosen von Colin Crouch (2008), der 
ebenfalls politikberatend der sozialdemo- 
kratischen Politik des Dritten Wegs und 
der Neuen Mitte verbunden und zu einem 
skeptischen Resümee der Entwicklungdes 
Kapitalismus gelangt war. Die Analysen 
beider zeigen: Zauberlehrlinge - ratlos. 
Es war bemerkenswert, dass Wolfgang 
Streeck 2011 eine ausführliche Kritik der 
Finanzmarktkrise zunächst einmal ausge- 
rechnet in einer der führenden Zeitschrif- 
ten der Neuen Linken veröffentlichte, 
der New Left Review (auf Deutsch dann 
in Lettre international Winter 2011). 
Damit repräsentiert er gegenüber dem 
angelsächsischen Publikum eine maß- 
gebliche Position der deutschen Linken. 
Der Artikel ist in mancher Hinsicht eine 
dichte Vorwegnahme vor allem des ers- 
ten Kapitels von „Gekaufte Zeit“. Dieses 
Buch beruht im Wesentlichen auf seinen 
2012 gehaltenen Adorno-Vorlesungen an 
der Goethe-Universität in Frankfurt am 
Main. Streeck nimmt also einen Rahmen 
kritischer intellektuellen Traditionen in 
Anspruch, zu denen er als langjähriger 
Direktor des Max-Planck-Instituts für 
Gesellschaftsforschung in Köln und als 
einer der Politikberater Gerhard Schrö- 
ders Distanz hielt. Aber nicht nur das. 
Im Buch beklagt er, dass in Deutschland 
marxistische Ansätze stärker aus der Mitte 
der sozialwissenschaftlichen Disziplinen 
herausgesäubert wurden als in anderen 
kapitalistischen Ländern (17). Haben er 
und einige der mit ihm verbundenen eta- 
blierten Wissenschaftler, so möchte man 
fragen, daran nicht mitgewirkt? Streeck 
formuliert auch ausdrücklich eine Kritik 
an der professionalisierten Politikwissen- 
schaft, die sich in einstudierter Indifferenz 
gefalle, die sie für Wertfreiheit halte, strebe 
nach Theorien, für die es nichts Neues 
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unter der Sonne geben könne und habe für 
das, was sie ‘Populismus’ nenne, nur eine 
elitäre Verachtung übrig. Sie akzeptiere 
die Zumutung, ans Absurde zu glauben, 
die rasch an die Menschenwürde gehe. Of- 
fensichtlich zählt er sich zu den kritischen 
Intellektuellen, das ist auch ein Anspruch 
für die Beurteilung dessen, was er schreibt. 
Für deren Aufgabe hält er, sich nicht um die 
eigene Reputation zu sorgen, sondern die 
Bürger in ihrem Gefühl zu bestärken, dass 
sie von ihren Regierungen - und, so sollte 
man ergänzen, von den Medien und der Po- 
litikwissenschaft - nicht ernst genommen 
werden. Er bewertet die Angstund die Wut 
der Bürger, die politische Produktivkraft 
der Bürger positiv, die ‘sozialen Unruhen‘, 
die gelegentlichen Straßenschlachten, 
Argumente und Pflastersteine, hält er für 
einen guten Anfang (Streeck 2013: 219). 
Wie sind solche Sätze einzuschätzen? Ist 
Streeck, wie seine Vorgängerin Renate 
Mayntz, die ihrem eigenen Ansatz und 
ihren Mitarbeitern vorhält, überhaupt 
nicht über Herrschaft nachzudenken, ent- 
lastet von der Verantwortung des Amtes 
als Institutsleiter, radikal geworden? Wird 
hier der Politikwissenschaft, dem eigenen 
Institut und den früheren Mitarbeitern, 
die so sehr den Mainstream der sozialwis- 
senschaftlichen Diskussion in Deutschland 
repräsentieren und in erheblichem Maße 
die politikwissenschaftliche Diskussion 
bestimmen, ins Gewissen geredet, doch 
einmal mit dem Konformismus aufzuhö- 
ren und sich an die Seite der kritischen und 
protestierenden Kräfte zu stellen? 

Das ist genauer zu prüfen, aber so rich- 
tig überzeugend stellt sich das nicht dar. 
Das Buch ist kritisch gegenüber der auch 
von Streeck unterstützten sozialdemo- 
kratischen Politik, aber sagt es nicht aus- 
drücklich. Es gefällt sich in der Geste einer 
einstudierten Indifferenz. An keiner Stelle 
nimmt Streeck Bezug auf die schon lange 
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vorhandenen kritischen Diskussionen und 
Praktiken im angelsächsischen Raum oder 
Deutschland, selbst dort nicht, wo dies 
wissenschaftlich geboten und zwanglos 
möglich wäre. Er bezieht sich auf krisen- 
theoretische Diskussionen in den 1970er 
Jahren, letztlich aber nur auf Habermas 
und kritisiert zu Recht, dass dieser die 
Wirtschafts- durch die Staats- und Demo- 
kratietheorie ersetzt hätte und glaubte, dass 
die kapitalistische Ökonomie eine mittels 
des keynesianischen Instrumentenkasten 
beherrschbare Wohlstandsmaschine ge- 
worden sei (36). Zu ihrem Nachteil habe 
dessen Theorie auf ein Kernstück des Er- 
bes der Marxschen politischen Ökonomie 
verzichtet. Ja, das stimmt, aber es gab und 
gibt Alternativen zu Habermas. Sie lässt 
Streeck außer Betracht. Gerade mit einer 
solchen Darstellung isoliert Streeck die 
kritische Diskussion (Altvater/Mahn- 
kopf, Hirsch, Huffschmid, Gowan, Jes- 
sop, Harvey, Panitch, Lipietz, Chesnais), 
die seit den 1970er kontinuierlich Fragen 
der ökonomischen Globalisierung und 
staatlichen Internationalisierung, der 
Durchsetzung des Neoliberalismus, die 
Entwicklung neuer Produktionskonzepte, 
der Finanzialisierung der Akkumulation 
und der Ausrichtungder Unternehmen am 
Shareholder-Value, der Krise und des Kri- 
senmanagements erörtert hat (vgl. Bischoff, 
Lieber 2013). Im Lichte dieser Diskussi- 
onen erweisen sich etliche seiner Thesen 
zur Krisenentwicklungund zur Auflösung 
des sozialstaatlichen Kompromisses nicht 
nur als wenigneu, sondern als irreführend, 
lassen wichtige Aspekte außer Betracht 
und führen zu falschen Konsequenzen. 
Die Analysen zur fordistischen Akku- 
mulation waren schon in den 1970er und 
1980er Jahren längst über Habermas’ The- 
orie hinaus: dass es eine zugrundeliegende 
Dynamik im Akkumulationsprozess gibt, 
die wichtiger war und ist als institutionelle 
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Unterschiede; dass die Akkumulation von 
einem übergreifenden wohlfahrtsstaatli- 
chen Klassenkompromiss getragen wird, 
der sich auflöst; dass das Krisenmanage- 
ment zwar eine neue Formation des Kapi- 
talismus hervorbringt, aber wiederum in 
die Krise gerät. 

Die Ignoranz gegenüber Debatten in der 
kritischen Gesellschaftstheorie durchzieht 
das ganze Buch von Streeck. Das dritte Ka- 
pitel des Buches stellt eine cher schlichte, 
suggestive Erklärung der Entwicklung 
der EU dar. Demnach hätte Hayek den 
Konstruktionsplan dafür geliefert, den 
Staat zu stärken, indem die Ansprüche 
von Gewerkschaften und BürgerInnen 
zurückgedrängt, die EWG, die EU und 
die Kommission und die Währungsunion 
geschaffen werden (146). Die politische 
Konsequenz ist folgenreich, denn es wird 
nahegelegt, dass es angesichts dieser Vor- 
geschichte sinnvoll ist, das Projekt EU 
negativ zu bewerten und die Währungs- 
union aufzugeben. Kein Hinweis auf die 
umfassenden kritischen Untersuchungen 
der Strategie der Neoliberalen - zudenken 
wäre an Autoren wie Cockett, van der Pijl, 
Apeldoorn, Gill, Dixon, Walpen, Plehwe, 
Nordmann, Rügemer oder Ptak, also eine 
Vielzahl von Autoren, die die Strategien 
im Detail untersucht haben. Mit der ihm 
zur Verfügung stehenden institutionellen 
Autorität setzt Streeck die Marginalisie- 
rung vieler kritischer Diskussionen fort. 
Wenn er also beansprucht, kritischer In- 
tellektueller zu sein, so möchte er offen- 
sichtlich mit seiner Position den Ort des 
kritischen Intellektuellen markieren. Das 
wäre bedenklich für alle weiteren zivilge- 
sellschaftlichen Diskussionen. Aber es ist 
dieser Anspruch auch nicht so erstaunlich. 
Denn Thema dieser Analysen ist u.a. die 
Rolle der Sozialdemokratie, also auch die 
Rolle Streecks im Prozess der Durchset- 
zung der neoliberalen Politik. Seit der 
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kritischen Theorie Adornos gehört es zu 
einem Merkmal kritischer Intellektueller, 
auf ihre eigenen Erfahrungen und Prak- 
tiken zu reflektieren. Es wäre interessant 
gewesen, in dieser Hinsicht zu lernen, 
was einen positivistischen, „theoretisch 
mit leichtem Gepäck reisenden“ (17), 
soziale Bewegungen und die mit ihnen 
verbundenen kritischen Intellektuellen 
ignorierenden Wissenschaftler wie Streeck 
motiviert, erst einmal neoliberale Politik 
wissenschaftlich und politikberatend zu 
praktizieren, um sich dann gegen sie zu 
wenden und selbst kritischer Intellektuel- 
ler sein zu wollen. Da Streeck diese Reflexi- 
onen nicht ausdrücklich vollzieht, erzählt 
er die Geschichte der letzten vierzig Jahre 
in gewisser Weise falsch. Eigentlich erzählt 
er zweifalsche Geschichten, die sich zudem 
widersprechen. Im letzten Kapitel wird die 
Entwicklung der EU und der Krise als Er- 
gebnis der neoliberalen Konterrevolution 
und des Versagens der Demokratie darge- 
legt. Die Konsequenz ist das Plädoyer für 
die Aufgabe des Euro und die Rückkehr zu 
nationalen Währungen. Das widerspricht 
vor allem dem ersten Kapitel des Buches. 
Aus diesem und dem Artikel in der NLR 
müssten viel radikalere Schlussfolgerungen 
gezogen werden, die die Linke insgesamt 
betreffen. 

Streeck will zunächst einmal die Ge- 
schichte einer langen zeitlichen Phase er- 
zählen. Danach lässt sich die gegenwärtige 
Wirtschaftskrise als Ergebnis auf einem 
Entwicklungspfad erklären, der seit den 
1960er und 1970er Jahren verfolgt wurde. 
Die Entwicklungbesteht aus einer Sequenz 
von wirtschaftlichen Krisen. Nachdem 
diese jeweils durch Krisenmanagement 
bewältigt worden waren, konnte immer 
wieder für eine Weile vergessen werden, 
dass die Stabilisierungsmaßnahmen je- 
weils nur provisorisch waren. Stimmt das, 
wer hat das vergessen, möchte man fragen. 
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Jede Krisenlösung führte auf dem jeweils 
nächsten höheren Niveau erneut zu einer 
Krise. Da dieser Prozess Streeck zufolge das 
Ergebnis eines bewusst geführten und von 
oben organisierten Klassenkampfs gegen 
den demokratischen Kapitalismus war, 
stellt sich allerdings die Frage, ob tatsäch- 
lich im strengen Sinn von einem Entwick- 
lungspfad gesprochen werden kann, der 
alle Akteure auch gegen ihre Intentionen 
auf eine sie bestimmende Handlungslogik 
verpflichtet. 

Der Ausgangspunkt dieser Geschichte 
ist, dass kapitalistische Akkumulation und 
Demokratie nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs zusammen gespannt wurden. 
Es wurde das geschaffen, was Streeck das 
keynesianisch politisch-ökonomische In- 
stitutionensystem nennt (27). Dieses Sys- 
tem institutionalisierte den Kompromiss 
zwischen den Kapitaleignern und der Ar- 
beiterklasse, die nach dem Zweiten Welt- 
krieg erstarkt war. Der Kapitalismus war 
weltweit in der Defensive und musste sich 
um eine „Verlängerung und Erneuerung 
seiner Lizenz bemühen“ (51). Dies gelang 
durch Zugeständnisse, die die Marktlo- 
gik einhegten und diese dem Primat po- 
litischer Ziele unterstellte. Instrumente 
waren staatliche Konjunkturpolitik und 
Wirtschaftsplanung, die staatliche Kont- 
rolle von Schlüsselindustrien, ein breiter 
öffentlicher Sektor mit sicherer Beschäf- 
tigung, stetiges Wachstum, dauerhafte 
Vollbeschäftigung, flächendeckende 
Lohnfindung durch Verhandlungen mit 
freien Gewerkschaften, hohe Löhne mit 
geringer Lohnspreizung, politische Stabi- 
lität, sozialstaatlicher Schutz vor den Risi- 
ken des Marktes oder durch Steuerpolitik 
in Grenzen gehaltene Ungleichheit (56). 
Obwohl sich Streeck mehrfach gegen die 
konservative These wendet, dass es durch 
diese Politik zuzunehmenden Ansprüchen 
gekommen sei, die den Staat überforderten, 
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argumentiert er letztlich doch genau in die- 
ser Weise (vgl. 52, 53). Aus der Sicht der 
Arbeitgeber hätte sich unter den Bedin- 
gungen des demokratischen Kapitalismus 
eine zunehmend maßlose und verwöhnte 
Arbeitnehmerschaft herausgebildet, deren 
Forderungen und Kämpfe die Gewinn- 
spielräume immer weiter einschränkten. 
In Reaktion auf die Forderungen der 
Arbeiterklasse unter Bedingungen der 
Vollbeschäftigung bereiteten die Kapi- 
taleigner den Ausstieg aus dem Gesell- 
schaftsvertrag der Nachkriegszeit vor und 
begannen einen langen Kampf für den 
„grundlegenden Umbau der politischen 
Ökonomie des Nachkriegskapitalismus“ 
(54). Dies geschah in einem Prozess, der 
sich über lange Zeit zwischen den frühen 
1970er Jahren und der aktuellen Wirt- 
schaftskrise hinzog und mehrere Krisen 
durchlief (14). Die Unternehmer entzogen 
dem demokratischen Kapitalismus das Ver- 
trauen, flüchteten in den Markt und übten 
sich in Investitionszurückhaltung (49f). 
„Auf kontinuierlich hohes Wachstum als 
demokratisch-kapitalistische Friedensfor- 
mel war kein Verlass mehr. Auf Profite zu 
verzichten, um Vollbeschäftigungzu erhal- 
ten, oder Produktion und Produkte unter 
hohem Aufwand so zu gestalten, dass sie 
sichere Beschäftigung bei hohen Löhnen 
und geringer Lohnspreizunggewährleiste- 
ten, hätte von den Unternehmen und den 
von ihren Gewinnen Abhängigen Opfer 
verlangt, die zunehmend inakzeptabel er- 
schienen.“ (55) Streeck vertritt die Ansicht, 
dass der fordistische Kapitalismus durch 
Profit Squeeze in die Krise geraten sei (45), 
also durch zu hohen Forderungsdruck der 
Gewerkschaften. Diese Überlegungist kri- 
sentheoretisch folgenreich, denn sie erlaubt 
ihm, die Entwicklung als Ergebnis einer 
Legitimationskrise des demokratischen 
Kapitalismus auf der Seite der Kapital- 
eigner zu verstehen. Diese haben, als die 
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Gewinne nicht mehr ihren Erwartungen 
entsprachen, die Krise bewusst ausgelöst, 
indem sie dem demokratischen Kapita- 
lismus ihr Vertrauen entzogen und nicht 
mehr investierten (49f): anders gesagt, sie 
verzichteten kurzzeitig auf Gewinn, um 
dann zu einem späteren Zeitpunkt umso 
höhere Gewinne zu erzielen. Die Frage 
ist, ob den Kapitaleignern tatsächlich so 
viel kollektive Rationalität zur Verfügung 
stand, und ob sie als Gruppe so homogen 
waren. Dagegen spricht ihre Konkurrenz 
und die Fraktionierung, die Kapitalver- 
nichtung und die Übernahmeschlachten, 
die Konzentration von Kapital und die 
Inwertsetzung der Unternehmen mittels 
Shareholder Value. Es erscheint deswegen 
plausibler anzunehmen, dass die Krise 
nicht allein durch zu hohe quantitative 
Ansprüche der ArbeiterInnen und eine 
Vertrauenskrise der Investoren ausgelöst 
wurde, sondern eher durch eine massive 
qualitative Kritik der kapitalistischen 
Produktions- und ihrer Herrschaftsver- 
hältnisse, also durch eine Aufkündigung 
des vom demokratischen Kapitalismus or- 
ganisierten Konsenses. Die Abspaltungaus 
dem immer stärker als Zwang empfunde- 
nen Konsens gingeinher mit einer Verwer- 
tungskrise des Kapitals der Erschöpfung 
des fordistischen Typs von Akkumulation: 
economies of scale, Massenproduktion, 
Massenkonsum. Etwas stärker: es kam 
zu einer zunehmenden Überakkumula- 
tion, also einer derartigen Anhäufung 
gesellschaftlichen Reichtums unter der 
Kontrolle von Privaten, dass er nicht mehr 
verwertet werden konnte, sich also Inves- 
titionen nicht angemessen rentierten und 
ein erheblicher Druck auf die Löhne und 
die Arbeitsverhältnisse entstand (schlanke 
Unternehmen, just-in-time Produktion, 
flexible und spezialisierte Produktion, 
Outsourcing). Tatsächlich suchen die Ka- 
pitaleigentümer und Vermögensbesitzer 
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seit den 1980er Jahren nach einer Lösung 
aus dieser Sackgasse, ohne sie zu finden und 
bewegen sich deswegen von Krise zu Krise, 
wobei die Krisen selbst immer umfassender 
werden. 

Streeck beobachtet diesen Prozess auf 
der Grundlage spezifischer Annahmen und 
mit einem anderen Akzent. Die Unterneh- 
mer entziehen dem demokratischen Kapi- 
talismus das Vertrauen, der Nachkriegs- 
kompromiss wird von ihnen, nichtvon der 
Arbeiterklasse aufgelöst. Die Lohnabhän- 
gigen wurden zur Mobilität, Flexibilität 
und in die Prekarität hinein gezwungen, 
Gewerkschaften wurden geschwächt, Flä- 
chentarifverträge in Frage gestellt. Unter 
dem Druck der Eigentümer entledigten 
sich die Staaten ihrer Verantwortung für 
Wachstum, Vollbeschäftigung, soziale 
Sicherheit (58). Durch die zurückgehen- 
den Investitionen war Vollbeschäftigung 
nicht mehr gewährleistet. Es drohte eine 
Legitimationskrise der parlamentarischen 
Demokratie und der kapitalistischen Wirt- 
schaft (61). Streeck bleibt an diesem Punkt 
seiner Erzählung unklar. Denn wer war 
nun von einer solchen Krise betroffen? Wer 
wollte an den vorherigen Formen festhal- 
ten? Wem gegenüber musste der demokra- 
tische Kapitalismus weiterhin legitimiert 
werden? Nicht gegenüber den Kapitaleig- 
nern, die sich von sich aus aus dem Nach- 
kriegskompromiss zurückzogen. Aber auch 
nicht der Arbeiterklasse gegenüber, die ihre 
Unzufriedenheit zum Ausdruck brachte 
und offen mit Sozialismus und Eurokom- 
munismus sympathisierte. Streeck weist 
bedauernd darauf hin, dass in den 1970er 
Jahren verpasst wurde, die eurokommu- 
nistischen Alternative wahrzunehmen, 
die in die Entwicklung Rationalität hätte 
bringen können. Am Ende bleiben da nur 
der Staat und vor allem die sozialdemokra- 
tischen Parteien selbst, in deren Händen 


der Staat fast überall gefallen war (55). 
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Streeck nimmt offensichtlich über weite 
Teile des Buches eine etatistische Perspek- 
tive ein, von der aus die soziale Ordnung 
im Gleichgewicht gehalten werden muss, 
das von beiden Akteuren bedroht wurde. 

Der Staat des demokratischen Kapi- 
talismus, vielfach sozialdemokratisch ge- 
lenkt, reagierte auf die erste große Krise 
Ende der 1960er Jahre mit „Methoden 
zur monetären Erzeugung von Wachs- 
tums- und Wohlstandsillusionen“ (74). 
Das, was als Lösung zur Bewahrung des 
nicht mehr haltbaren Nachkriegsmodells 
gedacht war, eröffnete einen langfristigen 
Krisenzyklus. „Jedes Mal, wenn ein solcher 
Versuch [zur Lösung der vorangegangenen 
Krise] an sein Ende gekommen war, waren 
die Schäden beträchtlich, und die zu ihrer 
Behebung erforderlichen Maßnahmen 
wurden anspruchsvoller.“ (76) Zunächst 
wurde mittels Inflationierung der An- 
schein von Lohnerhöhungen erweckt, die 
Geldillusion bewirkte bereitwilligen Kon- 
sumismus, also Nachfrage. Die Inflation 
ihrerseits provozierte eine monetaristische 
Reaktion zu Beginn der 1980er Jahre, mit 
der die Vermögensbesitzer den Wert ihrer 
Vermögen sichern wollten. Dies ging ein- 
her mit einer massiven Schwächung der 
Gewerkschaften und Einschränkung des 
Streikrechts, der Arbeitslosigkeit oder neo- 
liberalen Reformen der Arbeitsmärkte. Da 
aber Ansprüche und Erwartungen an den 
demokratischen Kapitalismus weiterhin 
bestanden - offensichtlich bei den Arbei- 
terInnen -, gleichzeitig aber Steuererhö- 
hungen riskant erschienen, wurde mit dem 
Mittel der Staatsverschuldungreagiert, um 
soziale Konflikte zu pazifizieren (64): es 
handelte sich, Streeck zufolge, vor allem 
um das Versprechen der Absicherung von 
Arbeitslosigkeit und um die Einlösung 
der Rentenansprüche, die sich aus der 
Vertagung von Lohnansprüchen aus frü- 


heren Jahren angehäuft hatten. Die hohe 
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Staatsverschuldung, die einen größer wer- 
denden Teil des Budgets an die Schulden- 
tilgungband, führte in den 1990er Jahren 
zu einer Kürzungder Sozialausgaben. Aber 
immer noch bedurfte der neoliberale Auf- 
bruch des Kapitalismus aus seinem Nach- 
kriegsgehäuse der Legitimation, also der 
konfliktdämpfenden Ressourcen. Dies war 
nach Inflation und Staatsverschuldung, 
die sich als ungeeignete Instrumente zur 
Bekämpfungder Legitimationskrise erwie- 
sen hatten, die durch eine entsprechende 
regulative Politik ermöglichte Verschul- 
dung der privaten Haushalte auf eigene 
Rechnung (69). Der privatisierte Keynesi- 
anismus erlaubte es, die Befriedigung der 
Wohlstandserwartungen der Konsumen- 
ten mit den Nachfrageerwartungen aufder 
Kapitalseite zu vereinbaren. Tatsächlich 
wurde erneut der Traum immerwährender 
Prosperität geträumt, dieses Mal getragen 
vom Zaubermittel der Finanzialisierung 
der Akkumulation: Immobilien, Aktien 
und private Altersvorsorge sollten die 
Lohnabhängigen an den Wertsteigerungen 
der Unternehmen aufden internationalen 
Kapitalmärkten teilhaben lassen. Dies 
sollte selbstragendes Wachstum induzie- 
ren: die Aktien würden an Wert gewin- 
nen und könnten als Sicherheiten für den 
Hauskaufdienen, die Immobilien würden 
an Wert zulegen und wären Sicherheit für 
privaten Konsum; dies würde die Nach- 
frage stabilisieren, Arbeitsplätze schaffen, 
Steuereinnahmen gewährleisten und die 
noch erforderlichen Staatsausgaben finan- 
zieren helfen, die geringer würden, weil die 
Arbeitslosigkeit zurück ginge, die Arbeits- 
losen gefordert und aktiviert und die Ren- 
tenausgaben sinken würden. Diese letzte 
Stufe der Pazifizierung führte schließlich 
zur Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise seit 
2008. Diese Krise ihrerseits durchläuft seit- 
dem mehrere Phasen und entwickelt sich 
zu einer dreifachen Krise der Banken, der 
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Staatsfinanzen sowie der Realwirtschaft 
und ihres Wachstums (29). Bemerkenswert 
ist, dass Streeck an keiner Stelle andere Di- 
mensionen der Krise anspricht, die jedoch 
unmittelbar mit diesem Wachstums- und 
Pazifizierungsmodell in Zusammenhang 
stehen: der Energieversorgung, der Vernut- 
zung natürlicher Ressourcen wie Wasser, 
Land, Rohstoffe, die Erzeugung von Ab- 
fällen, der Klimawandel, die Zerstörung 
der Biodiversität, die Bedrohung von Ge- 
sundheit oder Bildung, der Druck auf die 
Arbeitskräfte. 

Folgen wir dieser Geschichte von 
Streeck bis zum angeführten Punkt der 
Wirtschaftskrise, so ergibt sich eine be- 
deutsame Konsequenz. Zahlreiche der 
beschriebenen politischen Maßnahmen 
zur Erhaltung und Stabilisierung des de- 
mokratischen Kapitalismus sind mit dem 
Projekt der Sozialdemokratie auf Engste 
verbunden. Immer handelte es sich um 
eine Verteidigung des demokratischen 
Kapitalismus, die wenigstens kurzzeitige 
Befriedigung von Erwartungen und die 
Pazifizierung der ArbeiterInnen durch 
den Kauf von Zeit. Streeck erzählt die Ge- 
schichte also zunächst einmal so, dass alle 
politischen Strategien, die seit den 1980er 
Jahren sukzessive und immer vergeblicher 
verfolgt wurden, anscheinend nicht solche 
zur Durchsetzung des Neoliberalismus wa- 
ren — wie es viele kritische Analysen schen 
-, sondern der Verteidigung des demokra- 
tischen Kapitalismus dienten und immer 
noch den Schein eines Kompromisses 
aufrecht erhielten. Warum wurde dieses 
Projekt des demokratischen Kapitalismus 
aufrecht erhalten, wenn es doch nur von 
einer Krise zur nächsthöheren Krise führte 
und immer tiefer die Gesellschaft erfasste? 
Warum hat sich die Sozialdemokratie da- 
für hergegeben und dazu beigetragen, den 
ArbeiterInnen und anderen Kräften etwas 
vorzugaukeln, anstatt „mehr Demokratie zu 
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wagen“ und sie zu mobilisieren? Offensicht- 
lich sollte ihnen verborgen werden, dass 
das Kapital längst schon die Exit-Option 
gewählt hatte. Das Ergebnis ist staatlich 
herbeigeführter „Betrug“ bei den Löhnen, 
die Belastung der Lohnabhängigen durch in 
die Zukunft verlagerte Armut, schließlich 
durch die Verschuldung in der Gegenwart. 
Genau genommen war der demokratische 
Kapitalismus also von Beginn an ein Be- 
schiss zu Lasten der unteren Klassen. Es 
wäre besser gewesen, dem Kapitalismus 
nach dem Zweiten Weltkriegkeine erneute 
„Lizenz“ zu geben, statt weiter zu machen 
und dann das Potemkinsche Dorf zu Lasten 
der Lohnabhängigen aufrechtzuerhalten. 
Man konnte wissen, wohin das führen 
würde und dass sich die „Märkte“ - also 
die kapitalistische Logik - nicht dauerhaft 
und nicht grundsätzlich begrenzen lassen 
würden. Die Krise wurde durch Krisen- 
management und eine Verlagerung der 
Belastungen in die Zukunft verzeitlicht. 
Auch die staatlichen Maßnahmen und die 
Pazifizierung der ArbeiterInnen haben es 
nicht vermocht, die Kapitaleigner noch 
länger an den demokratischen Kapitalismus 
zu binden. Diese hatten ihn in der Hand 
und haben ihn einfach instrumentalisiert, 
um für ihre Interessen Zeit zu gewinnen. 
Zwar haben die Entwicklungen länger ge- 
dauert als erwartet. Streeck betont, dass wir 
dazu neigten zu unterschätzen, wie „lange 
gesellschaftliche Ursachen brauchen, um 
gesellschaftliche Wirkungen hervorzu- 
bringen“ (14). Es ist aber nicht wirklich 
gelungen, Zeit zu kaufen, oder anders: der 
Kauf von Zeit hat alles verschlimmert, der 
demokratische Kapitalismus war eigentlich 
eine Sackgasse und hat nur denen gedient, 
die sich bereicherten. Heute, in der Krise, 
stehe die neoliberale Wende vor ihrer Voll- 
endung (254). 

Aber was bedeutet das? So wie Co- 
lin Crouch vom Ende der Parabel der 


Alex Demirovid 


parlamentarischen Demokratie spricht, die 
das Projekt der Sozialdemokratie seit dem 
19. Jahrhundert war, so ist aus dem Blick- 
winkel der Analyse von Wolfgang Streeck 
das sozialdemokratische Projekt auch auf 
der Ebene der Steuerung des Kapitalismus 
mit dem Ziel, diesen mit Demokratie in ein 
Gleichgewicht zu bringen, das den Markt 
zivilisiert, gescheitert. Die Sozialdemokra- 
tie hat, so kann geschlussfolgert werden, 
kein historisches Projekt mehr. Ihre Poli- 
tik war von Beginn an tief problematisch 
und hat die Lebenslage der ArbeiterInnen 
langfristig verschlechtert. Für die Linke 
ergeben sich zwei folgenreiche Lehren. 1) 
Die keynesianischen Instrumente haben 
sich in der langen Frist als wirkungslos 
erwiesen. Den Schaden haben die Lohn- 
abhängigen: wo sie soziale Absicherungen 
bekamen, sind sie langfristig verschuldet 
oder müssen am Ende auf Ansprüche 
verzichten. Letztlich kommt es zu einer 
Degradation in allen Hinsichten: materi- 
ell, ökologisch, persönlich, politisch und 
moralisch. Es wäre falsch, das alles noch 
einmal zu wiederholen, also zu erwarten, 
alles ließe sich noch einmal und dieses Mal 
nur besser machen, wenn man nicht, wie 
die SPD, die eigenen Ziele für den Neo- 
liberalismus aufgeben würde, also mehr 
staatliche Konjunkturpolitik, hohe Be- 
steuerung, Nachfragestimulierung - aber 
zusätzlich auch noch die Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte. Offensichtlich 
lässt sich keine Zeit mehr kaufen - oder 
jedenfalls nicht mit dem Ziel, die Lösung 
der Probleme immer weiter zu vertagen. Es 
bedarf grundlegender Transformationen, 
die die Lösung der Probleme erlauben. 2) 
Das historische Projekt der Sozialdemokra- 
tie, nämlich demokratischer Kapitalismus, 
ist gescheitert. Sie selbst steht vor program- 
matischen Herausforderungen und muss 
Entscheidungen treffen, in welche Rich- 
tung sie sich weiter orientieren will: a) Sie 
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orientiert sich an der Politik des dritten 
Weges, was sie weiter mit dem neoliberalen 
Finanzmarktkapitalismus verbinden und 
Krisen hervorrufen würden. b) Sie bindet 
sich an ihre Vergangenheit des wohlfahr- 
staatlich organisierten Kompromisses des 
demokratischen Kapitalismus, was ihren 
Handlungsspielraum schr verengt, aber 
ebenfalls die Krisendynamik antreibt und 
keines der relevanten gesellschaftlichen 
Probleme löst: Produktivitätsentwicklung 
und sozial-ökologische Erneuerungdes ge- 
sellschaftlichen Produktionsapparats und 
der Lebensweise, Bildungund Ausbildung, 
Beseitigung der Armut, demokratische 
Partizipation. c) Sie beteiligt sich an der 
Suche nach Alternativen zum Kapitalis- 
mus und der Entwicklung von neuartigen 
emanzipatorischen Instrumenten und Po- 
litikmustern. Wenn sie eine der ersten bei- 
den Optionen wählt, stellt die Sozialdemo- 
kratie keinen Adressaten und ‘natürlichen’ 
Bündnispartner für die gesellschaftliche 
und politische Linke dar, die auf radikale 
Reformen und emanzipatorische Transfor- 
mationen zielt. 

Streeck zieht nicht wirklich die Konse- 
quenzen aus seiner Erzählung. Er erzählt 
vielmehr noch eine weitere Geschichte, die 
der „Konterrevolution gegen den Sozialka- 
pitalismus“ (111). Darin fällt der Fehler der 
demokratischen Seite des demokratischen 
Kapitalismus etwas geringer aus. Darin 
erscheint die gegenwärtige Finanz-, Fiskal- 
und Wirtschaftskrise als Endpunkt der 
langen neoliberalen Transformation des 
Nachkriegskapitalismus. Es ändert sich 
Streecks Perspektive, es ist plötzlich der 
Neoliberalismus allein der Akteur, der Zeit 
kaufen wollte und der auch in der aktuellen 
Krise erneut, dieses Mal mit frischem Zen- 
tralbankgeld, die Legitimationskrise des 
Kapitalismus aufschieben will (226) und - 
ganz im Widerspruch zum zuvor Geschrie- 
benen - eine „abermalige Verlängerung der 
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demokratisch-kapitalistischen Friedens- 
formel“ zwischen Reich und Arm anziele 
(229). Versagt hätten Demokratie und 
demokratische Politik demnach gar nicht 
durch ihre Politik des Zeitkaufs, sondern 
vielmehr, weil sie versäumten, jene Kon- 
terrevolution „als solche zu erkennen und 
sich zu widersetzen“ (111f), als sie darauf 
verzichteten, den Finanzsektor zu regulie- 
ren, bereit waren, die Verschiebung von 
Government zu Governance mitzutragen 
und davon absahen, die politische Parti- 
zipation der unteren sozialen Gruppen zu 
stabilisieren. Das Ergebnis sei die Krise 
seit 2008. Wer ist hier die Demokratie? 
War das nicht die Kraft, die hoffte, Zeit 
kaufen zu können und sich dafür den Neo- 
liberalen unterordnete? Hat sie wirklich 
nicht erkannt - oder nicht vielmehr sogar 
noch den Neoliberalismus als Lösung 
propagiert? Die „Demokratie“ war ja von 
kritischen, demokratischen Intellektuellen 
und demokratischen sozialen Bewegungen 
gewarnt und hat sich nicht darum geschert. 
Im Gegenteil, all diese beschriebenen Ver- 
änderungen wurden im Lichte des Glo- 
balisierungsprozesses als notwendig und 
unvermeidlich dargestellt und wurden von 
der „Demokratie“ regelrecht vorangetrie- 
ben. Die Demokratie war nicht demokra- 
tisch. Streeck erinnert vage daran, wenn er 
etwas zu wenig selbstkritisch schreibt: er 
lasse offen, „ob und mit welchen Mitteln 
es national organisierter demokratischer 
Politik in einer immer internationaler 
gewordenen Wirtschaft überhaupt hätte 
gelingen können‘, solche Entwicklungen 
unter Kontrolle zu bringen (112). Er selbst 
hatte ja nachdrücklich die Argumente für 
die Alternativlosigkeit geliefert. In seinem 
Buch zieht er nun eigentümlicherweise die 
Konsequenz, dass es den Weg zurück zum 
Nationalstaat und zur nationalen Wäh- 
rung doch gäbe. Streeck bezweifelt zwar, 
dass sich erneut Zeit kaufen lasse, um 
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die „Legitimationskrise des Gegenwarts- 
kapitalismus“ für die nähere Zukunft zu 
suspendieren (226), aber offensichtlich 
möchte auch er Zeit gewinnen: für die 
Wiederbelebung des demokratischen 
Kapitalismus. Denn Kapitalismus ohne 
Demokratie hält er für so utopisch wie 
Demokratie ohne Kapitalismus (235). Es 
geht ihm allein um die Wiederherstellung 
des Gleichgewichts zwischen beiden. Die 
institutionellen Verheerungen der vergan- 
genen vier Jahrzehnte müssten rückgän- 
gig gemacht und Institutionen aufgebaut 
werden, „mit denen Märkte wieder unter 
soziale Kontrolle gebracht werden kön- 
nen“ (237). Auf welche Weise? Mittels 
„jahrelanger politischer Mobilisierung 
und dauerhafter Störung der gegenwärtig 
sich herausbildenden sozialen Ordnung“ 
(ebd.). Anders gesagt: viel Kritik und in- 
tellektuelle Aktivität und umfangreiche 
soziale Mobilisierungen, und allein, um 
den Status quo ante, also die frühere Frie- 
densformel des demokratischen Kapitalis- 
mus wieder herzustellen. Doch das kann 
wirtschaftspolitisch nicht funktionieren, 
Streeck selbst sagt es, die keynesianische In- 
strumente haben sich verbraucht: „Neues, 
demokratisch-kapitalistische Stabilität 
sicherndes Wachstum würde eine funda- 
mentale Umkehr dieses Trends [einer seit 
zwanzigJahren fallenden Wachstumsrate] 
erfordern, von der schlechthin nicht zu 
sehen ist, wie sie zustande kommen soll.“ 
(232) Die Folgen wären erneut Inflation, 
Staatsschulden und Konsumismus. Von 
Standortlogik, Wettbewerbsfähigkeit, ri- 
gider Normalisierungund Disziplinierung, 
von Hochrüstung, Kämpfen um Öl und 
anderen Ressourcen, wie sie ja aus der Zeit 
seit den 1960er Jahren bekannt sind, von 
Klimakrise sowie weiteren ökologischen 
Folgen gar nicht zu sprechen. Das ist kein 
vertrauenserweckend-zukunftsverheißen- 
des Programm, für das sich Engagement 
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lohnt, sondern nostalgisch, restaurativ, 
utopisch. Der Anspruch, kritischer Intel- 
lektueller zu sein, die Kritik, die im Text 
spürbare Wut, die manchmal angedreht 
wirkt, um mit Adorno zu sprechen, wird 
dann lesbar als ein technisches Mittel, die 
Irrationalität von Massenbewegungen 
für dieses Projekt zu gewinnen. Diesen 
wird — wie im klassischen Elitediskurs 
- die Rationalität gar nicht erst zuge- 
standen, die Möglichkeit, dass sie eigene 
rationale, historisch weitergehende Ziele 
konzipieren und verfolgen könnten. Von 
Intellektuellen transformatorischen Typs 
mit emanzipatorischen Zielen müssen sie 
wohl entschieden getrennt gehalten wer- 
den. Es wird von Streeck nicht einmal ver- 
sprochen, dass es zu mehr Demokratie als 
vorher kommt, dass privatkapitalistische 
Eigentumsverhältnisse zur Disposition 
einer demokratischen Erneuerung gestellt 
werden. Vor allem wird gar nicht geklärt, 
wie dann in Zukunft erneut eine Stärkung 
der Märkte verhindert werden könnte. 
Angesichts der von Streeck ja betonten 
Vergesslichkeit hinsichtlich von Krisen 
und Krisenmanagement wäre das aber 
unerlässlich, sollen nicht Naivität und die 
Wiederkehr des ewig Gleichen die Folge 
sein. Aber es gäbe keine Wiederkehr: denn 
wieviel Schaden an Menschen, Natur und 
Gesellschaft könnte zukünftigimmer noch 
weiter hingenommen werden? Freilich, 
Streeck hat recht, wenn er sich auf Adorno 
beruft. Es gibt keine Garantie, dass es zur 
Versöhnung kommt und die Menschheit 
ihre Probleme löst. Aber wenigstens ver- 
suchen sollten wir es. 

Die „Demokratie“ hat also, Streeck 
zufolge, gelernt und besinnt sich auf 
nationalstaatliche Handlungsfähigkeit 
zurück. Vor allem soll der Fehler der 
Währungsunion rückgängig gemacht 
werden. Während Streeck zu Beginn sei- 
nes Buches eigentlich eine seit Kriegsende 
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über Jahrzehnte währende Haupttendenz 
der Entwicklung in den OECD-Staaten 
feststellt, greift er an diesem Punkt auf 
vermeintlich fortbestehende nationale und 
regionale kulturelle Differenzen in der EU 
zurück, die einer einheitlichen Währung 
entgegenstünden, während diese Europa 
ein einheitliches Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsmodell aufpfropfe und damit nur 
Neid und Vorbehalte schüre (238, 242, 
244f).Streeck plädiert für die Rückkehr zu 
nationalen Währungen und einem System 
flexibler Wechselkurse - „eine politische 
Kapitulation, auch vor den Folgen des ei- 
genen Tuns“ (Altvater 2013: 75). Mit der 
Wiedereinführungnationaler Währungen 
stünde das Mittel der Abwertung wieder 
zur Verfügung. Die Verteilungsverhält- 
nisse in Europa könnten auf diese Weise 
korrigiert und wenigstens grob soziale 
Gerechtigkeit wieder hergestellt werden. 
Diesen Vorschlag finden unterdessen auch 
Flassbeck oder Lafontaine interessant; er 
könnte innerhalb der Linken weitere Zu- 
stimmung finden, weil er sich in eine von 
vielen vertretene keynesianische Konzep- 
tion einschreibt, die ohnehin im Neolibe- 
ralismus eher nur eine falsche Wirtschafts- 
theorie und Ideologie sieht. Würde man 
an diese nicht mehr wie an eine Religion 
glauben, könnte man zurückkehren zu 
Lohnerhöhungen, höheren Steuern, mehr 
privater und öffentlicher Nachfrage, der 
Wirtschaft Wachstumsimpulse geben und 
sie aus der Rezession herausführen. Länder 
wie Griechenland, Spanien, Portugal oder 
Italien könnten abwerten und damit Wett- 
bewerbsfähigkeit gewinnen. 

Es gibt also einen weiteren Bruch in 
dem Buch von Streeck. „Heute scheint 
die Lösung der immer noch anhaltenden 
Finanz- und Fiskalkrise nichts Geringeres 
zu erfordern als eine grundlegende Neu- 
bestimmung des Verhältnisses von Politik 
und Ökonomie mittels eines Totalumbaus 
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des Staatensystems insbesondere in Europa, 
dem Herzland desmodernen Wohlfahrts- 
staats, wobei alles andere als sicher ist, ob 
derart tiefgreifende Veränderungen in der 
kurzen für eine Krisenlösung zur Verfü- 
gungstehenden Zeit überhaupt realisierbar 
sind.“ (76) Doch anstatt radikal weiter zu 
denken schlägt er nur die Wiederherstel- 
lung des Alten vor. Eigentlich durchzieht 
die Argumentation Ratlosigkeit. Aber of- 
fensichtlich ist Streeck davon beunruhigt 
und möchte doch noch etwas Politikbera- 
tendes empfehlen. Nach einer vielschich- 
tigen Analyse wird nun alles von den 
Austauschverhältnissen der Währungen 
erwartet. Aber ist das realistisch? Elmar 
Altvater (2013: 76) hat einige Argumente 
dagegen vorgebracht, eine Rückkehr zur 
Zeit vor Maastricht hält er nicht für mög- 
lich: die Transaktionskosten im Handel 
würden steigen; Devisenmarkttransaktio- 
nen dienten zu 98 Prozent der Spekulation, 
und diese bestimmte die Wechselkurse, 
nicht die realwirtschaftlichen Austausch- 
prozesse; kleine Währungen könnten in 
Währungskonkurrenz nicht mithalten, 
schon längst habe eine Regionalisierung 
der Weltwirtschaft stattgefunden; nicht 
nur würden durch Währungsabwertung 
von Ländern wie Griechenland die Ex- 
porte billiger, sondern auch die Importe 
teurer. Zu bedenken ist auch, dass ein 
Land nicht allein durch eine Abwertung 
wettbewerbsfähiger wird. Dies hängt von 
seiner Produktivität und seiner Einfügung 
in die Arbeitsteilung der regionalen und 
Weltwirtschaft ab. Um den Produkti- 
onsapparat zu entwickeln, bedarf es der 
Investitionen, die diese Länder möglicher- 
weise nicht tätigen können, weil sie dafür 
das Geld nicht haben und Kredite nicht 
erhalten. Umgekehrt könnte es sein, dass 
eine Aufwertungder wieder eingeführten 
DM die Wertbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Wirtschaft sogar noch weiter stärkt. 
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Es könnte zu einem weiteren Druck auf die 
Löhne kommen; Unternehmen würden 
die Produktion verlagern. Im Verhältnis 
zum Euro verbilligt sich die Einfuhr von 
Rohstoffen; der finanzielle Spielraum der 
Unternehmen wird größer, den sie ebenso 
wie die hohe Produktivität in der Konkur- 
renz für einen Unterbietungswettbewerb, 
für Investitionen, für Forschung, Entwick- 
lung und Schaffung von Technologievor- 
sprüngen oder Unternehmenszukäufe in 
den schwächeren Ländern nutzen können. 
Das erlaubt ihnen, sich weitere Marktvor- 
teile zu verschaffen und die Arbeitsteilung 
auf ihre eigene Wertbewerbsfähigkeit hin 
auszurichten. Es istalso zu befürchten, dass 
die Realwirtschaft dieser Länder sich noch 
weiter zurück entwickeln, nun aber keine 
Form europäischen Ausgleichs mehr prak- 
tiziert würde, sondern erst recht nur noch 
Marktgesetze gelten würden. Die einzige 
Perspektive ist die, nach vorne zu denken, 
also die Union weiter zu entwickeln durch 
eine umfassende demokratische Struktur- 
und Regionalpolitik, die neben der Land- 
wirtschaft und der Industrie die Dienst- 
leistungen, die Bildung und Gesundheit 


Alex Demirovid 


einbezieht. Statt demokratischer Kapita- 
lismus also: demokratischer Sozialismus. 
Dafür würden sich das Engagement von 
kritischen Intellektuellen und die Mobi- 
lisierung der Bürger und Bürgerinnen in 
sozialen Bewegungen, in Gewerkschaften 
und Parteien lohnen. 
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Eurozone: die Krise als Chance für die 
kapitalistische Offensive 


1. Einleitung 


Nach dem Ausbruch der jüngsten Bankenkrise legten EU-Entscheidungsträger in 
derersten Zeit einen unerklärlichen Optimismus an den Tag - die Entwicklung, 
die dem Kollaps von Lehman Brothers folgte, traf den Euro jedoch mitten ins 
Herz. Von daan wurden wir alle Zeugen einer grotesken Abfolge von Ereignissen. 
Bis dahin strenghochgehaltene Glaubenssätze wurden ohne Zögern aufgegeben 
und ins Gegenteil verkehrt; Länder, die bis dahin als Wirtschaftswunder- 
Kandidaten galten, wurden mit einem Mal zu PIGS'; riesige europäische Banken 
liefen Gefahr - solange die Europäische Zentralbank (EZB) nicht massiv eingriff 
- zu zombiehaften Nicht-Existenzen zu werden; die machtvolle Europäische 
Währungsunion (EWU) war plötzlich nur noch so stark wie das schwächste 
ihrer überschuldeten Mitglieder; die bisher proklamierte Solidarität zwischen 
den teilnehmenden Staaten brach zusammen; die Unterstützungen für die 
Finanzintermediäre schnürten die Spielräume der staatlichen Budgets ein. 

Zehn Jahre zuvor galt es als trivial, europäische Länder - im Gegensatz zu 
denjenigen in anderen Teilen der kapitalistischen Welt - als Wohlfahrtstaaten 
zu bezeichnen. Heutzutage hört sich das wie ein schlechter Witz an. Europas 
zweiter Name lautet inzwischen Sparpolitik, und mögliche Ansteckungen sind 
nicht mehr reine Theorie, sondern finden hier und heute statt. Tatsächlich sind 
Sparpolitik und Ansteckungsgefahren miteinander verschränkt und bilden einen 
gefährlichen Strudel, der sich den Interessen des Kapitals in Europa verdankt. 
Wir wollen im Folgenden die Dynamik dieses Strudels untersuchen, wodurch er 
sich auszeichnet, und welche Gefährdungen mit ihm verbunden sind. 

Der Euro ist nicht nur eine Währung, sondern auch ein Mechanismus, der eine 
besondere Art der Symbiose zwischen verschiedenen kapitalistischen Ökonomien 


1 Pigs = (engl.) Schweine. PIGS bzw. PIIGS: In den 1990er Jahren ein abfälliger Ausdruck 
für europäische Länder des Südens (Portugal, Italien, Griechenland, Spanien), der in der Wirt- 
schaftspresse ab 2010 wieder aufgenommen wurde, um Länder mit Zahlungsbilanzschwie- 
rigkeiten als einheitliche Gruppe zu etikettieren, wobei Italien durch Irland ergänzt wurde. 
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hergestellt hat. Man muss den Euro systemisch verstehen: dieser Mechanismus 
entspricht spezifischen Ausbeutungsstrategien und Formen kapitalistischer 
Machtausübung, die bestimmte Fragen je nach den politischen Konstellationen 
auf bestimmte Weise beantworten. Insofern erscheint es sinnlos, die angebliche 
„Irrationalität“ von politischen Maßnahmen zu kritisieren, die vom Kapital 
durchgesetzt wurden. Es geht vielmehr darum, ihre innere Klassenlogik 
aufzudecken. 


2. Die Diskontinuitäten der orthodoxen Argumentation 


Bereits vor dem Ausbruch der Finanzkrise von 2008 konnte man in einzelnen 
Ländern Ungleichgewichte der Leistungsbilanz ebenso wie Unterschiede der 
Wachstums- und Inflationsraten diagnostizieren, und sie wurden auch immer wieder 
hervorgehoben. Was sich seither geändert hat, ist die Einschätzungdieser Phänomene 
durch den wissenschaftlichen Mainstream und die Politik. Vor 2008 wurden sie als 
Basis-Mechanismen gefeiert, die in dem Umfeld einer gemeinsamen Währung für 
nötige Anpassungsprozesse sorgen würden. Die Ungleichgewichte galten also als 
Beleg dafür, dass das ökonomische Experiment der gemeinsamen Währung seine 
erwünschte Wirkung entfaltete. Sie wurden demnach als „gute“ Ungleichgewichte 
angesehen. Unverschens wurde diese Argumentation durch eine andere ersetzt, 
wonach die Ursachen der Krise im „unvorsichtigen“ und „leichtfertigen“ Verhalten 
der Privaten, Unternehmen wie Haushalte, und der Staaten lägen. Nach der Krise 
wurden die Ungleichgewichte in den offiziellen Erklärungen also zu „schlechten“ 
(wir übernehmen diese Einteilung von Eichengreen 2010). 

Es mag merkwürdig klingen, aber unter dieser scheinbaren Diskontinuität 
verbirgt sich eigentlich Kontinuität, denn die Erklärungen vor wie nach Ausbruch 
der Krise dienten letztlich, quer durch die Eurozone, den langfristigen Interessen 
des Kapitals. Der Anstoß für ihre Veränderungen kam von Veränderungen der 
ökonomischen Bedingungen des Klassenkampfes: eine neue politische Agenda 
warf neue theoretische Anforderungen auf. 

Blanchard und Giavazzi (2002) gehören zu denjenigen, die den Boden 
für diese Diskussion vorbereitet haben. Im Kontext der neoklassischen 
Gleichgewichtstheorie stellen Ungleichgewichte Netto-Sparpositionen dar, 
deren Ursache in Aufholprozessen liegt, die als „gut“ und willkommen gelten. 
Ihre Dauerhaftigkeit wird damit erklärt, dass sie der Reallokation von Kapital 
in Ländern mit unterschiedlichen Niveaus des Pro-Kopf-Einkommens dienen. 
Die schnell wachsenden Ökonomien der „ Peripherie“ können somit aufexternes 
Sparen zurück greifen, um intern Investitionsprojekte voran zu bringen und 
gleichzeitig den Konsum zu steigern (der auf Kosten der nationalen Sparquote 
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gehen muss). Dies stellt kein größeres Problem dar, solange Verschlechterungen 
der aktuellen Leistungsbilanzposition durch die Aussicht aufhöhere Einkommen 
in der Zukunft - Ergebnis des Aufholprozesses - ausbalanciert werden. 
Blanchard und Giavazzi zeigten nun für verschiedene Länder-Gruppen in- 
nerhalb der OECD und der EU mit Hilfe von Panel-Daten ab 1975, dass die 
Leistungsbilanzpositionen deutlich mit dem Output pro Kopfzusammenhingen, 
und zwar sowohl innerhalb der OECD als auch - in noch stärkerem Maß - 
innerhalb der EU. Ihr Fazit lautete: „Die Verbindung erfolgt in erster Linie über 
eine Abnahme des Sparens (insbesondere des privaten Sparens) und nicht so schr 
über eine Zunahme der Investitionen.“ (Blanchard/Giavazzi 2002: 148)? Beiden 
einschlägigen Diskussionen wurde dies zum Bezugspunkt. Ungleichgewichte 
der Leistungsbilanz galten als Zeichen der efizienten Allokation des Kapitals 
innerhalb der Eurozone, was zur ökonomischen Konvergenz führen würde. 
Nach dem Ausbruch der Krise wurde diese Argumentationslinie in den 
Mainstream-Publikationen allerdings schrittweise aufgegeben. Eichengreen 
kommentierteden entsprechenden Wandel, indem er resümierte, Ungleichgewichte 
seien nun als „schlecht“ anzuschen. Ihm zufolge hängt ökonomische Konvergenz 
nicht nur vom Niveau des pro-Kopf-Einkommens, sondern auch von der Qualität 
der Institutionen eines Landes ab - eine Auffassung, die dem theoretischen Ansatz 
entspricht, der den ofliziellen Postkrisen-Diskurs inzwischen prägt. Demnach 
entstanden die Ungleichgewichte vor allem durch „binnenwirtschaftliche 
Verzerrungen“ wie etwa durch irrationale Boom-Entwicklungen bei den 
Vermögenswerten, sorglose Verschuldung und Kreditgewährung sowie einen 
Mangel an Budgetdisziplin. Insbesondere Eichengreen bemüht sich seither 
um den Nachweis, dass das Niveau der Korruption für die Erklärung der 
innereuropäischen Ungleichgewichte entscheidender sei als Unterschiede der 
Wachstumsraten, und somit das unzureichende Funktionieren der Institutionen 
die Ursache allen Übels darstelle.’ Diese Art der Interpretation beherrscht die 
ofliziellen Diskussionen und kommt auch dem Dependenzansatz nahe, wie er von 
manchen heterodoxen Ökonomen favorisiert wird: dass der Euro nämlich weniger 
wettbewerbsfähige Ökonomien an der „Peripherie“ geschädigt habe, indem er 
zur „Unterentwicklung“ und „Zerstörung ihrer produktiven Basis geführt habe. 
Der springende Punkt dieser Verschiebung ist offensichtlich. Wenn Un- 


gleichgewichte der Leistungsbilanz im Kontext einer gemeinsamen Währung 


2 Sämtliche im Original englischsprachigen Zitate wurden ins Deutsche übersetzt. 

3 Esist festzuhalten, dass sowohl zur Bestätigung des neoklassischen Ansatzes von Blan- 
chard/Giavazzi wie auch des alternativen Ansatzes von Eichengreen ökonometrische 
Analysen angeführt werden können, auf deren Nachweis im Einzelnen hier jedoch ver- 
zichtet wird. 
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als Ergebnis einer optimalen Kapitalallokation gelten (also eine enge Verzahnung 
der Güter- und Finanzmärkte unterstellt wird), wie sollte man dann in der Zeit 
nach der Krise eine Politik des Sparens befürworten? Warum sollte man dann 
nicht genau den früheren Weg der Vermeidung des Sparens, der bis zum Zu- 
sammenbruch von Lehman Brothers als richtig galt, weiterverfolgen, statt die 
Lohnabhängigen zu attackieren? In diesem Fall würde die rationale Antwort auf 
die Krise also lauten, die finanziellen Ungleichgewichte aufrecht zu erhalten. Die 
Vorstellung der optimalen Allokation steht im Widerspruch zur ökonomischen 
Begründung von Sparpolitik. Dadie „ideellen Gesamtkapitalisten“ der Eurozone 
(und auch anderswo aufdem Globus) sich aber aufeine solche verständigt haben, 
um die Interessen des Kapitals zu verteidigen, mussten Ungleichgewichte der 
Leistungsbilanz nun auf ökonomisches Fehlverhalten zurückgeführt werden. 
Diese Argumentation geht von einer spezifischen Kausalität bei der Mechanik 
der Zahlungsbilanz aus (der Einfachheit halber setzen wir im Folgenden den 
Leistungsbilanzsaldo LBS mit dem Handelsbilanzsaldo gleich):* 


Y-(C+1+G)=LBS=S,+S,+BS 


Betrachten wir die rechte Seite der Formel. S,, steht für das Nettosparen der 
Haushalte, S_ für das Nettosparen der Unternehmen und BS für den Saldo des 
staatlichen Budgets, also das Nettosparen des Staates. Nettosparen der gesamten 
Volkswirtschaft ist gleichbedeutend mit dem Abfluss von Kapital, so dass die Be- 
wohner eines Landeszu Gläubigern des Auslandes werden. Wenn das Nettosparen 
ein negatives Vorzeichen hat, gibt es dagegen Kapitalzuflüsse aus dem Ausland. 
Nach der offiziellen Lesart nach der Krise werden Leistungsbilanzdefizite (oder 
die Reduzierung von Überschüssen) durch Errsparen des privaten oder Entspa- 
ren des öffentlichen Sektors oder durch beides erklärt. Demnach sind hausge- 
machte „Leichtfertigkeit“ und das „institutionelle Versagen“ die wesentlichen 
Ursachen - eine hochgradig moralisierende Argumentation, die Ökonomien als 
„verschwenderisch“ oder „waghalsig“ deklariert und behauptet, man lebe in ihnen 
„über seine Verhältnisse“. Dies ist das Ergebnis einer spezifischen Interpretation 
der Kausalität in der oben angeführten Formel. Ein negative Leistungsbilanzsaldo 
wird als aggregierter Konsum geschen, der die produktiven Kapazitäten der Öko- 
nomie übersteigt (C + I+ G > Y), was zwei unterschiedliche Gründe haben kann. 
Entweder haben übermäßige ausländische Kredite die Binnennachfrage in einem 
Maß steigen lassen, dass dies die produktiven Kapazitäten überforderte; oder aber 
sie sind Ausdruck struktureller Defizite bei der Wertbewerbsfähigkeit und beider 
Produktivität. Zur Korrektur des Leistungsbilanzdefizits wird eine deflationäre 


4 Y steht für das Volkseinkommen, C für den Konsum, I für die Investitionen und G für 
Staatsausgaben. 
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Politik (asymmetrische Antwort) empfohlen: die Kürzung von Löhnen und 
Staatsausgaben sowie die Privatisierungen. Die „schlechten“ oder zumindest 
suboptimalen Ungleichgewichte haben als Konsequenz einen Angriff auf die 
Interessen der Lohnabhängigen - doch diese ökonomische Schlussfolgerung ist 
irrelevant für die Währung des Landes. Der resultierende Mix an politischen 
Maßnahmen folgt offensichtlich der neoliberalen Agenda. Eine Rezession wird 
dann als der beste Wegangeschen, um verantwortungslos handelnde Länder auf 
den Pfad der ökonomischen Tugend zurück zu führen. 

Die Logik dieser Erklärung besteht also darin, dass die Leistungsbilanzdefi- 
zite auf einer angeblich exzessiven Verschuldung im Ausland beruhen, welche 
ihre Ursachen in leichtfertigem Verhalten, mangelnder Produktivität oder - bei 
dependenztheoretischen Betrachtungen - in den Vorteilen der Länder mit Leis- 
tungsbilanzüberschüssen finden. Solche Interpretationen gibt es nicht nur inner- 
halb der Mainstream-Ökonomie. Auch linke Erklärungsansätze, die zwar den 
moralischen Vorwurfder Orthodoxen ablehnen, vertreten zuweilen die skizzierten 
Auffassungen. Im Kontext der klassischen Dependenztheorie betonen sie das 
institutionelle Versagen der Eurozone, da das Eurozonen-Projckt in erster Linie die 
wirtschaftlichen Interessen der Länder des „Zentrums“ vertrete, die am stärksten 
wettbewerbsfähig sind, so dass das Entsparen für die „schwachen“ Länder der 
„Peripherie“ der einzige Auswegbleibt, um die Kluft beider Wettbewerbsfähigkeit 
zu überbrücken. Wir stehen hier vor dem alten Problem dieses Ansatzes, wonach es 
vorrangigum den Klassenkampf auf der internationalen Ebene geht, während die 
interne Dynamik ausgeblendet wird (vgl. zur Kritik Milios/Sotiropoulos 2009). 


3. Eine marxistische Politische Ökonomie der Währungsunion 


3.1 Währungsunion, Transaktionskosten und „gute“ Formen 
des Umgangs mit Geld 


In diesem Abschnitt wollen wir unsere Untersuchung auf den Fall der EWU 
herunter brechen und uns damit auf jenen Aspekt konzentrieren, den wir für 
den allerwichtigsten halten. Es besteht kein Zweifel, dass die Diskussionen für 
die Schaffung einer gemeinsamen europäischen Währung vom Paradigma des 
Optimalen Währungsraumes (OWR) ausgegangen sind -ein cher trivialer Ab- 
schnitt in den gängigen makröökonomischen Lehrbüchern, der auf Mundell, 
McKinnon und Kenenof zurückgeht (vgl. Goodhart 1998). Dabei muss offen 
bleiben, inwieweit dieses Paradigma tatsächlich das Denken derjenigen beein- 
Husste, diean der Vorbereitungder einschlägigen Verträge beteiligt waren. Doch 
darum geht es hier gar nicht. Der OWR bildet die theoretische Basis für jegliche 


Mainstream-Diskussion über gemeinsame Währungsräume und somit auch 
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für den Europäischen. Goodhart (1998) resümiert die grundlegenden Annah- 
men, die der orthodoxen Geldtheorie entsprechen und um die Vermeidung von 
Transaktionskosten kreisen. Dieses Ziel ist zentral für jegliche Innovationen im 
Währungssystem. Geld ist das unmittelbare Produkt des Handels mit Waren und 
Dienstleistungen, der davor und unabhängig davon existiert. Diese Vorstellung 
hat „zahlreiche Ökonomen dazu geführt, Modelle für eine Geldwirtschaft zu 
konstruieren, deren Funktionsweise die Kosten innerhalb des privaten Scktors 
minimiert würde, und dies, ohne das Eingreifen der Regierungen erforderlich 
zu machen.“ (Goodhart 1998: 409f, 419f) 

Der OWR kann insofern als natürliche Ausdehnung dieses analytischen 
Konzepts auf die Ebene des Raumes gesehen werden, wobei auch hier in erster 
Linie Transaktionskosten zu vermeiden sind (siehe dazu Buiter et al. 1998). Es 
wird eine Trennungzwischen staatlicher (expansiver) Geldpolitik und dem Wäh- 
rungsraum eingeführt, daes „keinen Grund dafür gibt, warum Währungsräume 
mit souveränen Staaten gleichgesetzt werden und mit ihnen zusammenfallen 
sollen.“ (Goodhart 1998) 

Für die orthodoxe Ökonomie gehört der scheinbar spielerische Umgang souve- 
räner Staaten mit ihrem Monopol über das Geld zu den üblichen Störungen des 
allgemeinen Gleichgewichts. Dieses Vorrecht muss daher beseitigt werden, dann 
würde die Funktionsweise des OWR optimale Transaktionen im Bereich der 
privaten wie der öffentlichen Wirtschaft zeitigen. Dies jedenfalls war die oflizielle 
Begründung dafür, sich spätestens seit Mitte der 1980er Jahre von nationaler 
Geldpolitik zu verabschieden: „In einem asymmetrischen System, in dem die 
Länder mit niedrigen Inflationsraten die Gangart für eine übergreifende Geldpo- 
litik vorgaben, sahen diese mit einem Mal die Gelegenheit, Ländern mit höheren 
Inflationsraten eine ausdrückliche und öffentlich überprüfbare Verpflichtung 
aufzuerlegen, die Kräfte in ihrem Inneren, die für die Inflation und den Verlust 
von internationaler Wertbewerbsfähigkeit verantwortlich waren, einzudämmen 
und zu überwinden.“ (Buiter et al. 1998: 27) 

Dennoch bleibt die Frage offen: Wie hängt die vermeintliche Agenda des 
„guten Geldes“ des OWR mit den Interessen des Kapitals zusammen? Wie ist 
die Überwindungder genannten „Kräfte“, denen der „Verlust von internationaler 
Wettbewerbsfähigkeit“ zugeschrieben wurde, zu verstehen? Die Antwort auf 
diese Fragen berührt verschiedene Aspekte, wir werden uns im Folgenden jedoch 
daraufbeschränken, den privaten Sektor (also die Einzelkapitale) zu behandeln. 


3.2 Ein Abriss der Euro-Strategie 


Der gegenwärtige Kapitalismus bevorzugt die weltweit freie Beweglichkeit von 
Kapitalund Waren. Entwickelte wie sich entwickelnde Länder haben diese Agenda 
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im Großen und Ganzen bereitwilligübernommen. Ihre Kritiker, die sich explizit 
oder implizit auf die Problematik der Dependenz bezogen, haben die damit ver- 
bundenen Prozesse in Begriffen von „Ausplünderung“ und „ungleichem Tausch“ 
analysiert. Wettbewerbsstärkere Einzelkapitale würden schwächere schrittweise 
verdrängen, ebenso wie wettbewerbsstärkere Ökonomien schwächere zur Des- 
integration treiben. Das Ergebnis dieser Argumentation mag im Einzelnen un- 
terschiedlich ausfallen, aber die Grundidee ist stets die gleiche: die Gruppe der 
wettbewerbsstärkeren Ökonomien bildet das „Zentrum“ der wirtschaftlichen 
Welt. Dieses Zentrum ist homogen und in sich symmetrisch (verschiedene Niveaus 
von Produktivität konvergieren und zwischen den Wirtschaftssektoren besteht 
eine starke Verflechtung). Der Rest der Welt umfasst hingegen die weniger ent- 
wickelten Länder der „Peripherie“, die heterogen und in sich asymmetrisch ist. 

Wenn jemand durch die sogenannte europäische Peripherie reist, wird die- 
oder derjenige feststellen, wie stark diese Anschauungen in den politischen und 
akademischen Diskussionen präsent sind. Die Eurozone wird als Hinterhof des 
wettbewerbsstarken Zentrums geschen, das seinerseits von Deutschland domi- 
niert wird - dem Land, das seine Exportkapazitäten innerhalb der Eurozone auf 
Kosten der weniger wettbewerbsstarken Länder der „Peripherie“ gesteigert und 
diese zur „Unterentwicklung“ und zur Zerstörung ihrer „produktiven Basis“ 
verdammt hat. Die andauernden Ungleichgewichte der Leistungsbilanz, die sich 
vor allem denjenigen der Handelsbilanz verdanken, werden als unmittelbares 
Resultat davon geschen. 

Wir haben diesen Ansatz im Rahmen der internationalen Politischen Öko- 
nomie bereits ausführlich kritisiert und gezeigt, wie wenig geeignet er für die 
Beschreibung der aktuellen Entwicklungen ist (vgl. Milios/Sotiropoulos 2009, 
2011). Der Grundgedanke ist recht einfach. Der globale Markt stellt nicht allein 
den Raum für internationale Transaktionen dar, sondern bildet auch den wirt- 
schaftlichen und sozialen Rahmen für den internationalen Wettbewerb, durch 
den internationale Marktpreise entstehen. Dennoch führt dies nicht zu einer 
allgemeinen internationalen Profitrate für eine einheitliche „globale Ökonomie“ 
(in marxistischer Terminologie: zu internationalen Produktionspreisen), da die 
internationale Konkurrenz ihre eigenen Modalitäten und Verlaufsmuster hat. 
Sie stellt nicht einfach eine Verallgemeinerung der Konkurrenz im nationalen 
Rahmen dar. Die notwendigerweise national bestimmte nationale Zusammenset- 
zung des Kapitals (als Ausdruck des nationalen gesellschaftlichen Gesamtkapitals) 
modifiziert die Funktionsweise der Konkurrenz der Kapitale auf dem globalen 
Markt, wodurch die internationale Unterschiede in der Arbeitsproduktivität, 
den Wachstumsperspektiven und der nationalen Profitrate aufrechterhalten 
und reproduziert werden. In diesem Sinn hat der internationale Wettbewerb 
keineswegs die Tendenz, die Kapitale der weniger wettbewerbsfähigen Länder 
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zu eliminieren, er treibt vielmehr ihre „Modernisierung“ und Restrukturierung 
voran. Internationaler Wettbewerb stellt für das Kapital keine Gefährdung dar - er 
ist im Gegenteil eine Bedingung für seine Reproduktion. 

Um die aktuellen Entwicklungen des Kapitalismus zu verstehen, müssen wir 
uns daher von jeglichem „merkantilistischem“ Einfluss frei machen und eine 
überzeugende Erklärung dafür finden, warum entwickelte wie auch sich entwi- 
ckelnde soziale Formationen - selbst wenn sie von der Realität der ungleichen 
Entwicklung betroffen sind - einer Strategie folgen, die darin besteht, sich dem 
internationalen (ökonomischen) Wettbewerb auszusetzen. 

In sämtlichen Texten des „reifen“ Marx wird davon ausgegangen, dass Konkur- 
renz eine analytische Kategorie ist, die in das Kapitalverhältnis selbst eingeschrieben 
ist. Es bildet demnach eine Erscheinungsform der kapitalistischen Ausbeutung 
und eine Bedingung für die Konstituierung des Kapitals als gesellschaftlicher Kraft 
(zu der analytischen Ausarbeitungdieser Überlegungen vgl. Milios/Sotiropoulos 
2009, 2011). Für Marx ist kapitalistische Entwicklung aber gleichzeitig auch 
eine Frage der Balance der Klassenverhältnisse #r2d der Form der kapitalistischen 
Hegemonie auf der Basis einer spezifischen gesellschaftlichen Formation. 

Was tragen diese Feststellungen zum Verständnis der Agenda der EWU 
bei? Um dies zu beantworten, müssen wir uns zunächst einer anderen, eben- 
falls grundlegenden Frage zuwenden, die im Rahmen der relevanten Debatten 
wiederholt aufgeworfen wurde: Warum sollte eine soziale Formation mit einem 
niedrigeren Niveau der Produktivität es anstreben, in eine Wirtschafts- und 
Währungsunion mit höherem Entwicklungsstand einzutreten? Die Antwort 
ist komplex, wird aber vor dem Hintergrund des Marx’schen Arguments ver- 
ständlich: dass nämlich für entwickelte Länder die Konfrontation mit der in- 
ternationalen Konkurrenz - auf verschiedenen Grundlagen vorangetrieben, je 
nach bestehenden Partikularinteressen mit Abweichungen im einzelnen- die 
Strategie des Kapitals per excellence darstellt. 

Die wesentliche Voraussetzung für unbehinderte Kapitalakkumulation 
besteht in günstigen gesellschaftlichen Bedingungen für die Verwertung des 
Kapitals, wozu auch die Konkurrenz gehört.’ Ein Land, das nicht organisch in 
globale Märkte integriert ist sondern zwischen diesen und seinen individuellen 
Kapitalen erhebliche Barrieren und Kontrollen verschiedenster Art einrichtet, 
wird nicht imstande sein, sowohl hohe Raten der Kapitalakkumulation zu errei- 
chen wie auch die kapitalistische Klassendominanz über die arbeitenden Klassen 
zu verfestigen. Wenn ein kapitalistisches Land in die Phase des entwickelten 


5 Die grundlegenden Ideen wurden im Kontext einer ähnlichen Debatte, wenngleich in 
einer unterschiedlichen historischen Situation, bereits schr schlüssig von Busch (1978) 
zusammen gefasst. 
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oder sich entwickelnden Kapitalismus eingetreten ist, ist die Strategie sich der 
internationalen Konkurrenz auszusetzen am besten geeignet, um die bürgerliche 
Macht zu organisieren: sie dient der laufenden Reorganisation der Arbeit und dem 
Aussondern aller nicht wettbewerbsfähigen individuellen Kapitale zum Vorteil des 
gesellschaftlichen Gesamtkapitals. 

Aus verschiedenen historischen und sozialen Gründen, die sowohl mit der 
Ausgestaltung von kapitalistischer Macht (in den entwickelten Ländern) wie 
mit den spezifischen Bedingungen des Imperialismus in der Nachkriegszeit 
zu tun haben, nahmen mehrere europäische Länder spätestens seit den 1970er 
Jahren Planungen für einen gemeinsamen Binnenmarkt auf, mit dem in erster 
Linie das Ziel stabiler Wechselkurse verfolgt wurde.° Diese Planungen umfassten 
zunehmend auch eine langfristige Strategie für den europäischen Kapitalismus, 
insbesondere die Einführungeiner einheitlichen Währung, Die Krise des Europä- 
ischen Währungssystems (EWS) von 1992/3 machte deutlich, dass die Einheit der 
Wirtschaft (der Binnenmarkt) nicht ohne Einheit der Währungrealisierbar sein 
würde. Dieses Ereignis vermittelte gleichwohl auch die implizite Botschaft, dass 
jegliche Variante der Vereinheitlichung der Währung mit „Ungleichgewichten“ 
zwischen den teilnehmenden Ländern verbunden sein würde. 

Es ist nicht schwer zu verstehen, dass der Plan für einen gemeinsamen Binnen- 
markt mit einem Regime flexibler Wechselkurse unvereinbar war. Aller Wahr- 
scheinlichkeit nach würde die Abwertung der Währung eines Mitgliedslandes 
bei den übrigen Ländern zu „defensiven“ Reaktionen, also zu allen möglichen 
Varianten des Protektionismus führen. Je größer die Instabilität der Wechsel- 
kurse, umso stärker wäre der Druck, zu protektionistischen Praktiken zu greifen, 
so dass das Ziel der Wirtschaftsunion auf längere Sicht eine Illusion bleiben 
würde. Gleichzeitigwürden Abwertungen, wie Buiter et al. (1998) betonen, „hart 
errungene anti-inflatorische Gewinne“ unterminieren, mit anderen Worten, die 
Teilnahme am internationalen Wettbewerb würde untergraben und dies würde 
zugleich „eine Abschwächung des äußeren Drucks auf die interne Fiskalpolitik 
darstellen.“ Nicht die Sorge über feindliche Abwertungen bildete den wichtigsten 
Grund für die Einführung einer gemeinsamen Währung, sondern Befürchtun- 
gen, die sich auf ein mögliches Nachlassen der strengen Politik in Bezug auf die 
Kapitalzirkulation und die Gestaltung der staatlichen Steuerung bezogen. 

Darüber hinaus wurde erwartet, dass die Zunahme des Handels innerhalb 
der Europäischen Union die Derivate-Märkte zu jenem Mechanismus machen 


6 Dichistorischen Ereignisse, diezum Aufschwung der Idee einer gemeinsamen Währung 
führten, können hier nicht weiter verfolgt werden. Ein mehr oder weniger überzeugender 
Überblick zum historischen Hintergrund findet sich bei Buiter et al. (1998) und Eichen- 
green (1997). 
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würde, der die mit den Wechselkursen verbundenen Risiken auffangen könnte — 
wobei esaber kaum vorstellbar war, dass aufangesichts der übermäßig ausgedehn- 
ten und überspannten Derivate-Märkten sich ein einzelner Markt entwickeln 
konnte, der diese Aufgabe hätte übernehmen können. Die Krise von 1992/93 
zeigte, dass auch feste Wechselkurse kein verlässliches Arrangement bildeten, 
um unterschiedliche Wachstumsraten innerhalb der EWU anzugleichen. Der 
nächste Schritt müsste folgerichtig eine gemeinsame Währungzusammen mit der 
Einrichtung eines Zentralbanksystems sein.’ Kein Land könnte somit den Plan 
eines gemeinsamen Marktes unterstützen und sich gleichzeitig der Einführung 
einer gemeinsame Währung widersetzen: das Ergebnis wäre die Verweigerung, 
sich der internationalen Konkurrenz auszusetzen (vgl. dazu Eichengreen 1997: 
249-256, Wyplosz 2005). 

Die Mitgliedsstaaten gaben die Möglichkeit einer autonomen Währungspo- 
litik auf - der wohlbekannten Erfahrung folgend, dass die Liberalisierung der 
Kapitalbewegungen in Verbindung mit fixen Wechselkursen (oder alternativ 
dazu des Verzichts auf eine eigene Währung) notwendigerweise bedeutet, die 
Kontrolle über die Währungspolitik zu verlieren (vgl. Bryan/Rafferty 2006; 
Obstfeld/Shambaugh/ Taylor 2005, Milios/Sotiropoulos 2011). Es handelt sich 
hier um eine spezifische Art und Weise mit dem umzugehen, was man gemeinhin 
das „Irilemma“ der Wirtschaftspolitik nennt und eine extrem aggressive kapi- 
talistische Strategie darstellt. Insbesondere werden die Bedürfnisse der Lohnab- 
hängigen den Ansprüchen auf Mobilität des Kapitals (also der kapitalistischen 
Konkurrenz) und stabilen Wechselkursen geopfert. In der Tat sah der hochgelobte 


7 Wirbezichen uns hier aufdas Transeuropäische Automatisierte Echtzeit-Brutto-Express 
Zahlungssystem (Target 2) - das dem US-amerikanischen Federal Reserve’s Fedwire 
System ähnelt - und das ein „Clearing- und Abrechnungs-System darstellt, das von öffent- 
lichen und privaten Marktteilnehmern genutzt und von der EZB betrieben wird. Während 
die Nettosalden anderer Mitglieder täglich oder sogar intraday ausgeglichen werden, 
können die nationalen Zentralbanken im Prinzip unbegrenzte längerfristige Brutto- und 
Nettoforderungen oder -verbindlichkeiten gegenüber Target 2 aufbauen.“ (Buiter et al. 
2011: 1) Eine interessante Beschreibung, wie die Krise von 1992/93 zur Notwendigkeit 
von Target 2 führte, ist bei Garber (1998) zu finden. Dieses System wurde in erster Linie 
dazu geschaffen, um die EWU vor „spekulativen“ Angriffen zu schützen. Unbegrenzte 
Kredite innerhalb der Zentralbanken können dazu dienen, die Kapitalflucht aus einem 
EWU-Mitgliedsland in ein anderes zu leiten (siche dazu Garber 1998). Im Fall einer Krise 
könnte die Kapitalflucht oder eine Neu-Spezifizierung von Kapitalflüssen bis zu einem 
gewissen Grad unabhängig von den Salden der Leistungsbilanz erfolgen. Dieser Mecha- 
nismus macht den Anpassungsprozess leichter und das Projekt des gemeinsamen Marktes 
stabiler. Die Leistungsbilanz (also die Handelsbilanz) spiegelt die Notwendigkeiten der 
Reproduktion einer Ökonomie wider und ist daher weniger flexibel als die Kapitalbilanz. 
Target 2 erlaubt die Anpassung der Zahlungsbilanz, so dass die Leistungsbilanz weniger 
empfindlich auf Verschiebungen der Kapitalbilanz reagiert. 
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bzw. berüchtigte Delors-Bericht, der den gemeinsamen Binnenmarkt für selbst- 
verständlich und „natürlich“ hält, eine Währungsunion als unvermeidlich an. 
Das institutionelle Rahmenwerk der EWU ist insofern als eine systemimmanente 
Lösung des Trilemmas der Wirtschaftspolitik anzuschen. 

Damit wurden die Bedingungen geschaffen, um den traditionelle Wohlfahrt- 
staat zu zerstören, indem den härtesten Forderungen des Kapitals gegenüber den 
Lohnabhängigen nachgegeben wird. Die Variable, der die Bürde der Anpassung 
an die neuen kapitalistischen Bedingungen, insbesondere im Umfeld der EWU, 
auferlegt wird, ist die Zunahme der Produktivität im Verhältnis zu den Realein- 
kommen. Auch unter diesem Gesichtspunkt ähnelt die Phase des gegenwärtigen 
Neoliberalismus der Periode des Goldstandards (vgl. dazu die Analysen von 
Bryan/Rafferty 2006: 121ff und McKinnon 1993). Was ist damit gemeint? Es 
bedeutet, dass der Druck, der von der Funktionsweise der EWU herrührt, aufden 
Kern der kapitalistischen Ausbeutung gerichtet ist und die Vorbedingung einer 
kontinuierlichen Restrukturierungder Arbeit bildet. Die EWU verwirklicht eine 
extreme Variante der Strategie der Öffnung zur internationalen Konkurrenz, die 
nur dadurch aufrechterhalten werden kann, dass die Lohnabhängigen sich ständig 
„anpassen“. Daraus folgt, dass die EWU-Strategie einen spezifischen Modus zur 
Organisation kapitalistischer Macht darstellt. 

Die wirkliche Botschaft des Optimalen Währungsraums lautet demnach, dass 
die Währungsunion in den Mitgliedstaaten einen ständigen Druck zur Restruk- 
turierung der Arbeits- und Einkommensbedingungen aufgebaut hat, so dass ein 
systematischer Angriffaufdie Lohnabhängigen sowohl im „Zentrum“ wie in der 
„Peripherie“ erfolgt. Die Logik dependenztheoretischer Ansätze gibt nur eine 
dürftige Erklärung dieser Entwicklungen und bietet auch keinerlei Grundlage 
für politisches Handeln. Der Mechanismus der Eurozone, der in der Öffnung 
zur internationalen Konkurrenz besteht (und damit der inneren Logik des Ka- 
pitals, in dem von Marx betonten Sinn entspricht), ist ideal für die Organisation 
kapitalistischer Macht. Selbstverständlich erfolgen die Anpassungen an diesen 
Mechanismus nicht immer auf perfekte Weise, und dies wird auch zukünftig 
nicht so sein. Es ist eine Strategie, die von Widersprüchen durchzogen ist, die 
aus dem Klassenkampf herrühren. 


4. Eine alternative Beschreibung der ersten Phase 
der Europäischen Symbiose 


Die offizielle Erklärung für das aktuelle ökonomische Dilemma des Euro be- 
ruht im Wesentlichen auf zwei miteinander verbundenen Bedingungen in den 


Defizitländern: leichtfertige Verschuldung und schwache Wettbewerbsfähigkeit 
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wegen zu höher Löhne. Diese Interpretation macht die der Forderung nach einer 
Austeritätspolitik plausibel - und eine solche kommt dem Kapital zu Gute. 

Zu einem Tango gehören aber stets zwei: die leichtsinnige Verschuldung ist 
nur möglich bei leichtsinniger Kreditvergabe, bedingt also ein leichtsinniges 
Finanzsystem. Allerdings ist es nicht möglich, dass das Finanzsystem über einen 
so langen Zeitraum (im vorliegenden Fall über die ganz erste Phase des Euro) so 
leichtfertig ist. Das Finanzsystem kann bestehende Widersprüchlichkeiten ver- 
stärken, so dass Ökonomien verletzbarer werden. Aber dieses System ist auch eine 
bestimmte Technik der Macht, die das Terrain für die kapitalistische Ausbeutung 
herstellt. Auf der anderen Seite ist Wettbewerbsfähigkeit an das Kapitalverhält- 
nis geknüpft. Allerdings kann Wettbewerbsfähigkeit nicht so einfach gemessen 
werden. Das gängige Maß dafür geht von einer Reihe von Preis- und Kosten- 
indikatoren aus, inbesondere dem realen effektiven Wechselkurs (real effective 
exchange rate, REER), der auf den Arbeitskosten und internationalen relativen 
Preisen beruht. Allerdings sind die REER-Trends mit der sozialen Dynamik der 
Wettbewerbsfähigkeit nur schr lose verknüpft. 

Wir haben weiter oben ausgeführt, dass der globale Markt nicht allein den 
Raum für internationale Transaktionen darstellt, sondern auch den ökonomi- 
schen und sozialen Rahmen für den internationalen kapitalistischen Wettbewerb, 
durch den internationale Marktpreise festgesetzt werden. Wenn wir annehmen, 
dass handelbare Waren untereinander leicht substituierbar sind (in der Realität 
ist dies häufig nicht der Fall, aber auf diesen Niveau der Analyse erscheint die 
Annahme sinnvoll), dann können internationale Preise nur innerhalb gewisser 
Grenzen schwanken. Wenn die Wirtschaftsgrenzen offen sind und kapitalisti- 
sche Firmen dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt sind, würde sich ein 
allgemeiner Verlust an Wettbewerbsfähigkeit im Sinken von Profitabilität und 
Produktivität, in geringeren Wachstumsraten und steigender Arbeitslosigkeit 
ausdrücken. Kurz gesagt, es würde sich um eine Krankheit mit offensichtlichen 
Symptomen handeln. Während der ersten Phase der Eurozone ist in den Ländern 
der europäischen „Peripherie“ allerdings keines davon zu diagnostizieren. In 
der Periode von 1995 bis 2008 erlebte Spanien ein reales Wachstum von 61%, 
Griechenland von 56% und Irland von 124,1% - ganz im Gegensatz zu den ent- 
wickelten Ökonomien Europas, in denen das Wachstum desBIP in Italien 17,8%, 
in Deutschland 19,5%, und in Frankreich 30,8% betrug (Milios/Sotiropoulos 
2011: Kap. 12). Es zeigt sich, dass das höhere Wachstum in der „Peripherie“ mit 
einer höheren Profitabilität und einer Verschlechterung der Leistungsbilanz 
einherging. Wenn aber Leistungsbilanzdefizite als Indikator für eineabnehmende 
Wettbewerbsfähigkeit genommen werden, wie kann dann aber ihre positive 
Korrelation und Wachstum und Profitabilität erklärt werden? Offensichtlich 
ist eine andere Interpretation nötig. 
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Indem die Länder durch die einheitliche Währung in verstärktem Maße der 
internationalen Konkurrenz ausgesetzt wurden, erfolgten bedeutende Restruk- 
turierungen der Arbeit, die dem Kapital zugute kamen und in diesen (wettbe- 
werbsschwächeren) Ländern zu befriedigenden Wachstums- und Profitraten 
führten. Ohne dass wir in eine detaillierte Analyse dieser ökonomischen Daten 
einsteigen können, ist ein wesentliches Ergebnis festzuhalten: die Konvergenz der 
länderspezifischen Risikobewertungen innerhalb der unterschiedlichen sozialen 
Formationen der Eurozone. Wir gehen davon aus (auch wenn man mit solchen 
Vereinfachungen vorsichtig sein muss), dass die Bewertung der Staatsverschul- 
dung eng mit der allgemeinen länderspezifischen Risikobewertung zusammen 
hängt. Das bedeutet, einfach ausgedrückt, dass steigende Wertpapierpreise auf 
den Sekundärmärkten die erwarteten Renditen aus bestehenden oder neuen 
Investitionen im Schuldnerland im Vergleich zu den Erwartungen bei entspre- 
chenden Investitionen in anderen Ländern widerspiegeln. Verbesserungen der 
länderspezifischen Risikobewertungresultieren demnach aus zwei Faktoren: den 
eigenen Wachstums- und Profitperspektiven der entsprechenden Länder und dem 
Vergleich mit den Wachstums- und Profitperspektiven der übrigen Länder der 
Währungsunion. In diesem Sinn wurden die länderspezifischen Risiken aufden 
Finanzmärkten - ganz im Gegensatz zu dem, was uns die offiziellen Erklärungen 
glauben machen wollen - keineswegs falsch eingeschätzt. Im Gegensatz zu den 
höheren Wachstums- und Profitraten der Länder der „Peripherie“ erlebten die ent- 
wickelten Länder der Eurozone wirtschaftliche Rückschläge. Diese unterschied- 
lichen Wachstums- und Profitperspektiven bildeten im Großen und Ganzen die 
treibende Kraft für die Konvergenz der länderspezifischen Risikobewertungen. 
Selbstverständlich gibt es im Zusammenhang mit der Wirkungsweise der EZB 
auch institutionelle Gründe, die diesen Trend verstärkten, dennoch kann die 
zunehmende Verringerung der Zinsdifferenzen damit allein nicht erklärt werden. 
Der wesentliche Punkt ist hier, dass die Eurozone keine einheitliche Ökonomie 
darstellt, sondern eine Währungsunion, innerhalb derer die Entwicklungen in zwei 
verschiedenen Geschwindigkeiten erfolgten. Oder anders ausgedrückt: es handelt 
sich um eine Wirtschaftsregion mit einer einzigen Währung, aber mit sozialen 
Formationen, die unterschiedliche Wachstumsperspektiven aufweisen. 

Die Verringerung der Risikoaufschläge auf die Zinsen in den Ländern der 
„Peripherie“ führte zu erheblichen Kapitalzuflüssen und in der Folge zu einer 
Ausweitung der Kredite und einem starken Anstieg der Wertpapierpreise, was 
über diverse Kanäle auch die private Nachfrage in der „Peripherie“ steigen ließ. 
Gleichzeitig unterlagen die Ökonomien der Eurozone mit ihren unterschiedlichen 
Wachstumsaussichten ein und derselben Geldpolitik, d.h. dem Regime einheitli- 
cher nominaler Zinssätze der EZB. Wenn die EZB keinen Unterschied zwischen 
unterschiedlichen Länderrisiken ihrer Mitgliedsländer machte, warum sollten 
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die Märkte dies tun? Die Zinsen waren für die „Peripherie“-Länder jetzt schr viel 
niedriger als zu den Zeiten vor der Einführung einer gemeinsamen Währung. 
Zusammen mit den höheren Inflationsraten führte das dazu, dass für die lokalen 
Banken sogar noch niedrigere reale Zinsraten galten. Dies waren die Ausgangs- 
bedingungen für die Explosion der privaten wie der öffentlichen Verschuldung.° 

Die Differenz zwischen den Wachstumsraten und den langfristigen Zinsen 
drücken die Einschätzung der Wachstumsperspektiven aus, wie sie in den Kondi- 
tionen der Risikoaufschläge (Veränderungen der Kreditwürdigkeit eines Landes) 
reflektiert werden. In Griechenland und Spanien vergrößerte sich dieser Unter- 
schied in der ersten Phase des Euro bis 2007 stetig, während er in Deutschland 
trotz des absolut niedrigen Niveaus der Zinsen negativ blieb. So geschen sind 
Defizite der Leistungsbilanz ebenso wenig das Ergebnis von unvorsichtiger Kredit- 
aufnahme wie von wirtschaftlicher Schwäche. Sie spiegeln vielmehr die erheblichen 
Kapitalzuflüsse und die damit verbundene Zunahme von privater Verschuldung 
in Ländern mit starken Wachstumsperspektiven wider. Beide Faktoren steiger- 
ten die private Nachfrage, was sich negativ in der Leistungsbilanz niederschlug 
und einen Aufwertungsdruck aufden realen Wechselkurs erzeugte. Im Fall von 
Spanien und Griechenland signalisierte der Anstieg des REER das permanente 
Defizit der Leistungsbilanz (Netto-Kapitalzuflüsse). Deutschland erlebte genau 
die gegenteilige Entwicklung. 

Mit dieser Argumentationslinie interpretieren wir die Ungleichgewichte der 
Leistungsbilanz innerhalb der Eurozone als Ergebnis einer speziellen Symbiose, die 
mit einer Währungsunion eigener Art zusammen hängt. Defizite der Leistungsbi- 
lanz müssen, in anderen Worten, also »icht als unmittelbares Ergebnis mangelnder 
Wettbewerbsfähigkeit erklärt werden, wenn letztere als soziale Beziehung verstan- 
den wird, und sie müssen ebenso wenig als Folge leichtsinniger Verschuldung in 
einer Situation niedriger Zinsen (Markt-Fehlbewertungen) gelten. So geschen sind 
Ungleichgewichte der Leistungsbilanz nicht „gut“ oder „schlecht“: Sie resultieren 
aus der Entwicklung der Klassenkämpfe im Kontext der speziellen Symbiose 
der Länder innerhalb der EWU. Unsere grundsätzliche Folgerung lautet daher: 
Ungleichgewichte der Leistungsbilanz sind in erster Linie als Finanzungleichgewichte 
zu verstehen. Dies soll im Folgenden näher erläutert werden. 


8 Am Beginn der Krise betrug die gesamte private Verschuldung in Portugal 239% des 
BIP, sie lag also um 29 Prozentpunkte höher als im benachbarten Spanien und 116 Pro- 
zentpunkte höher als in Griechenland (für Frankreich und Deutschland betrugen die 
entsprechenden Werte 130% und 140%). Die kurzfristigen realen Zinsen betrugen in 
Griechenland in den 1990er Jahren im Durchschnitt 5,4%, nach 2000 fielen sie fast auf 
Null fielen und lagen dann sogar über längere Zeit unter Null (vgl. Deutsche Bank 2010). 
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5. Finanzungleichgewichte und das strategische Dilemma 
des Euro 


Die Eurozone übt über ihre Mechanismen einen ständigen Druck auf die Re- 
organisation der Arbeit in den einzelnen Mitgliedsländern aus. Der Plan einer 
einheitlichen Währung und seine institutionelle Verankerung brachten dem 
Gesamtkapital in sämtlichen Ländern Gewinne. Dennoch ist seine Umsetzung 
mit Widersprüchen und Hindernissen verbunden. 

Wir haben geschen, dass der Euro-Mechanismus auf einer spezifischen Sym- 
biose von Ländern mit unterschiedlichen Wachstumsperspektiven beruht, die 
dauerhafte Finanzungleichgewichte hervorrufen. Außerdem haben wir gezeigt, 
dass Wettbewerbsfähigkeit nicht mit dem Ergebnis der Leitungsbilanz (bzw. der 
Handelsbilanz) gleichgesetzt werden kann. Anhaltende Defizite in einer schnell 
wachsenden Wirtschaft (der „Peripherie“) sind Anzeichen für negatives Sparen, 
d.h. für einen Überschuss der inländischen Anlageinvestitionen (der Privaten oder 
des Staats) über das inländische Sparen (der Privaten oder des Staates). Gleich- 
wohl vertreten wir, dass der analytische Rahmen von Nutzenmaximierung und 
allgemeinen Gleichgewichtsmodells zur Erklärung solcher Entwicklungen wenig 
überzeugend ist, weil es insbesondere nicht gelingt, die intertemporalen Wahlhand- 
lungen der wirtschaftlichen Akteure (Haushalte, Unternehmen, Staaten) schlüssig 
abzubilden. Wie wir oben erläutert haben, liefert die kapitalistische Profitabilität 
und deren Übersetzung in Finanzmarktpreise einen weit besseren Ansatz, um 
die anhaltenden Ungleichgewichte beim Nettosparen innerhalb der Eurozone 
zu verstehen. Mit anderen Worten: Die Finanzpositionen hängen mit der Dyna- 
mik des Kapitals und dem Niederschlag dieser Dynamik in den Risikobewertungen 
zusammen. Wie weiter oben erläutert, liegt der wesentliche Grund für die Netto- 
Kapitalflüsse und die damit verbundenen Änderungen der realen Wechselkurse 
sowie der relativen Preise in der Antizipation von höheren Einkommensströmen 
in der Zukunft. In der Praxis bedeutet das: Ungleichgewichte spiegeln nicht Ände- 
rungen in der Wettbewerbsfähigkeit wider, sondern den Verlauf einer bestimmten 
Form der wirtschaftlichen Symbiose (vgl. dazu die bereits 1987 publizierte Kritik 
von Dooley/lIsard an solchen Modellen, sowie Borio/Disyatat 2011). 

In wachsenden Wirtschaften fördern anhaltende Netto-Kapitalzuflüsse (nega- 
tives Netto-Sparen) die Binnennachfrage und die Verschuldung. Steigt die Bin- 
nennachfrage, dann wenden sich produzierende Unternehmen den entsprechen- 
den inländischen Märkten zu. Veränderungen beim realen Wechselkurs sind eine 
unmittelbare Folge: Darin kommt weder eine schwache wirtschaftliche Leistung 
zum Ausdruck noch geht dies mit niedriger Rentabilität oder einem Zuwachs 
der Arbeitslosigkeit einher. Gleichzeitig stellt die boomende Binnennachfrage in 
den weniger wettbewerbsfähigen europäischen Ländern der „Peripherie“ einen 
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gewissen Schutz des einheimischen Kapitals dar (vgl. dazu auch Dooley et al. 
2007: 109). Dies ist unter zwei Gesichtspunkten relevant. 

Für ein weniger entwickeltes Land kann der Zugang zu internationalen Märk- 
ten in der Tat ein Weg sein, sich dem internationalen Wettbewerb auszusetzen, 
was möglicherweise zu höheren Wachstumsraten und einem Anstieg der Pro- 
duktivitätsniveaus führt. Allerdings beruht dieser Prozess auf einer wesentlichen 
Bedingung: das weniger wettbewerbsfähige Land (der „Peripherie“) muss in 
der Lage sein, drastische Restrukturierungen der Arbeit durchzusetzen, wobei 
weniger effizientes Kapital eliminiert und neues, wettbewerbsfähigeres geschaffen 
wird. Die Dynamik der kapitalistischen Konkurrenz fördert diesen Prozess der 
Restrukturierung und der Schaffung neuer Formen der Ausbeutung, ist aber 
notwendigerweise mit Verzögerungen und Widerständen konfrontiert, die aus 
den Klassenkämpfen resultieren. Finanzielle Ungleichgewichte, die mit einem 
Zuwachs der Binnennachfrage einhergehen, bilden dabei einen schützenden 
Puffer gegenüber dem Druck der internationalen Konkurrenz, was die Kosten 
der Teilnahme am Euro teilweise ausgleicht. Sie stellen also einen Faktor der 
Anpassung dar und sind gleichbedeutend mit einem „ökonomischen Surplus“, 
der als milde Form des Protektionismus funktioniert.” 

Werden die Ungleichgewichte in der Zahlungsbilanz aber unhaltbar, so wird 
aus dem Puffer ein Hindernis für die Euro-Strategie. Eine starke Binnennach- 
frage und eine Zunahme der Verschuldung kann bis zu einem gewissen Grad 
den starken Druck zur anhaltenden Restrukturierung der Arbeit aufheben und 
die Öffnung zu den internationalen Märkten unterminieren, was vom Gesamt- 
kapital nicht begrüßt wird, da es als ein gefährlicher Tauschhandel gilt. Dies 
erklärt den europäischen Konsens hinsichtlich der Erwartung an die zentrale 
EU-Bürokratie, die Lohninflation ebenso wie die Verschuldung der einzelnen 
Länder zu kontrollieren. Die politischen Entscheidungsträger wollen auf diese 
Art die Entstehung von finanziellen Ungleichgewichten und die Zunahme der 
Binnennachfrage indirekt kontrollieren, um den Mechanismus des Euro als eines 
Projekts zur Reorganisation der Arbeit zu erhalten. Selbstverständlich sind solche 
Entwicklungen nicht immer ohne weiteres zu beeinflussen: Die Dynamik des 
Kapitals kann nicht allein durch Regierungsinterventionen bestimmt werden. 

So begegnen wir schließlich einem Phänomen, das man als das szrategische 
Dilemma des Euro bezeichnen kann. Anhaltende finanzielle Ungleichgewichte 
und damit verbundene zunehmende Verschuldung stellen gleichermaßen einen 
Anpassungs-Puffer wie einen deutlichen Widerspruch zum Euro-Projekt dar. Auf der 


einen Seite tragen diese Ungleichgewichte zum notwendigen sozialen Konsens bei 


9 Dooley et al. (2007) führen dieses Argument im Zusammenhang mit den Ungleichge- 
wichten zwischen den USA und Chinaan. 
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(der einen Ausgleich für den Druck auf die Arbeit schafft). Auf der anderen Seite 
stellen sie ein unerwünschtes Muster der Symbiose dar, da sie im Widerspruch 
zum Euro-Mechanismus stehen und eine wirtschaftliche Konstellation schaffen, 
die gegenüber unerwarteten und unvorhergeschenen wirtschaftlichen Ereignissen 
besonders labil ist. Dies ist ein allgemeines Problem, das dem modernen Finanz- 
system eigen ist, da es als Machttechnik disziplinierend, bei Ungleichgewichten aber 
eben auch ausgleichend wirken kann — der Fall der Eurozone illustriert das deutlich. 

Das langfristige Dilemma des Euro hat eine strategische Dimension, die nicht 
aufden ersten Blick sichtbar ist. Geht man vom neoliberalen Geist der Eurozone 
aus, dann ist diesem Dilemma ein bestimmter Modus des Umgangs mit Ungleich- 
gewichten eingeschrieben: man bewältigt sie mittels wirtschaftlicher Rezession 
und anhaltendem Druck auf die Masseneinkommen. Darin zeigt sich ein schr 
aggressives Vorgehen der herrschenden Klassen in Europa, aber hier liegt die 
einzige Möglichkeit, die Dynamik des Kapitals zu stärken, ohne die neoliberale 
Agenda des Euro aufzugeben. 

Die europäische Strategie des Reagierens auf die Krise hat als wesentliches Ziel 
die weitere Verankerung der neoliberalen Agenda. Während man die einzelnen 
Länder auf den Pfad der konservativen Transformation führt, indem sie dem 
Druck der Märkte ausgesetzt werden, hinkt dieser Prozess hinter den „realen“ 
Erfordernissen der Zeit stets einen Schritt hinterher. Die Kommentatoren, die 
die europäische Politiker in diesem Punkt kritisieren, verstehen dies allerdings 
falsch, denn es geht darum, die neoliberale, auf Stärkung der Profitabilitätzielende 
Agenda durchzusetzen, ohne die Funktionsweise der Märkte zu beeinträchtigen. 
Mit anderen Worten: Die aggressiven neoliberalen Maßnahmen und Reformen 
wären in den Mitgliedsländern nicht durchgesetzt worden, wenn die EZB von 
Anfang an als Fiskalagent aufgetreten wäre, wenn ihre Interventionen in den 
sekundären Staatsschulden-Märkten umfassender und kontinuierlicher gewe- 
sen wären, wenn die Wirkungsmächtigkeit der European Financial Stability 
Facility (EFSF) oder des European Stability Mechanism (ESM) den zentralen 
Problemen der Staaten angemessen gewesen wäre, wenn der Plan für Spanien 
auch bereits für Irland gegolten hätte, wenn... Der tiefgreifende Charakter der 
Krise hätte vermieden werden können, aber dies hätte eine grundsätzlich andere 
Richtung bedeutet: den Lebensstandard und die Rechte der arbeitenden Klassen 
zu sichern. Das wäre ein anderes Europa gewesen, aber eben: ein Europa, das sich 
nicht bedingungslos den Interessen des Kapitals unterwirft. Für die tatsächlich 
eingeschlagene Strategie war die Krise dagegen eine Gelegenheit zur historischen 
Verschiebungder Kräfteverhältnisse zugunsten des Kapitals, indem die europäi- 
schen Gesellschaften den Bedingungen des uneingeschränkten Funktionierens 
der Märkte ausgeliefert wurden. 

Übersetzung aus dem Englischen von Dorothea Schmidt 
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Albert Scherr 


Offene Grenzen? 
Migrationsregime und die Schwierigkeiten 
einer Kritik des Nationalismus 


Im Umgang mit unerwünschten Migrant/innen in den Staaten der EU wird in 
zugespitzter Weise der Widerspruch zwischen der Beanspruchungder Menschen- 
rechte als Wertegrundlage und EU-europäisch bzw. nationalstaatlich gefassten 
politischen Interessen deutlich: Dass Migrant/innen als Subjekte ihrer Men- 
schenrechte anzuerkennen sind, ist zwar prinzipiell - aber eben nur prinzipiell 
- unstrittig; dies verhindert aber Versuche der Abschließung der Außengren- 
zen mit der Folge zunehmend gefährlicher Fluchtwege ebenso wenig wie einen 
Umgang mit Asylsuchenden, Geduldeten und Illegalisierten, der - trotz der 
inzwischen in Deutschland verfassungsgerichtlich auferlegten Vorgaben' - nach 
wie vor auf Abschreckung ausgerichtet ist. Verhindert werden dadurch auch 
nicht Abschiebungen in Kontexte, in denen Betroffene mit absoluter Armut, 
Diskriminierung und sozialer Ausgrenzung konfrontiert sind.” Zu verzeichnen 
sind in Folge einer Politik der Abschottung „Tausende und Abertausende von 
Toten, eine unbestimmte Anzahl von Vermissten, über die man nie mehr etwas 
erfahren wird“, und es ist durchaus plausibel, hierin eine „Nebenwirkung eines 
von Europa einseitig gegen Migranten erklärten Krieges“ (Paleologo 2008: 9) 
zu sehen. 

Daraufreagieren unterschiedliche Formen der Kritik und der Solidaritätsarbeit 
mit Flüchtlingen, die von zivilgesellschaftlichen Organisationen, Wohlfahrtsver- 
bänden und lokalen Initiativen getragen werden. In einer dem eigenen Anspruch 
nach radikalen Variante dieser Kritik wird die Legitimität staatlicher Migrati- 
onsregime generell in Frage gestellt und werden in der Folge ein unbegrenztes 
Recht auf Bewegungsfreiheit und Niederlassung sowie offene Grenzen und der 


1 S.das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 18.7.2012 (http://www.bverfg.de/ent- 
scheidungen/1s20120718_1bvl001010.htm]) 

2 Und dies auch innerhalb Europas, wie im Fall von Roma, die aus Deutschland in den 
Kosovo, nach Serbien oder Rumänien abgeschoben (oder zur sog. freiwilligen Ausreise 
gedrängt) werden, dies nunmehr in Baden-Württemberg auch in Regie einer grün-roten 
Landesregierung. 
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Verzicht auf Abschiebungen gefordert.’ Dies impliziert die Infragestellung eines 
konstitutiven Prinzips von Nationalstaatlichkeit, des Rechtes von Staaten, über 
den Zugangund Aufenthalt aufihrem Territorium souverän entscheiden zu kön- 
nen, und damit eine Kritik, die über eine rassismustheoretische Kritik biologisch- 
rassistischer und ethnorassistischer Bestimmungen von Staatsangehörigkeit sowie 
instrumenteller politischer und ökonomischer Kalküle der Einwanderungspolitik 
notwendighinaus geht. Denn bei einer grundsätzlichen Anerkennung des staatli- 
chen Rechts, über Zugangzum und Aufenthalt aufdem Staatsgebiet zu entschei- 
den, können zwar die konkreten Modalitäten von Grenzsicherungsmaßnahmen, 
des Umgangs mit Flüchtlingen und der Abschiebepraxis kritisiert werden, nicht 
aber die prinzipielle Zulässigkeit der diese ermöglichenden Gesetze und der diese 
umsetzenden Institutionen und Praktiken. Folglich schließt der Verzicht aufeine 
generelle Kritik staatlicher Zuwanderungs- und Aufenthaltsregulierung auch 
eine implizite Legitimation von Grenzsicherungsmaßnahmen, innerstaatlichen 
Kontrollen und Abschiebungen ein.‘ 

Insofern kann die Forderung nach offenen Grenzen für sich in Anspruch 
zunehmen, die einzigmögliche Position zum Ausdruck zu bringen, die sich einer 
solchen Legitimierung verweigert. Gleichzeitighandelt sich diese Position jedoch 
das Problem ein (s.u.), dass die Infragestellung der Zulässigkeit staatlicher Mig- 
rationsregime zugleich auch zu einer Infragestellung der Bestandsvoraussetzun- 
gen nationalstaatlich verfasster Demokratien und nationaler Wohlfahrtsstaaten 
führt, da diese als politische Vergemeinschaftung von Staatsbürger/innen sowie 
als Loyalitäts-Leistungs-Beziehungen zwischen Staaten und ihrer Bürger/innen 
konstruiert sind.’ In der Folge wird die Forderung nach offenen Grenzen in der 
sozialphilosophischen und sozialwissenschaftlichen Diskussion auch von Autor/ 
innen zurückgewiesen, die dem Spektrum der kritischen Theorien zuzurechnen 
sind, so u.a. von Etienne Balibar (2003), Seyla Behabib (2009) und Claus Offe 
(2011) (s.u.; vgl. Scherr 2012). 

Vor diesem Hintergrund wird im Folgenden der Frage nachgegangen, ob 
und ggf. wie eine Kritik staatlicher Migrationsregime formuliert werden kann, 


3 8. z.B. http://www.noborder.org; http://www.attac-netzwerk.de/ag-migration/texte/ 
offene-grenzen; http://www.migazin.de/2011/05/16/fur-ein-freies-europa-mit-offenen- 
grenzen; http://www.transitmigration.org/db_transit/ausgabe.php?inhaltID=13;/ 

4  Sofordertetwadie Partei Die Linke’ „offene Grenzen für Menschen in Not“ (http://www.die- 
linke.de/index.php?id=251&tx_ttnews[tt_news]=675&tx_ttnews[backPid]=35&no_ 
cache=1) und lässt damit die Fragen unbeantwortet, was als Not gelten soll sowie was mit 
denjenigen geschehen soll, die entsprechenden Kriterien nicht gerecht werden. 

5 Darauf wird im Weiteren noch näher einzugehen sein; zur umfangreichen sozialwissen- 
schaftlichen Diskussion über den Zusammenhang von Nationalstaatlichkeit, Wohlfahrts- 
staatlichkeit und Migration s. Bommes/Halfmann 1998; Bommes/Geddes 2000. 
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die sich nicht auf - die zweifellos legitime und erforderliche - moralische 
Empörung und menschenrechtliche Skandalisierung einzelner Fälle, Aspekte 
und Praktiken (etwa: der tödlichen Folgen des EU-Grenzregimes, der Dritt- 
staatenregelung, der Lagerunterbringung, der Folgen von Illegalisierung, der 
Abschiebung unerwünschter Migrant/innen, der deutschen Residenzpflicht 
usw.) zurückzieht, sondern als Kritik der gesellschaftlichen Strukturen angelegt 
ist, die zu menschenrechtlich inakzeptablen Praktiken führen. Argumentiert 
wird hier diesbezüglich, dass es dazu nicht zureichend ist, eine rassismuskriti- 
sche Position einzunehmen, sondern darüber hinausgehend erforderlich ist, eine 
Nationalismuskritik zu entwickeln, die aufdie Forderung nach offenen Grenzen 
verzichtet, aber gleichwohl eine Delegitimation der staatlichen Entrechtungund 
Deklassierung unerwünschter Migrant/innen ermöglicht. 

Dabei beanspruchen die folgenden Ausführungen nicht, eine abschließende 
Lösung der in Rede stehenden Problematik aufzuzeigen, sondern nur, zu einer 
Präzisierung der Frage beizutragen, mit welchen Schwierigkeiten Versuche kon- 
frontiert sind, eine gesellschaftstheoretische Kritik staatlicher Migrationsregime 
zu konturieren. 


Globalisierung, Rassismuskritik und Staatsangehörigkeit 


Migrationsregime können als Artikulation eines strukturellen Widerspruchs der 
Weltgesellschaft verstanden werden (vgl. Stichweh 2000: 66ff.; Bommes 2011: 
19f.; Global Commission 2005): 

Einerseits erzeugt der Prozess der Globalisierung unter Bedingungen weltwei- 
ter Ungleichheiten Migrationsanlässe, Migrationsmotive und Migrationsmög- 
lichkeiten. Er etabliert einen Weltmarkt für Arbeitskräfte und umfasst die Auffor- 
derung, auch jenseits des eigenen Herkunftslandes Qualifikationen zu erwerben 
und berufliche Möglichkeiten zu ergreifen; Kommunikationsmedien und ein 
globales Verkehrswesen lassen Migrationsmöglichkeiten sichtbar und erreichbar 
werden; bereits stattgefundene Migration erleichtert weitere Migration durch die 


6 Die Menschenrechte werden hier ein als normativer Maßstab der Kritik beansprucht, der 
in den justiziell einklagbaren Menschenrechten keineswegs umfassend aufgehoben ist, 
sondern ein normativer Referenzrahmen für politische Auseinandersetzungen sind (s. 
dazu Ignatieff 2002); dabei wird davon ausgegangen, dass jede Kritik einen normativen 
Maßstab als Kriterium beanspruch muss, das es erlaubt, über die bloße Konstatierung von 
Tatsachen hinauszugehen und zu begründen, warum diese als inakzeptabel betrachtet 
werden (s. Ritsert 2009). Aufder grundlagentheoretischen Auseinandersetzung dazu, ob 
und ggf. wie eine nicht-normative Kritik möglich und erforderlich ist, kann hier nicht 
eingegangen werden. 
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Entstehung von Netzwerken, usw. Mit dieser Erzeugungvon Migrationsanlässen, 
-motiven und -möglichkeiten korrespondiert nicht zufällig ein - durchaus un- 
wahrscheinlicher” und kontroverser - Prozess, in dem Individuen als Träger von 
Menschenrechten anerkannt werden, die in Staatsbürgerrechten nicht umfassend 
aufgehoben sind (vgl. Koenig2005):? Unter Bedingungen einer fortschreitenden 
globalen Verflechtung von Ökonomie, Politik und medialer Kommunikation 
wächst der Bedarf an einem Referenzrahmen für internationale politische und 
rechtliche Kommunikation und damit steigt der politische Druck auf Staaten, 
sich auf die deklarierten Menschenrechte als einen solchen Referenzrahmen 
zu verpflichten. Zudem ist unter Bedingungen fortschreitender Globalisierung 
die Vorstellung einer „Universalgesellschaft, die die ganze Menschheit umfasst 
und in der alle durch das Mittel der Kommunikation Beziehungen zueinander 
aufnehmen können“ (Mead 1934/1968: 330) nicht mehr nur als philosophisches 
Konzept relevant, sondern zunehmend in Alltagserfahrungen verankert; damit 
wird es auch wahrscheinlicher, dass eine Anerkennung Anderer als Mitglieder 
dieser Universalgesellschaft, die einander moralisch verpflichtet sind (ebd.), 
möglich wird. Damit werden die gesellschaftsstrukturellen Grundlagen einer 
nationalstaatlichen Begrenzung von politischer, rechtlicher und moralischer 
Zuständigkeit brüchig (siche dazu auch Fraser 2010). 

Andererseits gilt jedoch das Recht von Staaten, über den Zugang zu und 
Aufenthalt auf ihrem Territorium sowie den Erwerb von Staatsbürgerschaft 
souverän zu entscheiden, also das Recht, Migration zu begrenzen und zu re- 
gulieren, im dominanten politischen Diskurs und auch in weiten Teilen des 
sozialwissenschaftliches Diskurses als nicht aussichtsreich kritisierbare Faktizität. 
Denn Globalisierung führt nicht zur Auflösung von „Nationalgesellschaften“ 
(Schimank 2005: 399) in Richtung einer Weltgesellschaft, sondern ‘nur’ dazu, 
dass deutlicher erkennbar wird, dass es sich bei Gesellschaften mit einem natio- 
nalstaatlich verfassten politischen System nicht um selbstgenügsame Einheiten 


7 Unwahrscheinlich ist dieser Prozess deshalb, weil er die Bindung moralischer und recht- 
licher Verpflichtungen von der Zugehörigkeit zu einer partikularen Gruppe entkoppelt; 
siehe zu dieser Problematik in Hinblick auf die wohlfahrtsstaatliche Inklusion von Zu- 
wanderern die bei Mau und Burkhardt (2010) dargestellten Forschungsergebnisse. 

8 Dass Individuen als Menschen gelten und dass ihnen schon daraus Rechte erwachsenen, 
welche die Möglichkeiten staatlicher Herrschaftsausübung begrenzen, war und ist kei- 
neswegs selbstverständlich, sondern Ergebnis eines historischen Lernprozesses, der aus 
der Auseinandersetzung mit Unrechtserfahrungen resultiert (vgl. Bielefeld 1998). Die 
Etablierung eines Menschenrechtsdiskurses verhindert zwar faktische Menschenrechts- 
verletzungen und die politische Instrumentalisierung der Menschenrechtsidee nicht; 
jede Kritik der Beanspruchung der Menschenrechte als Maßstab der Kritik müsste aber 
aufzeigen können, welchen alternativen, der Menschenrechtsidee überlegenen Maßstab 
sie stattdessen beansprucht. 
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handelt, sondern um ein „Resultat relativer Abschottung“ (ebd.: 399). Genauer: 

Um das Resultat eines hoch selektiven Arrangements von Öffnungen und Schlie- 
Bungen für Kapital, Geld, Waren, Dienstleistungen, das historisch und aktuell 
Versuche der Mobilisierung und Demobilisierung von Menschen einschließt 
(vgl. Bauman 2005: 90ff) . Unter Bedingungen globaler Ungleichheiten sind 
Nationalstaaten insbesondere dadurch auch als „institutionalisierte Gleichheits/- 
Ungleichheitsschwellen“ (Stichweh 2000: 69: 52) bedeutsam, dass der Zugangzu 
rechtlich regulierten Arbeitsmärkten sowie zu wohlfahrtsstaatlichen Leistungen, 
aber auch zu rechtsstaatlichen Garantien und demokratischer politischer Interes- 
senvertretungvon der Staatsangehörigkeit und dem Aufenthaltsstatus abhängig 
ist und folglich durch Migrationsregime reguliert wird. 

Der strukturelle Widerspruch zwischen der Erzeugungvon Zwängen, Anrei- 
zen und Möglichkeiten für Migration sowie der Anerkennung von Menschen 
als Subjekte, für deren Schicksal nicht exklusiv ihr Herkunftsstaat zuständig ist 
einerseits, andererseits einer staatlich-politischen Regulierung von Migration, die 
nationalstaatlich (bzw. EU-europäisch) gefasste Interessen ins Zentrum stellt, ist 
im politischen und medialen Diskurs, der Migrationsforschung und rassismus- 
kritischen Analysen wiederkehrend thematisiert worden. Deutlich wurde dabei, 
dass Migrationsregime auf einer doppelten Diskriminierung beruhen: Auf der 
politisch-rechtlichen Regulierungvon Zuwanderung einerseits, der Zuweisungen 
benachteiligender Positionen in den jeweiligen Einwanderungsgesellschaften 
andererseits. Insofern ist es naheliegend, die Kontinuität zwischen gegenwärtiger 
staatlicher Diskriminierung von Migrant/innen und historischen Formen von 
Rassismus zu betonen (vgl. etwa Balibar 1990: 49ff.). Gleichwohl kann nicht 
davon abgesehen werden, dassan das Kriterium der Staatsangehörigkeit geknüpfte 
Formen der Diskriminierungkeinesfalls notwendig mit biologisch-rassistischen 
und/oder ethnischen Konstruktionen legitimer Zugehörigkeit und ungleicher 
Rechte einhergehen müssen. Denn Staatsangehörigkeit kann als folgenreiche 
rechtliche Kategorie in einer Weise gefasst werden, welche die Argumente der 
Rassismuskritik aufnimmt. 

Dies wird in Deutschland u.a. in der Überwindung eines exklusiven jus sangu- 
inis deutlich, die dazu geführt hat, dass ein dauerhafter Aufenthaltsstatus und die 
Staatsbürgerschaft, und damit Zugangsrechte zum Arbeitsmarkt und politische 
Partizipationsrechte, unter bestimmten Bedingungen auch erworben werden 
können, ohne dass biologisch-rassistische und kulturrassistische Kriterien diese 
Bedingungen definieren. Aufder Ebene der EU geht eine Politik der verschärften 
Kontrolle von Zuwanderungmit einer Antidiskriminierungsprogrammatik ein- 
her, die jede Benachteiligung aufgrund „der Rasse oder der ethnischen Herkunft“ 
(RICHTLINIE 2000/43/EG DES RATES) untersagt. Explizit ausgenommen 
vom Diskriminierungsverbot sind jedoch die „Ungleichbehandlungen aufgrund 
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der Staatsangehörigkeit“ und damit „Vorschriften über die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen und ihren Zugang zu Beschäftigungund 
Beruf“ (ebd.: Art. 13). Anerkannte Grenzen des Rechts, Nicht-Staatsangehörige 
bzw. Nicht-EU-Bürger/innen auszugrenzen und zu benachteiligen, sind allein die 
restriktiven Bestimmungen der Asylgesetzgebung sowie das Non-Refoulement- 
Prinzip der Genfer Flüchtlingskonvention.? 

Damit wird in der Anti-Diskriminierungsgesetzgebung, wie auch in den kor- 
respondierenden Diversity- und Anti-Rassismus-Programmatiken, exemplarisch 
die Idee eines modernen Europa sichtbar, das sich von tradierten ideologischen 
Formen der Diskriminierung distanziert und dadurch in der Lage ist, sich als den 
Menschenrechten verpflichtete Wertegemeinschaft zu beschreiben. Ich tendiere 
diesbezüglich zu der Einschätzung, dass die Interessen der politischen Eliten 
der EU und der global operierenden ökonomischen Eliten darauf ausgerichtet 
sind, einen Modernisierungsprozess voranzutreiben, für den sich rassistische und 
ethnische Unterscheidungen (aber auch geschlechtsbezogene Diskriminierung) 
und darin begründete Konflikte als Hindernis für die ökonomische Nutzbar- 
machung von Humankapital sowie die Expansion der Absatzmärkte darstellen 
und der deshalb auf eine Purifizierung des meritokratischen Versprechens zielt, 
dass jede/r - unabhängig von Herkunft, Geschlecht, sexueller Orientierung, 
Ethnizität usw. - formell gleiche Chancen in der ökonomischen Leistungskon- 
kurrenz haben soll. Antidiskriminierungspolitik ist so betrachtet ein zentraler 
Ausdruck dieses gegenwärtig hegemonialen Projekts. Damit wird ein Bündnis 
mit emanzipatorischen sozialen Bewegungen und kritischer Sozialwissenschaft 
möglich. Dies jedoch nur in einem Rahmen, in dem zwei gravierende Formen 
von struktureller Benachteiligung systematisch ausgeklammert bleiben: Die 
ökonomischen Ungleichheitsverhältnisse, die aus den ökonomischen Struktu- 
ren innerhalb der EU und ihrer Nationalstaaten resultieren sowie die staatlich- 
politisch, nicht zuletzt durch Migrationsregime, insbesondere eine restriktive 
Flüchtlingspolitik und eine selektive Politik der Arbeitsmigration abgesicherten 
Ungleichheitsverhältnisse zwischen den Regionen der Weltgesellschaft. Denn 
nicht die Struktur der internationalen und innernationalen Ungleichheiten, 
sondern nur diskriminierende Praktiken bei der Zuweisung von Positionen in 


9 Dies hat zur Folge, dass sich die Auseinandersetzung über das Aufenthaltsrechts von 
Flüchtlingen immer wieder von der Ebene politischer Entscheidungen auf die komplexer 
juristischer Abwägungen verlagert, in denen dann z.B. umfangreiche Gutachten zu der 
Frage entscheidungsrelevant sind, welche Krankheiten in welchen Regionen der Welt 
angemessen behandelt werden können. 

10 Diskursanalysen, die diese Einschätzung fundieren könnten, liegen meiner Kenntnis 
nach bislang nicht vor. 
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diesen Strukturen selbst sind im hegemonialen Diskurs als kritikbedürftig an- 
erkannt (vgl. Scherr 2010). 

Vor diesem Hintergrund soll im Weiteren danach gefragt werden, wie eine 
Kritik EU-europäischer und nationalstaatlicher Migrationsregime formuliert 
werden kann, die sich dieser systematischen Ausklammerungverweigert und den 
universalistischen Anspruch des menschenrechtlichen Diskriminierungsverbots 
ernst nimmt: Wie kann eine Kritik von Verhältnissen formuliert werden, in 
denen - jedenfalls de jure - niemand innerhalb der EU rassistisch, aufgrund von 
Ethnizität, „Rasse“, Religion usw. - diskriminiert werden darf, in denen es aber 
als zulässiggilt, Staatsbürgerschaft als Diskriminierungskriterium zu verwenden? 
Kann die Verwendung von Staatsbürgerschaft in gleicher Weise kritisiert werden, 
wie die Verwendung rassistischer und ethnisierender Unterscheidungen?"' 


Nationalstaatliche Vergesellschaftung und Nationalismus 


Um diese Fragen angemessen bearbeiten zu können, ist es erforderlich, zwischen 
einem ideologisch aufgeladenen Nationalismus und einem cher sachlich-nüch- 
ternen, funktionalen Nationalismus zu unterscheiden. Historisch war zwar eine 
Konstruktion von Nationalstaaten als „imaginäre Gemeinschaften“ für die Staa- 
tenbildung in Europa unverzichtbar - und damit einhergehend ein ideologisch 
aufgeladener Nationalismus, der Nationen als intern homogene und deshalb 
nach außen abgrenzbare Kollektive konzipiert sowie entsprechende Praktiken 
der internen Homogenisierung, einschließlich der Vertreibungund Vernichtung 
von Minderheiten, realisiert hat. Demgegenüber lassen sich gegenwärtig Ent- 
wicklungen beschreiben, in deren Folge ein solcher Nationalismus in EU-Europa 
als Grundlage hegemonialer Politik in Frage gestellt ist (siche Bauman 2003: 
216ff.; Castells 1997: Sff.) und in der Folge als Merkmal eines als unzeitgemäß 
geltenden Rechtspopulismus gilt:'” Die Rolle von Nationalstaaten verändert 
sich. Sie sind nicht mehr souveräne Subjekte, sondern nur noch strategische 
Akteure im Kontext einer globalen Ökonomie; im Zuge der Verwandlung der 
europäischen Nationalstaaten in Einwanderungsgesellschaften, der Verlagerung 


11 Zur Verdeutlichung: Eine Abschiebung von Roma aus Deutschland wäre rechtswidrig, 
wenn sie den Verweis auf die ethnische Kategorie zur Begründung verwenden würde; 
als legal gilt dagegen die Abschiebung kosovarischer und serbischer Staatsbürger/innen 
- unabhängig davon, ob es sich um Roma handelt oder nicht, da die Bundesländer die 
Anerkennung einer gravierenden kollektiven Diskriminierung verweigern. 

12 Zweifellos sind sind auch Prozesse der Tradierungeines ethno-nationalistischen Alltags- 
bewusstseins sowie Gegentendenzen zur Erosion des ideologisch aufgeladenen Nationa- 
lismus zu beobachten. 
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nationalstaatlicher Zuständigkeiten auf die Ebene der EU, von kultureller Globa- 
lisierung und der Etablierungeines Menschenrechtsdiskurses wird die Grundlage 
ethnischer und rassistischer Konstruktionen nationaler Einheit brüchig. Und eine 
starke Identifikation mit der eigenen Nation in Verbindung mit einem Überle- 
genheitsbewusstsein ist nach vorliegenden Umfrageergebnissen zwar keineswegs 
überwunden, aber, jedenfalls in Deutschland, aktuell nicht mehrheitsfähig (vgl. 
Decker/Brähler 2006).' 

Die Beobachtungvon Tendenzen, die dazu führen, dass der „Begriffeiner na- 
tionalen Identität, mit der ein Einzelner sich identifizieren kann, die Plausibilität“ 
entzogen wird und die Annahme, dass „wir uns heute in einer Auslaufphase dieser 
Idee befinden“ (Luhmann 1997: 1055), treffen jedoch nicht in gleicher Weise auf 
einen solchen Nationalismus zu, der auf tradierte ideologische Aufladungen ver- 
zichtet und nicht mehr beansprucht, als die politische und rechtliche Legitimität 
der historisch gewordenen Grenzen, der historisch gewordenen Zusammenset- 
zung der Bevölkerung sowie der gegebenen Unterschiede und Ungleichheitsver- 
hältnisse zwischen den Nationalstaaten. Denn dieser Nationalismus — der auch 
immer wieder erneut Bestimmungen nationaler Identität erforderlich werden 
lässt und damit Versuche der ideologischen Aufladung veranlasst - hat nach 
wie vor eine gesellschaftsstrukturelle Grundlage: Staatliche Vergesellschaftung 
ist auch unter Bedingungen fortgeschrittener Globalisierung immer noch hoch 
folgenreich für die individuellen Lebensbedingungen und erzeugt damit objektive 
Interessenlagen der als Staatsbürger/innen vergesellschafteten Individuen." Denn 
Staaten konstituieren „Nationalgesellschaften“ (Schimank 2005) als politische 
Einheiten in der Weltgesellschaft, die den (legalen) Zugang zu Arbeitsmärkten, 
Bildungssystemen, Gesundheitssystemen, Sozialleistungen, politischer Partizi- 
pation und Rechtssystemen regulieren. Als Staatsbürger/in eines EU-Staates ist 
man folglich faktisch gegenüber den Bürger/innen der meisten außereuropäischen 
Staaten in verschiedener Hinsicht privilegiert und damit objektiv auch dann an 
der eigenen Staatszugehörigkeit interessiert, wenn man nationalistische Identi- 
fikationszumutungen ablehnt.'® Zudem sind Staatsgrenzen auch als Grenzen der 
„Informations- und Betroffenheitshorizonte“ (Schimank 2005: 401) folgenreich: 
Schulische Bildung, mediale und politische Kommunikation adtessieren ihr 
Publikum als Staatsbürger/innen und sie reduzieren Komplexität nicht zuletzt 
dadurch, dass sie Ereignissen im jeweiligen nationalstaatlichen Kontext primäre 


13 Dies wird nicht zuletzt in der abnehmenden Bereitschaft deutlich, sich für nationale 
Armeen rekrutieren zu lassen und ggf. für's „Vaterland“ zu sterben. 

14 Dies gilt ganz analog zu Klassenlagen und darin begründeten objektiven Interessen. 

15 Selbst politische Aktivist/innen achten deshalb gewöhnlich schr darauf, dass ihnen bei 
Reisen in Länder der Peripherien der Reisepass nicht abhanden kommt. 
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Bedeutung zusprechen. In der Folge der wiederkehrenden Anrufung von Indi- 
viduen als nationale Subjekte erscheint die Unterteilung der Weltgesellschaft 
in Staaten und Staatsbevölkerung trotz fortgeschrittener Globalisierung als die 
fraglos-selbstverständliche, quasi-natürliche und alternativlose Ordnung der 
Dinge. 

Dem korrespondiert ein „gewöhnlicher Nationalismus“ (Pogge 2011: 152ff.), 
der nicht mehr voraussetzt als die stillschweigende Akzeptanz gegebener staat- 
licher Strukturen und die Legitimität einer an staatlich gefassten Interessen 
orientierten Politik. Thomas Pogge (2011) zufolge ist für diesen gewöhnlichen 
Nationalismus nicht mehr als die Annahme erforderlich, dass sich „Bürger und 
Regierungen (...) stärker um Überleben und Wohlergehen ihres eigenen Staa- 
tes, ihrer Mitbürger und ihrer Kultur kümmern“ dürfen und sollen, „als um 
Überleben und Wohlergehen fremder Staaten, Kulturen und Personen“ (ebd.: 
151). Der „gehobene Nationalismus“ (ebd.) ist zudem dadurch gekennzeichnet, 
dass er zwar mit der Forderung nach einer gerechten Gestaltung der Lebensver- 
hältnisse einhergeht, daraus aber vorrangig eine diesbezügliche Verpflichtung 
in Bezug auf den eigenen Staat und seine Bürger/innen ableitet. Es handelt sich 
bei diesen Varianten des Nationalismus Pogge zufolge um einen weitverbreiteten 
„konservativen Nationalismus“ (150) der Bürger/innen in den wohlhabenden 
Weltregionen: „Diese Personen sind mit dem Status quo (der Weltgesellschaft, 
A. S.) recht zufrieden und betrachten es als legitim oder gar anerkennenswert, 
dass sie und ihre politischen Vertreter sich überwiegend darum kümmern, ihren 
eigenen kollektiven Vorteilzu wahren und zu vergrößern. Die meisten Bürger der 
wohlhabenden Staaten sind ... Nationalisten, und zwar extreme Nationalisten, 
in diesem Sinne.“ (150) 

Ein solcher extremer Nationalismus — und das ist hier entscheidend - be- 
nötigt jedoch keine explizite echno-nationalistische oder rassistische Ideologie 
und auch keine Konstrukte der nationalen Überlegenheit. Er kann durchaus 
mit einer explizit multikulturellen oder einer republikanischen Konzeption von 
Nationalstaatlichkeit'° und einer Kritik innerstaatlicher Formen der Diskrimi- 
nierung von Migrant/innen und Minderheiten einhergehen. Zu seiner Recht- 
fertigung ist nicht mehr als die Annahme erforderlich, dass die vermeintlichen 
oder tatsächlichen Interessen der nationalstaatlich vergesellschafteten Bürger/ 
innen als solche legitim sind sowie dass nationalstaatliche Politik berechtigt 
ist, sich primär an den Interessen „ihrer“ Bürger/innen zu orientieren. Deshalb 
reicht eine Kritik rassistischer und kulturrassistischer Ideologien und Diskurse 
an den Kern dieses Nationalismus nicht heran. Eine Kritik des konservativen 


16 So im Fall von Kanada bzw. Frankreich. 
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Nationalismus kann vielmehr nur dann formuliert werden, wenn die moralische 
und politische Legitimität der historisch gewordenen Ungleichheitsverhältnisse 
zwischen den Nationalstaaten und der Praktiken in Frage gestellt wird, durch 
die diese abgesichert werden. 


Sind staatliche Grenzziehungen kritisierbar? 


Eine darauf ausgerichtete Kritik ist meines Erachtens unverzichtbar, etabliert 
aber erhebliche Schwierigkeiten. Unverzichtbar ist diese Kritik, weil auch der 
konservative und gehobene Nationalismus faktisch die Legitimationsgrundlage 
einer deutschen und EU-europäischen Politik ist, die soziale Gerechtigkeit primär 
in einem nationalstaatlichen bzw. EU-europäischen Rahmen konzipiert und in 
der Folge im Umgang mit Flüchtlingen jede Berufung auf die Menschenrechte 
als Artikulation einer universalistischen Moral konterkariert (vgl. Weinzierl/ 
Lisson 2007). Und der Widerspruch einer Weltgesellschaft, die Migrations- 
motive und Migrationsmöglichkeiten erzeugt, die als universell proklamierten 
Menschenrechte als normativen Konsens beansprucht, aber zugleich an öko- 
nomischen und politischen Interessen orientierte staatliche Begrenzungen der 
Migrationsmöglichkeiten vornimmt, lässt sich auch nicht zureichend durch das 
Asylrecht und die Bestimmungen der Genfer Flüchtlingskonvention auflösen. 
Denn mit welchen legitimen Gründen ist Menschen das Recht zu bestreiten, 
aus Gesellschaften auszuwandern, in denen sie keinen zureichenden Zugang zu 
ausreichender materieller Versorgung, Bildung und Gesundheit finden? Oder: 
Wie kann es legitimiert werden, dass innerhalb der EU Migration prinzipiell 
als zulässig gilt, nicht aber die Zuwanderung aus Drittstaaten in die EU? Auch 
gerechtigkeitstheoretisch ist anzuerkennen, dass die weitreichenden Folgen des 
Schicksals der Geburt in einem Staat, die Folgen der „birthright lottery“ (Sachar 
2009) nicht rechtfertigbar sind. Denn mit guten Gründen lässt sich argumen- 
tieren, dass die Privilegien, die aus dem nationalen Geburtsort resultieren, das 
moderne Äquivalent der mittelalterlichen Feudalordnung sind, die als quasi- 
ständische Festlegungen von Lebenschancen den Kernprinzipien moderner 
Vergesellschaftung widersprechen (Bauböck 1997). 

Thomas Pogge (2011: 177f£.) hat - in Auseinandersetzung mit Rawls Theo- 
rie der Gerechtigkeit - zudem überzeugend argumentiert, dass die Begrenzung 
staatlich-politischer Verpflichtungen auf die Bürger/innen des eigenen Staates 
auch deshalb nicht rechtfertigbar ist, weil die Ursachen des in weiten Teilen der 
Welt herrschenden Elends nicht unabhängig sind von der Politik, insbesondere 
der Wirtschaftspolitik der entwickelten Nationen. Wenn z.B. die EU und die 
USA durch Subventionen ihrer Agrarindustrie dazu beitragen, dass landwirt- 
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schaftliche Produktion andernorts unrentabel wird, können sie moralische und 
politische Verantwortung für die Situation derjenigen, die dadurch in absolute 
Armut geraten, nicht zurückweisen. 

Insofern liegt es unter Berufungaufdie universalistischen Prinzipien der Men- 
schenrechte und gerechtigkeitstheoretisch nahe, offene Grenzen zu fordern und 
die Legitimität staatlicher Migrationsregime zu bestreiten: Jede/r soll demnach 
die Chance haben, durch Migration seine Lebensbedingungen zu verbessern, und 
dies nicht nur innerhalb eines Staates oder innerhalb der EU, sondern weltweit. 
Diese Forderung ist aber nicht nur im politischen Diskurs randständig. Sofern 
sie überhaupt ernsthaft diskutiert wird (siehe Carens 1987; Bauböck 1997; Offe 
2011), wird sie auch von Vertreter/innen kritischer Sozialwissenschaft überwie- 
gend zurückgewiesen. Diskussionsbedürftigsind dabei - neben z. T. recht durch- 
sichtigen Rechtfertigungsversuchen - m. E. vor allemzwei Argumentationslinien: 

Erstens wird argumentiert, so etwa bei Michael Walzer (1992), dass demokra- 
tisch verfasste politische Gemeinschaften historisch und systematisch an die Form 
des Nationalstaates gebunden sind und deshalb ein Recht auf Regulierung von 
Zugehörigkeit aus dem Selbsterhaltungsinteresse von Demokratien abgeleitet wer- 
den kann. In dieser Argumentationslinie, die auch Seyla Behabib aufgreift (2009: 
118ff. und 137ff.), hat zwar jedes Individuum ein Recht auf Staatsangehörigkeit 
und auch das Recht auf Zugehörigkeit zu einem demokratisch verfassten Staat. 
Dieses Recht wird jedoch als einschränkbar betrachtet, sofern Einschränkun- 
gen nicht willkürlich, sondern begründet und in Verfahren überprüfbar sind. 
Behabib (2009: 140) argumentiert wie folgt: Sie reklamiert ein „Menschenrecht 
auf Zugehörigkeit“, das „über die konkrete Einbürgerungsgesetzgebung dieses 
oder jenes Landes hinausgeht“. Gleichzeitig erkennt sie das Recht jedes Landes 
an, unterschiedliche Bedingungen für Einbürgerungen festzulegen. „Solche Va- 
riationen sind Sache der jeweiligen Nation.“ Damit wird die Verknüpfung von 
Territorialstaatlichkeit und Demokratie und damit das Recht demokratischer 
Staaten auf Zuwanderungsbegrenzung und Zugehörigkeitsregulierung demo- 
kratietheoretisch legitimiert: „Da die in Demokratien geltenden Gesetze für 
ihre Urheber bindend sein sollen, ist ihre Legitimation an den demos gebunden, 
der sich als souveränes Volk auf einem bestimmten Territorium konstituiert. 
Die Verantwortung für die Gesetze trägt das Volk, und dessen demokratische 
Repräsentation setzt eine Abschließung nach außen voraus. (..) Imperien haben 
Fronten. Demokratien haben Grenzen.“ (ebd.:211) 

Eine zweite Argumentationslinie (Balibar 2003: 201ff.; Bommes 1992; Bom- 
mes/Geddes 2000; Offe 2011) verweist aufden konstitutiven Zusammenhangvon 
Nationalstaatlichkeit und Wohlfahrtsstaatlichkeit. Diese Argumentationslinie 
kann pointiert wie folgt zusammengefasst werden: Migration ist nicht zuletzt 
durch die internationalen Ungleichheitsverhältnisse veranlasst, die durch nati- 
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onale Wohlfahrtsstaaten verfestigt werden. Wohlfahrtsstaatlichkeit beruht auf 
nationalstaatlich konturierten Leistungs- und Loyalitätsbeziehungen zwischen 
Staaten und ihren Bürger/innen sowie auf Begrenzungen des Zugangs zu Ar- 
beitsmärkten, Bildungssystemen, Gesundheitssystemen und Sozialleistungen. 
Wer für offene Grenzen plädiert, muss folglich auch für einen Abbau bzw. eine 
erhebliche Einschränkung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen eintreten. Zuge- 
spitzt formuliert: Nur ein komplett deregulierter Kapitalismus benötigt keine 
Zuwanderungsbegrenzungen. Oder mit einer Formulierungvon Etienne Balibar 
(2003: 286): Eine Welt ohne Grenzen würde „zur Ausweitung eines Raubtier- 
kapitalismus“ führen, „in dem die Menschen endgültig wie Waren ... von den 
Produktionsstandorten angezogen und abgestoßen würden.“ Dieses Argument 
istin dem Maß plausibel, wie eine Begrenzung der ökonomischen Macht global 
operierender Konzerne nur durch staatliche Politik bzw. im Kontext national- 
staatlich gerahmter politischer Auseinandersetzungen denkbar ist und eine nicht 
an die Form der nationalstaatlich gebundenen Gestaltung von sozialer Sicherung, 
allgemeiner Bildung usw. als unrealistisch erscheint. Insofern handelt sich die 
Forderung nach offenen Grenzen einen Konflikt zu den legitimen Eigeninter- 
essen derjenigen ein, die als Bürger/innen der westlichen Wohlfahrtsstaaten ein 
Interesse an staatlich-politischer Regulation ihrer Lebensbedingungen haben. 
Vor dem Hintergrund dieser und weiterer Argumente, die hier nicht diskutiert 
werden können,” stellt sich die Frage, ob eine Kritik des funktionalen konserva- 
tiven Nationalismus zwar menschenrechtlich legitim, aber insofern hinfällig ist, 
weil sie in eine „Negation ohne Alternativkonzept“ (Luhmann 1997: 1119) mün- 
det. Eine solche Kritik ist zwar zweifellos legitim, bleibt aber politisch folgenlos, 
wenn nicht aufgezeigt werden kann, was eine andere und anstrebenswerte Form 
der Vergesellschaftung wäre, die an die Stelle des kritisierten Zustands treten 
kann. Ergeht es der Kritik des Nationalismus also wie (zumindest bislang) der 
Kritik des Kapitalismus: Sie kann gute Gründe für sich beanspruchen, aber keine 
realistische sowie durchsetzbare Alternative zum kritisierten Zustand aufzeigen? 
Bleibt also nichts übrig, als das Paradox auszuhalten, dass es gute Gründe gibt, 
den herrschenden Nationalismus unter menschenrechtlichen und gerechtigkeits- 
theoretischen Gesichtspunkten zu kritisieren, und zugleich anzuerkennen, dass 
Menschenrechte und soziale Gerechtigkeit faktisch nur im nationalstaatlichen 
Rahmen gewährleistet werden können? Müssen also auch kritische Sozialwis- 


17 Claus Offe (2011) argumentiert u.a., dass offene Grenzen auch deshalb nicht dazu ge- 
eignet sind, die strukturellen Probleme der Weltgesellschaft zu lösen, weil sie mit hoher 
Wahrscheinlichkeit (Abwanderung der Jungen und Qualifizierten, ökonomische Ab- 
wärtsspirale) auch zu einer Verschärfung der Probleme in den Auswanderungsländern 
führen würden. 
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senschaftler/innen und Aktivist/innen in sozialen Bewegungen die prinzipielle 
Legitimität des europäischen Migrationsregimes anerkennen und sich auf eine 
punktuelle Kritik rechtlicher Festlegungen und ihrer Realisierung begrenzen? 
Die Konsequenzen, die aus einer bejahenden Antwort auf diese Fragen folgen, 
sind m. E. analytisch kaum zu vermeiden, aber zugleich normativ inakzeptabel. 
Deshalb ist es erforderlich, über Perspektiven der Kritik nachzudenken, die davon 
ausgeht, dass es vor dem Hintergrund der historisch gewordenen Verhältnisse 
keine absehbare Auflösung der Widersprüche gibt, die sich im Umgangmit un- 


erwünschten Migrant/innen in zugespitzter Weise artikulieren. 


Perspektiven der Kritik 


Kritik steht daraufbezogen meines Erachtens erstens vor der Aufgabe, die Wider- 
sprüche zwischen der Berufung der jedem Einzelnen zukommenden Menschen- 
rechte'* sowie die Idee sozialer Gerechtigkeit und dem Umgangmit Flüchtlingen 
unter Bedingungen fortgeschrittener Globalisierung als solche zu thematisieren 
und zu einer offenen Auseinandersetzung mit diesen Widersprüchen herauszu- 
fordern. Dazu ist es erforderlich, einen öffentlichen Diskurs in Gang zu setzen 
bzw. fortzuführen, in dem deutlich zu einer Debatte über das Verhältnis der 
vermeintlichen und tatsächlichen Interessen nationalstaatlich vergesellschafteter 
Bürger/innen zu menschenrechtlichen Grundsätzen und den darin begründe- 
ten Ansprüchen von Flüchtlingen aufgefordert wird. In dem Maße, wie eine 
offene, die Interessengegensätze nicht verschleiernde Auseinandersetzung über 
das Verhältnis von nationalstaatlich gefassten Interessen und den Prinzipien einer 
universalistischen Moral in Gang gesetzt werden kann, besteht die Chance, den 
gewöhnlichen Nationalismus zu verunsichern. 

Dazu ist es zweitens unverzichtbar, Varianten eines explanatorischen Nati- 
onalismus zu kritisieren, der die Ursachen unzumutbarer Lebensbedingungen 
exklusiv in den jeweiligen nationalgesellschaftlichen Verhältnissen der Aus- 
wanderungsgesellschaft sieht und damit Verantwortlichkeit für ihre Folgen 
zurückweist. Aufzuzeigen sind demgegenüber die Verstrickungen europäischer 
Politik und Ökonomie in die Hervorbringung von Fluchtursachen. Für die sozi- 
alwissenschaftliche Forschung und Theoriebildung schließt dies eine Problema- 


18 Der gegen eine erste Fassung dieses Textes erhobene Einwand, dass hier ein politisch 
naives Verständnis der Menschenrechte in Anspruch genommen würde, ist m. E. nicht 
tragfähig; denn erst die Beanspruchung der Menschenrechte als normativer Horizont 
politischer Entscheidung ermöglicht es, Verpflichtungen staatlicher Politik gegenüber 
Nicht-Staatsbürgern einzufordern (siehe dazu u.a. Fraser 2010). 
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tisierungder etablierten wissenschaftlichen Arbeitsteilungein, insbesondere die 
Abkoppelung der Diskurse über Migrationsregime und Migrationspolitik von 
der wissenschaftlichen Beschäftigung mit Fragen der globalen Ungleichheit, der 
Außenpolitik, Handelspolitik und der Entwicklungspolitik. Denn die Abkoppe- 
lung der Migrationsforschung von weiterreichenden gesellschaftstheoretischen 
Fragestellungen bedingt eine Spezialisierung, in deren Folge die übergreifenden 
Zusammenhänge aus dem Blick treten können. 

Drittens ist es erforderlich, die argumentative Falle zu vermeiden, die entsteht, 
wenn allein der Umgangmit Migrant/innen und Flüchtlingen im Zentrum von 
Auseinandersetzungen über Erfordernisse einer menschenrechtlich legitimen 
Politik unter Bedingungen globaler Ungleichheiten steht. Denn es ist plausibel zu 
argumentieren, dass die Aufnahme von Flüchtlingen nur begrenzt dazu geeignet 
ist, die Folgeprobleme globaler Ungleichheit zu lösen. Folglich sind die Kritik 
von Außen-, Entwicklungs-. und Handelspolitik und die Kritik von Migrations- 
regimen als einander notwendig ergänzende zu begreifen. 

Viertens ist eine Form der Kritik weiterzuentwickeln, die für sich nicht bean- 
sprucht, über generelle und abschließende Lösungen zu verfügen, aber in Bezug 
aufje konkrete Fälle und Aspekte die konsequente Beachtung menschenrechtli- 
cher Gesichtspunkte einfordert; eine Kritik, welche die Gewalt der Abstraktion 
in den Blick rückt, die darin besteht, dass das Schicksal konkreter Einzelner 
hinter die Betrachtung der generellen Problematik des Umgangs mit Migration 
unter Bedingungen globaler Ungleichheiten zurücktritt. Eine solche Kritik, die 
den menschenrechtlichen Grundsatz der zu achtenden Würde jedes Einzelnen 
in seiner Radikalität ernst nimmt, kann idealiter dazu beitragen, dass die wieder- 
kehrende und organisierte Verdrängung des Schicksals von Flüchtlingen immer 
wieder aufgebrochen wird. 
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